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(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/1383 DER KOMMISSION 

vom 8. Juli 2019 

zur Änderung und Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 im Hinblick auf die 
Sicherheitsmanagementsysteme in Unternehmen zur Führung der Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit und im Hinblick auf Erleichterungen für Luftfahrzeuge der allgemeinen Luftfahrt in 

Bezug auf die Instandhaltung und die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2018 zur 
Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit sowie zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 2111/2005, (EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 996/2010, 
(EU) Nr. 376/2014 und der Richtlinien 2014/30/EU und 2014/53/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, und 
zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 552/2004 und (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des 
Rates und der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates (1), insbesondere auf Artikel 17 Absatz 1 und Artikel 62 
Absätze 14 und 15, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 (2) enthält Vorschriften für die Instandhaltung und die Führung der 
Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit bestimmter Luftfahrzeuge. Zur Wahrung der Verhältnismäßigkeit ist es 
notwendig, diese Vorschriften dahingehend anzupassen, dass angesichts der geringeren Risiken von in der 
allgemeinen Luftfahrt eingesetzten Leichtluftfahrzeugen, die im Luftverkehrsbetreiberzeugnis des auf der 
Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 des Europäischen Parlamentes und des Rates (3) zugelassenen 
Luftfahrtunternehmens nicht aufgeführt sind, vereinfachte Anforderungen eingeführt werden. Daher sollten neue 
Anforderungen zur Gewährleistung der Lufttüchtigkeit dieser Luftfahrzeuge eingeführt werden. Diese sollten 
weniger streng sein als die geltenden Anforderungen, die in den Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogrammen, den 
Lufttüchtigkeitsprüfungen und in Bezug auf die Verschiebung der Mängelbehebung festgelegt sind. Finden diese 
Instandhaltungsanforderungen auf andere als technisch komplizierte motorgetriebene Luftfahrzeuge Anwendung, 
sollte der Eigentümer solcher Luftfahrzeuge Instandhaltungsaufgaben vertraglich an Instandhaltungsbetriebe 
vergeben können, die nach der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 Anhang II (Teil-145) genehmigt sind. 

(2)  Für andere als technisch komplizierte motorgetriebene Luftfahrzeuge, die nicht im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 
eines auf der Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrzeugunternehmens 
eingetragen sind, sollten neue Vorschriften eingeführt werden, die eine größere Flexibilität bei der Festlegung und 
Ausführung des Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms ermöglichen. Folglich sollte eine neue Genehmigung für 
Organisationen eingeführt werden, die an weniger strenge Anforderungen geknüpft ist und mit der kombinierte 
Rechte für die Instandhaltung, die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit und die Prüfungen der 
Lufttüchtigkeit sowie für Fluggenehmigungen gewährt werden. 
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(1) ABl. L 212 vom 22.8.2018, S. 1. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 der Kommission vom 26. November 2014 über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von 

Luftfahrzeugen und luftfahrttechnischen Erzeugnissen, Teilen und Ausrüstungen und die Erteilung von Genehmigungen für 
Organisationen und Personen, die diese Tätigkeiten ausführen (ABl. L 362 vom 17.12.2014, S. 1). 

(3) Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. September 2008 über gemeinsame Vorschriften 
für die Durchführung von Luftverkehrsdiensten in der Gemeinschaft (ABl. L 293 vom 31.10.2008, S. 3). 



(3)  Nach der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 der Kommission (4) sind Inhaber eines Luftverkehrsbetreiberzeugnisses 
(AOC) derzeit verpflichtet, über ein Managementsystem zu verfügen, das auch das Management der von ihren 
Tätigkeiten ausgehenden Sicherheitsrisiken umfasst. Hierzu zählt auch die Führung der Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit ihrer Luftfahrzeugflotte, die von ihren eigenen, nach der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 
Anhang I Unterabschnitt G genehmigten Unternehmen zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 
(continuing airworthiness management organisation, im Folgenden „CAMO“) wahrgenommen wird. Anhang I 
Unterabschnitt G enthält derzeit jedoch keine Anforderungen an das Sicherheitsmanagement innerhalb eines 
CAMO. Daher sollte ein CAMO-System eingeführt werden, das auch das Management der Sicherheitsrisiken bei 
Organisationen umfasst, die für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von durch AOC-Inhaber 
eingesetzten Luftfahrzeugen zuständig sind. Das Managementsystem sollte für alle CAMO gelten, denen die 
Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit obliegt. 

(4)  Damit die an der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen und Komponenten beteiligten 
Organisationen dafür sorgen können, dass die mit dieser Verordnung eingeführten neuen Vorschriften und 
Verfahren eingehalten werden, sollte eine ausreichende Übergangsfrist eingeräumt werden. 

(5)  Im Interesse der Verhältnismäßigkeit der Vorschriften für andere als technisch komplizierte motorgetriebene 
Luftfahrzeuge, die nicht im Luftverkehrsbetreiberzeugnis eines nach der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 
zugelassenen Luftfahrtunternehmens aufgelistet sind, sollten die Grundsätze des Sicherheitsmanagements nicht für 
kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisationen gelten. 

(6) Auch sollten die für die zuständigen Behörden geltenden Anforderungen an die Entwicklungen der Sicherheitsma­
nagementkonzepte der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation angepasst werden, insbesondere hinsichtlich der 
Einführung des Behördenmanagementsystems, der Umsetzung des einzelstaatlichen Sicherheitsprogramms und 
der Koordinierung zwischen Behörden. 

(7)  Eine falsche Bewertung der Lufttüchtigkeit eines Luftfahrzeugs aufgrund unvollständiger Aufzeichnungen zur 
Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit kann ein Risiko für die Flugsicherheit darstellen. Daher sollten die 
bestehenden Vorschriften für die Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit geändert werden. 

(8)  Die redaktionellen Fehler, die zu Auslegungsschwierigkeiten bei einigen Bestimmungen von Anhang III der 
Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 geführt haben, sollten berichtigt werden. 

(9)  Die Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 sollte daher geändert werden. 

(10)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen beruhen auf den gemäß Artikel 76 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates (5) von der Agentur vorgelegten Stellungnahmen 
Nr. 05/2016 (6), Nr. 06/2016 (7) und Nr. 13/2016 (8). 

(11)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des nach Artikel 127 
Absatz 3 der Verordnung (EU) 2018/1139 eingesetzten Ausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 wird wie folgt geändert:  

1. Artikel 3 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 3 

Anforderungen an die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

(1) Die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von in Artikel 1 Buchstabe a genannten Luftfahrzeugen und 
Komponenten für den Einbau darin ist gemäß den Anforderungen in Anhang I (Teil-M) sicherzustellen mit 
Ausnahme der Luftfahrzeuge, die in Absatz 2 Unterabsatz 1 aufgeführt sind und für die die Anforderungen von 
Anhang Vb (Teil-ML) gelten. 
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(4) Verordnung (EU) Nr. 965/2012 der Kommission vom 5. Oktober 2012 zur Festlegung technischer Vorschriften und von Verwaltungs­
verfahren in Bezug auf den Flugbetrieb gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 
(ABl. L 296 vom 25.10.2012, S. 1). 

(5) Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2018 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für 
die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit sowie zur Änderung der Verordnungen 
(EG) Nr. 2111/2005, (EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 996/2010, (EU) Nr. 376/2014 und der Richtlinien 2014/30/EU und 2014/53/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates, und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 552/2004 und (EG) Nr. 216/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates (ABl. L 212 vom 22.8.2018, S. 1). 

(6) Stellungnahme Nr. 05/2016: Task force for the review of Part-M for General Aviation. 
(7) Stellungnahme Nr. 06/2016: Embodiment of safety management system (SMS) requirements into Commission Regulation (EU) 

No 1321/2014 – SMS in Part-M. 
(8) Stellungnahme Nr. 13/2016: Technical records 



(2) Die Anforderungen von Anhang Vb (Teil-ML) gelten für folgende Luftfahrzeuge, bei denen es sich um andere 
als technisch komplizierte motorgetriebene Luftfahrzeuge handelt: 

a)  Flugzeuge mit einer höchstzulässigen Startmasse (MTOM) von 2 730 kg oder darunter, 

b)  Drehflügler mit einer höchstzulässigen Startmasse (MTOM) von 1 200 kg oder darunter, die für höchstens 
vier Insassen zugelassen sind, 

c)  sonstige ELA2-Luftfahrzeuge. 

Sind die in Unterabsatz 1 Buchstaben a, b und c genannten Luftfahrzeuge im Luftverkehrsbetreiberzeugnis eines 
nach der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrtunternehmens eingetragen, gelten die 
Anforderungen von Anhang I (Teil-M). 

(3) Damit sie in das Luftverkehrsbetreiberzeugnis eines nach der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 zugelassenen 
Luftfahrtunternehmens eingetragen werden können, müssen die in Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstaben a, b und c 
genannten Luftfahrzeuge alle nachstehenden Anforderungen erfüllen: 

a)  Das Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm für diese Luftfahrzeuge wurde von der zuständigen Behörde nach 
Anhang I (Teil-M) Punkt M.A.302 genehmigt. 

b)  Die Instandhaltung wurde entsprechend dem in Buchstabe a genannten Instandhaltungsprogramm fristgerecht 
durchgeführt und nach Anhang II (Teil-145) Punkte 145.A.48 und 145.A.50 bescheinigt. 

c)  Es wurde eine Prüfung der Lufttüchtigkeit durchgeführt und eine neue Bescheinigung über die Prüfung der 
Lufttüchtigkeit nach Anhang I (Teil-M) Punkt M.A.901 ausgestellt. 

(4) Abweichend von Absatz 1 ist die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von in Artikel 1 Buchstabe a 
genannten Luftfahrzeugen, für die eine Fluggenehmigung erteilt wurde, auf der Grundlage der spezifischen 
Vorkehrungen für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit sicherzustellen, die in der nach Anhang I (Teil-21) der 
Verordnung (EU) Nr. 748/2012 der Kommission (*) erteilten Fluggenehmigung festgelegt wurden. 

(5) Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramme für die in Artikel 1 Buchstabe a genannten Luftfahrzeuge, die den in 
Anhang I (Teil-M) Punkt M.A.302 genannten Anforderungen genügen, die bereits vor dem 20. August 2019 galten, 
gelten entsprechend den Absätzen 1 und 2 als mit den Anforderungen von Anhang I (Teil-M) Punkt M.A.302 bzw. 
Anhang Vb (Teil-ML) Punkt ML.A.302 in Einklang stehend. 

(6) Betreiber haben die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von in Artikel 1 Buchstabe b genannten 
Luftfahrzeugen und Komponenten für den Einbau darin gemäß den Anforderungen von Anhang Va (Teil-T) 
sicherzustellen. 

(7) Die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von Flugzeugen mit einer höchstzulässigen Startmasse von 
5 700 kg oder darunter, die mit mehreren Turboprop-Triebwerken ausgestattet sind, ist nach den Anforderungen zu 
gewährleisten, die für andere als technisch komplizierte motorgetriebene Luftfahrzeuge gelten und die festgelegt sind 
in Anhang I (Teil-M) Punkte M.A.201, M.A.301, M.A.302, M.A.601 und M.A.803, Anhang II (Teil-145) Punkt 145. 
A.30, Anhang III (Teil-66) Anlagen V und VI Punkte 66.A.5, 66.A.30 und 66.A.70, Anhang Vc (Teil-CAMO) 
Punkt CAMO.A.315 und Anhang Vd (Teil-CAO) Anlage 1 Punkt CAO.A.010 insoweit als sie für andere als 
technisch komplizierte motorgetriebene Luftfahrzeuge gelten.  

(*) Verordnung (EU) Nr. 748/2012 der Kommission vom 3. August 2012 zur Festlegung der Durchführungsbestim­
mungen für die Erteilung von Lufttüchtigkeits- und Umweltzeugnissen für Luftfahrzeuge und zugehörige 
Produkte, Bau- und Ausrüstungsteile sowie für die Zulassung von Entwicklungs- und Herstellungsbetrieben 
(ABl. L 224 vom 21.8.2012, S. 1).“  

2. Artikel 4 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 4 

Genehmigungen für an der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit beteiligte Organisationen 

(1) An der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen und Komponenten für den Einbau darin, 
einschließlich ihrer Instandhaltung, beteiligten Organisationen wird von der zuständigen Behörde auf Antrag eine 
Genehmigung auf der Grundlage der für die jeweilige Organisation geltenden Anforderungen von Anhang II 
(Teil-145), Anhang Vc (Teil-CAMO) bzw. Anhang Vd (Teil-CAO) erteilt. 

(2) Abweichend von Absatz 1 können Organisationen, sofern sie dies beantragen, bis zum 20. August 2020 von 
der zuständigen Behörde Genehmigungen auf der Grundlage der Anforderungen von Anhang I (Teil-M) 
Unterabschnitte F und G erteilt werden. Diese Genehmigungen gelten bis zum 20. August 2021. 

(3) Instandhaltungsgenehmigungen, die von einem Mitgliedstaat auf der Grundlage der in der Verordnung (EWG) 
Nr. 3922/91 des Rates (*) in Anhang II genannten Zertifizierungsspezifikation JAR-145 erteilt oder anerkannt 
wurden und vor dem 29. November 2003 gültig waren, gelten als nach den Anforderungen von Anhang II 
(Teil-145) dieser Verordnung erteilt. 
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(4) Organisationen, die über eine gültige Genehmigung verfügen, die nach Anhang I (Teil-M) Unterabschnitt F 
oder G oder nach Anhang II (Teil-145) erteilt wurde, wird auf ihren Antrag hin von der zuständigen Behörde das 
Formblatt 3-CAO entsprechend Anhang Vd (Teil-CAO) Anlage 1 ausgestellt. 

Die mit der auf der Grundlage von Anhang Vd (Teil-CAO) erteilten Genehmigung verbundenen Rechte gelten als 
dieselben Rechte, die mit der Genehmigung verbunden sind, die nach Anhang I (Teil-M) Unterabschnitt F oder G 
oder nach Anhang II (Teil-145) erteilt wurden. Diese Rechte dürfen jedoch nicht über die Rechte einer Organisation 
nach Anhang Vd (Teil-CAO) Abschnitt A hinausgehen. 

Die Organisation kann etwaige Verstöße gegen Anhang Vd (Teil-CAO) bis zum 20. August 2021 beheben. Werden 
die Verstöße bis zu diesem Zeitpunkt nicht behoben, wird die Genehmigung widerrufen. 

Solange die Organisation Anhang Vd (Teil-CAO) genügt oder bis zum 20. August 2021, je nachdem, welcher 
Zeitpunkt früher liegt, ist sie nach Anhang I (Teil-M) Unterabschnitt F oder G oder gegebenenfalls nach Anhang II 
(Teil-145) zu genehmigen und zu beaufsichtigen. 

(5) Genehmigungen von Unternehmen zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit, die nach Anhang I 
(Teil-M) Unterabschnitt G erteilt wurden und gültig sind, gelten als nach Anhang Vc (Teil-CAMO) erteilt. 

Die Organisation kann etwaige Verstöße gegen Anhang Vc (Teil-CAMO) bis zum 20. August 2021 beheben. 

Behebt die Organisation die Verstöße bis zu diesem Zeitpunkt, stellt die zuständige Behörde ein neues Formblatt 14 
aus, mit dem sie die Genehmigung nach Anhang Vc (Teil-CAMO) bescheinigt. Werden die Verstöße bis zu diesem 
Zeitpunkt nicht behoben, wird die Genehmigung widerrufen. 

Solange die Organisation Anhang Vc (Teil-CAMO) genügt oder bis zum 20. August 2021, je nachdem, welcher 
Zeitpunkt früher liegt, ist sie nach Anhang I (Teil-M) Unterabschnitt G zu genehmigen und zu beaufsichtigen. 

(6) Vor dem 28. Oktober 2008 von einem Instandhaltungsbetrieb, der nach den einzelstaatlichen Bestimmungen 
des Mitgliedstaats, in dem der Betrieb niedergelassen ist, genehmigt wurde, ausgestellte Freigabebescheinigungen für 
andere als technisch komplizierte motorgetriebene Luftfahrzeuge, die nicht im gewerblichen Luftverkehr eingesetzt 
werden, sowie für Komponenten für den Einbau in diese Luftfahrzeuge, gelten als nach Anhang I (Teil-M) 
Punkte M.A.801 und M.A.802 sowie nach Anhang II (Teil-145) Punkt 145.A.50 ausgestellt.  

(*) Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates vom 16. Dezember 1991 zur Harmonisierung der technischen 
Vorschriften und der Verwaltungsverfahren in der Zivilluftfahrt (ABl. L 373 vom 31.12.1991, S. 4).“  

3. Artikel 5 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Freigabeberechtigtes Personal muss den Qualifikationsanforderungen nach Anhang III (Teil-66) genügen, 
ausgenommen den Anforderungen in Anhang I (Teil-M) Punkte M.A.606(h), M.A.607(b), M.A.801(d) und M.A.803, 
Anhang Vb (Teil-ML) Punkte ML.A.801(c) und ML.A.803, Anhang Vd (Teil-CAO) Punkte CAO.A.035(d) und 
CAO.A.040(b) sowie Anhang II (Teil-145) Anlage IV Punkt 145.A.30(j).“  

4. Folgender Artikel 7a wird eingefügt: 

„Artikel 7a 

Zuständige Behörden 

(1) Benennt ein Mitgliedstaat mehrere Stellen als zuständige Behörde, stattet sie mit den notwendigen Befugnissen 
aus und weist ihnen die Zuständigkeit für die Zulassung von und die Aufsicht über die dieser Verordnung 
unterliegenden Personen und Organisationen zu, müssen die folgenden Anforderungen eingehalten werden: 

a)  Die Kompetenzbereiche jeder zuständigen Behörde sind im Hinblick auf die Zuständigkeiten und die 
geografischen Grenzen klar definiert. 

b)  Zwischen diesen Behörden hat eine Koordinierung zur Sicherstellung einer wirksamen Zulassung von und 
Aufsicht über alle(n) Personen und Organisationen, die dieser Verordnung im Rahmen ihrer jeweiligen 
Zuständigkeiten unterliegen, zu erfolgen. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das Personal ihrer zuständigen Behörden keine Zulassungs- und 
Aufsichtsaufgaben wahrnimmt, wenn es Anhaltspunkte dafür gibt, dass dies direkt oder indirekt, insbesondere im 
Zusammenhang mit familiären oder finanziellen Interessen, zu einem Interessenkonflikt führen könnte. 
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(3) Sofern dies für die Wahrnehmung der Zulassungs- und Aufsichtsaufgaben im Rahmen dieser Verordnung 
erforderlich ist, müssen die zuständigen Behörden mit folgenden Befugnissen ausgestattet sein: 

a)  Überprüfung der Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und von sonstigem Material, das für die Erfüllung der 
Zulassungs- und/oder Aufsichtsaufgaben von Belang ist; 

b)  Anfertigung von Kopien oder Auszügen dieser Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und von sonstigem Material; 

c)  Anforderung mündlicher Erläuterungen durch das Personal dieser Organisationen; 

d)  Zugang zu den einschlägigen Räumlichkeiten, Einsatzorten oder Transportmitteln, die Eigentum dieser Personen 
sind oder von diesen genutzt werden; 

e)  Durchführung von Audits, Untersuchungen, Bewertungen, Inspektionen, auch von unangekündigten 
Inspektionen bei diesen Organisationen; 

f)  je nach Sachlage Ergreifen oder Einleiten von Durchsetzungsmaßnahmen. 

(4) Die in Absatz 3 genannten Befugnisse werden unter Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen des jeweiligen 
Mitgliedstaats ausgeübt.“  

5. Artikel 9 wird gestrichen.  

6. Anhang I wird gemäß Anhang I dieser Verordnung geändert;  

7. Anhang II wird gemäß Anhang II dieser Verordnung geändert;  

8. Anhang III wird gemäß Anhang III dieser Verordnung geändert;  

9. Anhang IV wird gemäß Anhang IV dieser Verordnung geändert;  

10. Anhang Va wird gemäß Anhang V dieser Verordnung geändert;  

11. der Wortlaut in Anhang VI dieser Verordnung wird als Anhang Vb eingefügt;  

12. der Wortlaut in Anhang VII dieser Verordnung wird als Anhang Vc eingefügt;  

13. der Wortlaut in Anhang VIII dieser Verordnung wird als Anhang Vd eingefügt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 20. Februar 2020. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 8. Juli 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG I 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 wird wie folgt geändert:  

1. Das Inhaltsverzeichnis erhält folgende Fassung: 

„INHALT 

M.1 

ABSCHNITT A — TECHNISCHE ANFORDERUNGEN 

UNTERABSCHNITT A — ALLGEMEINES 

M.A.101 Geltungsbereich 

UNTERABSCHNITT B — ZUSTÄNDIGKEIT 

M.A.201 Verantwortlichkeiten 

M.A.202 Meldung von Ereignissen 

UNTERABSCHNITT C — AUFRECHTERHALTUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT 

M.A.301 Aufgaben zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

M.A.302 Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm 

M.A.303 Lufttüchtigkeitsanweisungen 

M.A.304 Unterlagen für Änderungen und Reparaturen 

M.A.305 System für die Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs 

M.A.306 System für das technische Bordbuch des Luftfahrzeugs 

M.A.307 Übergabe der Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs 

UNTERABSCHNITT D — INSTANDHALTUNGSNORMEN 

M.A.401 Instandhaltungsunterlagen 

M.A.402 Durchführung der Instandhaltung 

M.A.403 Mängel am Luftfahrzeug 

UNTERABSCHNITT E — KOMPONENTEN 

M.A.501 Klassifizierung und Einbau 

M.A.502 Instandhaltung von Komponenten 

M.A.503 Lebensdauerbegrenzte Teile und laufzeitüberwachte Komponenten 

M.A.504 Trennung von Komponenten 

UNTERABSCHNITT F — INSTANDHALTUNGSBETRIEB 

M.A.601 Geltungsbereich 

M.A.602 Antrag 

M.A.603 Umfang der Genehmigung 

M.A.604 Instandhaltungsbetriebshandbuch 

M.A.605 Einrichtungen 

M.A.606 Anforderungen an das Personal 

M.A.607 Freigabeberechtigtes Personal und Lufttüchtigkeitsprüfpersonal 

M.A.608 Komponenten, Ausrüstungen und Werkzeuge 

M.A.609 Instandhaltungsunterlagen 

M.A.610 Arbeitsaufträge für die Instandhaltung 

M.A.611 Instandhaltungsnormen 

M.A.612 Freigabebescheinigung für Luftfahrzeuge 

M.A.613 Freigabebescheinigung für Komponenten 
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M.A.614 Aufzeichnungen zu Instandhaltung und Prüfung der Lufttüchtigkeit 

M.A.615 Rechte des Betriebs 

M.A.616 Innerbetriebliche Prüfung 

M.A.617 Änderungen beim genehmigten Instandhaltungsbetrieb 

M.A.618 Fortdauer der Gültigkeit der Genehmigung 

M.A.619 Beanstandungen 

UNTERABSCHNITT G — UNTERNEHMEN ZUR FÜHRUNG DER AUFRECHTERHALTUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT 

M.A.701 Geltungsbereich 

M.A.702 Antrag 

M.A.703 Umfang der Genehmigung 

M.A.704 Handbuch für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

M.A.705 Einrichtungen 

M.A.706 Anforderungen an das Personal 

M.A.707 Personal für die Prüfung der Lufttüchtigkeit 

M.A.708 Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

M.A.709 Dokumentation 

M.A.710 Prüfung der Lufttüchtigkeit 

M.A.711 Rechte des Unternehmens 

M.A.712 Qualitätssicherungssystem 

M.A.713 Änderungen beim genehmigten Unternehmen zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

M.A.714 Führung der Aufzeichnungen 

M.A.715 Fortdauer der Gültigkeit der Genehmigung 

M.A.716 Beanstandungen 

UNTERABSCHNITT H — FREIGABEBESCHEINIGUNG (CRS) 

M.A.801 Freigabebescheinigung für Luftfahrzeuge 

M.A.802 Freigabebescheinigung für Komponenten 

M.A.803 Erlaubnis des Piloten/Eigentümers 

UNTERABSCHNITT I — BESCHEINIGUNG ÜBER DIE PRÜFUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT 

M.A.901 Prüfung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen 

M.A.902 Gültigkeit der Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit 

M.A.903 Registerwechsel von Luftfahrzeugen innerhalb der EU 

M.A.904 Prüfung der Lufttüchtigkeit von in die EU importierten Luftfahrzeugen 

M.A.905 Beanstandungen 
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ABSCHNITT B — VERFAHREN FÜR ZUSTÄNDIGE BEHÖRDEN 

UNTERABSCHNITT A — ALLGEMEINES 

M.B.101 Geltungsbereich 

M.B.102 Zuständige Behörde 

M.B.103 Beanstandungen und Durchsetzungsmaßnahmen — Personen 

M.B.104 Führung der Aufzeichnungen 

M.B.105 Gegenseitiger Informationsaustausch 
UNTERABSCHNITT B — ZUSTÄNDIGKEIT 

M.B.201 Verantwortlichkeiten 

M.B.202 Mitteilungen an die Agentur 
UNTERABSCHNITT C — AUFRECHTERHALTUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT 

M.B.301 Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm 

M.B.302 Ausnahmen 

M.B.303 Überwachung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen 

M.B.304 Widerruf, Aussetzung und Beschränkung 

M.B.305 System für das technische Bordbuch des Luftfahrzeugs 
UNTERABSCHNITT D — INSTANDHALTUNGSNORMEN 

UNTERABSCHNITT E — KOMPONENTEN 

UNTERABSCHNITT F — INSTANDHALTUNGSBETRIEB 

M.B.601 Antrag 

M.B.602 Erstgenehmigung 

M.B.603 Erteilung der Genehmigung 

M.B.604 Fortdauernde Aufsicht 

M.B.605 Beanstandungen 

M.B.606 Änderungen 

M.B.607 Widerruf, Aussetzung und Beschränkung einer Genehmigung 
UNTERABSCHNITT G — UNTERNEHMEN ZUR FÜHRUNG DER AUFRECHTERHALTUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT 

M.B.701 Antrag 

M.B.702 Erstgenehmigung 

M.B.703 Erteilung der Genehmigung 

M.B.704 Fortdauernde Aufsicht 

M.B.705 Beanstandungen 

M.B.706 Änderungen 

M.B.707 Widerruf, Aussetzung und Einschränkung einer Genehmigung 
UNTERABSCHNITT H — FREIGABEBESCHEINIGUNG (CRS) 

UNTERABSCHNITT I — BESCHEINIGUNG ÜBER DIE PRÜFUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT 

M.B.901 Beurteilung von Empfehlungen 

M.B.902 Prüfung der Lufttüchtigkeit durch die zuständige Behörde 

M.B.903 Beanstandungen 

M.B.904 Informationsaustausch 

Anlage I – Vertrag über die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

Anlage II — Freigabebescheinigung — EASA-Formblatt 1 

Anlage III — Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit — EASA-Formblatt 15 

Anlage IV — System von Klassen und Kategorien für die Genehmigung von Instandhaltungsbetrieben gemäß An­
hang I (Teil-M) Unterabschnitt F und Anhang II (Teil-145) 

Anlage V — Genehmigung als Instandhaltungsbetrieb gemäß Anhang I (Teil-M) Unterabschnitt F 

Anlage VII — Komplexe Instandhaltungsaufgaben 

Anlage VIII — Eingeschränkte Instandhaltung durch den Piloten/Eigentümer“;  
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2. Punkt M.1 wird wie folgt geändert: 

a)  Punkt (3) erhält folgende Fassung: 

„3.  für die Genehmigung eines Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms (aircraft maintenance programme, im 
Folgenden „AMP“) eine der folgenden Behörden: 

i)  die von dem Eintragungsmitgliedstaat des Luftfahrzeugs benannte Behörde; 

ii)  sofern der Eintragungsmitgliedstaat vor Genehmigung des Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms dem 
zustimmt, eine der folgenden Behörden: 

a)  die von dem Mitgliedstaat, in dem der Betreiber seinen Hauptgeschäftssitz hat, oder, falls der Betreiber 
keinen Hauptgeschäftssitz hat, von dem Mitgliedstaat, in dem der Betreiber niedergelassen oder 
ansässig ist, benannte Behörde; 

b)  die für die Aufsicht über das Unternehmen zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 
zuständige Behörde oder die Behörde, mit der der Eigentümer einen befristeten Vertrag nach 
Punkt M.A.201(i)(1) geschlossen hat.“ 

b)  Punkt (4) wird gestrichen;  

3. Punkt M.A.101 wird ersetzt durch: 

„M.A.101 Geltungsbereich 

In diesem Abschnitt werden die zur Sicherstellung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen – 
einschließlich ihrer Instandhaltung – zu ergreifenden Maßnahmen festgelegt. Zudem werden die Bedingungen 
festgelegt, die von den an diesen Tätigkeiten beteiligten Personen oder Organisationen zu erfüllen sind.“;  

4. Punkt M.A.201(a) erhält folgende Fassung: 

„a)  Der Eigentümer des Luftfahrzeugs ist für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs 
verantwortlich und muss gewährleisten, dass Flüge nur stattfinden, wenn alle folgenden Anforderungen erfüllt 
sind:  

(1) das Luftfahrzeug befindet sich in einem lufttüchtigen Zustand;  

(2) Betriebs- und Notfallausrüstungen sind korrekt eingebaut und betriebsbereit oder sind deutlich als nicht 
betriebsbereit gekennzeichnet;  

(3) es liegt ein gültiges Lufttüchtigkeitszeugnis vor;  

(4) die Instandhaltung des Luftfahrzeugs erfolgt nach dem in Punkt M.A.302 genannten AMP.“;  

5. Punkt M.A.201(d) bis (i) erhält folgende Fassung: 

„d)  Die Verantwortung für die zufriedenstellende Durchführung der Vorflugkontrolle liegt beim verantwortlichen 
Piloten bzw. beim Betreiber, wenn es sich um Luftfahrzeuge von nach der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 
zugelassenen Luftfahrtunternehmen handelt. Diese Vorflugkontrolle ist von dem Piloten oder einer anderen 
qualifizierten Person durchzuführen, jedoch nicht notwendigerweise von einem genehmigten Instandhal­
tungsbetrieb oder von freigabeberechtigtem Personal. 

e)  Bei Luftfahrzeugen, die von nach der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrtunternehmen 
eingesetzt werden, ist der Betreiber für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit der von ihm betriebenen 
Luftfahrzeuge verantwortlich und hat dafür zu sorgen, dass:  

(1) Flüge nur stattfinden, wenn die in Punkt (a) genannten Bedingungen erfüllt sind;  

(2) er im Rahmen des Luftverkehrsbetreiberzeugnisses für das von ihm betriebene Luftfahrzeug über die 
Genehmigung als Unternehmen zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit (CAMO) nach 
Anhang Vc (Teil-CAMO) verfügt;  

(3) er über die Genehmigung nach Anhang II (Teil-145) verfügt oder einen schriftlichen Vertrag nach 
Anhang Vc (Teil-CAMO) Punkt CAMO.A.315(c) mit einer Organisation schließt, die über die Genehmigung 
nach Anhang II (Teil-145) verfügt. 

f)  Handelt es sich um technisch komplizierte motorgetriebene Luftfahrzeuge im gewerblichen spezialisierten 
Flugbetrieb oder um einen anderen gewerblichen Luftverkehrsbetrieb als den, der von gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrtunternehmen oder von gewerblichen, zugelassenen Ausbildungsorga­
nisationen (ATO) und erklärten Ausbildungsorganisationen (DTO) nach Artikel 10a der Verordnung (EU) 
Nr. 1178/2011 durchgeführt wird, muss der Betreiber sicherstellen, dass  

(1) Flüge nur stattfinden, wenn die in Punkt (a) genannten Bedingungen erfüllt sind; 
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(2) die mit der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit verbundenen Aufgaben von einem nach Anhang Vc 
(Teil-CAMO) genehmigten CAMO wahrgenommen werden. Verfügt der Betreiber selbst nicht über die 
Genehmigung nach jenem Abschnitt, hat er über die Wahrnehmung dieser Aufgaben nach Anlage I dieses 
Anhangs mit dem nach Anhang Vc (Teil-CAMO) genehmigten Unternehmen einen schriftlichen Vertrag zu 
schließen;  

(3) das in Punkt (2) genannte CAMO über eine Genehmigung nach Anhang II (Teil-145) als Organisation 
verfügt, die berechtigt ist, eine Genehmigung für die Instandhaltung von Luftfahrzeugen und Komponenten 
für den Einbau darin zu erteilen, oder jenes CAMO mit nach Anhang II (Teil-145) genehmigten 
Organisationen einen schriftlichen Vertrag nach Anhang Vc (Teil-CAMO) Punkt CAMO.A.315(c) 
geschlossen hat. 

g)  Handelt es sich um technisch komplizierte motorgetriebene Luftfahrzeuge, die nicht unter die Punkte (e) und (f) 
fallen, hat der Eigentümer sicherzustellen, dass:  

(1) Flüge nur stattfinden, wenn die in Punkt (a) genannten Bedingungen erfüllt sind;  

(2) die mit der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit verbundenen Aufgaben von einem nach Anhang Vc 
(Teil-CAMO) genehmigten CAMO wahrgenommen werden. Verfügt der Eigentümer selbst nicht über die 
Genehmigung als CAMO nach Anhang Vc (Teil-CAMO), hat er über die Wahrnehmung der in Anlage I 
dieses Anhangs genannten Aufgaben mit dem nach Anhang Vc (Teil-CAMO) genehmigten Unternehmen 
einen schriftlichen Vertrag zu schließen;  

(3) das in Punkt (2) genannte CAMO über eine Genehmigung nach Anhang II (Teil-145) als Organisation 
verfügt, die berechtigt ist, eine Genehmigung für die Instandhaltung von Luftfahrzeugen und Komponenten 
für den Einbau darin zu erteilen, oder jenes CAMO mit nach Anhang II (Teil-145) genehmigten 
Organisationen einen schriftlichen Vertrag nach Anhang Vc (Teil-CAMO) Punkt CAMO.A.315(c) 
geschlossen hat. 

h)  Handelt es sich um andere als technisch komplizierte motorgetriebene Luftfahrzeuge im gewerblichen 
spezialisierten Flugbetrieb oder um einen anderen gewerblichen Luftverkehrsbetrieb als den, der von gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrtunternehmen oder von gewerblichen, zugelassenen 
Ausbildungsorganisationen (ATO) und gewerblichen erklärten Ausbildungsorganisationen (DTO) nach 
Artikel 10a der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 durchgeführt wird, muss der Betreiber sicherstellen, dass  

(1) Flüge nur stattfinden, wenn die in Punkt (a) genannten Bedingungen erfüllt sind;  

(2) die mit der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit verbundenen Aufgaben von einem nach Anhang Vc 
(Teil-CAMO) genehmigten CAMO oder von einer nach Anhang Vd (Teil-CAO) genehmigten kombinierten 
Lufttüchtigkeitsorganisation (CAO) wahrgenommen werden. Handelt es sich bei dem Betreiber nicht um ein 
nach Anhang Vc (Teil-CAMO) genehmigtes CAMO oder nicht um eine nach Anhang Vd (Teil-CAO) 
genehmigte CAO, hat er nach Anlage I dieses Anhangs mit einem nach Anhang Vc (Teil-CAMO) 
genehmigten CAMO oder einer nach Anhang Vd (Teil-CAO) genehmigten CAO einen schriftlichen Vertrag 
zu schließen;  

(3) das bzw. die in Punkt (2) genannte CAMO oder CAO über eine Genehmigung nach Anhang II (Teil-145) 
oder nach Teil-M Unterabschnitt F dieses Anhangs oder als CAO mit Instandhaltungsrechten verfügt oder 
dass das CAMO nach Anhang Vc (Teil-CAMO) Punkt CAMO.A.315(c) einen schriftlichen Vertrag mit 
Organisationen geschlossen hat, die über eine Genehmigung nach Anhang II (Teil-145) oder nach Teil-M 
Unterabschnitt F dieses Anhangs oder nach Anhang Vd (Teil-CAO) mit Instandhaltungsrechten verfügen. 

i)  Handelt es sich um andere als technisch komplizierte motorgetriebene Luftfahrzeuge, die nicht unter die 
Punkte (e) und (h) fallen oder die nur im beschränkten Flugbetrieb eingesetzt werden, hat der Eigentümer dafür 
zu sorgen, dass Flüge nur dann stattfinden, wenn die in Punkt (a) genannten Bedingungen erfüllt sind. Zu 
diesem Zweck hat der Eigentümer entweder:  

(1) die in Punkt M.A.301 genannten Aufgaben zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit im Wege eines nach 
Anlage I geschlossenen schriftlichen Vertrags einem CAMO oder einer CAO zu übertragen oder  

(2) diese Aufgaben selbst wahrzunehmen. 

Entscheidet sich der Eigentümer dafür, diese Aufgaben selbst wahrzunehmen, kann er beschließen, die Aufgaben 
der Erstellung des Genehmigungsverfahrens des AMP nur dann wahrzunehmen, wenn diese Aufgaben im Wege 
eines nach Punkt M.A.302 geschlossenen schriftlichen Vertrags von einem CAMO oder einer CAO 
wahrgenommen werden.“  

6. Punkt M.A.202 erhält folgende Fassung: 

„M.A.202 Meldung von Ereignissen 

a)  Unbeschadet der in Anhang II (Teil-145) und Anhang Vc (Teil-CAMO) genannten Meldepflichten hat jede nach 
Punkt M.A.201 verantwortliche Person oder Organisation jeden an einem Luftfahrzeug oder einer Komponente 
festgestellten Zustand zu melden, der die Flugsicherheit gefährdet, und zwar  

(1) der vom Eintragungsmitgliedsstaat des Luftfahrzeugs benannten zuständigen Behörde und, sofern 
abweichend vom Eintragungsmitgliedsstaat, der vom Mitgliedstaat des Betreibers benannten zuständigen 
Behörde; 
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(2) der für die Musterbauart oder die Ergänzung zur Musterbauart verantwortlichen Organisation. 

b)  Die in Punkt (a) genannten Meldungen müssen in der von der gemäß Punkt (a) zuständigen Behörde festgelegten 
Art und Weise erfolgen, wobei die meldende Person oder Organisation alle einschlägigen Informationen über den 
ihr bekannten Zustand angeben muss. 

c)  Erfolgt die Instandhaltung oder die Prüfung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs auf der Grundlage eines 
schriftlichen Vertrags, hat die für diese Tätigkeiten verantwortliche Person oder Organisation jeden in Punkt (a) 
genannten Zustand auch dem Eigentümer und dem Betreiber des Luftfahrzeugs sowie, falls abweichend, dem 
bzw. der betreffenden CAMO oder CAO zu melden. 

d)  Die Person oder Organisation legt die in den Punkten (a) und (c) genannten Meldungen sobald wie möglich, 
jedoch nicht später als 72 Stunden ab dem Zeitpunkt vor, zu dem die Person oder Organisation den Zustand 
festgestellt hat, der Gegenstand der Meldung ist, sofern nicht außergewöhnliche Umstände dem entgegenstehen. 

e)  Sobald die Art der Maßnahmen, welche die Person oder Organisation zu ergreifen beabsichtigt, um ähnliche 
Ereignisse in Zukunft zu vermeiden, feststeht, legt sie einen Folgebericht mit näheren Angaben zu diesen 
Maßnahmen vor. Dieser Folgebericht ist in der von der zuständigen Behörde festgelegten Form und Weise 
vorzulegen.“;  

7. die Punkte M.A.301 und M.A.302 erhalten folgende Fassung: 

„M.A.301 Aufgaben zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

Die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs und die Betriebstüchtigkeit der Betriebs- und 
Notfallausrüstung müssen sichergestellt werden durch 

a)  die Durchführung von Vorflugkontrollen; 

b)  die – je nach Sachlage – in Übereinstimmung mit den in Punkt M.A.304 bzw. Punkt M.A.401 genannten 
Unterlagen erfolgende Behebung von Mängeln oder Schäden, die den sicheren Betrieb beeinträchtigen, unter 
Berücksichtigung der Mindestausrüstungsliste (MEL) und der Konfigurationsabweichungsliste, sofern vorhanden; 

c)  die Durchführung sämtlicher Instandhaltung in Einklang mit dem AMP nach Punkt M.A.302; 

d)  die Freigabe sämtlicher Instandhaltung nach Unterabschnitt H; 

e)  die Bewertung der Wirksamkeit des genehmigten AMP nach Punkt M.A.302 bei allen technisch komplizierten 
motorgetriebenen Luftfahrzeugen oder Luftfahrzeugen, die von nach der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 
zugelassenen Luftfahrtunternehmen eingesetzt werden; 

f)  die Befolgung aller zutreffenden  

(1) Lufttüchtigkeitsanweisungen (AD),  

(2) betrieblichen Anweisungen mit Auswirkungen auf die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit,  

(3) von der Agentur vorgegebenen Anforderungen an die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit,  

(4) von der zuständigen Behörde als unmittelbare Reaktion auf ein Sicherheitsproblem erlassenen Maßnahmen, 

g)  die Durchführung von Änderungen und Reparaturen in Übereinstimmung mit Punkt M.A.304; 

h)  die Aushändigung des Wägeberichts mit der aktuellen Konfiguration des Luftfahrzeugs an den verantwortlichen 
Piloten oder den Betreiber bei nach der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrtunternehmen; 

i)  Instandhaltungstestflüge, falls erforderlich. 

M.A.302 Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm 

a)  Die Instandhaltung jedes Luftfahrzeugs ist gemäß einem AMP zu gestalten. 

b)  Das AMP und alle nachfolgenden Änderungen dieses Programms bedürfen der Genehmigung durch die 
zuständige Behörde. 

c)  Wird die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit eines Luftfahrzeugs durch ein CAMO oder eine CAO geführt oder 
wurde zwischen dem Eigentümer und einem CAMO oder einer CAO ein schriftlicher Vertrag nach 
Punkt M.A.201(i)(1) geschlossen, können das AMP und die Änderungen desselben mittels eines indirekten 
Genehmigungsverfahrens genehmigt werden. 
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In diesem Fall ist das indirekte Genehmigungsverfahren durch das bzw. die betreffende CAMO bzw. CAO als Teil 
des in Anhang Vc Punkt CAMO.A.300 genannten Handbuchs zur Führung der Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit (CAME) oder als Teil des in Anhang Vd Punkt CAO.A.025 genannten kombinierten Lufttüchtig­
keitshandbuchs (CAE) festzulegen und von der für das CAMO bzw. die CAO zuständigen Behörde zu 
genehmigen. 

Auf das indirekte Genehmigungsverfahren darf nur dann zurückgegriffen werden, wenn das bzw. die betreffende 
CAMO oder CAO der Aufsicht des Eintragungsmitgliedstaats des Luftfahrzeugs unterliegt, sofern nicht ein 
schriftlicher Vertrag nach Punkt M.1(3) geschlossen wurde, auf dessen Grundlage die Zuständigkeit für die 
Genehmigung des Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms der für das CAMO bzw. die CAO zuständigen 
Behörde übertragen wurde. 

d)  Das AMP muss nachweislich Folgendem genügen:  

1. den von der zuständigen Behörde herausgegebenen Anweisungen;  

2. den Anweisungen zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit, 

i)  die von den Inhabern der Musterzulassung, der eingeschränkten Musterzulassung, der Ergänzung zur 
Musterzulassung, der Genehmigung für ein großes Reparaturverfahren, der ETSO-Zulassung oder jeder 
anderen einschlägigen, nach der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 und deren Anhang I (Teil-21) erteilten 
Genehmigung herausgegeben wurden, 

ii)  die in den in Anhang I (Teil-21) Punkt 21.A.90B bzw. 21.A.431B der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 
genannten Zertifizierungsspezifikationen enthalten sind, falls zutreffend; 

e)  Abweichend von Punkt (d) kann der Eigentümer oder das Unternehmen zur Führung der Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs von den in Punkt (d)(2) genannten Anweisungen abweichen und abhängig von 
den Daten, die sich aus den nach Punkt (h) hinreichend durchgeführten Prüfungen ergaben, abgestufte Intervalle 
im AMP vorschlagen. Für die Abstufung sicherheitsrelevanter Aufgaben sind indirekte Genehmigungen nicht 
zulässig. Der Eigentümer oder das Unternehmen zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des 
Luftfahrzeugs kann im AMP auch zusätzliche Anweisungen vorschlagen. 

f)  Das AMP enthält Angaben zur gesamten durchzuführenden Instandhaltung, auch zur Häufigkeit und zu etwaigen 
besonderen Aufgaben, die mit der Art und der Spezifität des Betriebs zusammenhängen. 

g) Handelt es sich um technisch komplizierte motorgetriebene Luftfahrzeuge, muss das AMP ein Zuverlässigkeits­
programm beinhalten, wenn das AMP auf der Logik der „Maintenance Steering Group“ (Lenkungsausschuss 
Instandhaltung) oder Zustandsüberwachung beruht. 

h)  Das AMP wird regelmäßig überprüft und bei Bedarf entsprechend geändert. Diese Überprüfungen gewährleisten, 
dass neue oder geänderte Instandhaltungsanweisungen Berücksichtigung finden, die von den Inhabern von 
Musterzulassungen und Ergänzungen zu Musterzulassungen und jeglichen anderen Organisationen, die solche 
Informationen nach Anhang I (Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 veröffentlichen, herausgegeben 
werden, und gleichzeitig das AMP im Hinblick auf die Betriebserfahrung und Anweisungen der zuständigen 
Behörde aktuell und gültig bleibt.“  

8. Punkt M.A.304 erhält folgende Fassung: 

„M.A.304 Unterlagen für Änderungen und Reparaturen 

Eine Person oder Organisation, die ein Luftfahrzeug oder eine Komponente repariert, muss alle Schäden bewerten. 
Änderungen und Reparaturen sind – je nach Sachlage – anhand folgender Unterlagen zu bewerten: 

a)  den von der Agentur genehmigten Unterlagen; 

b)  den von einer nach Anhang I (Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 zugelassenen Entwurfsorganisation 
genehmigten Unterlagen; 

c)  den in den Anforderungen nach Anhang I (Teil-21) Punkt 21.A.90B bzw. 21.A.431B der Verordnung (EU) 
Nr. 748/2012 enthaltenen Unterlagen.“;  

9. Punkt M.A.305 erhält folgende Fassung: 

„M.A.305 System für die Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs 

a)  Nach Beendigung jeder Instandhaltung muss die Freigabebescheinigung für das Luftfahrzeug (CRS) nach 
Punkt M.A.801 bzw. Punkt 145.A.50 so bald wie praktisch möglich, jedoch nicht später als 30 Tage nach 
Beendigung jeder Instandhaltung, im System für die Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs erfasst werden. 
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b)  Das System für die Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen muss 
Folgendes umfassen:  

(1) das Datum der Indienststellung, die gesamte Betriebszeit, die in den für das Luftfahrzeug, die Motoren 
und/oder Propeller geltenden Parametern gesammelt wurde;  

(2) die in den Punkten (c) und (d) genannten Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 
zusammen mit den in Punkt (e) genannten detaillierten Instandhaltungsaufzeichnungen;  

(3) das technische Bordbuch, sofern nach Punkt M.A.306 gefordert. 

c)  Die Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit eines Luftfahrzeugs müssen den aktuellen 
Wägebericht und den aktuellen Zustand enthalten  

(1) der Lufttüchtigkeitsanweisungen und der von der zuständigen Behörde als unmittelbare Reaktion auf ein 
Sicherheitsproblem erlassenen Maßnahmen,  

(2) der Änderungen und Reparaturen,  

(3) der Einhaltung des AMP sowie  

(4) der aufgeschobenen Instandhaltungsaufgaben und der zurückgestellten Behebung von Mängeln. 

d)  Die Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs müssen den aktuellen 
Zustand enthalten, kennzeichnend für Komponenten  

(1) von lebensdauerbegrenzten Teilen, einschließlich der Betriebszeit, die jedes betroffene Teil im Verhältnis zu 
den anwendbaren, die Lufttüchtigkeit begrenzenden Parametern gesammelt hat, sowie  

(2) von laufzeitüberwachten Komponenten, einschließlich der von den betroffenen Komponenten im jeweiligen 
Parameter gesammelten Betriebszeit, seit der letzten Durchführung der planmäßigen Instandhaltung, wie im 
AMP angegeben. 

e)  Der Eigentümer oder Betreiber richtet ein System ein, das es ihm ermöglicht, die folgenden Dokumente und 
Daten für die nachstehend angegebenen Zeiträume in einer Form aufzubewahren, die für die zuständige Behörde 
annehmbar ist:  

(1) System für das technische Bordbuch des Luftfahrzeugs: das technische Bordbuch oder sonstige in Umfang 
und Detail gleichwertige Daten über einen Zeitraum von 36 Monaten vor dem letzten Eintrag,  

(2) die CRS und detaillierte Instandhaltungsaufzeichnungen: 

i)  zum Nachweis der Einhaltung der von der zuständigen Behörde als unmittelbare Reaktion auf ein 
Sicherheitsproblem vorgegebenen Lufttüchtigkeitsanweisungen und Maßnahmen für – je nach Sachlage – 
das Luftfahrzeug, die Motoren, Propeller bzw. darin eingebaute Komponenten bis zu dem Zeitpunkt, zu 
dem die aufgezeichneten Daten von neuen, in Umfang und Detail gleichwertigen Daten ersetzt werden, 
wobei der abgedeckte Zeitraum 36 Monate nicht unterschreiten darf; 

ii)  zum Nachweis der Übereinstimmung mit den geltenden Unterlagen nach Punkt M.A.304 in Bezug auf 
aktuelle Änderungen und Reparaturen des Luftfahrzeugs, der Motoren, Propeller und sonstiger 
Komponenten, die den Beschränkungen der Lufttüchtigkeit unterliegen; sowie 

iii)  sämtlicher planmäßiger Instandhaltung oder sonstiger für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit eines 
Luftfahrzeugs, der Motoren oder Propeller benötigter Instandhaltung bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die 
aufgezeichneten Daten von neuen, in Umfang und Detail gleichwertigen Daten ersetzt werden, wobei der 
abgedeckte Zeitraum 36 Monate nicht unterschreiten darf;  

(3) komponentenspezifische Daten: 

i)  Aufzeichnungen über den Betrieb für jedes lebensdauerbegrenzte Teil, auf denen der aktuelle Status der 
Übereinstimmung mit den Lufttüchtigkeitsbeschränkungen beruht; 

ii)  die CRS und detaillierte Instandhaltungsaufzeichnungen zur letzten Durchführung einer planmäßigen 
Instandhaltung und sonstiger darauffolgender unplanmäßiger Instandhaltungsarbeiten an sämtlichen in 
ihrer Lebenszeit beschränkten Teilen und laufzeitüberwachten Komponenten, bis eine weitere planmäßige 
Instandhaltung in gleichwertigem Umfang und Detail folgt, wobei der abgedeckte Zeitraum 36 Monate 
nicht unterschreiten darf; 

iii)  die CRS und die Abnahmeerklärung des Eigentümers für jede Komponente, die in ein ELA2-Luftfahrzeug 
eingebaut wird, ohne dass das in der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 Anhang I (Teil-21) 
Punkt 21.A.307(c) geforderte EASA-Formblatt 1 vorliegt, wobei der abgedeckte Zeitraum 36 Monate 
nicht unterschreiten darf;  

(4) Fristen für die Aufbewahrung von Unterlagen, wenn das Luftfahrzeug auf Dauer außer Betrieb gesetzt wird: 

i)  die nach Punkt M.A.305(b)(1) geforderten Daten in Bezug auf Luftfahrzeug, Motoren und Propeller 
müssen mindestens 12 Monate aufbewahrt werden; 
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ii)  der zuletzt gültige Stand und die Berichte nach Punkt M.A.305(c) und (d) müssen mindestens 12 Monate 
aufbewahrt werden, und 

iii)  die jüngsten CRS und detaillierten Instandhaltungsaufzeichnungen nach Punkt M.A.305(e)(2)(ii) und 
(e)(3)(i) müssen für mindestens 12 Monate aufbewahrt werden. 

f)  Die nach Punkt M.A.201 für Aufgaben der Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit verantwortliche 
Person oder Organisation muss den Anforderungen an das System für die Aufzeichnungen über die Aufrecht­
erhaltung der Lufttüchtigkeit genügen und der zuständigen Behörde die Aufzeichnungen auf Verlangen vorlegen. 

g)  Alle Einträge in das System für die Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit eines 
Luftfahrzeugs müssen klar und genau sein. Wenn es erforderlich ist, einen Eintrag zu korrigieren, so muss die 
Korrektur in einer Weise erfolgen, die den Originaleintrag deutlich erkennen lässt. “  

10. In Punkt M.A.306(a) erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

„a)  Für den gewerblichen Luftverkehrsbetrieb, den gewerblichen spezialisierten Flugbetrieb, den gewerblichen 
Flugbetrieb von ATO oder DTO hat der Betreiber zusätzlich zu den Anforderungen von Punkt M.A.305 ein 
System für ein technisches Bordbuch einzusetzen, dass die folgenden Informationen für jedes Luftfahrzeug 
enthält:“  

11. Punkt M.A.306(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  Die erstmalige Ausgabe des Systems für das technische Bordbuch bedarf der Genehmigung durch die zuständige 
Behörde nach Anhang Vc (Teil-CAMO) Punkt CAMO.A.105 bzw. Anhang Vd (Teil-CAO) Punkt CAO.1(1). Bei 
jeder späteren Änderung des Systems ist nach Punkt CAMO.A.300(c) oder Punkt CAO.A.025(c) zu verfahren“  

12. Punkt M.A.306(c) wird gestrichen;  

13. Punkt M.A.307 erhält folgende Fassung: 

„a)  Wird ein Luftfahrzeug auf Dauer von einem Eigentümer oder Betreiber an einen anderen übergeben, muss der 
übergebende Eigentümer oder Betreiber sicherstellen, dass die Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit nach Punkt M.A.305 sowie gegebenenfalls das System für das technische Bordbuch nach 
Punkt M.A.306 ebenfalls übergeben werden. 

b)  Der Eigentümer muss sicherstellen, dass bei vertraglicher Verpflichtung eines CAMO oder einer CAO die 
Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit nach Punkt M.A.305 ebenfalls an dieses 
Unternehmen bzw. diese Organisation übergeben werden. 

c)  Die Fristen für die Aufbewahrung der Aufzeichnungen nach Punkt M.A.305(e) gelten weiterhin für den neuen 
Eigentümer bzw. Betreiber, CAMO oder CAO.“  

14. Punkt M.A.403(d) erhält folgende Fassung: 

„d)  Sämtliche vor dem Flug nicht behobenen Mängel müssen in dem System für die Aufzeichnungen über die 
Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit nach Punkt M.A.305 sowie gegebenenfalls in dem System für das 
technische Bordbuch nach Punkt M.A.306 erfasst werden.“  

15. Punkt M.A.501(a)(1) erhält folgende Fassung: 

„(1)  Komponenten in einem zufriedenstellenden Zustand, die entsprechend dem EASA-Formblatt 1 oder einem 
gleichwertigen Dokument freigegeben und gemäß Unterabschnitt Q des Anhangs I (Teil-21) der Verordnung 
(EU) Nr. 748/2012 gekennzeichnet wurden, sofern in Anhang I (Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 
oder in diesem Anhang (Teil-M) oder in Anhang Vd (Teil-CAO) nicht anderweitig festgelegt.“  

16. Punkt M.A.501(a)(3) erhält folgende Fassung: 

„(3) Komponenten, die als nicht wiederverwendbar eingeteilt wurden, weil sie ihre vorgeschriebene Lebensdauerbe­
grenzung erreicht haben oder mit einem nicht reparierbaren Mangel behaftet sind.“  

17. Punkt M.A.502 erhält folgende Fassung: 

„M.A.502 Instandhaltung von Komponenten 

a)  Die Instandhaltung von Komponenten ist von Instandhaltungsbetrieben durchzuführen, die – je nach Sachlage – 
über eine Genehmigung nach Unterabschnitt F dieses Anhangs, nach Anhang II (Teil-145) oder nach Anhang Vd 
(Teil-CAO) verfügen. 
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b) Abweichend von Punkt (a) kann eine in ein Luftfahrzeug eingebaute Komponente von einem Luftfahrzeugins­
tandhaltungsbetrieb, der über eine Genehmigung nach Unterabschnitt F dieses Anhangs, nach Anhang II 
(Teil-145) oder nach Anhang Vd (Teil-CAO) verfügt, oder von freigabeberechtigtem Personal nach 
Punkt M.A.801(b)(2) instandgehalten werden. Sofern die zuständige Behörde dem zustimmt, ist eine solche 
Instandhaltung in Übereinstimmung mit den Instandhaltungsunterlagen für das Luftfahrzeug oder die 
Komponenten durchzuführen. Die genannten Luftfahrzeuginstandhaltungsbetriebe oder das genannte freigabebe­
rechtigte Personal dürfen bzw. darf Komponenten für Instandhaltungszwecke vorübergehend ausbauen, sofern 
dies für eine leichtere Zugänglichkeit der Komponente notwendig ist, es sei denn, der Ausbau erfordert 
zusätzliche Instandhaltungsarbeiten. Die in Übereinstimmung mit diesem Punkt durchgeführte Instandhaltung 
von Komponenten kommt nicht für die Ausstellung eines EASA-Formblatts 1 infrage und unterliegt den 
Anforderungen für die Freigabe von Luftfahrzeugen nach Punkt M.A.801. 

c)  Abweichend von Punkt (a) kann eine in ein Motor oder Hilfstriebwerk (APU) eingebaute Komponente von einem 
Motoreninstandhaltungsbetrieb, der über eine Genehmigung nach Unterabschnitt F dieses Anhangs, nach 
Anhang II (Teil-145) oder nach Anhang Vd (Teil-CAO) verfügt, instandgehalten werden. Eine solche 
Instandhaltung ist in Übereinstimmung mit den Instandhaltungsunterlagen für Motoren oder APU bzw. mit den 
Instandhaltungsunterlagen für Komponenten durchzuführen, sofern die zuständige Behörde dem zustimmt. 
Solche Betriebe mit einer Berechtigung der Kategorie B dürfen Komponenten für Instandhaltungszwecke 
vorübergehend ausbauen, sofern dies für eine leichtere Zugänglichkeit der Komponente notwendig ist, es sei 
denn, der Ausbau erfordert zusätzliche Instandhaltungsarbeiten. 

Die Punkte (a) bis (c) gelten nicht für Komponenten, die in Anhang I (Teil-21) Punkt 21.A.307(c) der Verordnung 
(EU) Nr. 748/2012 genannt sind. 

d)  Die Instandhaltung von in Anhang I (Teil- 21) Punkt 21A.307(c) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 genannten 
Komponenten muss, sofern diese Komponenten in das Luftfahrzeug eingebaut sind oder für die leichtere 
Zugänglichkeit vorübergehend ausgebaut werden, von einem Luftfahrzeuginstandhaltungsbetrieb, der über eine 
Genehmigung nach Unterabschnitt F dieses Anhangs, Anhang II (Teil-145) bzw. Anhang Vd (Teil-CAO) verfügt, 
oder von freigabeberechtigtem Personal nach Punkt M.A.801(b)(2) oder vom Piloten/Eigentümer nach 
Punkt M.A.801(b)(3) durchgeführt werden. Die in Übereinstimmung mit diesem Punkt durchgeführte 
Instandhaltung von Komponenten kommt nicht für die Ausstellung eines EASA-Formblatts 1 infrage und 
unterliegt den Anforderungen für die Freigabe von Luftfahrzeugen nach Punkt M.A.801.“  

18. Punkt M.A.503 erhält folgende Fassung: 

„M.A.503 Lebensdauerbegrenzte Teile und laufzeitüberwachte Komponenten 

a)  Eingebaute lebensdauerbegrenzte Teile und laufzeitüberwachte Komponenten dürfen die im AMP und in den AD 
festgelegte Begrenzung vorbehaltlich der Bestimmungen von Punkt M.A.504(c) nicht überschreiten. 

b)  Am Ende der Begrenzung ist die Komponente aus dem Luftfahrzeug für Instandhaltungszwecke auszubauen 
oder, bei lebensdauerbegrenzten Teilen, zu entsorgen.“  

19. Punkt M.A.504(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  Nicht wiederverwendbare Komponenten dürfen nicht mehr in das System für die Komponentenzufuhr 
zurückfließen, es sei denn, ihre vorgeschriebene Lebensdauerbegrenzung wurde verlängert oder eine Lösung zu 
ihrer Reparatur wurde gemäß Verordnung (EU) Nr. 748/2012 genehmigt.“  

20. Punkt M.A.603(a) und (b) erhalten folgende Fassung: 

„a)  Eine Organisation, die Tätigkeiten durchführt, die Gegenstand dieses Unterabschnitts sind, darf nur mit 
Genehmigung der zuständigen Behörde tätig werden. Die zuständige Behörde erteilt diese Genehmigung unter 
Verwendung des in Anlage V enthaltenen Formblatts. 

b)  Der Umfang der genehmigungspflichtigen Arbeiten ist im Instandhaltungsbetriebshandbuch nach 
Punkt M.A.604 festzulegen. Die für die Genehmigung von Instandhaltungsbetrieben zu verwendenden Klassen 
und Kategorien sind in Anlage IV dieses Teils festgelegt.“;  

21. Punkt M.A.604(a)(1) erhält folgende Fassung: 

„(1)  Eine von dem nach Punkt M.A.606(a) benannten verantwortlichen Betriebsleiter unterzeichnete Erklärung zur 
Bestätigung, dass der Betrieb seine Tätigkeiten zu jedem Zeitpunkt in Übereinstimmung mit diesem Anhang 
(Teil-M) bzw. Anhang Vb (Teil-ML) und dem Handbuch ausführt;“; 
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22. Punkt M.A.606(i) erhält folgende Fassung: 

„i)  Führt der Betrieb Prüfungen der Lufttüchtigkeit nach Anhang Vb (Teil-ML) Punkt ML.A.901 durch und stellt die 
entsprechende Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit für ELA1-Luftfahrzeuge aus, die nicht im 
gewerblichen Flugbetrieb eingesetzt werden, muss er über nach Anhang Vb (Teil-ML) Punkt ML.A.904 
qualifiziertes und zur Prüfung der Lufttüchtigkeit berechtigtes Personal verfügen.“;  

23. Punkt M.A.606(j) wird gestrichen;  

24. Punkt M.A.607(a)(1) erhält folgende Fassung: 

„(1)  dass freigabeberechtigtes Personal nachweisen kann, dass es die Anforderungen von Anhang III (Teil-66) 
Punkt 66.A.20(b) oder, sofern in jenem Anhang so vorgegeben, die gesetzlich vorgeschriebenen Anforderungen 
eines Mitgliedstaats erfüllt;“;  

25. Punkt M.A.609 erhält folgende Fassung: 

„M.A.609 Instandhaltungsunterlagen 

Der genehmigte Instandhaltungsbetrieb muss bei der Durchführung der Instandhaltung, einschließlich Änderungen 
und Reparaturen, über aktuelle anwendbare Instandhaltungsunterlagen nach Punkt M.A.401 dieses Anhangs oder 
nach Anhang Vb (Teil-ML) Punkt ML.A.401 verfügen und diese anwenden. Werden hingegen Instandhaltungsun­
terlagen vom Kunden zur Verfügung gestellt, muss der Betrieb diese Unterlagen nur während der laufenden Arbeiten 
zur Verfügung haben und verwenden.“;  

26. die Punkte M.A.611, M.A.612 und M.A.613 erhalten folgende Fassung: 

„M.A.611 Instandhaltungsnormen 

Sämtliche Instandhaltung muss, wie in Artikel 3 Absatz 1 dargelegt, in Übereinstimmung mit den Anforderungen in 
Abschnitt A Unterabschnitt D dieses Anhangs oder mit den Anforderungen von Anhang Vb (Teil-ML) Abschnitt A 
Unterabschnitt D durchgeführt werden. 

M.A.612 Freigabebescheinigung für Luftfahrzeuge 

Nach Abschluss sämtlicher erforderlichen Instandhaltung an Luftfahrzeugen nach diesem Unterabschnitt muss, wie 
in Artikel 3 Absatz 1 dargelegt, eine Freigabebescheinigung für Luftfahrzeuge in Übereinstimmung mit 
Punkt M.A.801 dieses Anhangs oder mit Anhang Vb (Teil-ML) Punkt ML.A.801 ausgestellt werden. 

M.A.613 Freigabebescheinigung für Komponenten 

a)  Nach Abschluss sämtlicher erforderlichen Instandhaltung an Komponenten nach diesem Unterabschnitt muss 
eine Freigabebescheinigung für Komponenten in Übereinstimmung mit Punkt M.A.802 dieses Anhangs bzw. mit 
Anhang Vb (Teil-ML) Punkt ML.A.802 ausgestellt werden. Hierfür ist das EASA-Formblatt 1 auszustellen, 
ausgenommen für Komponenten, die nach Punkt M.A.502(b) und (d) instandgehalten werden, Komponenten, die 
nach Punkt M.A.603(c) dieses Anhangs hergestellt wurden und Komponenten, für die nach Anhang Vb (Teil-ML) 
Punkt ML.A.502 anderweitige Bestimmungen gelten. 

b)  Die Bescheinigung für die Freigabe von Komponenten, EASA- Formblatt 1, kann aus einer elektronischen 
Datenbank generiert werden.“;  

27. Punkt M.A.614(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  Der genehmigte Instandhaltungsbetrieb muss dem Eigentümer oder Betreiber des Luftfahrzeugs ein Exemplar 
jeder Freigabebescheinigung zusammen mit einem Exemplar sämtlicher detaillierter Instandhaltungsauf­
zeichnungen übergeben, die mit den durchgeführten Arbeiten im Zusammenhang stehen und für den Nachweis 
der Einhaltung von Punkt M.A.305 benötigt werden.“;  

28. Punkt M.A.615 erhält folgende Fassung: 

„M.A.615 Rechte des Betriebs 

Ein gemäß Abschnitt A Unterabschnitt F dieses Anhangs genehmigter Instandhaltungsbetrieb darf 

a)  Luftfahrzeuge und/oder Komponenten, auf die sich seine Genehmigung erstreckt, an den in der Bescheinigung 
über die Genehmigung und im Handbuch des Instandhaltungsbetriebs angegebenen Orten instandhalten, 

b)  spezielle Leistungen unter der Kontrolle des Instandhaltungsbetriebs, wie im Instandhaltungsbetriebshandbuch 
beschrieben, von einem anderen angemessen qualifizierten Betrieb durchführen lassen, 
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c)  Luftfahrzeuge oder Komponenten, auf die sich seine Genehmigung erstreckt, an jedem beliebigen Ort und zu den 
im Instandhaltungsbetriebshandbuch angegebenen Bedingungen instandhalten, soweit sich die Notwendigkeit für 
diese Instandhaltung aus dem Umstand ergibt, dass die Luftfahrzeuge nicht einsatzfähig sind oder gelegentliche 
Instandhaltungsarbeiten unterstützt werden müssen; 

d)  Freigabebescheinigungen nach Abschluss der Instandhaltung in Übereinstimmung mit Punkt M.A.612 oder 
Punkt M.A.613 dieses Anhangs ausstellen; 

e)  Prüfungen der Lufttüchtigkeit durchführen und die entsprechende Bescheinigung über die Prüfung der 
Lufttüchtigkeit zu den in Anhang Vb (Teil-ML) Punkt ML.A.903 genannten Bedingungen für ELA1-Luftfahrzeuge 
erteilen, die nicht im gewerblichen Flugbetrieb eingesetzt werden, sofern er ausdrücklich hierfür zugelassen ist. 

Der Betrieb darf Luftfahrzeuge oder Komponenten, auf die sich seine Genehmigung erstreckt, nur instandhalten, 
wenn alle erforderlichen Einrichtungen, Ausrüstungen, Werkzeuge, Materialien, Instandhaltungsunterlagen und das 
freigabeberechtigte Personal verfügbar sind.“;  

29. Punkt M.A.619(a) und (b) erhalten folgende Fassung: 

„a)  Als Beanstandung der Stufe 1 gilt jede schwerwiegende Nichterfüllung der Anforderungen dieses Anhangs und 
des Anhangs Vb (Teil-ML), die den Sicherheitsstandard des Luftfahrzeugs herabsetzt und die Flugsicherheit 
ernsthaft gefährdet. 

b)  Als Beanstandung der Stufe 2 gilt jede Nichterfüllung der Anforderungen dieses Anhangs und des Anhangs Vb 
(Teil-ML), die den Sicherheitsstandard des Luftfahrzeugs herabsetzen und die Flugsicherheit gefährden kann.“;  

30. Punkt M.A.801 erhält folgende Fassung: 

„M.A.801 Freigabebescheinigung für Luftfahrzeuge 

a)  Außer für Luftfahrzeuge, die von einem nach Anhang II (Teil-145) genehmigten Instandhaltungsbetrieb für den 
Betrieb freigegeben werden, muss die Freigabebescheinigung in Übereinstimmung mit diesem Unterabschnitt 
ausgestellt werden. 

b)  Kein Luftfahrzeug darf für den Betrieb freigegeben werden, wenn nicht eine Freigabebescheinigung ausgestellt 
wurde, nachdem alle beauftragten Instandhaltungsaufgaben ordnungsgemäß ausgeführt worden sind. Die CRS 
wird von freigabeberechtigtem Personal des nach Unterabschnitt F dieses Anhangs oder nach Anhang Vd 
(Teil-CAO) genehmigten Instandhaltungsbetriebs ausgestellt, es sei denn, es handelt sich um andere als die in 
Anlage VII dieses Anhangs aufgeführten komplexen Instandhaltungsaufgaben, für die die CRS alternativ 
ausgestellt wird von  

1. unabhängigem, freigabeberechtigtem Personal, das nach Artikel 5 dieser Verordnung handelt;  

2. dem Piloten/Eigentümer nach Punkt M.A.803 dieses Anhangs. 

c)  Abweichend von Punkt (b) kann der Eigentümer im Falle unvorhergesehener Umstände, in denen ein 
Luftfahrzeug an einem Ort außer Betrieb gesetzt ist, an dem kein nach diesem Anhang, nach Anhang II 
(Teil-145) oder nach Anhang Vd (Teil-CAO) genehmigter Instandhaltungsbetrieb und kein unabhängiges freigabe­
berechtigtes Personal zur Verfügung steht, jeder Person die Erlaubnis zur Instandhaltung und Freigabe des 
Luftfahrzeugs nach den in Unterabschnitt D dieses Anhangs festgelegten Standards erteilen, die über nicht 
weniger als drei Jahre angemessener Instandhaltungserfahrung verfügt und entweder eine gültige Lizenz nach 
ICAO Anhang 1 für die Instandhaltung von Luftfahrzeugen mit einer Berechtigung für das Muster, für das die 
Freigabe erteilt werden soll, oder eine gültige Genehmigung als freigabeberechtigtes Personal für die Arbeiten 
besitzt, für die die Freigabe durch einen nach ICAO Anhang 6 genehmigten Instandhaltungsbetrieb benötigt 
wird. In diesem Fall muss der Eigentümer  

(1) Angaben zu der durchgeführten Instandhaltung und zu den Qualifikationen der Person, die die CRS erteilt 
hat, anfordern und in den Luftfahrzeugaufzeichnungen aufbewahren;  

(2) sicherstellen, dass eine solche Instandhaltung später überprüft wird und bei nächster Gelegenheit, spätestens 
jedoch innerhalb von sieben Kalendertagen nach der Ausstellung der CRS durch die vom Eigentümer hierfür 
autorisierte Person, von einer angemessen autorisierten Person nach Punkt (b) oder einem nach 
Unterabschnitt F dieses Anhangs, nach Anhang II (Teil-145) oder Anhang Vd (Teil-CAO) genehmigten Betrieb 
eine neue CRS ausgestellt wird;  

(3) das für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs verantwortliche 
Unternehmen, wenn hierzu vertraglich beauftragt, oder, sofern kein Unternehmen vertraglich beauftragt 
wurde, die zuständige Behörde innerhalb von sieben Tagen nach Erteilung einer solchen Autorisierung 
benachrichtigen. 

4.9.2019 L 228/17 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



d)  Im Fall einer Freigabe nach Punkt (b)(2) kann das freigabeberechtigte Personal bei der Durchführung der 
Instandhaltungsaufgaben von Personen unterstützt werden, die seiner direkten und ständigen Kontrolle 
unterliegen. 

e)  Eine CRS muss mindestens folgende Angaben enthalten:  

(1) grundlegende Angaben zu der durchgeführten Instandhaltung,  

(2) das Datum, an dem die Instandhaltung abgeschlossen wurde,  

(3) Angaben zur Identität der Organisation oder Person, die die CRS ausgestellt hat, d. h., entweder 

i)  das Aktenzeichen der Genehmigung des Instandhaltungsbetriebs und des freigabeberechtigten Personals, 
das die CRS ausgestellt hat, oder 

ii)  die Identität und gegebenenfalls die Lizenznummer des freigabeberechtigten Personals, das die CRS – im 
unter Punkt (b)(2) genannten Fall – ausgestellt hat,  

4. etwaige Beschränkungen der Lufttüchtigkeit oder des Flugbetriebs. 

f)  Abweichend von Punkt (b) und unbeschadet Punkt (g) kann für den Fall, dass die erforderliche Instandhaltung 
nicht abgeschlossen werden kann, eine CRS mit den genehmigten Beschränkungen für das Luftfahrzeug 
ausgestellt werden. In diesem Fall sind im Rahmen der nach Punkt (e)(4) erforderlichen Angaben in der CRS die 
unvollständige Instandhaltung sowie etwaige Beschränkungen der Lufttüchtigkeit oder des Betriebs zu vermerken. 

g)  Eine CRS darf nicht ausgestellt werden, wenn Verstöße bekannt sind, die die Flugsicherheit gefährden.“;  

31. Punkt M.A.802 erhält folgende Fassung: 

„M.A.802 Freigabebescheinigung für Komponenten 

a) Nach Abschluss einer im Einklang mit Punkt M.A.502 durchgeführten Instandhaltung einer Luftfahrzeug­
komponente muss eine Freigabebescheinigung ausgestellt werden, sofern es sich nicht um Luftfahrzeuge handelt, 
die von einem nach Anhang II (Teil-145) genehmigten Instandhaltungsbetrieb für den Betrieb freigegeben 
werden. 

b)  Die Freigabebescheinigung (EASA-Formblatt 1) stellt die Freigabebescheinigung für Komponenten dar, es sei 
denn, solche Instandhaltungsarbeiten an Luftfahrzeug-Komponenten sind nach Punkt M.A.502(b) oder 
M.A.502(d) durchgeführt worden; in diesem Fall unterliegt die Instandhaltung den Freigabeverfahren für 
Luftfahrzeuge nach Punkt M.A.801.“;  

32. Punkt M.A.803(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  Für andere als technisch komplizierte motorgetriebene Luftfahrzeuge mit einer höchstzulässigen Startmasse von 
2 730 kg und darunter, die nicht im gewerblichen Luftverkehrsbetrieb, im gewerblichen spezialisierten 
Flugbetrieb oder im gewerblichen Flugbetrieb von ATO oder DTO eingesetzt werden, kann der Pilot/Eigentümer 
eine CRS ausstellen, nachdem er eine eingeschränkte Pilot/Eigentümer-Instandhaltung nach Anlage VIII dieses 
Anhangs durchgeführt hat.“;  

33. Punkt M.A.803(d) erhält folgende Fassung: 

„d)  Die CRS muss in das System für die Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit eingegeben 
werden und grundlegende Angaben zu der durchgeführten Instandhaltung und den verwendeten Instandhal­
tungsunterlagen enthalten sowie das Datum, an dem die Instandhaltung abgeschlossen wurde, die Identität, die 
Unterschrift und Pilotenlizenznummer des Piloten/Eigentümers, der eine solche Bescheinigung ausstellt.“;  

34. Punkt M.A.901 erhält folgende Fassung: 

„M.A.901 Prüfung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen 

Um die Gültigkeit des Lufttüchtigkeitszeugnisses sicherzustellen, müssen das Luftfahrzeug und die Aufzeichnungen 
über die Aufrechterhaltung seiner Lufttüchtigkeit in regelmäßigen Abständen im Rahmen einer Lufttüchtig­
keitsprüfung überprüft werden. 

a)  Nach Abschluss einer zufriedenstellenden Prüfung der Lufttüchtigkeit muss eine Bescheinigung über die Prüfung 
der Lufttüchtigkeit entsprechend Anlage III (EASA-Formblatt 15a oder 15b) dieses Anhangs ausgestellt werden. 
Die Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit hat eine Gültigkeitsdauer von einem Jahr. 

b)  Bei einem Luftfahrzeug in einer überwachten Umgebung handelt es sich um ein Luftfahrzeug, das in den 
vorangegangenen 12 Monaten  

(1) fortlaufend von einem bzw. einer einzigen CAMO oder CAO betreut wurde; 
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(2) von einem nach Unterabschnitt F dieses Anhangs, Anhang II (Teil-145) oder Anhang Vd (Teil-CAO) 
genehmigten Instandhaltungsbetrieb instandgehalten wurde, auch für den Fall, dass die Durchführung von 
Instandhaltungsaufgaben nach Punkt M.A.803(b) und die Freigabe in Übereinstimmung mit 
Punkt M.A.801(b)(1) oder (2) dieses Anhangs erfolgte. 

c)  Für alle Luftfahrzeuge, die von nach der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrtunternehmen 
eingesetzt werden, und für Luftfahrzeuge mit einer höchstzulässigen Startmasse von mehr als 2 730 kg, die sich 
in einer überwachten Umgebung befinden, darf das in Punkt (b)(1) genannte Unternehmen zur Führung der 
Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs, vorbehaltlich der Einhaltung von Punkt (j), nach 
Punkt CAMO.A.125 und Punkt CAO.A.095(c)(1)  

(1) die Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit nach Punkt M.A.901 ausstellen;  

(2) die Gültigkeit der von ihm erteilten Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit höchstens zweimal 
um die Dauer von jeweils einem Jahr verlängern, sofern das Luftfahrzeug innerhalb einer überwachten 
Umgebung verblieben ist. 

d) Die Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit wird von der zuständigen Behörde nach einer zufrieden­
stellenden Bewertung auf Empfehlung eines CAMO oder einer CAO ausgestellt und zusammen mit dem Antrag 
des Eigentümers oder des Betreibers für alle Luftfahrzeuge zugesandt, die von den nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrtunternehmen eingesetzt werden, sowie für Luftfahrzeuge mit einer 
höchstzulässigen Startmasse von mehr als 2 730 kg, die folgenden alternativen Bedingungen genügen:  

(1) sie befinden sich nicht in einer überwachten Umgebung;  

(2) die Aufrechterhaltung ihrer Lufttüchtigkeit wird von einem Unternehmen geführt, das nicht zur 
Durchführung von Lufttüchtigkeitsprüfungen berechtigt ist. 

Die Grundlage für die Empfehlung in Punkt (1) bildet eine nach Punkt M.A.901 durchgeführte Prüfung der 
Lufttüchtigkeit. 

e)  Für Luftfahrzeuge, die nicht von nach der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrtunternehmen 
eingesetzt werden und für Luftfahrzeuge mit einer höchstzulässigen Startmasse von 2 730 kg und darunter 
kann jedes bzw. jede vom Eigentümer oder Betreiber gewählte CAMO oder CAO nach Punkt CAMO.A.125 oder 
Punkt CAO.A.095 vorbehaltlich Punkt (j)  

(1) die Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit nach Punkt M.A.901 ausstellen;  

(2) die Gültigkeit der von ihm/ihr erteilten Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit höchstens 
zweimal um die Dauer von jeweils einem Jahr verlängern, sofern das Luftfahrzeug innerhalb einer 
überwachten Umgebung verblieben ist und von ihm/ihr geführt wurde. 

f)  Abweichend von Punkt M.A.901(c)(2) und M.A.901(e)(2) kann das in Punkt (b)(1) genannte Unternehmen zur 
Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen, die sich in einer überwachten Umgebung 
befinden, vorbehaltlich Punkt (j) die Gültigkeit der von der zuständigen Behörde oder einem bzw. einer anderen 
CAMO oder CAO erteilten Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit höchstens zweimal um die Dauer 
von jeweils einem Jahr verlängern. 

g)  Wann immer die Umstände auf ein potenzielles Risiko für die Flugsicherheit schließen lassen, führt die 
zuständige Behörde die Prüfung der Lufttüchtigkeit selbst durch und stellt die Prüfbescheinigung selbst aus. 

h)  Unbeschadet Punkt (g) kann die zuständige Behörde die Prüfung der Lufttüchtigkeit auch in den folgenden 
Fällen selbst durchführen und die Prüfbescheinigung selbst ausstellen:  

(1) wenn die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs von einem CAMO oder einer CAO mit 
Hauptgeschäftssitz in einem Drittland geführt wird,  

(2) wenn es sich um ein sonstiges Luftfahrzeug mit einer höchstzulässigen Startmasse von 2 730 kg und 
darunter handelt, sofern der Eigentümer dies beantragt. 

i)  Stellt die zuständige Behörde die Prüfbescheinigung über die Lufttüchtigkeit nach Punkt (g) oder (h) selbst aus 
oder hat die Empfehlung nach Punkt M.B.901 bewertet, hat der Eigentümer oder Betreiber des Luftfahrzeugs, 
sofern für diese Zwecke notwendig, der zuständigen Behörde Folgendes zur Verfügung zu stellen:  

1. alle von der zuständigen Behörde verlangten Unterlagen,  

2. geeignete Räumlichkeiten an dem jeweiligen Ort für das Personal der Behörde,  

3. die Unterstützung durch das freigabeberechtigte Personal. 

j)  Eine Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit darf nicht ausgestellt oder verlängert werden, wenn es 
Belege dafür oder Hinweise darauf gibt, dass das Luftfahrzeug nicht lufttüchtig ist. 
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k)  Die Prüfung der Lufttüchtigkeit eines Luftfahrzeugs umfasst eine vollständig dokumentierte Prüfung der 
Aufzeichnungen zu dem Luftfahrzeug, bei der festgestellt wird, dass die folgenden Anforderungen erfüllt sind:  

(1) die Flugstunden und die zugehörigen Flugzyklen für Zelle, Motor und Propeller wurden ordnungsgemäß 
aufgezeichnet;  

(2) das Flughandbuch hat für die Luftfahrzeugkonfiguration Gültigkeit und ist auf dem neuesten Stand;  

(3) die gesamte für das Luftfahrzeug fällige Instandhaltung wurde in Übereinstimmung mit dem genehmigten 
AMP durchgeführt;  

(4) alle bekannten Mängel wurden behoben oder, wenn zutreffend, nach Punkt M.A.403 ordnungsgemäß 
zurückgestellt;  

(5) alle anzuwendenden Lufttüchtigkeitsanweisungen wurden durchgeführt und ordnungsgemäß aufgezeichnet;  

(6) alle Änderungen und Reparaturen an dem Luftfahrzeug wurden aufgezeichnet und nach Punkt M.A.304 
durchgeführt;  

(7) alle in das Luftfahrzeug eingebauten lebensdauerbegrenzten und laufzeitüberwachten Komponenten 
wurden ordnungsgemäß gekennzeichnet und erfasst und haben ihre Begrenzung nicht überschritten;  

(8) die gesamte Instandhaltung wurde nach diesem Anhang durchgeführt;  

(9) der aktuelle Wägebericht gibt die aktuelle Konfiguration des Luftfahrzeugs wieder und ist gültig;  

(10) das Luftfahrzeug entspricht dem neuesten von der Agentur genehmigten Änderungsstand seiner 
Musterbauart;  

(11) falls erforderlich wurde für das Luftfahrzeug eine Lärmbescheinigung nach Unterabschnitt I des Anhangs I 
(Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 ausgestellt, die der aktuellen Konfiguration des Luftfahrzeugs 
entspricht. 

l)  Die Lufttüchtigkeitsprüfung des Luftfahrzeugs umfasst eine physische Prüfung des Luftfahrzeugs. Hierfür muss 
Lufttüchtigkeitsprüfpersonal, das nicht entsprechend Anhang III (Teil-66) qualifiziert ist, von qualifiziertem 
Personal unterstützt werden. 

m)  Durch die physische Prüfung am Luftfahrzeug muss das Lufttüchtigkeitsprüfpersonal sicherstellen, dass  

(1) alle erforderlichen Markierungen und Hinweisschilder ordnungsgemäß angebracht sind;  

(2) das Luftfahrzeug seinem genehmigten Flughandbuch entspricht;  

(3) die Luftfahrzeugkonfiguration mit der genehmigten Dokumentation übereinstimmt;  

(4) kein offensichtlicher Mangel festgestellt werden kann, der nicht nach Punkt M.A.403 abgehandelt wurde;  

(5) keine Nichtübereinstimmungen zwischen dem Luftfahrzeug und der nach Punkt (k) dokumentierten Prüfung 
der Aufzeichnungen festgestellt werden können. 

n)  Abweichend von Punkt (a) kann die Lufttüchtigkeitsprüfung um eine Höchstdauer von 90 Tagen ohne 
Beeinträchtigung der Kontinuität des Prüfungsintervalls vorgezogen werden, sodass die physische Prüfung 
während einer Instandhaltungskontrolle stattfinden kann. 

o)  Eine Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit (EASA-Formblatt 15b) oder eine Empfehlung zur 
Ausstellung der Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit (EASA-Formblatt 15a), auf die in Anlage III 
zu diesem Anhang Bezug genommen wird, kann nur ausgestellt werden  

1. durch autorisiertes Lufttüchtigkeitsprüfpersonal im Auftrag des genehmigten Betriebs;  

2. nach vollständiger Durchführung der Lufttüchtigkeitsprüfung. 

p)  Eine Ausfertigung der für ein Luftfahrzeug ausgestellten oder verlängerten Bescheinigung über die Prüfung der 
Lufttüchtigkeit muss innerhalb von zehn Tagen an den Mitgliedstaat gesandt werden, in dem das betreffende 
Luftfahrzeug eingetragen ist. 

q)  Aufgaben im Rahmen der Prüfung der Lufttüchtigkeit dürfen nicht an Unterauftragnehmer vergeben werden. 

r)  Sollte die Prüfung der Lufttüchtigkeit ein nicht eindeutiges Ergebnis hervorbringen, hat das Unternehmen, das 
die Prüfung durchgeführt hat, die zuständige Behörde so schnell wie möglich, in jedem Fall innerhalb von 
72 Stunden ab dem Zeitpunkt, zu dem das Unternehmen den Grund für das nicht eindeutige Ergebnis der 
Lufttüchtigkeitsprüfung festgestellt hat, hiervon in Kenntnis zu setzen. 

s)  Die Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit darf erst ausgestellt werden, wenn alle Beanstandungen 
behoben wurden.“; 
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35. Punkt M.A.902(b)(5) erhält folgende Fassung: 

„(5)  eine Änderung oder Reparatur nicht Punkt M.A.304 genügt.“;  

36. Punkt M.A.904 erhält folgende Fassung: 

„M.A.904 Prüfung der Lufttüchtigkeit von in die EU importierten Luftfahrzeugen 

a)  Wird ein aus einem Drittland oder aus einem Rechtssystem, in dem die Verordnung (EU) 2018/1139 nicht gilt, 
importiertes Luftfahrzeug in das Register eines Mitgliedstaats eingetragen, muss der Antragsteller  

(1) bei der zuständigen Behörde des Eintragungsmitgliedstaats einen Antrag auf Ausstellung eines neuen 
Lufttüchtigkeitszeugnisses nach Anhang I (Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 stellen;  

(2) für Luftfahrzeuge, die nicht neu sind, eine zufriedenstellende Prüfung der Lufttüchtigkeit nach 
Punkt M.A.901 durchführen lassen;  

(3) alle Instandhaltungsarbeiten durchführen lassen, um die Anforderungen des genehmigten AMP nach 
Punkt M.A.302 zu erfüllen. 

b)  Hat sich die Organisation, die die Lufttüchtigkeitsprüfung durchführt, davon überzeugt, dass das Luftfahrzeug 
alle einschlägigen Anforderungen erfüllt, übermittelt sie eine dokumentierte Empfehlung für die Ausstellung einer 
Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit an die zuständige Behörde des Eintragungsmitgliedstaats. 

c)  Der Eigentümer des Luftfahrzeugs muss der zuständigen Behörde des Eintragungsmitgliedstaats den Zugang zum 
Luftfahrzeug für Inspektionszwecke ermöglichen. 

d)  Hat sich die zuständige Behörde des Eintragungsmitgliedstaats davon überzeugt, dass das Luftfahrzeug die 
Anforderungen von Anhang I (Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 erfüllt, stellt sie ein Lufttüchtig­
keitszeugnis aus. 

e)  Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats hat auch die Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit 
auszustellen. Die Bescheinigung ist ein Jahr gültig, sofern die zuständige Behörde nicht beschließt, die Gültigkeit 
aus Gründen der Flugsicherheit zu verkürzen.“;  

37. Punkt M.A.905(a) und (b) erhalten folgende Fassung: 

„a)  Als Beanstandung der Stufe 1 gilt jede schwerwiegende Nichterfüllung der Anforderungen dieses Anhangs, die 
den Sicherheitsstandard des Luftfahrzeugs herabsetzt und die Flugsicherheit ernsthaft gefährdet. 

b) Als Beanstandung der Stufe 2 gilt jede Nichterfüllung der Anforderungen dieses Anhangs, die den Sicherheits­
standard des Luftfahrzeugs herabsetzen und die Flugsicherheit gefährden kann.“;  

38. Folgender Punkt M.B.103 wird eingefügt: 

„M.B.103 Beanstandungen und Durchsetzungsmaßnahmen — Personen 

Stellt die für die Aufsicht nach diesem Anhang zuständige Behörde im Zuge ihrer Aufsicht oder auf andere Weise 
eine Nichterfüllung der geltenden Anforderungen der Verordnung (EU) 2018/1139 bei einem Inhaber eines/einer 
auf der Grundlage jener Verordnung ausgestellten Zeugnisses/Zulassung, Berechtigung oder Bescheinigung fest, hat 
die zuständige Behörde, die diesen Verstoß feststellt, alle notwendigen Durchsetzungsmaßnahmen zu ergreifen, 
damit der Verstoß beendet wird.“;  

39. Punkt M.B.104 erhält folgende Fassung: 

„M.B.104 Führung von Aufzeichnungen 

a)  Die zuständigen Behörden müssen ein System zur Führung von Aufzeichnungen einrichten, anhand dessen das 
Verfahren für die Erteilung, Verlängerung, Änderung, Aussetzung oder den Widerruf jedes/jeder einzelnen 
Zeugnisses/Zulassung in angemessener Weise verfolgt werden kann. 

b)  Die Aufzeichnungen für die Aufsicht über gemäß diesem Anhang genehmigte Organisationen umfassen 
mindestens:  

(1) den Antrag auf Genehmigung der Organisation,  

(2) die Bescheinigung über die Genehmigung der Organisation einschließlich etwaiger Änderungen,  

(3) eine Kopie des Audit-Programms, das die Termine für fällige und bereits durchgeführte Audits enthält,  

(4) die Aufzeichnungen über die fortdauernde Aufsicht durch die zuständige Behörde einschließlich aller 
Auditaufzeichnungen,  

(5) Kopien der einschlägigen Korrespondenz, 
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(6) Angaben zu allen Freistellungs- und Durchsetzungsmaßnahmen,  

(7) alle Berichte anderer zuständiger Behörden in Bezug auf die Aufsicht über die Organisation,  

(8) Handbuch der Organisation und seine Änderungen,  

(9) Kopien aller sonstigen von der zuständigen Behörde direkt genehmigten Dokumente. 

c)  Der Aufbewahrungszeitraum für die Aufzeichnungen nach Punkt (b) beträgt mindestens fünf Jahre. 

d)  Die Aufzeichnungen zur Aufsicht über jedes einzelne Luftfahrzeug beinhalten mindestens eine Kopie  

(1) des Lufttüchtigkeitszeugnisses des Luftfahrzeugs,  

(2) der Bescheinigungen über die Prüfung der Lufttüchtigkeit,  

(3) der Empfehlungen für die Prüfung der Lufttüchtigkeit, die von nach Teil-CAO oder Teil-CAMO genehmigten 
Organisationen ausgestellt wurden,  

(4) der Berichte über die Prüfungen der Lufttüchtigkeit, die direkt von der zuständigen Behörde durchgeführt 
wurden,  

(5) des gesamten einschlägigen Schriftverkehrs bezüglich des Luftfahrzeugs,  

(6) der Angaben zu allen Freistellungen und Durchsetzungsmaßnahmen,  

(7) aller Dokumente, die von der zuständigen Behörde nach diesem Anhang oder Anhang II (Teil-ARO) der 
Verordnung (EU) Nr. 965/2012 genehmigt wurden. 

e)  Die unter Punkt (d) genannten Aufzeichnungen sind für die Dauer von zwei Jahren, nachdem das Luftfahrzeug 
endgültig außer Betrieb genommen wurde, aufzubewahren. 

f)  Alle Aufzeichnungen sind auf Antrag eines anderen Mitgliedstaats oder der Agentur zur Verfügung zu stellen.“;  

40. Punkt M.B.201 erhält folgende Fassung: 

„M.B.201 Verantwortlichkeiten 

Die unter Punkt M.1 angegebenen zuständigen Behörden sind für die Durchführung von Audits, Inspektionen und 
Untersuchungen in Bezug auf die Erfüllung der Anforderungen dieses Anhangs verantwortlich.“;  

41. Folgender Punkt M.B.202 wird eingefügt: 

„M.B.202 Mitteilungen an die Agentur 

a)  Die zuständige Behörde hat die Agentur im Fall signifikanter Probleme mit der Durchführung der Verordnung 
(EU) 2018/1139 unverzüglich zu benachrichtigen. 

b)  Die zuständige Behörde leitet an die Agentur sicherheitsrelevante Informationen weiter, von denen sie aus 
Ereignismeldungen, die ihr nach Punkt M.A.202 übermittelt wurden, Kenntnis erhalten hat.“;  

42. Punkt M.B.301 erhält folgende Fassung: 

„M.B.301 Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm 

a)  Die zuständige Behörde überprüft, ob das AMP mit Punkt M.A.302 in Einklang steht. 

b)  Sofern in Punkt M.A.302(c) nicht anders angegeben, müssen das AMP und seine Änderungen direkt von der 
zuständigen Behörde genehmigt werden. Die zuständige Behörde hat Zugang zu allen nach Punkt M.A.302(d), (e) 
und (f) geforderten Unterlagen. 

c)  Im Fall einer indirekten Genehmigung nach Punkt M.A.302(c) muss das AMP-Genehmigungsverfahren der CAO 
oder des CAMO von der zuständigen Behörde über das in den Punkten CAO.A.025 und CAMO.A.300 genannte 
Handbuch dieser Organisationen genehmigt werden.“; 
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43. Folgender Punkt M.B.305 wird eingefügt: 

„M.B.305 System für das technische Bordbuch des Luftfahrzeugs 

a)  Die zuständige Behörde genehmigt die erstmalige Ausgabe des Systems für das technische Bordbuch nach 
Punkt M.A.306. 

b)  Damit die Organisation Änderungen des Systems für das technische Bordbuch ohne vorherige Genehmigung der 
zuständigen Behörde vornehmen kann, hat die zuständige Behörde das in Punkt CAMO.A.300(c) bzw. 
CAO.A.025(c) jeweils genannte Verfahren zu genehmigen“;  

44. Punkt M.B.602(b) und (c) erhalten folgende Fassung: 

„b)  Die zuständige Behörde muss sich davon überzeugen, dass die im Instandhaltungsbetriebshandbuch 
aufgeführten Verfahren den Bestimmungen von Unterabschnitt F dieses Anhangs entsprechen, und sicherstellen, 
dass der verantwortliche Betriebsleiter die Verpflichtungserklärung unterzeichnet. 

c)  Die zuständige Behörde muss überprüfen, ob der Betrieb die Anforderungen erfüllt, die in Unterabschnitt F 
dieses Anhangs festgelegt sind.“;  

45. Punkt M.B.603(a) erhält folgende Fassung: 

„a)  Erfüllt der Instandhaltungsbetrieb die Bestimmungen der einschlägigen Punkte dieses Anhangs, hat die 
zuständige Behörde dem Antragsteller eine Bescheinigung über die Genehmigung (EASA-Formblatt 3) (Anlage V 
dieses Anhangs) auszustellen, aus der der Umfang der Genehmigung hervorgeht.“;  

46. Punkt M.B.604(a) erhält folgende Fassung: 

„a)  Die zuständige Behörde muss mit Hilfe eines Programms eine Liste führen und auf dem neuesten Stand halten, 
aus der jeder der von ihr beaufsichtigten Instandhaltungsbetriebe, die gemäß Unterabschnitt F von Abschnitt B 
dieses Anhangs genehmigt wurden, sowie die Termine von fälligen und bereits durchgeführten Audits 
hervorgehen.“;  

47. In Punkt M.B.605(a) erhält der einleitende Satz folgende Fassung: 

„a)  Wird bei Audits oder auf andere Weise nachgewiesen, dass eine in diesem Anhang oder in Anhang Vb (Teil-ML) 
festgelegte Anforderung nicht erfüllt ist, sind seitens der zuständigen Behörde die folgenden Maßnahmen zu 
ergreifen:“;  

48. Punkt M.B.606(c) erhält folgende Fassung: 

„c)  Für Änderungen des Instandhaltungsbetriebshandbuchs gilt:  

(1) Im Fall einer direkten Genehmigung von Änderungen nach Punkt M.A.604(b) hat die zuständige Behörde zu 
überprüfen, dass die in dem Handbuch festgelegten Verfahren den Anforderungen dieses Anhangs genügen, 
bevor sie den genehmigten Betrieb von der Genehmigung förmlich in Kenntnis setzt.  

(2) Im Fall einer indirekten Genehmigung von Änderungen nach Punkt M.A.604(c) hat die zuständige Behörde 
sicherzustellen, dass 

i)  die Änderungen geringfügig sind und 

ii)  sie eine angemessene Kontrolle über die Genehmigung der Änderungen hat, um sicherzustellen, dass die 
Anforderungen dieses Anhangs weiterhin erfüllt werden.“;  

49. Punkt M.B.901(1) erhält folgende Fassung: 

„(1)  muss das entsprechend qualifizierte Personal der zuständigen Behörde überprüfen, ob mit der in der 
Empfehlung enthaltenen Erfüllungserklärung der Nachweis erbracht ist, dass eine vollständige Prüfung der 
Lufttüchtigkeit nach Punkt M.A.901 durchgeführt worden ist.“;  

50. Punkt M.B.902(a) und (b) erhalten folgende Fassung: 

„a)  Führt die zuständige Behörde die Prüfung der Lufttüchtigkeit durch und stellt die Bescheinigung über die 
Prüfung der Lufttüchtigkeit (EASA-Formblatt 15a in Anlage III dieses Anhangs) aus, muss sie eine Prüfung der 
Lufttüchtigkeit nach Punkt M.A.901 durchführen. 
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b)  Die zuständige Behörde muss über geeignetes Personal für die Durchführung der Lufttüchtigkeitsprüfung 
verfügen. 

(1) Für alle Luftfahrzeuge, die von nach der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrtun­
ternehmen eingesetzt werden, sowie für Luftfahrzeuge mit einer höchstzulässigen Startmasse von mehr als 
2 730 kg, muss dieses Personal 

a)  mindestens fünf Jahre Erfahrung in der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit erworben haben; 

b)  eine einschlägige Lizenz nach Anhang III (Teil-66) oder eine der Luftfahrzeugkategorie entsprechende, 
einzelstaatlich anerkannte Qualifikation für Instandhaltungspersonal (wenn sich Artikel 5 Absatz 6 auf 
einzelstaatliche Vorschriften bezieht) oder einen luftfahrttechnischen Abschluss oder Gleichwertiges 
besitzen; 

c)  eine formale Ausbildung in der luftfahrttechnischen Instandhaltung erhalten haben; 

d)  eine Position mit einschlägigen Verantwortlichkeiten innehaben. 

Unbeschadet der Punkte (a) bis (d) kann die Anforderung nach Punkt M.B.902(b)(1)(b) durch fünf Jahre 
Erfahrung in der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit ersetzt werden, die zusätzlich zu den bereits nach 
Punkt M.B.902(b)(1)(a) geforderten vorliegen müssen. 

(2) Für alle Luftfahrzeuge, die nicht von nach der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrtun­
ternehmen eingesetzt werden, sowie für Luftfahrzeuge mit einer höchstzulässigen Startmasse von 2 730 kg 
und darunter, muss dieses Personal 

a)  mindestens drei Jahre Erfahrung in der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit erworben haben; 

b)  eine einschlägige Lizenz nach Anhang III (Teil-66) oder eine der Luftfahrzeugkategorie entsprechende, 
einzelstaatlich anerkannte Qualifikation für Instandhaltungspersonal (wenn sich Artikel 5 Absatz 6 auf 
einzelstaatliche Vorschriften bezieht) oder einen luftfahrttechnischen Abschluss oder Gleichwertiges 
besitzen; 

c)  eine angemessene Ausbildung in der luftfahrttechnischen Instandhaltung erhalten haben; 

d)  eine Position mit einschlägigen Verantwortlichkeiten innehaben. 

Unbeschadet der Punkte (a) bis (d) kann die in Punkt M.B.902(b)(2)(b) angegebene Anforderung durch vier 
Jahre Erfahrung in der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit ersetzt werden, die zusätzlich zu den bereits 
nach Punkt M.B.902(b)(2)(a) geforderten vorliegen müssen.“;  

51. Der folgende Punkt M.B.904 wird hinzugefügt: 

„M.B.904 Informationsaustausch 

Nach Eingang einer Mitteilung über den Registerwechsel eines Luftfahrzeugs zwischen Mitgliedstaaten nach 
Punkt M.A.903 muss die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem das Luftfahrzeug aktuell registriert ist, die 
zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dessen Register das Luftfahrzeug wechseln soll, über alle bekannten 
Probleme mit dem betreffenden Luftfahrzeug unterrichten. Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem das 
Luftfahrzeug registriert werden soll, hat dafür zu sorgen, dass die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem das 
Luftfahrzeug noch registriert ist, über den Registerwechsel ordnungsgemäß unterrichtet wurde.“;  

52. Anlage I erhält folgende Fassung: 

„Anlage I 

Vertrag über die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

1.  Beauftragt ein Eigentümer oder Betreiber nach Punkt M.A.201 ein CAMO oder eine CAO vertraglich mit der 
Wahrnehmung von Aufgaben zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit, muss der Eigentümer 
oder Betreiber auf Anforderung der zuständigen Behörde des Eintragungsmitgliedstaats dieser ein Exemplar 
des von beiden unterzeichneten Vertrags übermitteln. 

2.  Bei der Ausarbeitung des Vertrags sind die Anforderungen dieses Anhangs zu berücksichtigen und die 
Pflichten der Unterzeichner bezüglich der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs festzulegen. 
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3.  Jeder Vertrag muss mindestens folgende Angaben enthalten: 

—  Eintragungsnummer, Bauart und Seriennummer des Luftfahrzeugs, 

—  Name oder Firma, einschließlich Anschrift, des Eigentümers oder eingetragenen Mieters des Luftfahrzeugs, 

—  Angaben zu den vertraglich beauftragten CAMO oder CAO sowie deren Anschrift 

—  Art des Flugbetriebs. 

4.  Der Vertrag muss folgenden Wortlaut enthalten: 

„Der Eigentümer oder Betreiber betraut das CAMO oder die CAO mit der Führung der Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs, der Ausarbeitung eines nach Punkt M.1 von der zuständigen 
Behörde zu genehmigenden AMP sowie mit der Organisation der Instandhaltung des Luftfahrzeugs gemäß 
diesem AMP. 

Gemäß dem vorliegenden Vertrag verpflichten sich beide Unterzeichner, den jeweiligen Verpflichtungen 
aus diesem Vertrag nachzukommen. 

Der Eigentümer oder Betreiber bescheinigt nach bestem Wissen und Gewissen, dass alle dem CAMO oder 
der CAO gemachten aktuellen und künftigen Angaben bezüglich der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 
des Luftfahrzeugs korrekt sind und an dem Luftfahrzeug keine Änderungen ohne die vorherige 
Zustimmung des CAMO oder der CAO vorgenommen werden. 

Im Falle einer Nichteinhaltung dieses Vertrags durch einen der Unterzeichner verliert dieser seine 
Gültigkeit. In einem solchen Fall übernimmt der Eigentümer oder Betreiber die volle Verantwortung für 
alle Arbeiten in Verbindung mit der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs, und der 
Eigentümer ist verpflichtet, die zuständigen Behörden des Eintragungsmitgliedstaats innerhalb von zwei 
Wochen nach der Nichterfüllung des Vertrags hiervon zu unterrichten.“ 

5.  Beauftragt ein Eigentümer oder Betreiber ein CAMO oder eine CAO vertraglich nach Punkt M.A.201, werden 
die Pflichten der beiden Parteien wie folgt aufgeteilt: 

5.1  Pflichten des CAMO oder der CAO:  

(1) das Luftfahrzeugmuster in die Genehmigungsbedingungen aufnehmen lassen;  

(2) die nachstehend aufgeführten Bedingungen für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des 
Luftfahrzeugs einhalten: 

a) ein AMP für das Luftfahrzeug, gegebenenfalls einschließlich eines zu erstellenden Zuverlässigkeits­
programms ausarbeiten, 

b)  die Instandhaltungsaufgaben (im AMP) ausweisen, die nach Punkt M.A.803(c) vom Piloten/Eigentümer 
ausgeführt werden dürfen, 

c)  für die Genehmigung des AMP sorgen, 

d)  nach erfolgter Genehmigung dem Eigentümer oder Betreiber ein Exemplar des AMP zukommen 
lassen, 

e)  eine Inspektion zum Zweck der Überleitung vom bisherigen Instandhaltungsprogramm des 
Luftfahrzeugs organisieren, 

f)  die gesamte Instandhaltung durch einen genehmigten Instandhaltungsbetrieb durchführen lassen, 

g)  dafür sorgen, dass alle anwendbaren Lufttüchtigkeitsanweisungen befolgt werden, 

h)  dafür sorgen, dass alle während der planmäßigen Instandhaltung oder Prüfungen der Lufttüchtigkeit 
festgestellten Mängel oder vom Eigentümer gemeldeten Mängel durch einen genehmigten Instandhal­
tungsbetrieb behoben werden, 

i)  die planmäßige Instandhaltung, die Befolgung von Lufttüchtigkeitsanweisungen, den Austausch von 
Teilen mit begrenzter Lebensdauer und die Anforderungen an die Inspektion von Komponenten 
koordinieren, 

j) den Eigentümer stets informieren, wenn das Luftfahrzeug zu einem genehmigten Instandhal­
tungsbetrieb gebracht werden muss, 

k)  alle technischen Aufzeichnungen verwalten, 

l)  alle technischen Aufzeichnungen archivieren. 
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(3) dafür sorgen, dass jegliche Änderungen an dem Luftfahrzeug nach Anhang I (Teil-21) der Verordnung 
(EU) Nr. 748/2012 vor ihrer Durchführung genehmigt werden;  

(4) dafür sorgen, dass jegliche Reparaturen an dem Luftfahrzeug nach Anhang I (Teil-21) der Verordnung 
(EU) Nr. 748/2012 vor ihrer Durchführung genehmigt werden;  

(5) die zuständige Behörde des Eintragungsmitgliedstaats unterrichten, wenn das Luftfahrzeug vom 
Eigentümer nicht entsprechend der Aufforderung des genehmigten Unternehmens zum genehmigten 
Instandhaltungsbetrieb gebracht wird;  

(6) die zuständige Behörde des Eintragungsmitgliedstaats von der etwaigen Nichteinhaltung des vorliegenden 
Vertrags informieren;  

(7) dafür sorgen, dass die Prüfung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs erforderlichenfalls durchgeführt und 
die Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit ausgestellt oder der zuständigen Behörde des 
Eintragungsmitgliedstaats die entsprechende Empfehlung gegeben wird;  

(8) der zuständigen Behörde des Eintragungsmitgliedstaats innerhalb von zehn Tagen ein Exemplar der 
ausgestellten oder verlängerten Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit zusenden;  

(9) alle Ereignisse gemäß den anzuwendenden Vorschriften melden;  

(10) die zuständige Behörde des Eintragungsmitgliedstaats unterrichten, wenn der vorliegende Vertrag von 
einer der beiden Parteien gekündigt wird. 

5.2  Pflichten des Eigentümers oder Betreibers:  

(1) über ein allgemeines Verständnis des genehmigten AMP verfügen;  

(2) über ein allgemeines Verständnis dieses Anhangs verfügen; 

(3) das Luftfahrzeug zu dem mit dem CAMO oder der CAO vereinbarten genehmigten Instandhal­
tungsbetrieb bringen, und zwar zu dem entsprechend der Aufforderung des CAMO oder der CAO 
vorgegebenen Zeitpunkt;  

(4) Änderungen an dem Luftfahrzeug nicht ohne vorherige Absprache mit dem CAMO oder der CAO 
vornehmen;  

(5) das CAMO oder die CAO über jede, ausnahmsweise ohne das Wissen und die Kontrolle des CAMO oder 
der CAO vorgenommene Instandhaltung informieren;  

(6) dem CAMO oder der CAO mittels Bordbuch alle während des Betriebs festgestellten Mängel melden;  

(7) die zuständige Behörde des Eintragungsmitgliedstaats unterrichten, wenn der vorliegende Vertrag von 
einer der beiden Parteien gekündigt wird;  

(8) das CAMO oder die CAO und die zuständige Behörde des Eintragungsmitgliedstaats unterrichten, wenn 
das Luftfahrzeug verkauft wird;  

(9) alle Ereignisse gemäß den anzuwendenden Vorschriften melden;  

(10) das CAMO oder die CAO, wie mit diesem bzw. dieser vereinbart, regelmäßig über die Flugstunden des 
Luftfahrzeugs und alle sonstigen Nutzungsdaten unterrichten;  

(11) bei Piloten/Eigentümer-Instandhaltung die CRS nach Punkt M.A.803(d) in die Bordbücher eintragen, 
ohne dabei die Beschränkungen der Instandhaltungsaufgaben zu überschreiten, wie sie im genehmigten 
AMP nach Punkt M.A.803(c) aufgeführt sind;  

(12) das CAMO oder die CAO spätestens 30 Tage nach Abschluss jeglicher Instandhaltungsaufgaben durch 
den Piloten/Eigentümer nach Punkt M.A.305(a) unterrichten. 

6.  Beauftragt ein Eigentümer oder Betreiber vertraglich ein CAMO oder eine CAO nach Punkt M.A.201, sind die 
Pflichten jeder Partei in Bezug auf die obligatorische und freiwillige Meldung von Ereignissen nach der 
Verordnung (EU) Nr. 376/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates (1) genau anzugeben.  

(1) Verordnung (EU) Nr. 376/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 2014 über die 
Meldung, Analyse und Weiterverfolgung von Ereignissen in der Zivilluftfahrt, zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 996/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/42/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnungen (EG) Nr. 1321/2007 und (EG) Nr. 1330/2007 der 
Kommission (ABl. L 122 vom 24.4.2014, S. 18).“; 
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53. Anlage II wird wie folgt geändert: 

a)  Punkt (5) wird wie folgt geändert: 

i)  Feld 12 Punkt (x) erhält folgende Fassung: 

„x)  Für Instandhaltungsbetriebe, die nach Anhang I (Teil-M) Unterabschnitt F oder Anhang Vd (Teil-CAO) 
genehmigt sind, die unter Punkt M.A.613 bzw. CAO.A.070 genannte CRS-Erklärung für die Komponente: 

„Bescheinigt hiermit, dass, wenn in diesem Feld nichts anderes festgelegt ist, die in Feld 11 aufgeführte 
und in diesem Feld beschriebene Arbeit in Übereinstimmung mit den Anforderungen von Abschnitt A 
Unterabschnitt F von Anhang I (Teil-M) oder Anhang Vd (Teil-CAO) der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 
durchgeführt wurde und dass der Artikel im Hinblick auf diese Arbeit für die Erteilung einer Freigabe 
geeignet ist. DIES IST KEINE FREIGABE GEMÄSS ANHANG II (TEIL-145) DER VERORDNUNG (EU) 
Nr. 1321/2014.“ 

Werden die Daten ausgehend von einem elektronischen EASA-Formblatt 1 ausgedruckt, sollten Angaben, 
die nicht in andere Felder gehören, in diesem Feld eingetragen werden.“ 

ii)  Feld 14a erhält folgende Fassung: 

„Feld 14a 

Die entsprechenden Kästchen zur Angabe, welche Vorschriften für die abgeschlossenen Arbeiten gelten, sind 
zu markieren. Wird das Kästchen „Andere, in Feld 12 angegebene Vorschrift“ markiert, sind die Vorschriften 
der anderen Luftfahrtbehörde(n) in Feld 12 anzugeben. Es muss mindestens ein Kästchen markiert werden, 
gegebenenfalls können beide Kästchen markiert werden. 

Für die gesamte Instandhaltung, die von nach Abschnitt A Unterabschnitt F von Anhang I (Teil-M) oder 
Anhang Vd (Teil-CAO) der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 genehmigten Instandhaltungsbetrieben 
ausgeführt worden ist, ist das Kästchen „Andere, in Feld 12 angegebene Vorschrift“ anzukreuzen und die 
CRS-Erklärung in Feld 12 abzugeben. Die Erklärung „wenn in diesem Feld nichts anderes angegeben ist“ ist 
dann für die folgenden Fälle vorgesehen: 

a)  Fälle, in denen die Instandhaltung nicht zu Ende geführt werden konnte. 

b)  Fälle, in denen die Instandhaltung abweichend von dem nach Anhang I (Teil-M) oder Anhang Vd 
(Teil-CAO) geforderten Standard durchgeführt wurde. 

c)  Fälle, in denen die Instandhaltung in Übereinstimmung mit einer anderen Vorschrift als der in Anhang I 
(Teil-M) oder Anhang Vd (Teil-CAO) angegebenen Vorschrift durchgeführt wurde. In diesem Fall ist in 
Feld 12 die entsprechende nationale Vorschrift anzugeben. 

Für sämtliche Instandhaltung, die von nach Abschnitt A von Anhang II (Teil-145) der Verordnung (EU) 
Nr. 1321/2014 genehmigten Instandhaltungsbetrieben durchgeführt worden ist, ist die Erklärung „wenn in 
Feld 12 nichts anderes angegeben ist“ dann für die folgenden Fälle vorgesehen: 

a)  Fälle, in denen die Instandhaltung nicht zu Ende geführt werden konnte. 

b)  Fälle, in denen die Instandhaltung abweichend von dem nach Anhang II (Teil-145) geforderten Standard 
durchgeführt wurde. 

c)  Fälle, in denen die Instandhaltung in Übereinstimmung mit einer anderen Vorschrift als der in Anhang II 
(Teil-145) angegebenen Vorschrift durchgeführt wurde. In diesem Fall ist in Feld 12 die entsprechende 
nationale Vorschrift anzugeben.“; 

b)  In der Fußnote des EASA-Formblatts 1 (Titelseite) erhält der Text „EASA Formblatt 1 – MF/145 Ausgabe 2“ 
folgenden Wortlaut: 

„EASA-Formblatt 1 — MF/CAO/145 Ausgabe 3“ 
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54. Anlage III erhält folgende Fassung: 

„Anlage III 

Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit — EASA-Formblatt 15 
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“; 
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55. Anlage IV wird wie folgt geändert: 

i)  die Kästchen für die Kategorie A2 erhalten folgende Fassung: 

„KLASSE KATEGORIE BESCHRÄNKUNG BASIS LINIE 

LUFTFAHR­
ZEUGE 

A2 — Flugzeuge bis 
5 700 kg 

[Angabe des Flugzeugherstellers oder 
der Flugzeuggruppe, der Flugzeugse­
rie oder des Flugzeugmusters und/ 
oder der Instandhaltungsaufgaben] 

Beispiel: DHC-6 Twin Otter-Serie 

Angabe, ob die Ausstellung von 
Bescheinigungen über die Prüfung 
der Lufttüchtigkeit zugelassen ist 
oder nicht (nur möglich für ELA1- 
Luftfahrzeuge, die nicht im gewerbli­
chen Flugbetrieb eingesetzt werden) 

[JA/NEIN] (*) [JA/NEIN] (*)“  

ii)  die Kästchen für die Kategorie A4 erhalten folgende Fassung: 

„KLASSE KATEGORIE BESCHRÄNKUNG BASIS LINIE 

LUFTFAHR­
ZEUGE 

A4 — Andere Luft­
fahrzeuge als 
A1, A2 und 
A3 

[Angabe der Luftfahrzeugkategorie 
(Segelflugzeug, Ballon, Luftschiff 
usw.), des Herstellers oder der 
Gruppe oder der Serie oder des Mus­
ters und/oder der Instandhaltungs­
aufgabe(n).] 

Angabe, ob die Ausstellung von 
Bescheinigungen über die Prüfung 
der Lufttüchtigkeit zugelassen ist 
oder nicht (nur möglich für ELA1- 
Luftfahrzeuge, die nicht im gewerbli­
chen Flugbetrieb eingesetzt werden) 

[JA/NEIN] (*) [JA/NEIN] (*)“;  
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56. Anlage V erhält folgende Fassung: 

„Anlage V 

Zulassung als Instandhaltungsbetrieb – EASA-Formblatt 3-MF 
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“;  

57. Anlage VI wird gestrichen;  

58. in Anlage VII erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

„Bei den folgenden Aufgaben handelt es sich um die komplexen Instandhaltungsaufgaben, auf die in den 
Punkten M.A.801(b)(2) und M.A.801(c) verwiesen wird:“;  

59. in Anlage VIII wird Punkt (b)(9) gestrichen.  

4.9.2019 L 228/32 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



ANHANG II 

Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 wird wie folgt geändert:  

1. Punkt 145.A.30 wird wie folgt geändert: 

a)  Punkt (k) erhält folgende Fassung: 

„k)  Wenn der Betrieb Prüfungen der Lufttüchtigkeit nach Anhang Vb (Teil-ML) Punkt ML.A.903 durchführt und 
die entsprechende Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit ausstellt, muss er über nach 
Anhang Vb (Teil-ML) Punkt ML.A.904 qualifiziertes und zur Prüfung der Lufttüchtigkeit berechtigtes Personal 
verfügen.“; 

b)  Punkt (l) wird gestrichen;  

2. Punkt 145.A.42(a)(3) erhält folgende Fassung: 

„iii) Komponenten, die als nicht wiederverwendbar eingeteilt wurden, weil sie ihre vorgeschriebene Lebensdauerbe­
grenzung erreicht haben oder mit einem nicht reparierbaren Mangel behaftet sind.“;  

3. Punkt 145.A.42(c)(2) erhält folgende Fassung: 

„ii)  Nicht wiederverwendbare Komponenten dürfen nicht mehr in das System für die Komponentenzufuhr 
zurückfließen, es sei denn, ihre vorgeschriebene Lebensdauerbegrenzung wurde verlängert oder eine Lösung zu 
ihrer Reparatur wurde gemäß Verordnung (EU) Nr. 748/2012 genehmigt.“;  

4. Punkt 145.A.50(d) erhält folgende Fassung: 

„d)  Nachdem die erforderlichen Instandhaltungsarbeiten an einer aus dem Luftfahrzeug ausgebauten Komponente 
durchgeführt wurden, muss eine Freigabebescheinigung ausgestellt werden. Die Freigabebescheinigung „EASA- 
Formblatt 1“ nach Anhang I (Teil-M) Anlage II stellt die Freigabebescheinigung für die Komponente dar, sofern 
nicht in Punkt M.A.502(b) etwas anderes bestimmt ist. Wenn ein Betrieb eine Komponente für den eigenen 
Gebrauch instand hält, ist je nach den im Handbuch festgelegten internen Freigabeverfahren unter Umständen 
kein EASA-Formblatt 1 erforderlich.“;  

5. Punkt 145.A.55(b) und (c) erhalten folgende Fassung: 

„b)  Der Betrieb muss dem Eigentümer oder Betreiber des Luftfahrzeugs eine Kopie jeder Freigabebescheinigung 
zusammen mit einer Kopie sämtlicher detaillierter Instandhaltungsaufzeichnungen übergeben, die mit den 
durchgeführten Arbeiten im Zusammenhang stehen und für den Nachweis der Einhaltung von Punkt M.A.305 
benötigt werden. 

c) Der Betrieb muss eine Kopie aller detaillierten Instandhaltungsaufzeichnungen und aller zugehörigen Instandhal­
tungsunterlagen für einen Zeitraum von drei Jahren aufbewahren, gerechnet von dem Tag, an dem eine Freigabe­
bescheinigung für das Luftfahrzeug oder die Komponente, an dem/der gearbeitet wurde, ausgestellt wurde.  

1. Die Aufzeichnungen gemäß diesem Punkt müssen so aufbewahrt werden, dass sie vor Beschädigung, 
Änderung und Diebstahl geschützt sind.  

2. Sämtliche EDV-Hardware für die Sicherung von Daten muss an einem anderen Ort als dem gelagert werden, 
an dem sich die für die Arbeit verwendeten Daten befinden, und zwar in einer Umgebung, in der 
sichergestellt ist, dass sie in einem guten Zustand erhalten bleiben.  

3. Wenn ein nach diesem Anhang genehmigter Betrieb seine Tätigkeit beendet, müssen alle aufbewahrten 
Instandhaltungsaufzeichnungen aus den drei Jahren vor der Beendigung der Tätigkeit des Betriebs dem 
letzten Eigentümer oder Kunden des betreffenden Luftfahrzeugs oder der Komponente übergeben oder nach 
Vorschrift der zuständigen Behörde gelagert werden.“;  

6. Punkt 145.A.70(a)(6) erhält folgende Fassung: 

„6.  eine Liste des freigabeberechtigten Personals, des Unterstützungspersonals und gegebenenfalls des Personals für 
die Prüfung der Lufttüchtigkeit, mit Angabe des jeweiligen Genehmigungsumfangs.“; 
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7. Punkt 145.A.75 wird wie folgt geändert: 

a)  Punkt (f) erhält folgende Fassung: 

„f)  Wenn der Betrieb für unter Anhang Vb (Teil-ML) fallende Luftfahrzeuge ausdrücklich hierfür genehmigt ist, 
Prüfungen der Lufttüchtigkeit durchzuführen und die entsprechende Bescheinigung über die Prüfung der 
Lufttüchtigkeit zu den unter Punkt ML.A.903 in Anhang Vb (Teil-ML) dieser Verordnung genannten 
Bedingungen auszustellen.“; 

b)  Punkt g wird gestrichen;  

8. Punkt 145.A.95(a) und (b) erhalten folgende Fassung: 

„a)  Als Beanstandung der Stufe 1 gilt jede schwerwiegende Nichterfüllung der Anforderungen dieses Anhangs, die 
den Sicherheitsstandard des Luftfahrzeugs herabsetzt und die Flugsicherheit ernsthaft gefährdet. 

b) Als Beanstandung der Stufe 2 gilt jede Nichterfüllung der Anforderungen dieses Anhangs, die den Sicherheits­
standard des Luftfahrzeugs herabsetzen und die Flugsicherheit gefährden kann.“;  

9. Punkt 145.B.60 erhält folgende Fassung: 

„145.B.60 Ausnahmen 

Gewährt ein Mitgliedstaat gemäß Artikel 71 der Verordnung (EU) 2018/1139 eine Ausnahme von den 
Anforderungen dieses Anhangs, so muss die zuständige Behörde die Ausnahme aufzeichnen. Sie muss diese 
Aufzeichnungen für den unter Punkt 145.B.55(3) vorgesehenen Zeitraum aufbewahren.“;  
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10. Anlage III erhält folgende Fassung: 

„Anlage III 

Zulassung als Instandhaltungsbetrieb – EASA-Formblatt 3-145 
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“  

4.9.2019 L 228/36 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



ANHANG III 

Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 wird wie folgt geändert:  

1. Punkt 66.A.45(d) erhält folgende Fassung: 

„d) Abweichend von den Punkten (b) und (c) können für Luftfahrzeuge der Gruppen 2 und 3 Luftfahrzeugmusterbe­
rechtigungen auf einer Lizenz auch eingetragen werden, wenn folgende Schritte abgeschlossen sind: 

—  die entsprechende Luftfahrzeugmusterprüfung für die Kategorien B1, B2 oder C gemäß Anlage III dieses 
Anhangs (Teil-66) wurde zufriedenstellend bestanden; 

—  für die Kategorien B1 und B2 wurde praktische Erfahrung mit dem Luftfahrzeugmuster nachgewiesen. Die 
praktische Erfahrung muss hierbei einen repräsentativen Querschnitt der für die Kategorie relevanten 
Instandhaltungsarbeiten enthalten. 

Im Falle von Personen mit einer Berechtigung für die Kategorie C, die durch einen Hochschulabschluss gemäß 
Punkt 66.A.30(a)(5) qualifiziert sind, muss die erste relevante Luftfahrzeugmusterprüfung auf dem Niveau der 
Kategorie B1 oder B2 abgelegt werden.“;  

2. Punkt 66.B.25(a) erhält folgende Fassung: 

„a)  Zwischen den zuständigen Behörden muss ein gegenseitiger Informationsaustausch gemäß Artikel 72 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2018/1139 stattfinden.“;  

3. Punkt 66.B.30 erhält folgende Fassung: 

„66.B.30 Ausnahmen 

Über alle gemäß Artikel 71 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1139 gewährten Ausnahmen müssen von der 
zuständigen Behörde Aufzeichnungen geführt und aufbewahrt werden.“;  

4. Die Tabelle in Anlage I (Modul 10) erhält folgende Fassung: 

„STUFE  

A B1 B2 B3 

10.1  Rechtsvorschriften 

Rolle der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation; 

Rolle der Europäischen Kommission; 

Rolle der EASA; 

Rolle der Mitgliedstaaten und der nationalen Luftfahrtbehörden; 

Verordnung (EU) 2018/1139, Verordnung (EU) Nr. 748/2012 
und Verordnung (EU) Nr. 1321/2014; 

Beziehungen zwischen den verschiedenen Anhängen (Teilen) 
der Verordnung (EU) Nr. 748/2012, der Verordnung (EU) 
Nr. 1321/2014 und der Verordnung (EU) Nr. 965/2012. 

1 1 1 1“   
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ANHANG IV 

Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 wird wie folgt geändert:  

1. Punkt 147.B.25(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  Über alle gemäß Artikel 71 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1139 gewährten Ausnahmen müssen von der 
zuständigen Behörde Aufzeichnungen geführt und aufbewahrt werden.“;  

2. Anlage II erhält folgende Fassung: 

„Anlage II 

Zulassung als Ausbildungsbetrieb für Instandhaltungspersonal (EASA Formblatt 11) 
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3. Anlage III erhält folgende Fassung: 

„1.  Grundlagenlehrgang und Grundlagenprüfung 

Für die Anerkennung des Abschlusses entweder des Grundlagenlehrgangs oder der Grundlagenprüfung oder des 
Abschlusses von beidem ist das Urkundenmuster für einen Grundlagenlehrgang ist zu verwenden. 

In der Urkunde sind die Prüfungen für jedes Modul mit dem jeweiligen Prüfungsdatum und der entsprechenden 
Fassung der Anlage I von Anhang III (Teil-66) anzugeben. 
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2.  Musterlehrgang und Musterprüfung 
Für die Anerkennung des Abschlusses entweder des theoretischen Teils oder des praktischen Teils oder des 
Abschlusses von beiden Teilen der Ausbildung für die Musterberechtigung ist das Urkundenmuster für einen 
Musterlehrgang ist zu verwenden. 

In der Urkunde ist die in dem Lehrgang behandelte Kombination aus Luftfahrzeugzelle und Triebwerk anzugeben. 

Die entsprechenden Referenzzeilen sind gegebenenfalls zu streichen, und im Kasten „Art des Musterlehrgangs“ ist 
anzugeben, ob lediglich der theoretische Teil, der praktische Teil oder der theoretische und der praktische Teil 
absolviert wurden. 

Aus der Urkunde muss eindeutig hervorgehen, ob es sich bei dem Lehrgang um einen vollständigen oder einen 
reduzierten Lehrgang (z. B. über die Luftfahrzeugzelle, Triebwerke, Avionik/Elektrik) oder eine Unterschieds­
schulung auf der Grundlage der bisherigen Erfahrungen des Teilnehmers handelt, z. B. A340-Lehrgang (CFM) für 
A320-Techniker. Bei reduzierten Lehrgängen ist in der Urkunde anzugeben, ob die Schnittstellenbereiche 
abgedeckt wurden oder nicht. 

“;  
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ANHANG V 

Anhang Va der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 wird wie folgt geändert:  

1. Das Inhaltsverzeichnis erhält folgende Fassung: 

„INHALTSVERZEICHNIS 

T.1 Zuständige Behörde 
Abschnitt A — Technische Anforderungen 

Unterabschnitt A — ALLGEMEINES 

T.A.101 Geltungsbereich 

Unterabschnitt B — ANFORDERUNGEN 

T.A.201 Verantwortlichkeiten 

Unterabschnitt E — INSTANDHALTUNGSBETRIEB 

T.A.501 Instandhaltungsbetrieb 

Unterabschnitt G — | ZUSÄTZLICHE ANFORDERUNGEN FÜR UNTERNEHMEN ZUR FÜHRUNG DER AUFRECHT­
ERHALTUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT, DIE GEMÄSS ANHANG Vc (TEIL-CAMO) GENEHMIGT SIND 

T.A.701 Geltungsbereich 

T.A.704 Handbuch für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

T.A.706 Anforderungen an das Personal 

T.A.708 Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

T.A.709 Dokumentation 

T.A.711 Rechte 

T.A.712 Managementsystem 

T.A.714 Führung von Aufzeichnungen 

T.A.715 Fortdauer der Gültigkeit 

T.A.716 Beanstandungen 

Abschnitt B — Zusätzliches Verfahren für zuständige Behörden 

Unterabschnitt A — Allgemeines 

T.B.101 Geltungsbereich 

T.B.104 Führung von Aufzeichnungen 

Unterabschnitt B — Zuständigkeit 

T.B.201 Verantwortlichkeiten 

T.B.202 Beanstandungen 

Unterabschnitt G — | ZUSÄTZLICHE ANFORDERUNGEN FÜR UNTERNEHMEN ZUR FÜHRUNG DER AUFRECHT­
ERHALTUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT, DIE GEMÄSS ANHANG Vc (TEIL-CAMO) GENEHMIGT SIND 

T.B.702 Erstzertifizierungsverfahren 

T.B.704 Fortdauernde Aufsicht 

T.B.705 Beanstandungen und Abhilfemaßnahmen“   

2. Abschnitt A wird wie folgt geändert: 

a)  Punkt T.A.101 erhält folgende Fassung: 

„T.A.101 Geltungsbereich 

In diesem Abschnitt werden die Anforderungen festgelegt, mit denen gewährleistet wird, dass die Aufrecht­
erhaltung der Lufttüchtigkeit der in Artikel 1 Buchstabe b genannten Luftfahrzeuge unter Einhaltung der 
grundlegenden Anforderungen von Anhang V der Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und 
des Rates erfolgt. 

Es werden auch die Bedingungen festgelegt, die von den Personen und Unternehmen zu erfüllen sind, die für die 
Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit und für die Instandhaltung solcher Luftfahrzeuge 
verantwortlich sind.“ 
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b)  die Überschrift von Unterabschnitt G erhält folgende Fassung: 

„ZUSÄTZLICHE ANFORDERUNGEN FÜR UNTERNEHMEN ZUR FÜHRUNG DER AUFRECHTERHALTUNG DER 
LUFTTÜCHTIGKEIT, DIE GEMÄSS ANHANG Vc (TEIL-CAMO) GENEHMIGT SIND“ 

c)  Punkt T.A.701 erhält folgende Fassung: 

„T.A.701 Geltungsbereich 

Dieser Unterabschnitt enthält die Anforderungen, die zusätzlich zu den Anforderungen in Anhang Vc 
(Teil-CAMO) von einem Unternehmen zu erfüllen sind, dem in Übereinstimmung mit diesem Anhang die 
Kontrolle über die Wahrnehmung der in Punkt T.A.201 genannten Aufgaben genehmigt wurde.“ 

d)  Punkt T.A.704 erhält folgende Fassung: 

„T.A.704 Handbuch für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

Zusätzlich zu den Anforderungen von Punkt CAMO.A.300 gilt, dass das Handbuch Verfahren enthalten muss, die 
festlegen, wie das Unternehmen die Einhaltung der Anforderungen dieses Anhangs sicherstellt.“ 

e)  Punkt T.A.706 erhält folgende Fassung: 

„T.A.706 Anforderungen an das Personal 

Zusätzlich zu den Anforderungen von Punkt CAMO.A.305 gilt, dass das in Punkt CAMO.A.305(a)(3) bis (a)(5) 
und (b)(2) genannte Personal über angemessene Kenntnisse der anwendbaren Rechtsvorschriften der Drittländer 
verfügen muss, in denen das Luftfahrzeug eingetragen ist.“ 

f)  in Punkt T.A.708 erhält der erste Absatz folgende Fassung: 

„Ungeachtet Punkt CAMO.A.315 muss das Unternehmen zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 
für ein Luftfahrzeug, das gemäß den Anforderungen dieses Anhangs geführt wird,“ 

g)  Punkt T.A.709 erhält folgende Fassung: 

„T.A.709 Dokumentation 

„Ungeachtet Punkt CAMO.A.325 muss das Unternehmen zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 
für jedes Luftfahrzeug, das gemäß den Anforderungen dieses Anhangs geführt wird, über die anzuwendenden und 
vom Eintragungsstaat akzeptierten Instandhaltungsunterlagen, verfügen und diese anwenden.“ 

h)  die Punkte T.A.711 und T.A.712 erhalten folgende Fassung: 

„T.A.711 Rechte 

Ein gemäß Anhang Vc (Teil-CAMO) genehmigtes Unternehmen kann die in Punkt T.A.708 festgelegten Aufgaben 
für die in seinem Luftverkehrsbetreiberzeugnis aufgeführten Luftfahrzeuge wahrnehmen, sofern das Unternehmen 
von der zuständigen Behörde genehmigte Verfahren zur Gewährleistung der Einhaltung der Anforderungen dieses 
Anhangs festgelegt hat. 

T.A.712 Managementsystem 

Zusätzlich zu den Anforderungen von Punkt CAMO.A.200 muss das Unternehmen die Einhaltung der 
Anforderungen dieses Anhangs sicherstellen.“ 

i)  die Punkte T.A.714, T.A.715 und T.A.716 erhalten folgende Fassung: 

„T.A.714 Führung von Aufzeichnungen 

Zusätzlich zu den Anforderungen von Punkt CAMO.A.220(a) hat das Unternehmen die in Punkt T.A.201(1)(j) 
vorgeschriebenen Aufzeichnungen zu führen. 
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T.A.715 Fortdauer der Gültigkeit 

Zusätzlich zu den Bedingungen von Punkt CAMO.A.135 gelten für die Fortdauer der Gültigkeit der Genehmigung 
für ein Unternehmen, das die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit führt, die folgenden Bedingungen: 

a)  das Unternehmen erfüllt die anwendbaren Anforderungen dieses Anhangs und 

b)  das Unternehmen stellt sicher, dass von der zuständigen Behörde ermächtigten Personen Zugang zu allen 
seinen Einrichtungen, Luftfahrzeugen oder Dokumenten gewährt wird, die im Zusammenhang mit seinen – 
auch im Unterauftrag vergebenen – Tätigkeiten stehen, damit diese sich von der Einhaltung der Bestimmungen 
dieses Anhangs überzeugen können. 

T.A.716 Beanstandungen 

a)  Nach Erhalt einer Mitteilung über Beanstandungen gemäß Punkt T.B.705 muss das Unternehmen  

1. die Ursache oder Ursachen für die Nichteinhaltung und die dazu beitragenden Faktoren ermitteln,  

2. einen Plan mit Abhilfemaßnahmen ausarbeiten, annehmen und umsetzen,  

3. der zuständigen Behörde glaubhaft nachweisen, dass die erforderlichen Abhilfemaßnahmen getroffen 
wurden, um der Beanstandung zu begegnen. 

b)  Die in Punkt (a)(1) bis 3 genannten Maßnahmen müssen innerhalb der von der zuständigen Behörde gemäß 
Punkt T.B.705 festgelegten Frist durchgeführt werden.“  

3. Abschnitt B wird wie folgt geändert: 

a)  die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„ZUSÄTZLICHES VERFAHREN FÜR ZUSTÄNDIGE BEHÖRDEN“ 

b)  die Überschrift von Unterabschnitt G erhält folgende Fassung: 

„ZUSÄTZLICHE ANFORDERUNGEN FÜR UNTERNEHMEN ZUR FÜHRUNG DER AUFRECHTERHALTUNG DER 
LUFTTÜCHTIGKEIT, DIE GEMÄSS ANHANG Vc (TEIL-CAMO) GENEHMIGT SIND“ 

c)  Punkt T.B.702 erhält folgende Fassung: 

„T.B.702 Erstzertifizierungsverfahren 

Zusätzlich zu den Anforderungen von Punkt CAMO.B.310 muss die zuständige Behörde prüfen und feststellen, 
dass diese Verfahren den Anforderungen dieses Anhangs entsprechen und prüfen, ob das Unternehmen die 
Anforderungen dieses Anhangs erfüllt.“ 

d)  die Punkte T.B.704 und T.B.705 erhalten folgende Fassung: 

„T.B.704 Fortdauernde Aufsicht 

Zusätzlich zu den Anforderungen von Punkt CAMO.B.305 überprüft die zuständige Behörde in jedem Aufsichts­
planungszyklus eine repräsentative Stichprobe der in Artikel 1 Buchstabe b genannten Luftfahrzeuge, die von dem 
Unternehmen geführt werden. 

T.B.705 Beanstandungen und Abhilfemaßnahmen 

Im Fall von Unternehmen, die die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von in Artikel 1 Buchstabe b genannten 
Luftfahrzeugen führen, wendet die zuständige Behörde bei der Überprüfung der Einhaltung der Anforderungen 
dieses Anhang durch das Unternehmen die in Punkt CAMO.B.350 enthaltenen Anforderungen an.“  
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ANHANG VI 

„ANHANG Vb 

(Teil-ML) 

INHALT 

ML.1 

ABSCHNITT A — TECHNISCHE ANFORDERUNGEN 

UNTERABSCHNITT A — ALLGEMEINES 

ML.A.101 Geltungsbereich 

UNTERABSCHNITT B — ZUSTÄNDIGKEIT 

ML.A.201 Verantwortlichkeiten 

ML.A.202 Meldung besonderer Ereignisse 

UNTERABSCHNITT C — AUFRECHTERHALTUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT 

ML.A.301 Aufgaben zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

ML.A.302 Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm 

ML.A.303 Lufttüchtigkeitsanweisungen 

ML.A.304 Unterlagen für Änderungen und Reparaturen 

ML.A.305 Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs 

ML.A.307 Übergabe der Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs 

UNTERABSCHNITT D — INSTANDHALTUNGSNORMEN 

ML.A.401 Instandhaltungsunterlagen 

ML.A.402 Durchführung der Instandhaltung 

ML.A.403 Mängel am Luftfahrzeug 

UNTERABSCHNITT E — KOMPONENTEN 

ML.A.501 Klassifizierung und Einbau 

ML.A.502 Instandhaltung von Komponenten 

ML.A.503 Komponenten mit Lebensdauerbegrenzung 

ML.A.504 Überwachung nicht betriebstüchtiger Komponenten 

UNTERABSCHNITT H — FREIGABEBESCHEINIGUNG (CRS) 

ML.A.801 Freigabebescheinigung für Luftfahrzeuge 

ML.A.802 Freigabebescheinigung für Komponenten 

ML.A.803 Berechtigung des Piloten/Eigentümers 

UNTERABSCHNITT I — BESCHEINIGUNG ÜBER DIE PRÜFUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT (ARC) 

ML.A.901 Prüfung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen 

ML.A.902 Gültigkeit der Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit 

ML.A.903 Verfahren zur Prüfung der Lufttüchtigkeit 

ML.A.904 Qualifikation des Lufttüchtigkeitsprüfpersonals 

ML.A.905 Registerwechsel von Luftfahrzeugen innerhalb der Union 

ML.A.906 Prüfung der Lufttüchtigkeit von in die Union importierten Luftfahrzeugen 

ML.A.907 Beanstandungen 
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ABSCHNITT B — VERFAHREN FÜR ZUSTÄNDIGE BEHÖRDEN 

UNTERABSCHNITT A — ALLGEMEINES 

ML.B.101 Geltungsbereich 

ML.B.102 Zuständige Behörde 

ML.B.104 Führung der Aufzeichnungen 

ML.B.105 Gegenseitiger Informationsaustausch 

UNTERABSCHNITT B — ZUSTÄNDIGKEIT 

ML.B.201 Verantwortlichkeiten 

UNTERABSCHNITT C — AUFRECHTERHALTUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT 

ML.B.302 Ausnahmen 

ML.B.303 Überwachung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen 

ML.B.304 Widerruf, Aussetzung und Einschränkung 

UNTERABSCHNITT I — BESCHEINIGUNG ÜBER DIE PRÜFUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT (ARC) 

ML.B.902 Prüfung der Lufttüchtigkeit durch die zuständige Behörde 

ML.B.903 Beanstandungen 

Anlage I — Vertrag über die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

Anlage II — Eingeschränkte Instandhaltung durch den Piloten/Eigentümer 

Anlage III — Komplexe Instandhaltungsaufgaben, die nicht vom Piloten/Eigentümer freigegeben werden dürfen 

Anlage IV — Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit (EASA-Formblatt 15c)  

ML.1 

a)  Gemäß Artikel 3 Absatz 2 gilt dieser Anhang (Teil-ML) für folgende andere als technisch komplizierte 
motorgetriebene Luftfahrzeuge, die nicht im Luftverkehrsbetreiberzeugnis eines gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrtunternehmens eingetragen sind:  

1. Flugzeuge mit einer höchstzulässigen Startmasse (MTOM) von bis zu 2 730 kg,  

2. Drehflügler mit einer höchstzulässigen Startmasse von bis zu 1 200 kg, die für höchstens vier Insassen zugelassen 
sind,  

3. sonstige ELA2-Luftfahrzeuge. 

b)  Für die Zwecke dieses Anhangs ist die zuständige Behörde die Behörde, die vom Eintragungsmitgliedstaat des 
Luftfahrzeugs benannt wurde. 

c)  Für die Zwecke dieses Anhangs bezeichnet der Ausdruck  

1. „unabhängiges freigabeberechtigtes Personal“ freigabeberechtigtes Personal, das nicht im Auftrag eines 
genehmigten Instandhaltungsbetriebs arbeitet und das eine der folgenden Anforderungen erfüllt: 

i)  entweder die Anforderungen von Anhang III (Teil-66) oder 

ii)  für Luftfahrzeuge, auf die Anhang III (Teil 66) keine Anwendung findet, die im Eintragungsmitgliedstaat des 
Luftfahrzeugs geltenden Anforderungen an das freigabeberechtigte Personal;  

2. „Instandhaltungsbetrieb“ eine Organisation, die über eine Genehmigung verfügt, die nach einem der folgendem 
Verfahren erteilt wurde: 

i)  Anhang I (Teil-M) Unterabschnitt F, 

ii)  Anhang II (Teil-145) Abschnitt A, 

iii)  Anhang Vd (Teil-CAO) Abschnitt A.  

3. „Eigentümer“ die Person, die für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs zuständig ist, d. h. 

i)  der eingetragene Eigentümer des Luftfahrzeugs oder 

ii)  der Leasingnehmer im Falle eines Leasingvertrags oder 

iii)  der Betreiber. 
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ABSCHNITT A 

TECHNISCHE ANFORDERUNGEN 

UNTERABSCHNITT A 

ALLGEMEINES 

ML.A.101 Geltungsbereich 

In diesem Abschnitt werden die zur Sicherstellung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs zu ergreifenden Maßnahmen 
festgelegt. Zudem werden die Bedingungen festgelegt, die von den an diesen Tätigkeiten beteiligten Personen oder 
Organisationen zu erfüllen sind. 

UNTERABSCHNITT B 

ZUSTÄNDIGKEIT 

ML.A.201 Verantwortlichkeiten 

a)  Der Eigentümer des Luftfahrzeugs ist für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs verantwortlich 
und muss gewährleisten, dass Flüge nur stattfinden, wenn alle folgenden Anforderungen erfüllt sind:  

1. das Luftfahrzeug befindet sich in einem lufttüchtigen Zustand;  

2. Betriebs- und Notfallausrüstungen sind korrekt eingebaut und betriebsbereit oder sind deutlich als nicht 
betriebsbereit gekennzeichnet;  

3. es liegt ein gültiges Lufttüchtigkeitszeugnis vor; 

4. die Instandhaltung des Luftfahrzeugs erfolgt nach dem in Punkt ML.A.302 genannten Luftfahrzeug-Instandhal­
tungsprogramm (AMP). 

b)  Abweichend von Punkt (a) gelten bei geleasten Luftfahrzeugen die Verantwortlichkeiten nach Punkt (a) für den 
Leasingnehmer, wenn er entweder im Eintragungsdokument des Luftfahrzeugs oder im Leasingvertrag ausgewiesen 
ist. 

c)  Die Verantwortung für die Durchführung der Instandhaltungsaufgaben liegt bei den Personen oder Organisationen, 
die Luftfahrzeuge und Komponenten instandhalten. 

d)  Die Verantwortung für die zufriedenstellende Durchführung der Vorflugkontrolle liegt beim verantwortlichen Piloten 
des Luftfahrzeugs. Die Vorflugkontrolle ist von dem Piloten oder einer anderen qualifizierten Person durchzuführen, 
jedoch nicht notwendigerweise von einem genehmigten Instandhaltungsbetrieb oder von freigabeberechtigtem 
Personal. 

e)  Für Luftfahrzeuge, die von gewerblichen zugelassenen Ausbildungsorganisationen (ATO) und gewerblichen erklärten 
Ausbildungsorganisationen (DTO) nach Artikel 10a der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 betrieben werden, oder die 
nicht gemäß Anhang VII der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 (Teil-NCO) betrieben werden oder die im Einklang mit 
Anhang II (Teil-BOP) Teilabschnitt ADD der Verordnung (EU) 2018/395 oder Anhang II (Teil-SAO) Teilabschnitt DEC 
der Verordnung (EU) 2018/1976 (*) betrieben werden' muss der Betreiber  

1. über eine Genehmigung als CAMO oder CAO für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit seines 
Luftfahrzeugs gemäß Anhang Vc (Teil-CAMO) oder Anhang Vd (Teil-CAO) verfügen oder ein solches 
Unternehmen bzw. eine solche Organisation unter Verwendung des Vertrags gemäß Anlage I unter Vertrag 
nehmen;  

2. sicherstellen, dass alle Instandhaltungsarbeiten von nach Punkt ML.1(c)(2) genehmigten Instandhaltungsbetrieben 
durchgeführt werden;  

3. sicherstellen, dass die Anforderungen nach Punkt (a) erfüllt sind. 

f)  Für Luftfahrzeuge, die nicht unter Punkt (e) fallen, kann der Eigentümer des Luftfahrzeugs, um den Anforderungen 
nach Punkt (a) zu genügen, die Aufgaben im Zusammenhang mit der Führung der Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit vertraglich an ein(e) gemäß Anhang Vc (Teil-CAMO) oder Anhang Vd (Teil-CAO) als CAMO oder 
CAO genehmigte(s) Unternehmen bzw. Organisation vergeben. In diesem Fall hat das unter Vertrag genommene 
Unternehmen die Verantwortung für die ordnungsgemäße Erfüllung dieser Aufgaben zu tragen, und es ist ein 
schriftlicher Vertrag gemäß Anlage I dieses Anhangs zu schließen. Schließt der Eigentümer keinen Vertrag mit einem 
solchen Unternehmen, so ist der Eigentümer für die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben im Zusammenhang mit 
der Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit verantwortlich. 

g)  Der Eigentümer hat der zuständigen Behörde Zugang zum Luftfahrzeug und zu den Luftfahrzeugaufzeichnungen zu 
gewähren, damit die zuständige Behörde feststellen kann, ob das Luftfahrzeug die Anforderungen dieses Anhangs 
erfüllt. 
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ML.A.202 Meldung besonderer Ereignisse 

a)  Unbeschadet der in Anhang II (Teil-145) und Anhang Vc (Teil-CAMO) genannten Meldepflichten hat jede nach 
Punkt ML.A.201 verantwortliche Personen oder Organisation jeden an einem Luftfahrzeug oder einer Komponente 
festgestellten Zustand zu melden, der die Flugsicherheit gefährdet, und zwar  

1. der vom Eintragungsmitgliedstaat des Luftfahrzeugs benannten zuständigen Behörde und, sofern abweichend vom 
Eintragungsmitgliedstaat, der vom Mitgliedstaat des Betreibers benannten zuständigen Behörde;  

2. der für die Musterbauart oder die Ergänzungen zur Musterbauart verantwortlichen Organisation. 

b)  Die in Punkt (a) genannten Meldungen müssen in einer Weise erfolgen, die von der nach Punkt (a) zuständigen 
Behörde festgelegt wurde, wobei die meldende Person oder Organisation alle einschlägigen Informationen über den 
ihr bekannten Zustand angeben muss. 

c)  Erfolgt die Instandhaltung oder die Prüfung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs auf der Grundlage eines 
schriftlichen Vertrags, hat die für diese Tätigkeiten verantwortliche Person oder Organisation jeden in Punkt (a) 
genannten Zustand auch dem Eigentümer des Luftfahrzeugs sowie, falls abweichend, dem bzw. des betreffenden 
CAMO oder CAO zu melden. 

d)  Die Person oder Organisation legt die in den Punkten (a) und (c) genannten Meldungen sobald wie möglich, jedoch 
nicht später als 72 Stunden ab dem Zeitpunkt vor, an dem die Person oder Organisation den Zustand festgestellt hat, 
der Gegenstand der Meldung ist, sofern nicht außergewöhnliche Umstände dem entgegenstehen. 

UNTERABSCHNITT C 

AUFRECHTERHALTUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT 

ML.A.301 Aufgaben zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

Die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs und die Betriebstüchtigkeit der Betriebs- und 
Notfallausrüstung müssen sichergestellt werden durch 

a)  die Durchführung von Vorflugkontrollen; 

b)  die – je nach Sachlage – in Übereinstimmung mit den in Punkt ML.A.304 bzw. Punkt ML.A.401 genannten 
Unterlagen erfolgende Korrektur von Mängeln oder Schäden, die den sicheren Betrieb beeinträchtigen, unter 
Berücksichtigung der Mindestausrüstungsliste (MEL) und der Konfigurationsabweichungsliste, sofern vorhanden; 

c)  die Durchführung sämtlicher Instandhaltung in Einklang mit dem Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm nach 
Punkt ML.A.302; 

d)  die Befolgung aller zutreffenden  

1. Lufttüchtigkeitsanweisungen (AD),  

2. betrieblichen Anweisungen mit einer Auswirkung auf die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit,  

3. von der Agentur vorgegebenen Anforderungen an die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit,  

4. von der zuständigen Behörde als unmittelbare Reaktion auf ein Sicherheitsproblem erlassenen Maßnahmen, 

e)  die Durchführung von Änderungen und Reparaturen in Übereinstimmung mit Punkt ML.A.304, 

f)  Instandhaltungstestflüge, falls erforderlich. 

ML.A.302 Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm 

a)  Die Instandhaltung jedes Luftfahrzeugs ist gemäß einem Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm zu gestalten. 

b)  Das Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm und alle nachfolgenden Änderungen müssen entweder  

1. vom Eigentümer gemäß Punkt ML.A.302(c)(7) erklärt werden, wenn die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des 
Luftfahrzeugs nicht von einem CAMO oder einer CAO geführt wird; oder  

2. von dem bzw. der für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs verantwortlichen 
CAMO oder CAO genehmigt werden. 

Der Eigentümer, der das Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm gemäß Punkt (b)(1) erklärt, oder die Organisation, 
die das Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm gemäß Punkt (b)(2) genehmigt, hat das Luftfahrzeug-Instandhaltungs­
programm auf dem neuesten Stand zu halten. 

c)  Das Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm  

1. muss eindeutige Angaben zum Eigentümer des Luftfahrzeugs und zum betreffenden Luftfahrzeug, einschließlich 
eventuell eingebautem Motor und Propeller, enthalten; 
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2. muss entweder 

a) die Aufgaben oder Inspektionen gemäß dem unter Punkt (d) genannten geltenden Mindestinspektions­
programm (MIP) oder 

b) die Anweisungen zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit (ICA) umfassen, die vom Inhaber der Entwurfsge­
nehmigung (DAH) herausgegeben wurden; 

3. kann zusätzliche Instandhaltungsmaßnahmen zu den in Punkt (c)(2) genannten oder alternative Instandhaltungs­
maßnahmen zu den unter Punkt (c)(2)(b) genannten Instandhaltungsmaßnahmen enthalten, und zwar auf 
Vorschlag des Eigentümers, des CAMO oder der CAO, sobald sie gemäß Punkt (b) genehmigt oder erklärt wurden. 
Alternative Instandhaltungsmaßnahmen zu den in Punkt (c)(2)(b) genannten dürfen nicht weniger restriktiv sein 
als die im geltenden Mindestinspektionsprogramm festgelegten Maßnahmen;  

4. muss alle zwingend vorgeschriebenen Angaben zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit enthalten, beispielsweise 
Lufttüchtigkeitsanweisungen mit Wiederholungsintervallen, den Abschnitt über Beschränkungen der 
Lufttüchtigkeit (ALS) der Anweisungen zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit (ICA) und im Datenblatt der 
Musterzulassung (TCDS) enthaltene besondere Anforderungen an die Instandhaltung;  

5. muss Angaben zu allen aufgrund des spezifischen Luftfahrzeugmusters, der Konfiguration des Luftfahrzeugs sowie 
Art und Spezifität des Betriebs durchzuführenden zusätzlichen Instandhaltungsaufgaben enthalten, wobei 
mindestens folgende Elemente zu berücksichtigen sind: 

a)  spezifische eingebaute Geräte und Änderungen des Luftfahrzeugs; 

b)  an dem Luftfahrzeug vorgenommene Reparaturen; 

c)  Komponenten mit Lebensdauerbegrenzung und flugsicherheitsrelevante Komponenten; 

d)  Instandhaltungsempfehlungen, beispielsweise die Zeit zwischen Überholungen (TBO), die durch Service 
Bulletins, Service Letters und sonstige fakultative Serviceinformationen abgegeben werden; 

e)  geltende betriebliche Anweisungen oder Anforderungen in Bezug auf die regelmäßige Inspektion bestimmter 
Ausrüstungen; 

f)  besondere Betriebsgenehmigungen; 

g)  Nutzung des Luftfahrzeugs und Betriebsumfeld.  

6. muss ermitteln, ob die Piloten/Eigentümer zur Durchführung der Instandhaltung berechtigt sind;  

7. muss, sofern die Erklärung durch den Eigentümer erfolgt, eine unterzeichnete Erklärung enthalten, in der der 
Eigentümer erklärt, dass dies das Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm für das Luftfahrzeug mit dem 
betreffenden Eintragungszeichen ist und dass er die volle Verantwortung für seine Inhalte und vor allem für 
etwaige Abweichungen von den Empfehlungen des Inhabers der Entwurfsgenehmigung übernimmt;  

8. muss, nachdem es vom CAMO oder von der CAO genehmigt wurde, von diesem Unternehmen bzw. dieser 
Organisation unterzeichnet werden, das bzw. die die Aufzeichnungen zusammen mit der Begründung etwaiger 
Abweichungen von den Empfehlungen des Inhabers der Entwurfsgenehmigung aufzubewahren hat;  

9. muss mindestens einmal jährlich auf seine Wirksamkeit hin überprüft werden. Diese Überprüfung hat entweder 

a)  in Verbindung mit der Prüfung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs die Person durchzuführen, die die 
Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs überprüft; 

b)  das CAMO oder die CAO durchzuführen, das bzw. die die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des 
Luftfahrzeugs in den Fällen führt, in denen die Überprüfung des Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms nicht 
in Verbindung mit einer Prüfung der Lufttüchtigkeit erfolgt. 

Werden bei der Überprüfung Mängel des Luftfahrzeugs festgestellt, die auf Mängel beim Inhalt des Luftfahrzeug- 
Instandhaltungsprogramms zurückzuführen sind, so ist das Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm entsprechend 
zu ändern. In diesem Fall hat die Person, die die Überprüfung durchführt, die zuständige Behörde des Eintragungs­
mitgliedstaats zu unterrichten, wenn sie mit den vom Eigentümer, vom CAMO oder von der CAO getroffenen 
Maßnahmen zur Änderung des Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms nicht einverstanden ist. Die zuständige 
Behörde muss unter Hinweis auf die entsprechenden Beanstandungen entscheiden, welche Änderungen des 
Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms erforderlich sind, und gegebenenfalls gemäß Punkt ML.B.304 reagieren. 

d)  Ein Mindestinspektionsprogramm  

1. muss folgende Inspektionsintervalle umfassen: 

a)  für Flugzeuge, Reisemotorsegler (TMG) und Ballone alle Jahres- bzw. 100-Stunden-Intervalle, je nachdem, was 
früher eintritt, wobei eine Toleranz von einem Monat bzw. 10 Stunden angewandt werden kann. Das nächste 
Intervall ist ab dem Zeitpunkt der Inspektion zu berechnen; 

b)  für Segelflugzeuge und Motorsegler (außer TMG) alle Jahresintervalle, auf die eine Toleranz von einem Monat 
verwendet werden kann. Das nächste Intervall ist ab dem Zeitpunkt der Inspektion zu berechnen; 
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2. muss je nach Luftfahrzeugmuster Folgendes umfassen: 

a)  Wartungsaufgaben gemäß den Anforderungen des Inhabers der Entwurfsgenehmigung; 

b)  Inspektion der Markierungen; 

c)  Überprüfung von Wägungsaufzeichnungen und Wägung gemäß der Verordnung (EU) Nr. 965/2012, der 
Verordnung (EU) 2018/395 und der Verordnung (EU) 2018/1976; 

d)  Funktionsprüfung des Transponders (sofern eingebaut); 

e)  Funktionsprüfung des Pitot-Statik-Systems; 

f)  bei Flugzeugen: 

i)  Funktionsprüfungen von Leistung und Drehzahl (RPM), Magnetzündern, Kraftstoff- und Öldruck, 
Motortemperaturen; 

ii)  bei Motoren mit automatischer Motorsteuerung das veröffentlichte Verfahren für den Prüflauf; 

iii)  bei Motoren mit Trockensumpfschmierung, Motoren mit Turboladern und flüssigkeitsgekühlten Motoren 
Funktionsprüfung auf Anzeichen von Störungen des Flüssigkeitskreislaufs; 

g)  Inspektion des Zustands und der Befestigung der strukturellen Elemente, Systeme und Komponenten für die 
folgenden Bereiche: 

i)  für Flugzeuge: 

Zelle, Kabine und Cockpit, Fahrwerk, Flügel- und Mittelteil, Flugsteuerung, Leitwerk, Avionik und Elektrik, 
Triebwerk, Kupplungen und Getriebe, Propeller und verschiedene Systeme, wie das ballistische 
Rettungssystem; 

ii)  für Segelflugzeuge und Motorsegler: 

Zelle, Kabine und Cockpit, Fahrwerk, Flügel- und Mittelteil, Leitwerk, Avionik und Elektrik, Motor (für 
Motorsegler) und verschiedene Systeme, wie herausnehmbarer Ballast und/oder Bremsschirm und 
Steuerelemente sowie Wasserballastsystem; 

iii)  für Heißluftballone: 

Hülle, Brenner, Korb, Kraftstoffbehälter, Ausrüstungen und Instrumente; 

iv)  für Gasballone: 

Hülle, Korb, Ausrüstungen und Instrumente. 

Solange dieser Anhang kein Mindestinspektionsprogramm für Luftschiffe und Drehflügler enthält, wird deren 
Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm auf der Grundlage der vom Inhaber der Entwurfsgenehmigung 
herausgegebenen Anweisungen zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit gemäß Punkt (c)(2)(b) festgelegt. 

e)  Abweichend von den Punkten (b) und (c) ist eine Erklärung des Eigentümers bzw. eine Genehmigung durch ein 
CAMO oder eine CAO nicht erforderlich, und ein Dokument über das Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm muss 
nicht vorgelegt werden, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind:  

1. alle vom Inhaber der Entwurfsgenehmigung herausgegebenen Anweisungen zur Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit werden ohne Abweichungen befolgt; 

2. alle durch Service Bulletins, Service Letters und sonstige fakultative Serviceinformationen abgegebenen Instandhal­
tungsempfehlungen, beispielsweise die Zeit zwischen Überholungen (TBO), werden ohne Abweichungen befolgt;  

3. es sind keine zusätzlichen Instandhaltungsaufgaben auszuführen, die sich aus Folgendem ergeben: 

a)  spezifische eingebaute Geräte und Änderungen des Luftfahrzeugs; 

b)  an dem Luftfahrzeug vorgenommene Reparaturen; 

c)  Komponenten mit Lebensdauerbegrenzung und flugsicherheitsrelevante Komponenten; 

d)  besondere Betriebsgenehmigungen; 

e)  Nutzung des Luftfahrzeugs und Betriebsumfeld.  

4. Piloten/Eigentümer sind zur Instandhaltung durch den Piloten/Eigentümer berechtigt. 

Diese Ausnahme ist nicht anwendbar, wenn der Pilot/Eigentümer oder – im Falle von Luftfahrzeugen im 
gemeinsamen Eigentum – einer der Piloten/Eigentümer die Instandhaltung durch den Piloten/Eigentümer nicht 
durchführen darf, weil dies im erklärten oder genehmigten Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm anzugeben ist. 
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f)  Sind die Bedingungen gemäß Punkt (e)(1) bis (4) erfüllt, muss das für das Luftfahrzeug geltende Luftfahrzeug- 
Instandhaltungsprogramm Folgendes umfassen:  

1. die vom Inhaber der Entwurfsgenehmigung herausgegebenen Anweisungen zur Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit;  

2. die Instandhaltungsempfehlungen, beispielsweise die Zeit zwischen Überholungen (TBO), die durch Service 
Bulletins, Service Letters und sonstige fakultative Serviceinformationen abgegeben werden;  

3. die zwingend vorgeschriebenen Informationen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit, beispielsweise 
Lufttüchtigkeitsanweisungen mit Wiederholungsintervallen, der Abschnitt über Beschränkungen der Lufttüchtigkeit 
(ALS) der Anweisungen zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit (ICA) und im Datenblatt der Musterzulassung 
(TCDS) enthaltene besondere Anforderungen an die Instandhaltung;  

4. die Aufgaben aufgrund spezieller betrieblicher Anweisungen oder Luftraum-Anweisungen oder Anforderungen in 
Bezug auf bestimmte Instrumente und Ausrüstungen. 

ML.A.303 Lufttüchtigkeitsanweisungen 

Alle einschlägigen Lufttüchtigkeitsanweisungen müssen gemäß den Anforderungen dieser Lufttüchtigkeitsanweisung 
durchgeführt werden, sofern von der Agentur nichts anderes vorgegeben wird. 

ML.A.304 Unterlagen für Änderungen und Reparaturen 

Eine Person oder Organisation, die ein Luftfahrzeug oder eine Komponente repariert, muss alle Schäden bewerten. 
Änderungen und Reparaturen sind – je nach Sachlage – auf folgender Grundlage zu bewerten: 

a)  den von der Agentur genehmigten Unterlagen; oder 

b)  den von einem nach Anhang I (Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 zugelassenen Entwicklungsbetrieb 
genehmigten Unterlagen; oder 

c)  den in den Anforderungen nach Anhang I (Teil-21) Punkt 21.A.90B bzw. Punkt 21.A.431B der Verordnung (EU) 
Nr. 748/2012 enthaltenen Unterlagen. 

ML.A.305 Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs 

a)  Nach Beendigung von Instandhaltungsarbeiten muss die zugehörige Freigabebescheinigung (CRS) gemäß 
Punkt ML.A.801 im System der Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs 
erfasst werden. Jede Eintragung hat so bald wie möglich, spätestens jedoch 30 Tage nach Abschluss der Instandhal­
tungsaufgabe zu erfolgen. 

b)  Die Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs müssen – je nach Sachlage – 
aus einem Luftfahrzeug-Bordbuch, einem oder mehreren Motorbetriebstagebüchern oder den Betriebsblättern der 
Motorbaugruppen, einem oder mehreren Betriebstagebüchern für Propeller und den Betriebsblättern für 
Komponenten mit Lebensdauerbegrenzung bestehen. 

c)  In die Luftfahrzeug-Bordbücher müssen das Luftfahrzeugmuster und das Eintragungskennzeichen sowie das Datum 
zusammen mit der Gesamtflugzeit, den Flugzyklen und den Landungen eingetragen werden. 

d)  Die Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs müssen folgende Angaben 
enthalten:  

1. den aktuellen Stand der von der zuständigen Behörde als unmittelbare Reaktion auf ein Sicherheitsproblem 
erlassenen Maßnahmen;  

2. den aktuellen Stand der Änderungen, Reparaturen und sonstigen Instandhaltungsempfehlungen des Inhabers der 
Entwurfsgenehmigung;  

3. den aktuellen Stand der Einhaltung des Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms;  

4. den aktuellen Stand der Komponenten mit Lebensdauerbegrenzung;  

5. den aktuellen Wägebericht;  

6. die aktuelle Liste aufgeschobener Instandhaltungsarbeiten. 

e)  Zusätzlich zur genehmigten Freigabebescheinigung, EASA-Formblatt 1 entsprechend Anhang I (Teil-M) Anlage II oder 
einer gleichwertigen Bescheinigung, müssen die folgenden, für alle eingebauten Komponenten (z. B. Motor, Propeller, 
Motorbaugruppe oder Komponente mit Lebensdauerbegrenzung) relevanten Angaben in das jeweilige Motor- oder 
Propeller-Betriebstagebuch, das Betriebsblatt für die Motorbaugruppe oder für Komponenten mit Lebensdauerbe­
grenzung aufgenommen werden:  

1. Kennzeichnung der Komponente;  

2. das Muster, die Seriennummer und, sofern zutreffend, das Eintragungskennzeichen des Luftfahrzeugs, des Motors, 
des Propellers, der Motorbaugruppe oder der Komponente mit Lebensdauerbegrenzung, in das/den/die die 
betreffende Komponente eingebaut wurde, zusammen mit dem Bezug auf den Einbau und den Ausbau der 
Komponente; 
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3. das Datum zusammen mit der von der betreffenden Komponente zurückgelegten Gesamtflugzeit, den Flugzyklen, 
den Landungen und der Kalenderzeit, sofern für die betreffende Komponente relevant;  

4. die für die Komponente geltenden Angaben nach Punkt d. 

f)  Die für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit und die Aufgaben nach Punkt ML.A.201 
verantwortliche Person oder Organisation muss die Aufzeichnungen nach Punkt ML.A.305 führen und der 
zuständigen Behörde auf deren Verlangen vorlegen. 

g)  Alle Einträge in die Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs müssen klar 
und genau sein. Wenn es erforderlich ist, einen Eintrag zu korrigieren, so muss die Korrektur in einer Weise erfolgen, 
die den Originaleintrag deutlich erkennen lässt. 

h)  Ein Eigentümer muss sicherstellen, dass ein System eingerichtet wird, um die im Folgenden angegebenen 
Aufzeichnungen für die vorgeschriebenen Zeiträume aufzubewahren:  

1. sämtliche ausführlichen Instandhaltungsaufzeichnungen für das Luftfahrzeug und für darin eingebaute 
lebensdauerbegrenzte Komponenten bis zu dem Zeitpunkt, an dem die darin enthaltenen Informationen von 
neuen, in Umfang und Detail gleichwertigen Informationen ersetzt werden, jedoch für mindestens 36 Monate 
nach Freigabe des Luftfahrzeugs oder der Komponente;  

2. die Gesamtdauer, d. h. Stunden, Kalenderzeit, Zyklen und Landungen, während der das Luftfahrzeug und alle 
lebensdauerbegrenzten Komponenten in Betrieb waren, für mindestens zwölf Monate, nachdem das Luftfahrzeug 
oder die Komponente auf Dauer außer Betrieb gesetzt wurde;  

3. die Zeit, d. h. Stunden, Kalenderzeit, Zyklen und Landungen, je nach Zweckmäßigkeit, seit der letzten 
planmäßigen Instandhaltung der lebensdauerbegrenzten Komponente, mindestens bis zu einer erneuten 
planmäßigen Instandhaltung in gleichwertigem Umfang und Detail;  

4. den gültigen Stand der Einhaltung des Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms, zumindest bis die planmäßige 
Instandhaltung des Luftfahrzeugs oder der Komponente durch andere planmäßige, in Umfang und Detail 
gleichwertige Instandhaltungsarbeiten ersetzt werden;  

5. den gültigen Stand der auf das Luftfahrzeug und die Komponente anzuwendenden Lufttüchtigkeitsanweisungen 
für mindestens zwölf Monate, nachdem das Luftfahrzeug oder die Komponente auf Dauer außer Betrieb gesetzt 
wurde;  

6. Einzelheiten aktueller Änderungen und Reparaturen an dem Luftfahrzeug, dem (den) Motor(en), Propeller(n) und 
allen anderen für die Lufttüchtigkeit wesentlichen Komponenten mindestens zwölf Monate, nachdem sie auf Dauer 
außer Betrieb gesetzt wurden. 

ML.A.307 Übergabe der Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs 

a)  Wird ein Luftfahrzeug auf Dauer von einem Eigentümer an einen anderen übergeben, so muss der übergebende 
Eigentümer sicherstellen, dass die Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit nach 
Punkt ML.A.305 ebenfalls übergeben werden. 

b)  Der Eigentümer muss sicherstellen, dass bei vertraglicher Verpflichtung eines CAMO oder einer CAO die 
Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit nach Punkt ML.A.305 ebenfalls an dieses 
Unternehmen übergeben werden. 

c)  Die Fristen für die Aufbewahrung der Aufzeichnungen nach Punkt ML.A.305(h) gelten weiterhin für den neuen 
Eigentümer bzw. das CAMO oder die CAO. 

UNTERABSCHNITT D 

INSTANDHALTUNGSNORMEN 

ML.A.401 Instandhaltungsunterlagen 

a)  Die Person oder Organisation, die ein Luftfahrzeug instandhält, darf bei der Durchführung der Instandhaltung nur die 
anzuwendenden Instandhaltungsunterlagen verwenden. 

b)  Im Sinne dieses Anhangs gelten als anzuwendende Instandhaltungsunterlagen:  

1. alle geltenden Anforderungen, Verfahren, Standards oder Informationen, die von der zuständigen Behörde oder 
der Agentur herausgegeben werden;  

2. alle anzuwendenden Lufttüchtigkeitsanweisungen; 

3. alle anzuwendenden Anweisungen zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit, die von Inhabern von Musterzu­
lassungen und Ergänzungen zu Musterzulassungen und jeglichen anderen Organisationen herausgegeben wurden, 
die gemäß Anhang I (Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 diese Angaben veröffentlichen;  

4. alle anzuwendenden Unterlagen, die gemäß Punkt 145.A.45(d) herausgegeben werden. 
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ML.A.402 Durchführung der Instandhaltung 

a)  Die Instandhaltung ist von Instandhaltungsbetrieben durchzuführen, die – je nach Sachlage – über eine Genehmigung 
nach Anhang I (Teil-M) Unterabschnitt F, Anhang II (Teil-145) oder Anhang Vd (Teil-CAO) verfügen. 

b)  Im Fall von Instandhaltungsarbeiten, die nicht gemäß Punkt (a) durchgeführt werden, muss die Person, die die 
Instandhaltung durchführt,  

1. für die durchgeführten Aufgaben wie in diesem Anhang vorgeschrieben, qualifiziert sein;  

2. sicherstellen, dass der Bereich, in dem die Instandhaltung durchgeführt wird, aufgeräumt und frei von Schmutz 
und Verunreinigung ist;  

3. die Methoden, Techniken, Standards und Anweisungen anwenden, die in den Instandhaltungsunterlagen nach 
Punkt ML.A.401 festgelegt sind;  

4. die Werkzeuge, Ausrüstungen und Materialien verwenden, die in den Instandhaltungsunterlagen nach 
Punkt ML.A.401 festgelegt sind. Falls erforderlich, müssen Werkzeuge und Ausrüstungen mittels eines amtlich 
anerkannten Standards geprüft und kalibriert werden;  

5. sicherstellen, dass die Instandhaltung innerhalb der auf die Umgebung anzuwendenden Einschränkungen 
durchgeführt wird, die in den Instandhaltungsunterlagen nach Punkt ML.A.401 festgelegt sind;  

6. sicherstellen, dass bei ungünstigen Witterungsverhältnissen oder einer langwierigen Instandhaltung geeignete 
Einrichtungen genutzt werden;  

7. sicherstellen, dass das Risiko mehrfacher Fehler bei der Instandhaltung und das Risiko einer Wiederholung von 
Fehlern bei identischen Instandhaltungsarbeiten minimiert wird;  

8. sicherstellen, dass nach der Durchführung kritischer Instandhaltungsarbeiten eine Methode zur Fehlererkennung 
angewandt wird;  

9. nach Beendigung der Instandhaltung eine generelle Prüfung vornehmen, ob alle Werkzeuge, Ausrüstungen und 
überschüssigen Teile oder Materialien aus dem Luftfahrzeug oder von der Komponente entfernt wurden und alle 
abgenommenen Abdeckplatten wieder angebracht wurden.  

10. sicherstellen, dass die durchgeführte Instandhaltung insgesamt ordnungsgemäß aufgezeichnet und dokumentiert 
wird. 

ML.A.403 Mängel am Luftfahrzeug 

a)  Mängel am Luftfahrzeug, durch die die Flugsicherheit ernsthaft gefährdet wird, müssen vor einem weiteren Flug 
behoben werden. 

b)  Folgende Personen können entscheiden, ob ein Mangel die Flugsicherheit nicht ernsthaft gefährdet, und die Behebung 
des Mangels zurückstellen:  

1. der Pilot in Bezug auf Mängel, die nicht erforderliche Luftfahrzeugausrüstung betreffen; 

2. der Pilot bei Verwendung der Mindestausrüstungsliste in Bezug auf Mängel, die die erforderliche Luftfahrzeug­
ausrüstung betreffen – andernfalls kann die Behebung dieser Mängel nur vom freigabeberechtigten Personal 
zurückgestellt werden;  

3. der Pilot in Bezug auf andere als die unter Punkt (b)(1) und (2) genannten Mängel, wenn alle folgenden 
Bedingungen erfüllt sind: 

i)  das Luftfahrzeug wird gemäß Anhang VII (Teil-NCO) der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 betrieben oder, im 
Fall von Ballonen oder Segelflugzeugen, nicht gemäß Anhang II (Teil-BOP) Teilabschnitt ADD der Verordnung 
(EU) 2018/395 bzw. nicht gemäß Anhang II (Teil-SAO) Teilabschnitt DEC der Verordnung (EU) 2018/1976 
betrieben; 

ii)  der Pilot stellt die Behebung des Mangels mit Zustimmung des Eigentümers des Luftfahrzeugs oder 
gegebenenfalls des bzw. der unter Vertrag genommenen CAMO oder CAO zurück;  

4. das entsprechend qualifizierte freigabeberechtigte Personal für andere als die unter Punkt (b)(1) und (2) genannten 
Mängel, sofern die in Punkt (3)(i) und (ii) genannten Bedingungen nicht erfüllt sind. 

c)  Luftfahrzeugmängel, die die Flugsicherheit nicht ernsthaft gefährden, müssen so schnell wie möglich nach dem 
Zeitpunkt ihrer Feststellung und innerhalb der in den Instandhaltungsunterlagen festgelegten Fristen behoben werden. 

d)  Sämtliche vor dem Flug nicht behobenen Mängel müssen in dem in Punkt ML.A.305 genannten System zur 
Erfassung der Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit erfasst werden und dem Piloten muss 
eine Aufzeichnung zur Verfügung stehen. 
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UNTERABSCHNITT E 

KOMPONENTEN 

ML.A.501 Klassifizierung und Einbau 

a)  Sofern in Anhang I (Teil-M) Unterabschnitt F, Anhang II (Teil-145), Anhang Vd (Teil-CAO) dieser Verordnung und 
Anhang I (Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 nichts anderes angegeben ist, kann eine Komponente nur dann 
eingebaut werden, wenn alle folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

i)  sie befindet sich in einem zufriedenstellenden Zustand; 

ii)  sie wurde gemäß dem EASA-Formblatt 1 oder einem gleichwertigen Dokument nach Anhang I (Teil-M) Anlage II 
freigegeben; 

iii)  sie wurde nach Anhang I (Teil-21) Unterabschnitt Q der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 gekennzeichnet. 

b) Bevor eine Komponente in ein Luftfahrzeug eingebaut wird, muss die Person oder der genehmigte Instandhal­
tungsbetrieb sicherstellen, dass die betreffende Komponente für den Einbau geeignet ist, falls verschiedene Änderungs­
bedingungen oder andere Konfigurationen aufgrund einer Lufttüchtigkeitsanweisung anwendbar sind. 

c)  Standardteile dürfen nur dann in ein Luftfahrzeug oder eine Komponente eingebaut werden, wenn dieses spezielle 
Standardteil in den Instandhaltungsunterlagen aufgeführt ist. Standardteile dürfen nur dann eingebaut werden, wenn 
für sie ein Konformitätsnachweis mit einem Verweis auf den geltenden Standard vorliegt und ihre Herkunft in 
angemessener Weise nachvollziehbar ist. 

d)  Roh- und Verbrauchsmaterial darf für ein Luftfahrzeug oder eine Komponente nur verwendet werden, sofern 

i)  der Hersteller des Luftfahrzeugs oder der Komponente die Verwendung von Roh- oder Verbrauchsmaterial in den 
einschlägigen Instandhaltungsunterlagen oder nach Anhang I (Teil-M) Unterabschnitt F, Anhang II (Teil-145) oder 
Anhang Vd (Teil-CAO) gestattet; 

ii)  dieses Material die erforderliche Spezifikation erfüllt und seine Herkunft in angemessener Weise nachvollziehbar 
ist; 

iii)  sämtliche Materialien mit einem Beleg versehen sind, der sich eindeutig auf das jeweilige Material bezieht und der 
eine Erklärung hinsichtlich seiner Übereinstimmung mit einer Spezifikation sowie einen Hinweis auf die 
Herstellungs- und Bezugsquelle enthält. 

e)  Im Fall von Ballonen, bei denen unterschiedliche Kombinationen von Körben, Brennern und Kraftstoffzylindern für 
eine bestimmte Hülle möglich sind, muss die Person, die sie einbaut, sicherstellen, dass  

1. der Korb, der Brenner und/oder die Kraftstoffzylinder gemäß dem Datenblatt der Musterzulassung oder anderen 
darin genannten Unterlagen eingebaut werden können;  

2. der Korb, der Brenner und/oder die Kraftstoffzylinder sich in betriebsfähigem Zustand befinden und über 
geeignete Instandhaltungsaufzeichnungen verfügen. 

ML.A.502 Instandhaltung von Komponenten 

a)  Vom Eigentümer gemäß Anhang I (Teil-21) Punkt 21.A.307(c) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 akzeptierte 
Komponenten müssen von jeder Person oder Organisation instand gehalten werden, sofern der Eigentümer sie gemäß 
den Bedingungen von Punkt 21.A.307(c) des genannten Anhangs erneut akzeptiert. Diese Instandhaltung kommt für 
die Ausstellung eines EASA-Formblatts 1 gemäß Anhang I (Teil-M) Anlage II nicht infrage und unterliegt den 
Freigabeanforderungen für Luftfahrzeuge. 

b)  Die Komponenten sind entsprechend der nachstehenden Tabelle freizugeben:  

Gemäß dem EASA-Formblatt 1 freigegeben 
(nach Anhang I (Teil-M) Anlage II) 

Auf Luftfahrzeugebene nach  
Punkt ML.A.801 freigegeben (Ausstellung 
eines EASA-Formblatts 1 nicht möglich) 

Gemäß den Instandhaltungsunterlagen für Komponenten (vom Komponentenhersteller herausgegebene 
Unterlagen) instandgehaltene Komponenten 

Andere Instandhaltung 
als die Überholung 

Instandhaltungsbetriebe mit Berechtigung 
für Motoren (für das Triebwerk) oder für 
Komponenten (für andere Komponenten) 

(i) Instandhaltungsbetriebe mit Berechti­
gung für Luftfahrzeuge und/oder 

(ii) unabhängiges freigabeberechtigtes Perso­
nal 

Überholung von 
anderen Komponenten 
als Motoren und 
Propellern 

Instandhaltungsbetriebe mit Berechtigung 
für Komponenten 

Nicht möglich 
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Gemäß dem EASA-Formblatt 1 freigegeben 
(nach Anhang I (Teil-M) Anlage II) 

Auf Luftfahrzeugebene nach  
Punkt ML.A.801 freigegeben (Ausstellung 
eines EASA-Formblatts 1 nicht möglich) 

Überholung von 
Motoren und 
Propellern für CS-VLA- 
und CS-22- und 
LSA-Luftfahrzeuge 

Instandhaltungsbetriebe mit Berechtigung 
für Motoren (für das Triebwerk) oder für 
Komponenten (Propeller) 

(iii) Instandhaltungsbetriebe mit Berechti­
gung für Luftfahrzeuge und/oder 

(iv) unabhängiges freigabeberechtigtes Per­
sonal 

Überholung von 
Motoren und 
Propellern für andere 
als CS-VLA- und CS-22- 
und LSA-Luftfahrzeuge 

Instandhaltungsbetriebe mit Berechtigung 
für Motoren (für das Triebwerk) oder für 
Komponenten (Propeller) 

Nicht möglich 

Gemäß den Instandhaltungsunterlagen für Luftfahrzeuge (vom Luftfahrzeughersteller herausgegebene Unter­
lagen) instandgehaltene Komponenten 

Alle Komponenten und 
alle Arten von 
Instandhaltung 

Instandhaltungsbetriebe mit Berechtigung 
für Motoren (für das Triebwerk) oder für 
Komponenten (für andere Komponenten) 

— Instandhaltungsbetriebe mit Berechti­
gung für Luftfahrzeuge und/oder 

— unabhängiges freigabeberechtigtes Perso­
nal  

ML.A.503 Komponenten mit Lebensdauerbegrenzung 

a)  Der Begriff „Komponenten mit Lebensdauerbegrenzung“ umfasst folgende Komponenten:  

1. Komponenten mit einer Begrenzung der zugelassenen Lebensdauer, die am Ende der Lebensdauer ausgemustert 
werden sollten, und  

2. Komponenten mit Lebensdauerbegrenzung, die am Ende der Lebensdauer einer Instandhaltung unterzogen werden 
müssen, um ihre Betriebstüchtigkeit wiederherzustellen. 

b)  Eingebaute Komponenten mit Lebensdauerbegrenzung dürfen die in dem Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm und 
den Lufttüchtigkeitsanweisungen vorgeschriebene genehmigte Lebensdauer – vorbehaltlich der Bestimmungen von 
Punkt ML.A.504(c) – nicht überschreiten. 

c)  Die genehmigte Lebensdauer wird, je nach Zweckmäßigkeit, als Kalenderzeit, Flugstunden, Anzahl der Landungen 
oder Zyklen angegeben. 

d)  Am Ende der genehmigten Lebensdauerbegrenzung muss die Komponente zur Instandhaltung oder, im Fall von 
Komponenten mit einer Begrenzung der zugelassenen Lebensdauer, zur Entsorgung aus dem Luftfahrzeug ausgebaut 
werden. 

ML.A.504 Überwachung nicht betriebstüchtiger Komponenten 

a)  Eine Komponente gilt als nicht betriebstüchtig, wenn einer der folgenden Umstände zutrifft:  

1. Ablauf der im Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm festgelegten Lebensdauer der Komponente;  

2. Nichterfüllung der geltenden Lufttüchtigkeitsanweisungen und anderer von der Agentur zwingend 
vorgeschriebener Anforderungen an die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit;  

3. Fehlen notwendiger Informationen zur Bestimmung des Lufttüchtigkeitsstatus der Komponente oder ihrer Eignung 
für den Einbau;  

4. nachweisliche Mängel oder Fehlfunktionen der Komponente;  

5. eine Störung oder ein Unfall, die bzw. der die Betriebstüchtigkeit der Komponente beeinträchtigen könnte. 

b)  Nicht betriebstüchtige Komponenten müssen  

1. als nicht betriebstüchtig gekennzeichnet und an einem sicheren Ort unter der Kontrolle eines genehmigten 
Instandhaltungsbetriebs oder unabhängigen freigabeberechtigten Personals gelagert werden, bis eine Entscheidung 
über den künftigen Status dieser Komponenten getroffen ist;  

2. als nicht betriebstüchtig gekennzeichnet werden von der Person oder der Organisation, die die Komponenten für 
nicht betriebstüchtig erklärt hat; sie sind dem Eigentümer des Luftfahrzeugs zur Verwahrung zu übergeben, 
nachdem eine solche Übergabe in den Instandhaltungsaufzeichnungen von Luftfahrzeugen nach Punkt ML.A.305 
dokumentiert wurde. 
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c)  Komponenten, die ihre zugelassene Lebensdauer erreicht haben oder die mit einem/einer nicht reparierbaren Mangel 
bzw. Fehlfunktion behaftet sind, müssen als „nicht wiederverwendbar“ ausgewiesen werden und dürfen nicht mehr in 
das System für die Komponentenzufuhr zurückfließen, es sei denn, ihre Lebensdauer wurde verlängert oder eine 
Lösung zu ihrer Reparatur wurde nach Punkt ML.A.304 genehmigt. 

d)  Jede nach Punkt ML.A.201 verantwortliche Person oder Organisation hat im Fall einer als „nicht wiederverwendbar“ 
eingestuften Komponente gemäß Punkt (c) eine der folgenden Maßnahmen zu ergreifen:  

1. eine solche Komponente an einem Ort gemäß Punkt (b)(1) aufzubewahren;  

2. dafür zu sorgen, dass die Komponente so verändert wird, dass sie weder wirtschaftlich verwertet noch repariert 
werden kann, bevor die Verantwortung für eine solche Komponente abgegeben wird. 

e)  Unbeschadet Punkt (d) kann eine nach Punkt ML.A.201 verantwortliche Person oder Organisation die Verantwortung 
für Komponenten, die als nicht wiederverwendbar eingestuft sind, an einen Schulungs- oder Forschungsbetrieb 
übertragen, ohne dass diese Komponente verändert wird. 

UNTERABSCHNITT H 

FREIGABEBESCHEINIGUNG (CRS) 

ML.A.801 Freigabebescheinigung für Luftfahrzeuge 

a)  Nachdem die erforderliche Instandhaltung an einem Luftfahrzeug ordnungsgemäß ausgeführt worden ist, muss eine 
Freigabebescheinigung ausgestellt werden. 

b)  Die Freigabebescheinigung ist auszustellen  

1. durch entsprechendes freigabeberechtigtes Personal im Auftrag des genehmigten Instandhaltungsbetriebs oder  

2. durch unabhängiges freigabeberechtigtes Personal oder  

3. durch den Piloten/Eigentümer nach Punkt ML.A.803. 

c)  Abweichend von Punkt (b) kann der Eigentümer im Falle unvorhergesehener Umstände, in denen ein Luftfahrzeug an 
einem Ort außer Betrieb gesetzt ist, an dem kein genehmigter Instandhaltungsbetrieb oder entsprechendes freigabebe­
rechtigtes Personal zur Verfügung steht, jeder Person mit nicht weniger als drei Jahren angemessener Instandhaltungs­
erfahrung, die ordnungsgemäß qualifiziert ist, die Genehmigung für die Instandhaltung gemäß der in Unterabschnitt D 
dieses Anhangs dargelegten Standards und für die Freigabe des Luftfahrzeugs erteilen. Der Eigentümer muss in diesem 
Fall  

1. Angaben zu allen durchgeführten Arbeiten und zu den Qualifikationen der Person, die die Bescheinigung erteilt 
hat, erlangen und in den Luftfahrzeugaufzeichnungen aufbewahren;  

2. sicherstellen, dass jede solche Instandhaltung gemäß Punkt ML.A.801(b) bei nächster Gelegenheit, jedoch 
innerhalb von höchstens sieben Tagen oder, im Fall von Luftfahrzeugen, die gemäß Anhang VII (Teil-NCO) der 
Verordnung (EU) Nr. 965/2012 betrieben werden, oder, im Fall von Ballonen, die nicht gemäß Anhang II 
(Teil-BOP) Teilabschnitt ADD der Verordnung (EU) 2018/395 betrieben werden, oder, im Fall von 
Segelflugzeugen, die nicht gemäß Anhang II (Teil-SAO) Teilabschnitt DEC der Verordnung (EU) 2018/1976 
betrieben werden, innerhalb eines Zeitraums von höchstens 30 Tagen nochmals geprüft und freigegeben wird;  

3. das bzw. die unter Vertrag genommene CAMO oder CAO oder – in Ermangelung eines solchen Vertrags – die 
zuständige Behörde innerhalb von sieben Tagen nach Erteilung einer solchen Genehmigung benachrichtigen. 

d)  Im Fall einer Freigabe nach Punkt (b)(1) oder (2) kann das freigabeberechtigte Personal bei der Durchführung der 
Instandhaltungsaufgaben von Personen unterstützt werden, die seiner direkten und ständigen Kontrolle unterliegen. 

e)  Eine Freigabescheinigung muss mindestens folgende Angaben enthalten:  

1. grundlegende Angaben zu der durchgeführten Instandhaltung;  

2. das Datum, an dem die Instandhaltung abgeschlossen wurde;  

3. die Identität des Betriebs oder der Person, der/die die Freigabe erteilt, d. h entweder 

i)  das Aktenzeichen der Genehmigung des Instandhaltungsbetriebs und des freigabeberechtigten Personals, das 
die Freigabescheinigung ausgestellt hat, oder 

ii)  im unter Punkt (b)(2) genannten Fall – die Identität und gegebenenfalls die Lizenznummer des unabhängigen 
freigabeberechtigten Personals, das die Freigabescheinigung ausgestellt hat;  

4. etwaige Einschränkungen der Lufttüchtigkeit oder des Luftfahrzeugbetriebs. 
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f)  Abweichend von Punkt (a) und unbeschadet Punkt (g) kann für den Fall, dass die erforderliche Instandhaltung nicht 
abgeschlossen werden kann, eine Freigabescheinigung mit den genehmigten Einschränkungen für das Luftfahrzeug 
ausgestellt werden. In diesem Fall sind im Rahmen der nach Punkt (e)(4) erforderlichen Angaben in der Freigabe­
scheinigung die unvollständige Instandhaltung sowie etwaige Einschränkungen der Lufttüchtigkeit oder des Betriebs 
zu vermerken. 

g)  Eine Freigabescheinigung darf nicht ausgestellt werden, wenn die Nichteinhaltung von Anforderungen dieses Anhangs 
bekannt ist, durch die die Flugsicherheit gefährdet wird. 

ML.A.802 Freigabebescheinigung für Komponenten 

a)  Nachdem die erforderliche Instandhaltung einer Luftfahrzeugkomponente ordnungsgemäß ausgeführt worden ist, 
muss eine Freigabebescheinigung für Komponenten nach Punkt ML.A.502 ausgestellt werden. 

b)  Die Freigabebescheinigung (EASA-Formblatt 1) nach Anhang I (Teil-M) Anlage II stellt die Freigabebescheinigung für 
Komponenten dar, es sei denn, eine solche Instandhaltung wird nach Punkt ML.A.502(b) auf Luftfahrzeugebene 
freigegeben. 

ML.A.803 Berechtigung des Piloten/Eigentümers 

a)  Um sich als Pilot/Eigentümer zu qualifizieren, muss eine Person  

1. im Besitz einer gültigen Pilotenlizenz oder gleichwertigen Lizenz sein, die von einem Mitgliedstaat mit der 
entsprechenden Muster- oder Klassenberechtigung ausgestellt oder validiert wurde;  

2. Eigentümer des Luftfahrzeugs sein, und zwar entweder als alleiniger Eigentümer oder als Miteigentümer; dieser 
Eigentümer muss entweder 

i)  eine der auf dem Eintragungsformular angegebenen natürlichen Personen sein oder 

ii)  Mitglied einer Rechtsperson zu Freizeitzwecken ohne Erwerbsabsicht sein, die auf dem Eintragungsdokument 
als Eigentümer oder Betreiber angegeben ist, wobei das betreffende Mitglied direkt am Entscheidungsprozess 
der Rechtsperson beteiligt und von dieser dazu bestimmt sein muss, die Instandhaltung durch den Piloten/Ei­
gentümer durchzuführen. 

b)  Für Luftfahrzeuge, die gemäß Anhang VII (Teil-NCO) der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 betrieben werden, oder, im 
Fall von Ballonen, nicht gemäß Anhang II (Teil-BOP) Teilabschnitt ADD der Verordnung (EU) 2018/395 betrieben 
werden, oder, im Fall von Segelflugzeugen, nicht nach Anhang II (Teil-SAO) Teilabschnitt DEC der Verordnung 
(EU) 2018/1976 betrieben werden, kann der Pilot/Eigentümer nach der eingeschränkten Instandhaltung durch den 
Piloten/Eigentümer gemäß Anlage II dieses Anhangs eine Freigabebescheinigung ausstellen. 

c)  Die Freigabebescheinigung muss in die Bordbücher eingegeben werden und grundlegende Angaben zu der 
durchgeführten Instandhaltung und den verwendeten Instandhaltungsunterlagen enthalten sowie das Datum, an dem 
die Instandhaltung abgeschlossen wurde, die Identität, die Unterschrift und die Nummer der Pilotenlizenz (oder einer 
gleichwertigen Lizenz) des Piloten/Eigentümers, der eine solche Bescheinigung ausstellt. 

UNTERABSCHNITT I 

BESCHEINIGUNG ÜBER DIE PRÜFUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT (ARC) 

ML.A.901 Prüfung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen 

Um die Gültigkeit des Lufttüchtigkeitszeugnisses sicherzustellen, müssen das Luftfahrzeug und die Aufzeichnungen über 
die Aufrechterhaltung seiner Lufttüchtigkeit in regelmäßigen Abständen im Rahmen einer Lufttüchtigkeitsprüfung 
überprüft werden. 

a)  Nach Abschluss einer zufriedenstellenden Überprüfung der Lufttüchtigkeit muss eine Bescheinigung über die Prüfung 
der Lufttüchtigkeit entsprechend Anlage IV (EASA-Formblatt 15c) dieses Anhangs ausgestellt werden. Die 
Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit hat eine Gültigkeitsdauer von einem Jahr. 

b)  Die Prüfung der Lufttüchtigkeit und die Ausstellung der Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit sind 
gemäß Punkt ML.A.903 durchzuführen, und zwar entweder  

1. von der zuständigen Behörde oder  

2. von einem bzw. einer ordnungsgemäß genehmigten CAMO oder CAO oder  

3. von dem genehmigten Instandhaltungsbetrieb, der die 100-Stunden- oder Jahresinspektion gemäß Luftfahrzeug- 
Instandhaltungsprogramm durchführt, oder 
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4. für Luftfahrzeuge, die gemäß Anhang VII (Teil-NCO) der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 betrieben werden, oder, 
im Fall von Ballonen, die nicht gemäß Anhang II (Teil-BOP) Teilabschnitt ADD der Verordnung (EU) 2018/395 
betrieben werden, oder, im Fall von Segelflugzeugen, die nicht gemäß Anhang II (Teil-SAO) Teilabschnitt DEC der 
Verordnung (EU) 2018/1976 betrieben werden, von dem unabhängigen freigabeberechtigten Personal, das die 
100-Stunden- oder Jahresinspektion gemäß Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm durchführt, sofern dieses über 
Folgendes verfügt: 

i)  eine gemäß Anhang III (Teil-66) ausgestellte Lizenz mit Berechtigung für das entsprechende Luftfahrzeug oder, 
wenn Anhang III (Teil-66) nicht auf das betreffende Luftfahrzeug anwendbar ist, eine nationale Qualifikation 
für freigabeberechtigtes Personal, die für dieses Luftfahrzeug gültig ist; 

ii)  eine Erlaubnis, die erteilt wurde 

A)  von der zuständigen Behörde, die die Lizenz gemäß Anhang III (Teil-66) ausgestellt hat, oder 

B)  wenn Anhang III (Teil-66) nicht anwendbar ist, von der zuständigen Behörde, die für die nationale 
Qualifikation des freigabeberechtigten Personals verantwortlich ist. 

Unabhängiges freigabeberechtigtes Personal, das Inhaber einer gemäß Anhang III (Teil-66) ausgestellten Lizenz ist, 
kann Lufttüchtigkeitsprüfungen durchführen und die Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit für in 
einem Mitgliedstaat eingetragene Luftfahrzeuge ausstellen. Allerdings darf unabhängiges freigabeberechtigtes 
Personal, das über eine nationale Qualifikation verfügt, nur für Luftfahrzeuge, die in dem für die nationale 
Qualifikation verantwortlichen Mitgliedstaat eingetragen sind, Prüfungen der Lufttüchtigkeit durchführen und die 
Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit ausstellen. 

Wechselt ein Luftfahrzeug in das Register eines anderen Mitgliedstaats, fallen die Bescheinigungen über die Prüfung 
der Lufttüchtigkeit, die von unabhängigem freigabeberechtigtem Personal, das über eine nationale Qualifikation 
verfügt, ausgestellt wurden, nicht unter die gegenseitige Anerkennung. 

Wann immer die Umstände auf eine potenzielle Gefährdung der Sicherheit schließen lassen, führt die zuständige 
Behörde die Prüfung der Lufttüchtigkeit selbst durch und stellt die Prüfbescheinigung selbst aus. 

c)  Die Geltungsdauer einer Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit kann höchstens zweimal hintereinander 
um jeweils ein Jahr von einem bzw. einer ordnungsgemäß genehmigten CAMO oder CAO verlängert werden, sofern 
folgende Bedingungen erfüllt sind:  

1. das Luftfahrzeug wurde in den vorangegangenen zwölf Monaten fortlaufend von diesem CAMO oder dieser CAO 
betreut;  

2. das Luftfahrzeug wurde in den vorangegangenen zwölf Monaten von genehmigten Instandhaltungsbetrieben 
instand gehalten. Dies beinhaltet die Instandhaltung durch den Piloten/Eigentümer, die entweder vom Piloten/Ei­
gentümer oder von unabhängigem freigabeberechtigtem Personal durchgeführt und freigegeben wird;  

3. dem CAMO oder der CAO liegen keine Nachweise oder Gründe für die Annahme vor, dass das Luftfahrzeug nicht 
lufttüchtig ist. 

Diese Verlängerung durch das CAMO oder die CAO ist unabhängig davon möglich, welches Personal oder welche 
Organisation nach Punkt (b) ursprünglich die Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit ausgestellt hat. 

d)  Abweichend von Punkt (c) kann die Verlängerung der Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit um eine 
Höchstdauer von 30 Tagen vorgezogen werden, ohne dass dadurch die Kontinuität des Prüfintervalls beeinträchtigt 
wird, um sicherzustellen, dass das Luftfahrzeug verfügbar ist, sodass die Originalbescheinigung über die Prüfung der 
Lufttüchtigkeit an Bord gebracht werden kann. 

e)  Führt die zuständige Behörde selbst die Prüfung der Lufttüchtigkeit durch und stellt sie die Bescheinigung über die 
Prüfung der Lufttüchtigkeit aus, muss der Eigentümer der zuständigen Behörde Folgendes zur Verfügung stellen:  

1. die von der zuständigen Behörde verlangten Unterlagen,  

2. geeignete Räumlichkeiten an dem jeweiligen Ort für das Personal der Behörde,  

3. erforderlichenfalls die Unterstützung durch entsprechendes freigabeberechtigtes Personal. 

ML.A.902 Gültigkeit der Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit 

a)  Eine Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit wird ungültig, wenn  

1. sie ausgesetzt oder widerrufen wurde oder  

2. das Lufttüchtigkeitszeugnis ausgesetzt oder widerrufen wurde oder  

3. das Luftfahrzeug nicht in dem Luftfahrzeugregister eines Mitgliedstaates eingetragen ist oder  

4. die Musterzulassung, unter der das Lufttüchtigkeitszeugnis ausgestellt wurde, ausgesetzt oder widerrufen wurde. 
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b)  Der Flug eines Luftfahrzeugs ist nicht gestattet, wenn die Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit ungültig 
ist oder wenn  

1. die fortdauernde Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs oder einer in das Luftfahrzeug eingebauten Komponente nicht 
die Anforderungen dieses Anhangs erfüllt oder  

2. das Luftfahrzeug nicht mehr dem von der Agentur genehmigten Muster entspricht oder  

3. das Luftfahrzeug außerhalb der Betriebsgrenzen im genehmigten Flughandbuch oder Lufttüchtigkeitszeugnis 
betrieben wird, ohne dass entsprechende Maßnahmen eingeleitet werden, oder  

4. das Luftfahrzeug von einem Unfall oder einer Störung betroffen war, der bzw. die die Lufttüchtigkeit des 
Luftfahrzeugs beeinträchtigt, ohne dass anschließend geeignete Maßnahmen zur Wiederherstellung der 
Lufttüchtigkeit getroffen worden sind, oder  

5. eine Änderung oder Reparatur des Luftfahrzeugs oder einer in das Luftfahrzeug eingebauten Komponente nicht 
Anhang I (Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 genügt. 

c)  Bei Rückgabe oder Widerruf ist die Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit an die zuständige Behörde 
zurückzugeben. 

ML.A.903 Verfahren zur Prüfung der Lufttüchtigkeit 

a)  Um der Anforderung an die Prüfung der Lufttüchtigkeit eines Luftfahrzeugs gemäß Punkt ML.A.901 zu genügen, hat 
das Lufttüchtigkeitsprüfpersonal eine dokumentierte Prüfung des Luftfahrzeugs durchzuführen, um zu überprüfen, ob  

1. die Flugstunden und die zugehörigen Flugzyklen für Zelle, Motor und Propeller ordnungsgemäß aufgezeichnet 
wurden;  

2. das Flughandbuch für die Luftfahrzeugkonfiguration Gültigkeit hat und auf dem neuesten Stand ist; 

3. die gesamte für das Luftfahrzeug fällige Instandhaltung in Übereinstimmung mit dem Luftfahrzeug-Instandhal­
tungsprogramm durchgeführt wurde;  

4. alle bekannten Mängel behoben oder die Behebung ordnungsgemäß zurückgestellt wurde;  

5. alle anzuwendenden Lufttüchtigkeitsanweisungen durchgeführt und ordnungsgemäß aufgezeichnet wurden;  

6. alle an dem Luftfahrzeug durchgeführten Änderungen und Reparaturen aufgezeichnet sind und Anhang I 
(Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 entsprechen;  

7. alle in das Luftfahrzeug eingebauten lebensdauerbegrenzten Komponenten ordnungsgemäß gekennzeichnet und 
erfasst wurden und ihre genehmigte Lebensdauer nicht überschritten haben;  

8. die gesamte Instandhaltung nach diesem Anhang zertifiziert wurde;  

9. der aktuelle Wägebericht die Konfiguration des Luftfahrzeugs wiedergibt und gültig ist;  

10. das Luftfahrzeug dem neuesten von der Agentur genehmigten Änderungsstand seiner Musterbauart entspricht;  

11. für das Luftfahrzeug, falls erforderlich, eine Lärmbescheinigung nach Anhang I (Teil-21) Unterabschnitt I der 
Verordnung (EU) Nr. 748/2012 ausgestellt wurde, die der aktuellen Konfiguration des Luftfahrzeugs entspricht. 

b)  Das Lufttüchtigkeitsprüfpersonal nach Punkt (a) muss eine physische Besichtigung des Luftfahrzeugs durchführen. Für 
diese Prüfung muss Lufttüchtigkeitsprüfpersonal, das nicht entsprechend Anhang III (Teil-66) qualifiziert ist, von 
qualifiziertem Personal unterstützt werden. 

c)  Durch die physische Prüfung am Luftfahrzeug muss das Lufttüchtigkeitsprüfpersonal sicherstellen, dass  

1. alle erforderlichen Markierungen und Hinweisschilder ordnungsgemäß angebracht sind;  

2. das Luftfahrzeug seinem genehmigten Flughandbuch entspricht;  

3. die Luftfahrzeugkonfiguration mit der genehmigten Dokumentation übereinstimmt;  

4. kein offensichtlicher Mangel festgestellt werden kann, der nicht gemäß Punkt ML.A.403 abgehandelt wurde;  

5. keine Nichtübereinstimmungen zwischen dem Luftfahrzeug und der nach Punkt (a) dokumentierten Prüfung der 
Aufzeichnungen festgestellt werden können. 

d)  Abweichend von Punkt ML.A.901(a) kann die Lufttüchtigkeitsprüfung um eine Höchstdauer von 90 Tagen ohne 
Beeinträchtigung der Kontinuität des Prüfungsintervalls vorgezogen werden, sodass die physische Prüfung während 
einer Instandhaltungskontrolle stattfinden kann. 
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e)  Die Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit (EASA-Formblatt 15c) nach Anlage IV darf nur ausgestellt 
werden(,)  

1. durch ordnungsgemäß autorisiertes Lufttüchtigkeitsprüfpersonal;  

2. wenn die Lufttüchtigkeitsprüfung vollständig durchgeführt wurde und alle Beanstandungen behoben wurden; 

3. wenn eine im Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm festgestellte Unstimmigkeit nach Punkt (h) in zufriedenstel­
lender Weise abgehandelt wurde. 

f)  Eine Ausfertigung der für ein Luftfahrzeug ausgestellten oder verlängerten Bescheinigung über die Prüfung der 
Lufttüchtigkeit muss innerhalb von zehn Tagen an den Mitgliedstaat gesandt werden, in dem das Luftfahrzeug 
eingetragen ist. 

g)  Aufgaben im Rahmen der Prüfung der Lufttüchtigkeit dürfen nicht an Unterauftragnehmer vergeben werden. 

h)  Die Wirksamkeit des Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms kann in Verbindung mit der Lufttüchtigkeitsprüfung 
nach Punkt MLA.302(c)(9) überprüft werden. Diese Überprüfung erfolgt durch die Person, die die Prüfung der 
Lufttüchtigkeit durchgeführt hat. Werden bei der Überprüfung Mängel des Luftfahrzeugs festgestellt, die auf Mängel 
beim Inhalt des Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms zurückzuführen sind, so ist das Luftfahrzeug-Instandhal­
tungsprogramm entsprechend zu ändern. Die Person, die die Überprüfung durchführt, hat die zuständige Behörde 
des Eintragungsmitgliedstaats zu unterrichten, wenn sie mit den vom Eigentümer, vom CAMO oder von der CAO 
getroffenen Maßnahmen zur Änderung des Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms nicht einverstanden ist. 
In diesem Fall muss die zuständige Behörde unter Hinweis auf die entsprechenden Beanstandungen nach 
Punkt ML.B.903 entscheiden, welche Änderungen des Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms erforderlich sind, und 
gegebenenfalls gemäß Punkt ML.B.304 reagieren. 

ML.A.904 Qualifikation des Lufttüchtigkeitsprüfpersonals 

a)  Lufttüchtigkeitsprüfpersonal, das im Auftrag der zuständigen Behörde handelt, muss gemäß Punkt ML.B.902 
qualifiziert sein. 

b)  Das Lufttüchtigkeitsprüfpersonal, das im Auftrag einer Organisation nach Anhang I (Teil-M) Unterabschnitt F, 
Anhang II (Teil-145), Anhang Vc (Teil-CAMO) oder Anhang Vd (Teil-CAO) handelt, muss gemäß Anhang I (Teil-M) 
Unterabschnitt F, Anhang II (Teil-145), Anhang Vc (Teil-CAMO) bzw. Anhang Vd (Teil-CAO) qualifiziert sein. 

c)  Das Lufttüchtigkeitsprüfpersonal, das im eigenen Namen handelt, wie es nach Punkt ML.A.901(b)(4) zulässig ist, muss  

1. im Besitz einer gemäß Anhang III (Teil-66) ausgestellten Lizenz mit Berechtigung für das entsprechende 
Luftfahrzeug oder, wenn Anhang III (Teil-66) nicht auf das betreffende Luftfahrzeug anwendbar ist, einer 
nationalen Qualifikation für freigabeberechtigtes Personal sein, die für dieses Luftfahrzeug gültig ist, und  

2. im Besitz einer Erlaubnis sein, die erteilt wurde 

i)  von der zuständigen Behörde, die die Lizenz gemäß Anhang III (Teil-66) ausgestellt hat, oder 

ii)  wenn Anhang III (Teil-66) nicht anwendbar ist, von der zuständigen Behörde, die für die nationale 
Qualifikation des freigabeberechtigten Personals verantwortlich ist. 

d)  Die erforderliche Erlaubnis nach Punkt (c)(2) wird von der zuständigen Behörde erteilt, wenn  

1. die zuständige Behörde zu der Einschätzung gelangt ist, dass die Person über die Kenntnis der Teile dieses 
Anhangs hat, die für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit, die Durchführung der Lufttüchtigkeits­
prüfungen und die Erteilung von Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit relevant sind;  

2. die Person unter der Aufsicht der zuständigen Behörde eine Lufttüchtigkeitsprüfung in zufriedenstellender Weise 
durchgeführt hat. 

Diese Erlaubnis bleibt für eine Dauer von fünf Jahren gültig, sofern der Inhaber mindestens eine Lufttüchtig­
keitsprüfung alle zwölf Monate durchgeführt hat. Ist dies nicht der Fall, muss eine neue Lufttüchtigkeitsprüfung unter 
Aufsicht der zuständigen Behörde in zufriedenstellender Weise durchgeführt werden. 

Nach Ablauf ihrer Gültigkeit wird die Erlaubnis um weitere fünf Jahre verlängert, sofern die Anforderungen von 
Punkt (d)(1) und (2) weiterhin erfüllt werden. Die Erlaubnis kann beliebig oft verlängert werden. 

Der Inhaber der Erlaubnis muss Aufzeichnungen über alle durchgeführten Lufttüchtigkeitsprüfungen führen und diese 
auf Verlangen jeder zuständigen Behörde und jedem Luftfahrzeugeigentümer, für den er eine Lufttüchtigkeitsprüfung 
durchführt, zur Verfügung stellen. 

Diese Erlaubnis kann von der zuständigen Behörde jederzeit widerrufen werden, wenn sie die Befähigung des 
Inhabers oder die Verwendung einer solchen Erlaubnis als nicht zufriedenstellend erachtet. 
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ML.A.905 Registerwechsel von Luftfahrzeugen innerhalb der Union 

a)  Wechselt ein Luftfahrzeug das Luftfahrzeugregister innerhalb der Union, muss der Antragsteller:  

1. zunächst dem vorherigen Mitgliedstaat den Namen des Mitgliedstaats mitteilen, in dem das Luftfahrzeug registriert 
sein wird;  

2. und danach in dem neuen Mitgliedstaat einen Antrag auf Ausstellung eines neuen Lufttüchtigkeitszeugnisses nach 
Anhang I (Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 stellen. 

b)  Unbeschadet Punkt ML.A.902(a)(3) behält die bisherige Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit bis zu 
ihrem Ablaufdatum Gültigkeit, es sei denn, die Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit wurde von 
unabhängigem freigabeberechtigtem Personal ausgestellt, das über eine nationale Qualifikation als freigabeberechtigtes 
Personal gemäß Punkt ML.A.901(b)(4) verfügt; in diesem Fall findet Punkt ML.A.906 Anwendung. 

c)  Unbeschadet der Punkte (a) und (b) findet in den Fällen, in denen das Luftfahrzeug sich im vorherigen Mitgliedstaat in 
luftuntüchtigem Zustand befand oder die Lufttüchtigkeit nicht anhand der vorhandenen Aufzeichnungen festgestellt 
werden kann, Punkt ML.A.906 Anwendung. 

ML.A.906 Prüfung der Lufttüchtigkeit von in die Union importierten Luftfahrzeugen 

a)  Wird ein aus einem Drittland eingeführtes Luftfahrzeug in das Register eines Mitgliedstaats eingetragen, muss der 
Antragsteller 

1. bei der zuständigen Behörde des Eintragungsmitgliedstaats einen Antrag auf Ausstellung eines neuen Lufttüchtig­
keitszeugnisses nach Anhang I (Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 stellen;  

2. für Luftfahrzeuge, die nicht neu sind, eine zufriedenstellende Prüfung der Lufttüchtigkeit nach Punkt ML.A.901 
durchführen lassen;  

3. alle Instandhaltungsarbeiten durchführen lassen, um die Anforderungen des genehmigten oder erklärten 
Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms zu erfüllen. 

b)  Wenn das Luftfahrzeug die einschlägigen Anforderungen erfüllt, muss die zuständige Behörde, das CAMO oder die 
CAO, der Instandhaltungsbetrieb oder das unabhängige freigabeberechtigte Personal, das die Prüfung der 
Lufttüchtigkeit nach Punkt ML.A.901(b) durchführt, eine Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit 
ausstellen und der zuständigen Behörde des Eintragungsmitgliedstaats eine Kopie übermitteln. 

c)  Der Eigentümer muss der zuständigen Behörde des Eintragungsmitgliedstaats den Zugang zum Luftfahrzeug zu 
Inspektionszwecken ermöglichen. 

d)  Ein neues Lufttüchtigkeitszeugnis ist von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem das Luftfahrzeug 
eingetragen ist, auszustellen, wenn das Luftfahrzeug Anhang I (Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 
entspricht. 

ML.A.907 Beanstandungen 

a)  Beanstandungen werden in folgende Kategorien eingeteilt:  

1. Als Beanstandung der Stufe 1 gilt jede schwerwiegende Nichterfüllung der Anforderungen dieses Anhangs, die den 
Sicherheitsstandard des Luftfahrzeugs herabsetzt und die Flugsicherheit ernsthaft gefährdet. 

2. Als Beanstandung der Stufe 2 gilt jede Nichterfüllung der Anforderungen dieses Anhangs, die den Sicherheits­
standard des Luftfahrzeugs herabsetzen und die Flugsicherheit gefährden kann. 

b)  Nach dem Erhalt der Mitteilung über Beanstandungen nach Punkt ML.B.903 muss die nach Punkt ML.A.201 
zuständige Person oder Organisation der zuständigen Behörde innerhalb eines mit dieser Behörde vereinbarten 
Zeitraums einen Plan mit Abhilfemaßnahmen vorlegen, um eine Wiederholung der Beanstandung zu verhindern und 
deren Ursache zu beseitigen. 

ABSCHNITT B 

VERFAHREN FÜR ZUSTÄNDIGE BEHÖRDEN 

UNTERABSCHNITT A 

ALLGEMEINES 

ML.B.101 Geltungsbereich 

In diesem Abschnitt werden die Verwaltungsvorschriften festgelegt, die von den mit der Durchführung und 
Durchsetzung von Abschnitt A dieses Anhangs befassten zuständigen Behörden einzuhalten sind. 

ML.B.102 Zuständige Behörde 

a) Allgemeines 

Ein Mitgliedstaat muss eine zuständige Behörde benennen, der er die Verantwortung für die Erteilung, Fortdauer der 
Gültigkeit, Änderung, Aussetzung oder Rücknahme von Bescheinigungen und für die Beaufsichtigung der Aufrecht­
erhaltung der Lufttüchtigkeit überträgt. Diese zuständige Behörde muss dokumentierte Verfahren und eine Organisations­
struktur einrichten. 
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b) Ressourcen 

Die Anzahl der Mitarbeiter muss ausreichen, um die in diesem Abschnitt aufgeführten Anforderungen zu erfüllen. 

c) Qualifikation und Schulung 

Alle Mitarbeiter, die Tätigkeiten ausüben, die Gegenstand dieses Anhangs sind, müssen entsprechend qualifiziert sein und 
über die notwendige(n) Kenntnisse, Erfahrungen, Grundausbildung und Fortbildung verfügen, um die ihnen 
übertragenen Aufgaben wahrzunehmen. 

d) Verfahren 

Die zuständige Behörde muss Verfahren festlegen und dabei im Einzelnen angeben, wie die Einhaltung der Vorschriften 
dieses Anhangs gewährleistet wird. 

Damit diese Compliance kontinuierlich gewährleistet ist, müssen die Verfahren überprüft und geändert werden. 

ML.B.104 Führung der Aufzeichnungen 

a)  Die zuständige Behörde muss ein System zur Führung von Aufzeichnungen einrichten, anhand dessen das Verfahren 
für die Erteilung, Verlängerung, Änderung, Aussetzung oder den Widerruf jeder einzelnen Bescheinigung und 
Erlaubnis verfolgt werden kann. 

b)  Die Aufzeichnungen für die Aufsicht über jedes einzelne Luftfahrzeug müssen mindestens eine Kopie von Folgendem 
beinhalten:  

1. dem Lufttüchtigkeitszeugnis des Luftfahrzeugs;  

2. den Bescheinigungen über die Prüfung der Lufttüchtigkeit;  

3. den Berichten über die Prüfungen der Lufttüchtigkeit, die direkt von dem Mitgliedstaat durchgeführt wurden;  

4. dem gesamten einschlägigen Schriftverkehr bezüglich des Luftfahrzeugs;  

5. den Angaben zu allen Freistellungs- und Durchsetzungsmaßnahmen;  

6. allen Dokumenten, die von der zuständigen Behörde nach diesem Anhang oder der Verordnung (EU) 
Nr. 965/2012 genehmigt wurden. 

c)  Die unter Punkt (b) genannten Aufzeichnungen sind für die Dauer von zwei Jahren, nachdem das Luftfahrzeug 
endgültig außer Betrieb gesetzt wurde, aufzubewahren. 

d)  Alle unter Punkt ML.B.104 aufgeführten Aufzeichnungen sind jedem anderen Mitgliedstaat oder der Agentur auf 
Verlangen zur Verfügung zu stellen. 

ML.B.105 Gegenseitiger Informationsaustausch 

a)  Um einen Beitrag zur Verbesserung der Flugsicherheit zu leisten, muss zwischen den zuständigen Behörden ein 
gegenseitiger Austausch aller notwendigen Informationen gemäß Artikel 72 der Verordnung (EG) Nr. 2018/1139 
erfolgen. 

b)  Unbeschadet der Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten müssen sich im Fall einer mehrere Mitgliedstaaten betreffenden 
potenziellen Gefährdung der Sicherheit die betroffenen zuständigen Behörden bei den notwendigen Aufsichtstä­
tigkeiten gegenseitig unterstützen. 

UNTERABSCHNITT B 

ZUSTÄNDIGKEIT 

ML.B.201 Verantwortlichkeiten 

Die unter Punkt ML.1(b) angegebene zuständige Behörde ist für die Durchführung von Inspektionen und 
Untersuchungen in Bezug auf die Erfüllung der Anforderungen dieses Anhangs verantwortlich. 

UNTERABSCHNITT C 

AUFRECHTERHALTUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT 

ML.B.302 Ausnahmen 

Über alle gemäß Artikel 71 der Verordnung (EG) 2018/1139 gewährten Ausnahmen müssen von der zuständigen 
Behörde Aufzeichnungen geführt und aufbewahrt werden. 

ML.B.303 Überwachung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen 

a) Die zuständige Behörde muss ein auf einem Risikokonzept basierendes Prüfprogramm erarbeiten, um den Lufttüchtig­
keitsstatus der in ihrem Luftfahrzeugregister eingetragenen Luftfahrzeugflotte zu überwachen. 

b)  Ein Prüfprogramm muss die stichprobenartige Überprüfung von Luftfahrzeugen beinhalten und alle Aspekte der für 
die Lufttüchtigkeit wesentlichen Risikoelemente umfassen. 
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c)  Die erreichten Lufttüchtigkeitsstandards müssen auf der Grundlage der entsprechenden Anforderungen im Rahmen 
einer Stichprobenerhebung überprüft und etwaige Beanstandungen festgestellt werden. 

d)  Alle festgestellten Beanstandungen sind in Einklang mit Punkt ML.B.903 einzuteilen und der verantwortlichen Person 
oder Organisation nach Punkt ML.A.201 schriftlich zu bestätigen. Die zuständige Behörde muss über ein Verfahren 
für die Analyse von Beanstandungen hinsichtlich ihrer Bedeutung für die Sicherheit verfügen. 

e)  Die zuständige Behörde muss über alle Beanstandungen und Maßnahmen zur Behebung von Beanstandungen 
Aufzeichnungen führen. 

f)  Wird bei der Überwachung eines Luftfahrzeugs nachgewiesen, dass die Bestimmungen dieses Anhangs oder anderer 
Anhänge nicht eingehalten werden, so ist die Beanstandung gemäß dem betreffenden Anhang zu behandeln. 

g)  Falls dies zur Gewährleistung geeigneter Durchsetzungsmaßnahmen erforderlich ist, tauscht die zuständige Behörde 
Informationen über Nichterfüllungen, die gemäß Punkt (f) festgestellt wurden, mit anderen zuständigen Behörden aus. 

ML.B.304 Widerruf, Aussetzung und Einschränkung 

Die zuständige Behörde muss 

a)  eine Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit aussetzen, wenn bei einer potenziellen Gefährdung der 
Sicherheit triftige Gründe vorliegen, oder 

b)  eine Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit nach Punkt ML.B.903(a) aussetzen oder widerrufen. 

Die zuständige Behörde, die die Erlaubnis zur Prüfung der Lufttüchtigkeit für unabhängiges freigabeberechtigtes Personal 
nach Punkt ML.A.904(c) erteilt hat, hat diese Erlaubnis zu widerrufen, wenn der Inhaber die Prüfung der Lufttüchtigkeit 
mangelhaft durchführt oder eine solche Erlaubnis in unangemessener Weise nutzt. 

UNTERABSCHNITT I 

BESCHEINIGUNG ÜBER DIE PRÜFUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT (ARC) 

ML.B.902 Prüfung der Lufttüchtigkeit durch die zuständige Behörde 

a)  Führt die zuständige Behörde die Prüfung der Lufttüchtigkeit durch und stellt die Bescheinigung über die Prüfung 
der Lufttüchtigkeit nach Anlage IV (EASA-Formblatt 15c) dieses Anhangs aus, muss sie die Prüfung nach 
Punkt ML.A.903 durchführen. 

b)  Die zuständige Behörde muss über geeignetes Personal für die Durchführung der Lufttüchtigkeitsprüfung verfügen. 
Dieses Personal muss  

1. mindestens drei Jahre Erfahrung in der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit erworben haben;  

2. eine einschlägige Lizenz nach Anhang III (Teil-66) oder eine der Luftfahrzeugkategorie entsprechende, 
einzelstaatlich anerkannte Qualifikation für Instandhaltungspersonal (wenn sich Artikel 5 Absatz 6 der 
Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 auf einzelstaatliche Vorschriften bezieht) oder einen luftfahrttechnischen 
Abschluss oder Gleichwertiges besitzen;  

3. eine angemessene Ausbildung in der luftfahrttechnischen Instandhaltung erhalten haben und  

4. eine Position innehaben, die diese Person ermächtigt, im Namen der zuständigen Behörde zu unterzeichnen. 

Unbeschadet der Punkte (1) bis (4) kann die Anforderung nach Punkt ML.B.902(b)(2) durch vier Jahre Erfahrung in 
der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit ersetzt werden, die zusätzlich zu den bereits nach Punkt ML.B.902(b)(1) 
geforderten vorliegen müssen. 

c)  Die zuständige Behörde muss über das gesamte Lufttüchtigkeitsprüfpersonal Aufzeichnungen führen, die Angaben zu 
den entsprechenden Qualifikationen und einen Überblick über die einschlägigen Erfahrungen und Schulungen im 
Bereich der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit enthalten müssen. 

d)  Während der Durchführung der Prüfung der Lufttüchtigkeit muss die zuständige Behörde Zugang zu den 
anzuwenden Unterlagen gemäß den Punkten ML.A.305, ML.A.306 und ML.A.401 haben. 

e)  Die Mitarbeiter, die die Prüfung der Lufttüchtigkeit durchführen, müssen nach einem zufriedenstellenden Abschluss 
der Prüfung der Lufttüchtigkeit eine Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit (EASA-Formblatt 15c) gemäß 
Anlage IV ausstellen. 

f)  Wann immer die Umstände auf eine potenzielle Gefährdung der Sicherheit schließen lassen, führt die zuständige 
Behörde die Prüfung der Lufttüchtigkeit selbst durch und stellt die Prüfbescheinigung selbst aus. 
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ML.B.903 Beanstandungen 

Wird im Verlauf der Prüfung eines Luftfahrzeugs oder auf andere Weise der Nachweis erbracht, dass eine Anforderung 
nach diesem Anhang nicht erfüllt wird, so muss die zuständige Behörde 

a)  bei Beanstandungen der Stufe 1 vor einem weiteren Flug die Durchführung angemessener Abhilfemaßnahmen 
fordern und umgehend die Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit widerrufen oder aussetzen und 

b)  bei Beanstandungen der Stufe 2 die der Art der Beanstandung entsprechenden Abhilfemaßnahmen auferlegen.  
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Anlage I 

Vertrag über die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

a)  Beauftragt ein Eigentümer nach Punkt ML.A.201 ein CAMO oder eine CAO vertraglich mit der Wahrnehmung von 
Aufgaben zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit, muss der Eigentümer auf Anforderung der 
zuständigen Behörde des Eintragungsmitgliedstaats dieser ein Exemplar des von beiden unterzeichneten Vertrags 
übermitteln. 

b)  Bei der Ausarbeitung des Vertrags sind die Anforderungen dieses Anhangs zu berücksichtigen und die Pflichten der 
Unterzeichner bezüglich der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs festzulegen. 

c)  Jeder Vertrag muss mindestens folgende Angaben enthalten:  

1. Eintragungsnummer, Bauart und Seriennummer des Luftfahrzeugs;  

2. Name oder Firma, einschließlich Anschrift, des Eigentümers oder eingetragenen Mieters des Luftfahrzeugs;  

3. Angaben, einschließlich Anschrift, zu vertraglich beauftragten CAMO oder CAO und  

4. Art des Flugbetriebs. 

d)  Der Vertrag muss folgenden Wortlaut enthalten: 

„Der Eigentümer betraut das CAMO oder die CAO mit der Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des 
Luftfahrzeugs, der Ausarbeitung und Genehmigung eines Instandhaltungsprogramms und der Organisation der 
Instandhaltung des Luftfahrzeugs gemäß diesem Instandhaltungsprogramm. 

Gemäß dem vorliegenden Vertrag verpflichten sich beide Unterzeichner, den jeweiligen Verpflichtungen aus diesem 
Vertrag nachzukommen. 

Der Eigentümer bescheinigt nach bestem Wissen und Gewissen, dass alle dem CAMO oder der CAO gemachten 
aktuellen und künftigen Angaben bezüglich der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs korrekt sind 
und an dem Luftfahrzeug keine Änderungen ohne die vorherige Zustimmung des CAMO oder der CAO 
vorgenommen werden. 

Im Falle einer Nichteinhaltung dieses Vertrags durch einen der Unterzeichner verliert dieser seine Gültigkeit. In einem 
solchen Fall übernimmt der Eigentümer die volle Verantwortung für alle Arbeiten in Verbindung mit der Aufrecht­
erhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs, und der Eigentümer ist verpflichtet, die zuständige(n) Behörde(n) des 
Eintragungsmitgliedstaats innerhalb von zwei Wochen von der Beendigung des Vertrags zu unterrichten.“ 

e)  Beauftragt ein Eigentümer ein CAMO oder eine CAO vertraglich nach Punkt ML.A.201, werden die Pflichten der 
beiden Parteien wie folgt aufgeteilt:  

1. Pflichten des CAMO oder der CAO: 

i)  das Luftfahrzeugmuster in die Genehmigungsbedingungen aufnehmen lassen; 

ii)  alle nachstehend aufgeführten Bedingungen für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs 
einhalten: 

A)  ein Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm für das Luftfahrzeug entwickeln und genehmigen; 

B)  nach der Genehmigung dem Eigentümer ein Exemplar des Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms sowie 
ein Exemplar der Begründungen für etwaige Abweichungen von den Instandhaltungsempfehlungen des 
Inhabers der Entwurfsgenehmigung zur Verfügung stellen; 

C)  eine Inspektion zum Zweck der Überleitung vom bisherigen Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm des 
Luftfahrzeugs organisieren; 

D)  die gesamte Instandhaltung von einem genehmigten Instandhaltungsbetrieb oder, sofern zulässig, von 
unabhängigem freigabeberechtigtem Personal durchführen lassen; 

E)  dafür sorgen, dass alle anwendbaren Lufttüchtigkeitsanweisungen befolgt werden; 

F)  dafür sorgen, dass alle während der Instandhaltung oder Prüfungen der Lufttüchtigkeit gefundenen 
Mängel oder vom Eigentümer gemeldeten Mängel durch einen genehmigten Instandhaltungsbetrieb oder, 
sofern zulässig, von unabhängigem freigabeberechtigtem Personal behoben werden; 

G)  die gesamte planmäßige Instandhaltung, die Durchführung von Lufttüchtigkeitsanweisungen, den 
Austausch von Teilen mit begrenzter Lebensdauer und die Anforderungen an die Inspektion von 
Komponenten koordinieren; 
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H)  den Eigentümer stets informieren, wenn das Luftfahrzeug zu einem genehmigten Instandhaltungsbetrieb 
oder, sofern zulässig, zu unabhängigem freigabeberechtigtem Personal gebracht werden muss; 

I)  alle technischen Aufzeichnungen verwalten und archivieren. 

iii)  dafür sorgen, dass jegliche Änderungen an dem Luftfahrzeug nach Anhang I (Teil-21) der Verordnung (EU) 
Nr. 748/2012 vor ihrer Durchführung genehmigt werden; 

iv)  dafür sorgen, dass jegliche Reparaturen an dem Luftfahrzeug nach Anhang I (Teil-21) der Verordnung (EU) 
Nr. 748/2012 vor ihrer Durchführung genehmigt werden; 

v)  die zuständige Behörde des Eintragungsmitgliedstaats unterrichten, wenn das Luftfahrzeug vom Eigentümer 
nicht entsprechend der Aufforderung des bzw. der vertraglich beauftragten CAMO oder CAO zur 
Instandhaltung gebracht wird; 

vi)  die zuständige Behörde des Eintragungsmitgliedstaats von der Nichteinhaltung des vorliegenden Vertrags 
informieren; 

vii)  dafür sorgen, dass die Prüfung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs erforderlichenfalls durchgeführt, und die 
Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit ausgestellt wird; 

viii)  der zuständigen Behörde des Eintragungsmitgliedstaats innerhalb von zehn Tagen ein Exemplar der 
ausgestellten oder verlängerten Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit zusenden; 

ix)  alle Ereignisse gemäß den anzuwendenden Vorschriften melden; 

x)  die zuständige Behörde des Eintragungsmitgliedstaats unterrichten, wenn der vorliegende Vertrag von einer 
der beiden Parteien gekündigt wird.  

2. Pflichten des Eigentümers: 
i)  über ein allgemeines Verständnis des Luftfahrzeug- Instandhaltungsprogramms verfügen; 

ii)  über ein allgemeines Verständnis dieses Anhangs verfügen; 

iii)  das Luftfahrzeug entsprechend der Aufforderung des bzw. der vertraglich beauftragten CAMO oder CAO zur 
Instandhaltung bringen; 

iv)  Änderungen an dem Luftfahrzeug nicht ohne vorherige Absprache mit dem bzw. der vertraglich beauftragten 
CAMO oder CAO vornehmen; 

v)  das bzw. die vertraglich beauftragte CAMO oder CAO über jede, ausnahmsweise ohne das Wissen und die 
Kontrolle des bzw. der vertraglich beauftragten CAMO oder CAO vorgenommene Instandhaltung 
informieren; 

vi)  dem bzw. der vertraglich beauftragten CAMO oder CAO auf der Grundlage des Bordbuches alle während des 
Betriebs festgestellten Mängel melden; 

vii)  die zuständige Behörde des Eintragungsmitgliedstaats unterrichten, wenn der vorliegende Vertrag von einer 
der beiden Parteien gekündigt wird; 

viii)  die zuständige Behörde des Eintragungsmitgliedstaats und das bzw. die vertraglich beauftragte CAMO oder 
CAO unterrichten, wenn das Luftfahrzeug verkauft wird; 

ix)  alle Ereignisse gemäß den anzuwendenden Vorschriften melden; 

x)  das bzw. die vertraglich beauftragte CAMO oder CAO, wie mit diesem/dieser vereinbart, regelmäßig über die 
Flugstunden des Luftfahrzeugs und alle sonstigen Nutzungsdaten unterrichten; 

xi)  bei Piloten-/Eigentümerinstandhaltung die Freigabescheinigung gemäß Punkt ML.A.803(c) in die Bordbücher 
eintragen, wenn er die Instandhaltung durch den Piloten/Eigentümer erbringt; 

xii)  das CAMO oder die CAO spätestens 30 Tage nach Abschluss jeglicher Instandhaltungsaufgaben durch den 
Piloten/Eigentümer unterrichten.  
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Anlage II 

Eingeschränkte Instandhaltung durch den Piloten/Eigentümer 

Zusätzlich zu den Anforderungen dieses Anhangs hat der Pilot/Eigentümer vor der Durchführung von Instandhaltungs­
aufgaben folgende Grundsätze zu beachten: 

a)  Befähigung und Verantwortlichkeit  

1. Der Pilot/Eigentümer ist stets für jede von ihm durchgeführte Instandhaltung verantwortlich.  

2. Der Pilot/Eigentümer muss für die Ausführung der Aufgabe ausreichend qualifiziert sein. Der Pilot/Eigentümer ist 
dafür verantwortlich, sich mit den Standards zur fachgerechten Instandhaltung seines Luftfahrzeugs und mit dem 
Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm vertraut zu machen. 

b)  Aufgaben 

Der Pilot/Eigentümer kann einfache Sichtprüfungen oder Maßnahmen durchführen, um den Allgemeinzustand, 
offensichtliche Schäden und den normalen Betrieb von Zelle, Motoren, Systemen und Komponenten zu prüfen. 

Instandhaltungsaufgaben dürfen nicht vom Piloten/Eigentümer freigegeben werden, wenn eine der folgenden 
Bedingungen erfüllt ist:  

1. es handelt sich um kritische Instandhaltungsaufgaben;  

2. sie erfordern den Ausbau größerer Komponenten oder größerer Baugruppen;  

3. sie werden in Übereinstimmung mit einer Lufttüchtigkeitsanweisung oder einem Airworthiness Limitation Item 
(ALI) durchgeführt, sofern die Freigabe nicht ausdrücklich von der Lufttüchtigkeitsanweisung oder dem 
Airworthiness Limitation Item erlaubt ist; 

4. sie erfordern die Verwendung von Spezialwerkzeugen oder kalibrierten Werkzeugen (ausgenommen Drehmoment­
schlüssel und Crimpwerkzeuge);  

5. sie erfordern die Verwendung von Prüfgeräten oder Spezialtests (z. B. zerstörungsfreie Prüfungen (NDT), 
Systemtests oder Funktionsprüfungen für Avionikausrüstung);  

6. sie beinhalten unplanmäßige Sonderinspektionen (z. B. Kontrolle nach harter Landung);  

7. sie betreffen Systeme, die für den Betrieb unter Instrumentenflugbedingungen (IFR) erforderlich sind;  

8. es handelt sich um eine komplexe Instandhaltungsaufgabe gemäß Anlage III oder um eine Instandhaltungsaufgabe 
an Komponenten gemäß Punkt ML.A.502(a) oder (b);  

9. sie sind Teil der 100-Stunden- oder Jahresinspektion (in diesen Fällen wird die Instandhaltungsaufgabe mit der 
Prüfung der Lufttüchtigkeit kombiniert, die von Instandhaltungsbetrieben oder unabhängigem freigabebe­
rechtigtem Personal durchgeführt wird). 

Die Kriterien nach den Punkten (1) bis (9) können durch weniger restriktive Anweisungen, die gemäß dem 
Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm nach Punkt ML.A.302 erteilt wurden, nicht außer Kraft gesetzt werden. 

Jede im Flughandbuch (oder anderen Betriebshandbüchern) beschriebene Aufgabe, z. B. die Vorbereitung des 
Luftfahrzeugs für den Flug (Montage der Tragflächen von Segelflugzeugen, Durchführung einer Vorflugkontrolle, 
Montage eines Korbs, Brenners, Kraftstoffzylinders und einer Hülle für einen Ballon, usw.), ist nicht als Instandhal­
tungsaufgabe anzusehen und erfordert daher keine Freigabebescheinigung. Dessen ungeachtet ist die Person, die diese 
Teile montiert, dafür verantwortlich, dass diese Teile für den Einbau geeignet sind und sich in betriebsfähigem 
Zustand befinden. 

c)  Durchführung und Aufzeichnungen der Instandhaltungsaufgaben durch den Piloten/Eigentümer 

Die Instandhaltungsunterlagen nach Punkt ML.A.401 müssen während der Durchführung der Instandhaltung durch 
den Piloten/Eigentümer jederzeit verfügbar sein und eingehalten werden. Angaben zu den bei der Durchführung der 
Instandhaltung durch den Piloten/Eigentümer verwendeten Unterlagen müssen gemäß Punkt ML.A.803(d) in die 
Freigabebescheinigung eingetragen werden. 

Der Pilot/Eigentümer muss das bzw. die vertraglich beauftragte CAMO oder CAO (sofern ein solcher Vertrag besteht) 
spätestens 30 Tage nach Abschluss der Instandhaltungsaufgaben durch den Piloten/Eigentümer gemäß 
Punkt ML.A.305(a) über diesen Abschluss unterrichten.  
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Anlage III 

Komplexe Instandhaltungsaufgaben, die nicht vom Piloten/Eigentümer freigegeben werden dürfen 

Alle folgenden Aufgaben stellen komplexe Instandhaltungsaufgaben dar, die gemäß Anlage II nicht vom Piloten/Ei­
gentümer durchgeführt werden dürfen. Diese Aufgaben werden entweder durch eine CAO oder von unabhängigem 
freigabeberechtigtem Personal freigegeben: 

a)  Die Änderung, die Reparatur oder der Austausch eines der nachfolgend aufgeführten Teile der Zelle durch Nieten, 
Kleben, Laminieren oder Schweißen:  

1. eines Kastenholmes;  

2. eines Teiles des Tragflächenholmes oder des -holmgurtes;  

3. eines Holmes;  

4. eines Holmgurtes;  

5. eines Teiles eines Fachwerkholmes;  

6. des Holmsteges;  

7. eines Rumpfkiel- oder Kimmteiles eines Flugbootrumpfes oder eines -schwimmers;  

8. von Druckgliedern aus Wellblech in einem Tragflügel oder einer Leitwerksfläche;  

9. einer Tragflächen-Hauptrippe;  

10. einer Tragflächen- oder Leitwerksstützstrebe;  

11. eines Motorträgers;  

12. eines Rumpflängsträgers oder -spanten;  

13. eines Teiles eines seitlichen Trägers, horizontalen Trägers oder Brandschotts;  

14. einer Sitzbefestigung oder eines -lagerbockes;  

15. die Erneuerung von Sitzschienen;  

16. einer Fahrwerksstrebe oder -knickstrebe;  

17. einer Achse;  

18. eines Rades und  

19. einer Schneekufe oder eines Kufengestells, ausgenommen die Erneuerung einer Beschichtung mit niedriger 
Reibung. 

b)  Die Änderung oder Reparatur eines der folgenden Teile:  

1. der Luftfahrzeugbeplankung oder der Beplankung eines Schwimmers, wenn die Arbeiten die Verwendung einer 
Stütze, eines Bockes oder einer Befestigung erfordern;  

2. von Luftfahrzeugbeplankungen, die Druckbeaufschlagungslasten unterliegen, wenn der Schaden in der Beplankung 
in irgendeiner Richtung mehr als 15 cm (6 Zoll) umfasst;  

3. eines lastbeaufschlagten Teils der Steuerungsanlage, einschließlich Steuersäulen, Pedalen, Wellen, Quadranten, 
Umlenkhebeln, Steuerhörnern und geschmiedeten Lagerböcken oder Lagerböcken aus Guss, ausgenommen ist 
jedoch 

i)  das Aufhämmern von Reparaturspleißen oder Seilbeschlägen und 

ii)  der Austausch eines Stoßstangen-Endanschlusses, der durch Nieten befestigt ist; 

4. jedes anderen nicht unter Punkt (a) aufgeführten Strukturbauteils, das ein Hersteller in seinem Instandhaltungs­
handbuch, Strukturreparaturhandbuch oder seinen Anweisungen für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit als 
Primärstrukturbauteil gekennzeichnet hat. 

c)  Die Durchführung aller folgenden Instandhaltungsarbeiten an einem Kolbentriebwerk:  

1. Die Zerlegung und der anschließende Zusammenbau eines Kolbentriebwerks zu anderen Zwecken als 

i)  sich Zugang zu den Kolben-/Zylinderbaugruppen zu verschaffen oder 

ii)  der Entfernung der rückwärtigen Abdeckung zur Prüfung und/oder zum Austausch von Ölpumpenbaugruppen, 
wenn solche Arbeiten nicht den Aus- und Wiedereinbau interner Getriebe beinhalten.  

2. Die Zerlegung und der anschließende Zusammenbau von Untersetzungsgetrieben. 
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3. Schweißen und Löten von Verbindungen abgesehen von kleineren Schweißarbeiten an Abgaseinheiten, die von 
einem Schweißer mit der entsprechenden Zulassung oder Berechtigung ausgeführt werden, doch ausgenommen 
den Austausch von Komponenten.  

4. Die Verstellung einzelner Teile von Einheiten, die als prüfstandgetestete Einheiten geliefert werden, ausgenommen 
der Austausch oder die Einstellung von Artikeln, die normalerweise im Betrieb austausch- oder einstellbar sind. 

d)  Das Auswuchten eines Propellers, ausgenommen  

1. zur Bescheinigung der statischen Auswuchtung, wenn vom Instandhaltungshandbuch gefordert und  

2. die dynamische Auswuchtung von eingebauten Propellern unter Verwendung elektronischer Auswuchtgeräte, 
wenn vom Instandhaltungshandbuch oder anderen anerkannten Lufttüchtigkeitsunterlagen erlaubt. 

e)  Jede weitere Aufgabe, die Folgendes erfordert:  

1. Spezialwerkzeuge, -ausrüstung oder -einrichtungen oder  

2. maßgebliche Koordinationsverfahren aufgrund der langen Dauer der Aufgaben und der Beteiligung mehrerer 
Personen.  
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Anlage IV 

Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit — EASA-Formblatt 15c 

ANMERKUNG:  Personen und Organisationen, die in Verbindung mit der 100-Stunden- oder Jahresinspektion 
die Prüfung der Lufttüchtigkeit durchführen, können auf der Rückseite dieses Formblatts die in 
Punkt ML.A.801 genannte Freigabebescheinigung ausstellen, die der 100-Stunden- oder Jahresinspektion 
entspricht. 

“  
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ANHANG VII 

„ANHANG Vc 

(Teil-CAMO) 

INHALTSVERZEICHNIS 

ABSCHNITT A — ANFORDERUNGEN AN DIE ORGANISATION 

CAMO.A.005 Geltungsbereich 

CAMO.A.105 Zuständige Behörde 

CAMO.A.115 Antrag auf eine Organisationszulassung 

CAMO.A.120 Nachweisverfahren 

CAMO.A.125 Genehmigungsumfang und Rechte 

CAMO.A.130 Änderungen bei der Organisation 

CAMO.A.135 Fortdauer der Gültigkeit 

CAMO.A.140 Zugang 

CAMO.A.150 Beanstandungen 

CAMO.A.155 Sofortige Reaktion auf ein Sicherheitsproblem 

CAMO.A.160 Meldung von Ereignissen 

CAMO.A.200 Managementsystem 

CAMO.A.202 Innerbetriebliches Sicherheitsmeldesystem 

CAMO.A.205 Auftragsvergabe und Vergabe von Unteraufträgen 

CAMO.A.215 Einrichtungen 

CAMO.A.220 Führung von Aufzeichnungen 

CAMO.A.300 Handbuch zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

CAMO.A.305 Anforderungen an das Personal 

CAMO.A.310 Qualifikationen des Lufttüchtigkeitsprüfpersonals 

CAMO.A.315 Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

CAMO.A.320 Prüfung der Lufttüchtigkeit 

CAMO.A.325 Unterlagen für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

ABSCHNITT B — BEHÖRDLICHE ANFORDERUNGEN 

CAMO.B.005 Geltungsbereich 

CAMO.B.115 Aufsichtsunterlagen 

CAMO.B.120 Nachweisverfahren 

CAMO.B.125 Mitteilungen an die Agentur 

CAMO.B.135 Sofortige Reaktion auf ein Sicherheitsproblem 

CAMO.B.200 Managementsystem 

CAMO.B.205 Zuweisung von Aufgaben an qualifizierte Stellen 

CAMO.B.210 Änderungen am Managementsystem 

CAMO.B.220 Führung von Aufzeichnungen 

CAMO.B.300 Aufsichtsgrundsätze 

CAMO.B.305 Aufsichtsprogramm 

CAMO.B.310 Erstzulassungsverfahren 

CAMO.B.330 Änderungen 

CAMO.B.350 Beanstandungen und Abhilfemaßnahmen 

CAMO.B.355 Aussetzung, Einschränkung und Rücknahme  
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ABSCHNITT A 

ANFORDERUNGEN AN DIE ORGANISATION 

CAMO.A.005 Geltungsbereich 

In diesem Abschnitt werden die Anforderungen festgelegt, die eine Organisation für die Erteilung oder die Fortdauer 
einer Zulassung zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit eines Luftfahrzeugs und der Komponenten für 
den Einbau darin erfüllen muss. 

CAMO.A.105 Zuständige Behörde 

Im Sinne dieses Anhangs ist die zuständige Behörde 

a)  die Behörde, die von dem Mitgliedstaat bestimmt wurde, in dem diese Organisation ihren Hauptgeschäftssitz hat, 
wenn die Genehmigung nicht in einem Luftverkehrsbetreiberzeugnis enthalten ist, 

b) die vom Mitgliedstaat des Betreibers bezeichnete Behörde, wenn die Genehmigung in einem Luftverkehrsbetreiber­
zeugnis enthalten ist, 

c)  die Agentur, wenn sich der Hauptgeschäftssitz der Organisation in einem Drittland befindet. 

CAMO.A.115 Antrag auf eine Organisationszulassung 

a)  Anträge auf eine Organisationszulassung oder eine Änderung an einer bestehenden Zulassung gemäß diesem Anhang 
werden in der von der zuständigen Behörde festgelegten Form und Weise unter Beachtung der geltenden 
Anforderungen gestellt, die in Anhang I (Teil-M), Anhang Vb (Teil-ML) und in diesem Anhang festgelegt sind. 

b)  Antragsteller für eine Erstzulassung gemäß diesem Anhang legen der zuständigen Behörde Folgendes vor:  

1. die Ergebnisse eines von der Organisation gemäß den geltenden Anforderungen in Anhang I (Teil-M), Anhang Vb 
(Teil-ML) und diesem Anhang durchgeführten Vorab-Audits,  

2. Nachweise, aus denen hervorgeht, wie sie die Anforderungen dieser Verordnung erfüllen werden. 

Diese Nachweise enthalten ein Verfahren gemäß Punkt CAMO.A.130, in dem beschrieben ist, wie Änderungen, für 
die keine vorherige Genehmigung erforderlich ist, behandelt und der zuständigen Behörde gemeldet werden. 

CAMO.A.120 Nachweisverfahren 

a)  Eine Organisation kann alternative Nachweisverfahren zu den von der Agentur angenommenen AMC verwenden, um 
die Einhaltung der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte 
nachzuweisen. 

b)  Wenn eine Organisation alternative Nachweisverfahren verwenden möchte, legt sie der zuständigen Behörde vor 
deren Anwendung eine vollständige Beschreibung der alternativen Nachweisverfahren vor. Die Beschreibung enthält 
alle eventuell relevanten Änderungen von Handbüchern oder Verfahren sowie eine Bewertung, mit der die Einhaltung 
der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte nachgewiesen wird. 

Die Organisation kann diese alternativen Nachweisverfahren vorbehaltlich der vorherigen Genehmigung durch die 
zuständige Behörde und nach Eingang der gemäß CAMO.B.120 vorgesehenen Benachrichtigung anwenden. 

CAMO.A.125 Genehmigungsumfang und Rechte der Organisation 

a)  Die Genehmigung wird auf der von der zuständigen Behörde auszustellenden Zulassung nach Anlage I ausgewiesen. 

b) Ungeachtet Punkt (a) muss die Genehmigung für gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 zugelassene Luftfahrt­
unternehmen in das von der zuständigen Behörde erteilte Luftverkehrsbetreiberzeugnis für das betriebene 
Luftfahrzeug aufgenommen werden. 

c)  Der Arbeitsumfang ist in dem Handbuch zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit (CAME) gemäß 
Punkt CAMO.A.300 anzugeben. 

d)  Eine gemäß diesem Anhang genehmigte Organisation darf  

1. die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen, ausgenommen von Luftfahrzeugen, die von gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrtunternehmen genutzt werden, gemäß der Auflistung 
in ihrer Zulassung führen,  

2. die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen, die von gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 
zugelassenen Luftfahrtunternehmen genutzt werden, führen, wenn diese in ihrer Zulassung und in ihrem Luftver­
kehrsbetreiberzeugnis aufgeführt sind, 
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3. die Ausführung begrenzter Aufgaben zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit durch eine andere, als Unterauf­
tragnehmer tätige und ihrem Managementsystem unterstehende Organisation veranlassen, wie in der Zulassung 
angegeben,  

4. eine Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit gemäß den Bedingungen von Punkt M.A.901(f) des 
Anhangs I (Teil-M) oder Punkt ML.A.903 des Anhangs Vb (Teil-ML) verlängern. 

e)  Einer gemäß diesem Anhang genehmigten Organisation, deren Hauptgeschäftssitz sich in einem der Mitgliedstaaten 
befindet, kann zusätzlich genehmigt werden, Prüfungen der Lufttüchtigkeit gemäß Punkt M.A.901 des Anhangs I 
(Teil-M) oder gemäß Punkt ML.A.903 des Anhangs Vb (Teil-ML) durchzuführen, und  

1. gemäß den Bedingungen von Punkt M.A.901(c)(2) und Punkt M.A.901(e)(2) des Anhangs I (Teil-M) oder 
Punkt ML.A.903 des Anhangs Vb (Teil-ML) die entsprechende Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit 
auszustellen und diese anschließend zu verlängern,  

2. eine Empfehlung für die Prüfung der Lufttüchtigkeit an die zuständige Behörde des Eintragungsmitgliedstaats unter 
den Bedingungen von Punkt M.A.901(d) oder Punkt M.A.904(b) des Anhangs I (Teil-M) zu erteilen. 

f)  Vorbehaltlich eines angemessenen Verfahrens in dem in Punkt CAMO.A.300 genannten Handbuch kann eine 
Organisation, die die in Punkt (e) genannten Rechte innehat, zusätzlich die Genehmigung erhalten, eine 
Fluggenehmigung in Übereinstimmung mit Punkt 21.A.711(d) des Anhangs I (Teil-21) der Verordnung (EU) 
Nr. 748/2012 für ein bestimmtes Luftfahrzeug auszustellen, für das die Organisation die Genehmigung hat, die 
Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit auszustellen, sofern die Organisation die Übereinstimmung mit 
den genehmigten Flugbedingungen bescheinigt. 

CAMO.A.130 Änderungen bei der Organisation 

a)  Die folgenden Änderungen bei der Organisation bedürfen der vorherigen Genehmigung:  

1. Änderungen, die den Geltungsbereich der Zulassung oder den Genehmigungsumfang der Organisation betreffen,  

2. Änderungen beim in Übereinstimmung mit Punkt CAMO.A.305(a)(3) bis (a)(5) und (b)(2) benannten Personal,  

3. Änderungen der Meldekette zwischen dem in Übereinstimmung mit Punkt CAMO.A.305(a)(3) bis (a)(5) und (b)(2) 
benannten Personal und dem verantwortlichen Betriebsleiter,  

4. das Verfahren für Änderungen, für die keine vorherige Genehmigung nach Punkt (c) erforderlich ist. 

b)  Bei Änderungen, die einer vorherigen Genehmigung gemäß der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten 
Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte bedürfen, beantragt die Organisation eine Genehmigung bei der 
zuständigen Behörde. Der Antrag wird vor der Umsetzung solcher Änderungen gestellt, um es der zuständigen 
Behörde zu ermöglichen, die fortgesetzte Einhaltung der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten 
Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte zu überprüfen und, falls erforderlich, die Organisationszulassung und den 
damit zusammenhängenden Genehmigungsumfang zu ändern. 

Die Organisation legt der zuständigen Behörde einschlägige Unterlagen vor. 

Die Änderung darf erst nach Erhalt der formellen Genehmigung der zuständigen Behörde gemäß Punkt CAMO.B.330 
umgesetzt werden. 

Während solcher Änderungen arbeitet die Kommission gemäß den von der zuständigen Behörde festgelegten, jeweils 
zutreffenden Bedingungen. 

c)  Alle Änderungen, die keiner vorherigen Genehmigung bedürfen, werden gemäß dem in Punkt CAMO.A.115(b) 
festgelegten und von der zuständigen Behörde nach Punkt CAMO.B.310(h) genehmigten Verfahren behandelt und 
dieser mitgeteilt. 

CAMO.A.135 Fortdauer der Gültigkeit 

a)  Die Organisationszulassung bleibt vorbehaltlich der Einhaltung aller folgenden Bedingungen gültig: 

1. Die Organisation hält weiterhin die Verordnung (EU) 2018/1139 und ihre delegierten Rechtsakte und Durchfüh­
rungsrechtsakte unter Berücksichtigung der Bestimmungen zum Umgang mit Beanstandungen gemäß 
Punkt CAMO.B.350 ein.  

2. Die zuständige Behörde erhält gemäß Punkt CAMO.A.140 Zugang zur Organisation.  

3. Die Zulassung wird nicht zurückgegeben oder widerrufen. 
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b)  Die Organisationszulassung von gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrtunternehmen 
wird in Bezug auf die im Luftverkehrsbetreiberzeugnis eingetragenen Luftfahrzeuge automatisch ungültig, wenn das 
Luftverkehrsbetreiberzeugnis abgelaufen ist, ausgesetzt oder widerrufen wurde, sofern die zuständige Behörde nicht 
ausdrücklich etwas anderes angegeben hat. 

c)  Nach Widerruf oder Rückgabe ist die Zulassung unverzüglich an die zuständige Behörde zurückzugeben. 

CAMO.A.140 Zugang 

Für die Zwecke der Überprüfung der Einhaltung der einschlägigen Anforderungen der Verordnung (EU) 2018/1139 und 
ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte hat die Organisation jederzeit Zugang zu allen Anlagen, 
Luftfahrzeugen, Dokumenten, Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und sonstigem Material, das für ihre einer 
Zertifizierung unterliegende Tätigkeit relevant ist, unabhängig davon, ob sie ihre Tätigkeit einem Auftragnehmer oder 
Unterauftragnehmer übertragen hat, allen Personen zu gewähren, die autorisiert wurden von: 

a)  der zuständigen Behörde gemäß Punkt CAMO.A.105, 

b)  der gemäß den Bestimmungen von Punkt CAMO.B.300(d) oder CAMO.B.300(e) handelnden Behörde. 

CAMO.A.150 Beanstandungen 

a)  Nach Erhalt einer Mitteilung über Beanstandungen gemäß Punkt CAMO.B.350 muss die Organisation  

1. die Ursache oder Ursachen für die Nichteinhaltung und die dazu beitragenden Faktoren ermitteln,  

2. einen Abhilfeplan erstellen,  

3. der zuständigen Behörde glaubhaft nachweisen, dass Abhilfemaßnahmen getroffen wurden. 

b)  Die in den Punkten (a)(1) bis (a)(3) genannten Maßnahmen müssen innerhalb der mit dieser zuständigen Behörde 
gemäß Punkt CAMO.B.350 vereinbarten Frist durchgeführt werden. 

CAMO.A.155 Sofortige Reaktion auf ein Sicherheitsproblem 

Die Organisation setzt Folgendes um: 

a)  alle von der zuständigen Behörde auferlegten Sicherheitsmaßnahmen nach Punkt CAMO.B.135, 

b)  alle relevanten obligatorischen, von der Agentur herausgegebenen Sicherheitsinformationen. 

CAMO.A.160 Meldung von Ereignissen 

a)  Im Rahmen seines Managementsystems muss die Organisation ein System zur Meldung von Ereignissen einrichten, 
das die Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 und der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1018 
erfüllt (*). 

b)  Unbeschadet Punkt (a) stellt die Organisation sicher, dass der zuständigen Behörde und der Organisation, die für die 
Konstruktion des Luftfahrzeugs verantwortlich ist, alle Störungen, Fehlfunktionen, technischen Mängel, 
Überschreitungen technischer Beschränkungen, Ereignisse, die auf ungenaue, unvollständige oder mehrdeutige 
Informationen in den gemäß Anhang I (Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 erstellten Daten hinweisen, und 
sonstigen irregulären Bedingungen, die den sicheren Betrieb des Luftfahrzeugs gefährdet haben oder haben könnten 
und nicht zu einem Unfall oder einer schweren Störung geführt haben, gemeldet werden. 

c)  Unbeschadet der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 und der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1018 müssen die in 
den Punkten (a) und (b) genannten Berichte in der von der zuständigen Behörde festgelegten Form und Weise 
vorgelegt werden und alle der Organisation bekannten Informationen über den Sachverhalt enthalten. 

d)  Die Berichte müssen so bald wie möglich, in jedem Fall jedoch innerhalb von 72 Stunden vorgelegt werden, nachdem 
die Organisation den Sachverhalt festgestellt hat, auf den sich der Bericht bezieht, sofern außergewöhnliche Umstände 
dies nicht verhindern. 

e)  Soweit relevant, legt die Organisation einen Folgebericht mit Einzelheiten zu den Maßnahmen vor, mit denen sie 
ähnliche Ereignisse in der Zukunft zu verhindern beabsichtigt, sobald diese Maßnahmen festgelegt wurden. Dieser 
Bericht ist in der von der zuständigen Behörde festgelegten Form und Weise vorzulegen. 
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CAMO.A.200 Managementsystem 

a)  Die Organisation erarbeitet, implementiert und pflegt ein Managementsystem, das Folgendes beinhaltet:  

1. klar definierte Linien der Verantwortlichkeit und Rechenschaftspflicht in der gesamten Organisation, einschließlich 
einer unmittelbaren Sicherheitsrechenschaftspflicht des verantwortlichen Betriebsleiters,  

2. eine Beschreibung der allgemeinen Richtlinien und Grundsätze der Organisation bezüglich der Sicherheit, als 
Sicherheitsrichtlinien bezeichnet,  

3. eine Beschreibung der mit den Tätigkeiten der Organisation verbundenen Flugsicherheitsrisiken, ihrer Bewertung 
und des Managements der damit verbundenen Risiken, einschließlich Maßnahmen zur Senkung der Risiken und 
zur Überprüfung der Wirksamkeit dieser Maßnahmen,  

4. fortlaufende Schulung und Befähigung des Personals zur Durchführung seiner Aufgaben,  

5. Dokumentation aller Schlüsselverfahren des Managementsystems, einschließlich eines Verfahrens, das dem 
Personal seine Verantwortlichkeiten deutlich macht, und des Verfahrens für die Änderung dieser Dokumentation,  

6. eine Funktion für die Überwachung der Einhaltung der einschlägigen Anforderungen durch die Organisation. Die 
Überwachung der Einhaltung beinhaltet ein Rückmeldesystem der Beanstandungen an den verantwortlichen 
Betriebsleiter, um die wirksame Umsetzung eventuell erforderlicher Abhilfemaßnahmen sicherzustellen,  

7. eventuelle zusätzliche Anforderungen, die in dieser Verordnung festgelegt sind. 

b)  Das Managementsystem ist der Größe der Organisation und der Natur und Komplexität ihrer Tätigkeiten angemessen, 
wobei die mit diesen Tätigkeiten verbundenen Gefahren und zugehörigen Risiken zu berücksichtigen sind. 

c)  Ist die Organisation Inhaber einer oder mehrerer zusätzlicher Organisationszulassungen nach der Verordnung 
(EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte, kann das Managementsystem in das 
System integriert werden, das im Rahmen der zusätzlichen Zulassung(en) vorgeschrieben ist. 

d)  Ungeachtet Punkt (c) muss das in diesem Anhang vorgesehene Managementsystem für gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1008/2008 zugelassene Luftfahrtunternehmen ein integraler Bestandteil des Managementsystems des Betreibers 
sein. 

CAMO.A.202 Innerbetriebliches Sicherheitsmeldesystem 

a)  Im Rahmen ihres Managementsystems muss die Organisation ein innerbetriebliches Sicherheitsmeldesystem 
einrichten, um die Sammlung und Bewertung von gemäß Punkt CAMO.A.160 zu meldenden Ereignissen zu 
ermöglichen. 

b)  Das System muss auch die Sammlung und Bewertung von Fehlern, Beinaheunfällen und intern gemeldeten Gefahren 
ermöglichen, die nicht unter Punkt (a) fallen. 

c)  Dieses System ermöglicht der Organisation  

1. die Ursachen für Fehler, Beinaheunfälle und intern gemeldete Gefahren sowie die dazu beitragenden Faktoren zu 
ermitteln und diese im Rahmen des Sicherheitsrisikomanagements gemäß Punkt CAMO.A.200(a)(3) anzugehen,  

2. die Bewertung aller bekannten relevanten Informationen in Bezug auf Fehler' das Unvermögen zur Befolgung von 
Verfahren' Beinaheunfälle und Gefahren und, soweit erforderlich, ein Verfahren zur Weitergabe der Informationen 
sicherzustellen. 

d)  Die Organisation gewährt jedem Unterauftragnehmer Zugang zu ihrem innerbetrieblichen Sicherheitsmeldesystem. 

e)  Die Organisation arbeitet bei Sicherheitsuntersuchungen mit anderen Organisationen zusammen, die einen 
wesentlichen Beitrag zur Sicherheit ihrer eigenen Tätigkeiten für die Führung der Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit leisten. 

CAMO.A.205 Auftragsvergabe und Vergabe von Unteraufträgen 

a)  Die Organisation muss sicherstellen, dass bei der Vergabe von Instandhaltungsaufträgen oder bei der Vergabe von 
Teilen ihrer Tätigkeiten für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit an Unterauftragnehmer  

1. diese Tätigkeiten den geltenden Anforderungen entsprechen, und  

2. alle mit der Auftragsvergabe oder der Vergabe von Unteraufträgen verbundenen Gefahren für die Flugsicherheit als 
Teil des Managementsystems der Organisation gelten. 
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b)  Vergibt die Organisation einen Teil ihrer Tätigkeiten für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit an eine 
andere als Unterauftragnehmer fungierende Organisation, so arbeitet die unter Vertrag genommene Organisation mit 
einer Genehmigung der Organisation. Die Organisation hat sicherzustellen, dass die zuständige Behörde Zugang zu 
der unter Vertrag genommenen Organisation hat, um sich von der ständigen Einhaltung der einschlägigen 
Anforderungen überzeugen zu können. 

CAMO.A.215 Einrichtungen 

Die Organisation muss angemessene Räumlichkeiten an geeigneten Standorten für das in Punkt CAMO.A.305 
vorgeschriebene Personal zur Verfügung stellen. 

CAMO.A.220 Führung von Aufzeichnungen 

a)  Aufzeichnungen über die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit  

1. Die Organisation stellt sicher, dass die gemäß den Punkten M.A.305, ML.A.305 und gegebenenfalls M.A.306 
erforderlichen Aufzeichnungen aufbewahrt werden.  

2. Die Organisation muss alle Einzelheiten der durchgeführten Arbeiten aufzeichnen.  

3. Falls die Organisation das Recht gemäß Punkt CAMO.A.125(e) besitzt, muss sie eine Kopie einer jeden erteilten 
oder, falls zutreffend, verlängerten Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit und einer jeden erteilten 
Empfehlung zusammen mit allen Belegunterlagen aufbewahren. Außerdem muss die Organisation eine Kopie 
einer jeden Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit, die sie im Rahmen ihres Rechts gemäß 
Punkt CAMO.A.125(d)(4) verlängert hat, aufbewahren.  

4. Falls die Organisation das Recht gemäß Punkt CAMO.A.125(f) besitzt, muss sie eine Kopie einer jeden in 
Übereinstimmung mit den Bestimmungen von Punkt 21.A.729 des Anhangs I (Teil-21) der Verordnung (EU) 
Nr. 748/2012 ausgestellten Fluggenehmigung aufbewahren.  

5. Die Organisation muss, nachdem die Verantwortung für das Luftfahrzeug gemäß Punkt M.A.201 oder MLA.201 
dauerhaft einer anderen Person oder Organisation übertragen wurde, eine Kopie aller in den Punkten (a)(2) bis 
(a)(4) genannten Aufzeichnungen drei Jahre lang aufbewahren.  

6. Wenn die Organisation ihre Tätigkeit beendet, müssen alle aufbewahrten Aufzeichnungen dem Eigentümer des 
Luftfahrzeugs übergeben werden. 

b)  Managementsystem, Aufzeichnungen über Auftragsvergabe und Vergabe von Unteraufträgen  

1. Die Organisation stellt sicher, dass die folgenden Aufzeichnungen aufbewahrt werden: 

i)  Aufzeichnungen über Schlüsselverfahren des Managementsystems gemäß Punkt CAMO.A.200, 

ii)  Verträge über die Auftragsvergabe und Verträge über die Vergabe von Unteraufträgen gemäß 
Punkt CAMO.A.205,  

2. Aufzeichnungen zum Managementsystem sowie alle Verträge gemäß Punkt CAMO.A.205 müssen mindestens fünf 
Jahre lang aufbewahrt werden. 

c)  Personalbezogene Aufzeichnungen  

1. Die Organisation stellt sicher, dass die folgenden Aufzeichnungen aufbewahrt werden: 

i)  Aufzeichnungen über Qualifikation und Erfahrung des Personals, das mit der Führung der Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit, der Überwachung der Einhaltung und dem Sicherheitsmanagement befasst ist, 

ii)  Aufzeichnungen über Qualifikationen und Erfahrungen des gesamten Lufttüchtigkeitsprüfpersonals sowie des 
Personals, das Empfehlungen erteilt und Fluggenehmigungen ausstellt.  

2. Die Aufzeichnungen über das gesamte Lufttüchtigkeitsprüfpersonal, das Personal zur Erteilung von Empfehlungen 
und das Personal zur Ausstellung von Fluggenehmigungen umfassen Angaben zu jeglichen diesbezüglich erlangten 
Qualifikationen zusammen mit einem Überblick über die einschlägigen Erfahrungen und Schulungen im Bereich 
der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit und eine Kopie der Erlaubnis.  

3. Die personalbezogenen Aufzeichnungen werden so lange, wie die Person für die Organisation arbeitet, und für die 
Dauer von drei Jahren, nachdem die Person die Organisation verlassen hat, aufbewahrt. 
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d)  Die Organisation richtet ein Aufzeichnungssystem ein, das die angemessene Aufbewahrung und eine verlässliche 
Rückverfolgbarkeit aller erarbeiteten Tätigkeiten erlaubt. 

e)  Das Format der Aufzeichnungen ist in den Verfahren der Organisation festgelegt. 

f)  Die Aufzeichnungen müssen so aufbewahrt werden, dass sie vor Beschädigung, Änderung und Diebstahl geschützt 
sind. 

CAMO.A.300 Handbuch zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit (CAME) 

a)  Die Organisation stellt der zuständigen Behörde ein Handbuch zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 
und gegebenenfalls alle relevanten Handbücher und Verfahren, auf die Bezug genommen wird, zur Verfügung, die alle 
folgenden Informationen enthalten:  

1. eine vom verantwortlichen Betriebsleiter unterzeichnete Erklärung zur Bestätigung, dass die Organisation ihre 
Tätigkeiten zu jedem Zeitpunkt in Übereinstimmung mit diesem Anhang, Anhang I (Teil-M) bzw. Anhang Vb 
(Teil-ML) und dem genehmigten Handbuch ausführt. Wenn der verantwortliche Betriebsleiter nicht gleichzeitig 
Hauptgeschäftsführer der Organisation ist, ist die Bestätigung vom Hauptgeschäftsführer gegenzuzeichnen,  

2. die Sicherheitsrichtlinien der Organisation gemäß Punkt CAMO.A.200(a)(2),  

3. den unter den Genehmigungsumfang fallenden Arbeitsumfang der Organisation,  

4. eine allgemeine Beschreibung der personellen Ressourcen und des Systems zur Planung der Verfügbarkeit von 
Personal gemäß Punkt CAMO.A.305(d),  

5. Titel und Namen der Personen, auf die in Punkt CAMO.A.305(a)(3) bis (a)(5), (b)(2) und (f) Bezug genommen 
wird,  

6. die Pflichten, Zuständigkeiten, Rechenschaftspflichten und Befugnisse der gemäß Punkt CAMO.A.305(a)(3) bis 
(a)(5), (b)(2), (e) und (f) benannten Personen,  

7. ein Organigramm, aus dem die Verknüpfungen zwischen den Rechenschaftspflichten und Zuständigkeiten aller 
Personen hervorgehen, auf die in Punkt CAMO.A.305(a)(3) bis (a)(5), (b)(2), (e) und (f) Bezug genommen wird 
und die mit Punkt CAMO.A.200(a)(1) in Zusammenhang stehen,  

8. eine Liste des zur Ausstellung der Bescheinigungen über die Prüfung der Lufttüchtigkeit oder zur Erteilung von 
Empfehlungen gemäß Punkt CAMO.A.305(e) berechtigten Personals, in der gegebenenfalls angegeben ist, welches 
Personal zur Ausstellung von Fluggenehmigungen gemäß Punkt CAMO.A.125(c) berechtigt ist,  

9. eine allgemeine Beschreibung und der Standorte der Einrichtungen,  

10. die Beschreibung des innerbetrieblichen Sicherheitsmeldesystems gemäß Punkt CAMO.A.202,  

11. die Verfahren, in denen festgelegt ist, wie die Organisation die Einhaltung der Bestimmungen dieses Anhangs, des 
Anhangs I (Teil-M) bzw. des Anhangs Vb (Teil-ML) gewährleistet, insbesondere: 

i)  die Dokumentation der Schlüsselverfahren des Managementsystems gemäß Punkt CAMO.A.200, 

ii)  Verfahren zur Festlegung der Art und Weise, wie die Organisation gemäß Punkt CAMO.A.205 und 
Punkt CAMO.A.315(c) die an Auftragnehmer oder Unterauftragnehmer vergebenen Tätigkeiten kontrolliert, 

iii)  Verfahren in Bezug auf die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit, die Prüfung der Lufttüchtigkeit 
und die Fluggenehmigung, soweit zutreffend, 

iv)  das Verfahren, in dem der Umfang der Änderungen festgelegt wird, die keiner vorherigen Genehmigung 
bedürfen, und in dem beschrieben wird, wie diese Änderungen gemäß den Anforderungen in 
Punkt CAMO.A.115(b) und Punkt CAMO.A.130(c) verwaltet und mitgeteilt werden, 

v)  die Verfahren zur Änderung des Handbuchs,  

12. die Liste der genehmigten Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramme für solche Luftfahrzeuge, für die ein Vertrag 
über die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit gemäß Punkt M.A.201 oder Punkt ML.A.201 besteht,  

13. die Liste der Instandhaltungsverträge gemäß Punkt CAMO.A.315(c),  

14. die Liste der derzeit zugelassenen alternativen Nachweisverfahren. 
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b)  Die erstmalige Ausgabe des Handbuchs zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit bedarf der 
Genehmigung durch die zuständige Behörde. Es wird erforderlichenfalls geändert, um eine aktuelle Beschreibung der 
Organisation zu bieten. 

c)  Änderungen des Handbuchs werden nach dem in Punkt (11)(iv) beschriebenen Verfahren verwaltet. Änderungen, die 
nicht Gegenstand dieses Verfahrens sind, sowie Änderungen, die sich auf die in Punkt CAMO.A.130(a) angeführten 
Änderungen beziehen, bedürfen der Genehmigung durch die zuständige Behörde. 

CAMO.A.305 Anforderungen an das Personal 

a)  Die Organisation muss einen verantwortlichen Betriebsleiter ernennen, der mit der Ermächtigung des Unternehmens 
ausgestattet ist, sicherzustellen, dass alle Tätigkeiten für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit in 
Übereinstimmung mit der Verordnung (EU) 2018/1139 und den auf ihrer Grundlage erlassenen delegierten 
Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten finanziert und ausgeführt werden können. Der verantwortliche 
Betriebsleiter muss  

1. sicherstellen, dass die notwendigen Mittel für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit gemäß diesem 
Anhang, Anhang I (Teil-M) bzw. Anhang Vb (Teil-ML) zur Verfügung stehen, um die Zulassung der Organisation 
zu unterstützen.  

2. die in Punkt CAMO.A.200 genannten Sicherheitsrichtlinien festlegen und unterstützen,  

3. eine Person oder eine Gruppe von Personen benennen, die dafür zuständig ist, dass die Organisation die geltenden 
Anforderungen an die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit, die Prüfung der Lufttüchtigkeit und die 
Fluggenehmigungen gemäß diesem Anhang, Anhang I (Teil-M) und Anhang Vb (Teil-ML) stets erfüllt,  

4. eine Person oder eine Gruppe von Personen benennen, die dafür zuständig ist, die im Rahmen des 
Managementsystems vorgesehene Funktion zur Überwachung der Einhaltung zu verwalten,  

5. eine Person oder eine Gruppe von Personen benennen, die dafür zuständig ist, im Rahmen des 
Managementsystems die Entwicklung, Verwaltung und Beibehaltung wirksamer Sicherheitsmanagementverfahren 
zu verwalten,  

6. sicherstellen, dass die gemäß Punkt CAMO.A.305(a)(3) bis (a)(5) und (b)(2) benannte Person oder Gruppe von 
Personen direkten Zugang hat, um ihn ordnungsgemäß über Angelegenheiten in Bezug auf die Einhaltung und die 
Sicherheit zu informieren,  

7. nachweisen, dass er grundlegende Kenntnisse über diese Verordnung besitzt. 

b)  Im Fall von Organisationen, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 auch zugelassene Luftfahrtunternehmen 
sind, muss der verantwortliche Betriebsleiter zudem:  

1. die Person sein, die gemäß Punkt ORO.GEN.210(a) des Anhangs III (Teil-ORO) der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 
als verantwortlicher Betriebsleiter für das Luftfahrunternehmen ernannt wurde,  

2. eine Person benennen' die für die Führung und Überwachung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit zuständig 
ist und die nicht von einer gemäß Anhang II (Teil-145) genehmigten Organisation angestellt sein darf, die von 
dem Betreiber unter Vertrag genommen ist, es sei denn, die zuständige Behörde stimmt dem ausdrücklich zu. 

c)  Die gemäß Punkt CAMO.A.305(a)(3) bis (a)(5) und (b)(2) benannte Person oder Gruppe von Personen muss in der 
Lage sein, einschlägige Kenntnisse, Hintergrundwissen und ausreichende Erfahrungen in Bezug auf die Führung der 
Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen sowie anwendungsbereite Kenntnisse dieser Verordnung 
nachzuweisen. Eine solche Person oder Gruppe von Personen muss dem verantwortlichen Betriebsleiter unterstellt 
sein. 

d)  Die Organisation muss ein System zur Planung der Verfügbarkeit von Personal besitzen, um sicherzustellen, dass die 
Organisation über genügend ausreichend qualifiziertes Personal zur Planung, Durchführung, Kontrolle, Prüfung und 
Überwachung der Tätigkeiten der Organisation gemäß dem Genehmigungsumfang verfügt. 

e)  Um die Genehmigung zur Durchführung von Prüfungen der Lufttüchtigkeit oder zur Erteilung von Empfehlungen 
gemäß Punkt CAMO.A.125(e) und gegebenenfalls zur Ausstellung von Fluggenehmigungen gemäß 
Punkt CAMO.A.125(f) zu haben, muss die Organisation über gemäß Punkt CAMO.A.310 zur Prüfung der 
Lufttüchtigkeit qualifiziertes und berechtigtes Personal verfügen. 

f)  Organisationen, die Bescheinigungen über die Prüfung der Lufttüchtigkeit gemäß Punkt CAMO.A.125(d)(4) 
verlängern, müssen dazu berechtigte Personen benennen. 
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g) Die Organisation muss die Kompetenz des Personals, das mit der Überwachung der Einhaltung, dem Sicherheitsma­
nagement, der Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit, der Prüfung der Lufttüchtigkeit oder der Erteilung 
von Empfehlungen und gegebenenfalls der Ausstellung von Fluggenehmigungen befasst ist, gemäß einem von der 
zuständigen Behörde gebilligten Verfahren und Standard feststellen und kontrollieren. Zusätzlich zu der für den 
jeweiligen Aufgabenbereich erforderlichen Sachkenntnis muss die Kompetenz das Wissen um die Bedeutung des 
Sicherheitsmanagements und grundlegender menschlicher Faktoren einschließen, das der Funktion und der 
Verantwortung der Person innerhalb der Organisation entspricht. 

CAMO.A.310 Qualifikationen des Lufttüchtigkeitsprüfpersonals 

a)  Personal, das gemäß Punkt CAMO.A.125(e) Bescheinigungen über die Prüfung der Lufttüchtigkeit ausstellt oder 
Empfehlungen erteilt und gegebenenfalls Fluggenehmigungen gemäß Punkt CAMO.A.125(f) ausstellt, muss  

1. mindestens fünf Jahre Erfahrung in der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit erworben haben,  

2. eine entsprechende Lizenz gemäß Anhang III (Teil-66) oder einen luftfahrttechnischen Abschluss oder eine 
gleichwertige nationale Qualifikation erworben haben,  

3. eine formale Ausbildung in der luftfahrttechnischen Instandhaltung erhalten haben,  

4. eine Position innerhalb der genehmigten Organisation mit einschlägigen Verantwortlichkeiten eingenommen 
haben. 

b)  Unbeschadet der Punkte (a)(1), (a)(3) und (a)(4) kann die in Punkt (a)(2) angegebene Anforderung durch fünf Jahre 
Erfahrung in der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit ersetzt werden, die zusätzlich zu der in Punkt (a)(1) 
geforderten Erfahrung vorliegen muss. 

c)  Lufttüchtigkeitsprüfpersonal, das von der Organisation ernannt ist, kann nur dann eine Erlaubnis von dieser 
Organisation erhalten, wenn es nach zufriedenstellender Absolvierung einer Prüfung der Lufttüchtigkeit unter 
Aufsicht der zuständigen Behörde oder des zugelassenen Lufttüchtigkeitsprüfpersonals der Organisation nach einem 
von der zuständigen Behörde genehmigten Verfahren von der zuständigen Behörde im Rahmen des Handbuchs zur 
Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit förmlich anerkannt ist. 

d)  Die Organisation muss sicherstellen, dass das Personal zur Prüfung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen 
nachweislich über aktuell erworbene einschlägige Erfahrung in der Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 
verfügt. 

CAMO.A.315 Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

a)  Die Organisation muss sicherstellen, dass die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit in Übereinstimmung 
mit Abschnitt A Unterabschnitt C des Anhangs I (Teil-M) oder gemäß Abschnitt A Unterabschnitt C des Anhangs Vb 
(Teil-ML) durchgeführt wird. 

b)  Die Organisation muss bei jedem von ihr geführten Luftfahrzeug insbesondere: 

1. sicherstellen, dass ein Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm einschließlich aller anzuwendenden Zuverlässigkeits­
programme gemäß Punkt M.A.302 bzw. Punkt ML.A.302 entwickelt und überwacht wird, 

2. im Fall von Luftfahrzeugen, die nicht von nach der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrtun­
ternehmen eingesetzt werden, dem gemäß Punkt M.A.201 bzw. Punkt ML.A.201 verantwortlichen Eigentümer 
oder Betreiber eine Kopie des Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms zur Verfügung stellen,  

3. sicherstellen, dass für alle Änderungen und Reparaturen verwendete Unterlagen den Anforderungen gemäß 
Punkt M.A.304 bzw. Punkt ML.A.304 entsprechen,  

4. bei allen technisch komplizierten motorgetriebenen Luftfahrzeugen oder Luftfahrzeugen, die von nach der 
Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 zugelassenen Luftfahrtunternehmen eingesetzt werden, ein Verfahren zur 
Bewertung nicht zwingend durchzuführender Änderungen und/oder Inspektionen festlegen und über deren 
Anwendung entscheiden, wobei das Verfahren für das Sicherheitsrisikomanagement der Organisation gemäß 
Punkt CAMO.A.200(a)(3) anzuwenden ist,  

5. sicherstellen, dass das Luftfahrzeug, die Motoren, Propeller bzw. darin eingebaute Komponenten einem gemäß 
Unterabschnitt F des Anhangs I (Teil-M), Anhang II (Teil-145) oder Anhang Vd (Teil-CAO) entsprechend 
genehmigten Instandhaltungsbetrieb, wann immer dies erforderlich ist, übergeben werden,  

6. sonstige Instandhaltung in Auftrag geben, Tätigkeiten überwachen und damit zusammenhängende Entscheidungen 
koordinieren, um sicherzustellen, dass alle Instandhaltungsarbeiten ordnungsgemäß durchgeführt werden und 
entsprechend eine Freigabe zur Feststellung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs erfolgt. 
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c)  Ist die Organisation nicht gemäß Unterabschnitt F des Anhangs I (Teil-M), Anhang II (Teil-145) oder Anhang Vd 
(Teil-CAO) ordnungsgemäß genehmigt, verwaltet sie in Absprache mit dem Betreiber die gemäß dem 
Punkt M.A.201(e)(3), (f)(3), (g)(3) und (h)(3) oder Punkt ML.A.201 erforderlichen schriftlichen Instandhaltungs­
verträge, um sicherzustellen, dass  

1. die gesamte Instandhaltung letztendlich von einem ordnungsgemäß genehmigten Instandhaltungsbetrieb 
durchgeführt wird,  

2. die Aufgaben gemäß Punkt M.A.301(a)(2), (a)(3), (a)(6) und (a)(7) bzw. Punkt ML.A.301 eindeutig angegeben sind. 

d)  Ungeachtet Punkt (c) kann der Vertrag die Form von einzelnen Arbeitsaufträgen haben, die dem genehmigten 
Instandhaltungsbetrieb erteilt werden, im Fall:  

1. eines Luftfahrzeugs, bei dem nicht planmäßige „Line Maintenance“ erforderlich ist,  

2. der Instandhaltung von Komponenten, gegebenenfalls einschließlich der Instandhaltung von Motoren und 
Propellern. 

e)  Die Organisation muss sicherstellen, dass bei der Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit, einschließlich 
aller an Auftragnehmer oder Unterauftragnehmer vergebenen Tätigkeiten, menschliche Faktoren und die Grenzen des 
menschlichen Leistungsvermögens berücksichtigt werden. 

CAMO.A.320 Prüfung der Lufttüchtigkeit 

Führt die gemäß Punkt CAMO.A.125(e) genehmigte Organisation Prüfungen der Lufttüchtigkeit durch, müssen diese 
gemäß Punkt M.A.901 des Anhangs I (Teil-M) bzw. gemäß Punkt ML.A.903 des Anhangs Vb (Teil-ML) erfolgen. 

CAMO.A.325 Unterlagen für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

Die Organisation muss bei der Durchführung der Aufgaben zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit gemäß 
Punkt CAMO.A.315 über die geltenden anzuwendenden Instandhaltungsunterlagen gemäß Punkt M.A.401 des 
Anhangs I (Teil-M) verfügen und diese verwenden. Diese Unterlagen können vom Eigentümer oder vom Betreiber 
bereitgestellt werden, vorbehaltlich des Abschlusses eines entsprechenden Vertrags mit dem Eigentümer oder Betreiber. 
In diesem Fall muss das Unternehmen zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit solche Unterlagen nur für 
die Laufzeit des Vertrags aufzubewahren, sofern Punkt CAMO.A.220(a) nichts anderes vorschreibt. 

ABSCHNITT B 

BEHÖRDLICHE ANFORDERUNGEN 

CAMO.B.005 Geltungsbereich 

In diesem Abschnitt werden die Anforderungen an das Verwaltungs- und Managementsystem festgelegt, die von den 
zuständigen Behörden, die mit der Durchführung und Durchsetzung von Abschnitt A dieses Anhangs befasst sind, zu 
erfüllen sind. 

CAMO.B.115 Aufsichtsunterlagen 

Die zuständige Behörde stellt den betreffenden Mitarbeitern alle Rechtsakte, Normen, Vorschriften und technischen 
Veröffentlichungen sowie zugehörigen Dokumente zur Verfügung, damit diese ihre Aufgaben erfüllen und ihren 
Verantwortlichkeiten nachkommen können. 

CAMO.B.120 Nachweisverfahren 

a)  Die Agentur muss annehmbare Nachweisverfahren (Acceptable Means of Compliance, AMC) erarbeiten, die zur 
Feststellung der Einhaltung der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungs­
rechtsakte verwendet werden können. 

b) Zur Feststellung der Einhaltung der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchfüh­
rungsrechtsakte können alternative Nachweisverfahren verwendet werden. 

c)  Die zuständige Behörde richtet ein System zur laufenden Überprüfung ein, ob alle alternativen Nachweisverfahren, 
die sie selbst oder Organisationen, die ihrer Aufsicht unterliegen, anwenden, die Feststellung der Einhaltung der 
Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte ermöglichen. 

d)  Die zuständige Behörde überprüft alle alternativen Nachweisverfahren, die von einer Organisation vorgeschlagen 
werden, gemäß Punkt CAMO.A.120 mittels einer Analyse der vorgelegten Unterlagen und, falls dies für notwendig 
erachtet wird, einer Inspektion der Organisation. 
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Stellt die zuständige Behörde fest, dass die alternativen Nachweisverfahren den Bestimmungen der Verordnung 
(EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte entsprechen, wird sie unverzüglich:  

1. dem Antragsteller mitteilen, dass die alternativen Nachweisverfahren angewandt werden können und, falls 
zutreffend, die Genehmigung oder Zulassung des Antragstellers entsprechend ändern,  

2. die Agentur unter Beifügung von Kopien aller einschlägigen Unterlagen über den Inhalt informieren. 

e)  Wendet die zuständige Behörde selbst alternative Nachweisverfahren an, um die Einhaltung der Verordnung 
(EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte zu erreichen,  

1. stellt sie diese allen Organisationen und Personen zur Verfügung, die ihrer Aufsicht unterliegen,  

2. benachrichtigt sie unverzüglich die Agentur. 

Die zuständige Behörde legt der Agentur eine vollständige Beschreibung der alternativen Nachweisverfahren, 
einschließlich eventueller relevanter Änderungen von Verfahren sowie eine Beurteilung vor, mit der nachgewiesen 
wird, dass die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungs­
rechtsakte eingehalten werden. 

CAMO.B.125 Mitteilungen an die Agentur 

a)  Die zuständige Behörde benachrichtigt die Agentur unverzüglich im Fall signifikanter Probleme mit der Anwendung 
der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte. 

b) Die zuständige Behörde leitet an die Agentur sicherheitsrelevante Informationen weiter, von denen sie aus Ereignis­
meldungen, die ihr nach Punkt CAMO.A.160 übermittelt wurden, Kenntnis erhalten hat. 

CAMO.B.135 Sofortige Reaktion auf ein Sicherheitsproblem 

a)  Unbeschadet der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 und der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1018 (*) wendet die 
zuständige Behörde ein System für die angemessene Erfassung, Analyse und Weitergabe von Sicherheitsinformationen 
an. 

b)  Die Agentur wendet ein System für die angemessene Analyse eingegangener relevanter Sicherheitsinformationen an 
und legt den Mitgliedstaaten und der Kommission unverzüglich alle Informationen, einschließlich Empfehlungen oder 
zu ergreifenden Abhilfemaßnahmen, vor, die diese benötigen, um rechtzeitig auf ein Sicherheitsproblem hinsichtlich 
Erzeugnissen, Teilen, Ausrüstungen, Personen oder Organisationen reagieren zu können, die der Verordnung 
(EU) 2018/1139 und ihren delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten unterliegen. 

c)  Nach Erhalt der unter den Punkten (a) und (b) genannten Informationen ergreift die zuständige Behörde geeignete 
Maßnahmen, um dem Sicherheitsproblem zu begegnen. 

d)  Gemäß Punkt (c) ergriffene Maßnahmen werden sofort allen Personen bzw. Organisationen mitgeteilt, die diese nach 
Maßgabe der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihren delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten 
einhalten müssen. Die zuständige Behörde teilt diese Maßnahmen auch der Agentur und, falls ein gemeinsames 
Handeln erforderlich ist, den übrigen betroffenen Mitgliedstaaten mit. 

CAMO.B.200 Managementsystem 

a)  Die zuständige Behörde errichtet und pflegt ein Managementsystem, das mindestens Folgendes umfasst:  

1. dokumentierte Richtlinien und Verfahren zur Beschreibung ihrer Organisation und der Mittel und Methoden zur 
Einhaltung der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte. Die 
Verfahren sind auf dem neuesten Stand zu halten und dienen der zuständigen Behörde als Grundlage für alle 
entsprechenden Aufgaben,  

2. ausreichendes Personal zur Durchführung ihrer Aufgaben und die Erfüllung ihrer Verpflichtungen. Es ist ein 
System zur Planung der Verfügbarkeit von Personal vorhanden, um eine einwandfreie Durchführung aller 
Aufgaben sicherzustellen,  

3. für die Durchführung der ihm zugewiesenen Aufgaben qualifiziertes Personal, das über die erforderlichen 
Kenntnisse, Erfahrungen, Erstausbildung und Auffrischungsschulungen verfügt, um die Aufrechterhaltung der 
Kompetenz sicherzustellen,  

4. geeignete Einrichtungen und Büroräume zur Durchführung der zugewiesenen Aufgaben, 
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5. eine Funktion zur Überwachung der Einhaltung der einschlägigen Anforderungen durch das Managementsystem 
und der Angemessenheit der Verfahren, einschließlich der Einrichtung eines internen Auditverfahrens und eines 
Verfahrens für das Sicherheitsrisikomanagement. Die Überwachung der Einhaltung beinhaltet ein System zur 
Rückmeldung der beim Audit festgestellten Beanstandungen an die leitenden Mitarbeiter der zuständigen Behörde, 
um die Umsetzung eventuell erforderlicher Abhilfemaßnahmen sicherzustellen,  

6. eine Person oder eine Gruppe von Personen, die gegenüber den leitenden Mitarbeitern der zuständigen Behörde 
letztverantwortlich für die Überwachung der Einhaltung ist. 

b)  Die zuständige Behörde bestellt für jeden Tätigkeitsbereich, einschließlich des Managementsystems, eine oder mehrere 
Personen mit der Gesamtverantwortlichkeit für die Durchführung der betreffenden Aufgabe(n). 

c)  Die zuständige Behörde erarbeitet Verfahren für die Teilnahme an einem gegenseitigen Austausch aller erforderlichen 
Informationen und für die Unterstützung der übrigen zuständigen Behörden, was alle Beanstandungen und die 
ergriffenen Folgemaßnahmen aufgrund der Aufsicht von Personen und Organisationen umfasst, die Tätigkeiten im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats durchführen, aber von der zuständigen Behörde eines anderen Mitgliedstaats oder 
der Agentur zertifiziert sind. 

d)  Der Agentur und, sofern angefordert, den dieser Verordnung unterliegenden Organisationen werden für die Zwecke 
der Standardisierung eine Abschrift der Verfahren in Bezug auf das Managementsystem und deren Änderungen 
vorgelegt. 

CAMO.B.205 Zuweisung von Aufgaben an qualifizierte Stellen 

a)  Aufgaben im Zusammenhang mit der Erstzulassung oder fortlaufenden Aufsicht über Personen oder Organisationen, 
die der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihren delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten unterliegen, 
können von den Mitgliedstaaten nur qualifizierten Stellen zugewiesen werden. Bei der Zuweisung von Aufgaben stellt 
die zuständige Behörde sicher, dass sie  

1. über ein System verfügt, um erstmalig und fortlaufend zu bewerten, dass die qualifizierte Stelle Anhang VI 
„Grundlegende Anforderungen an qualifizierte Stellen“ der Verordnung (EU) 2018/1139 entspricht. Das System 
und die Ergebnisse der Bewertungen sind zu dokumentieren,  

2. eine dokumentierte Vereinbarung mit der qualifizierten Stelle geschlossen hat, die von beiden Parteien auf der 
entsprechenden Managementebene genehmigt wurde und in der Folgendes eindeutig geregelt ist: 

i)  die durchzuführenden Aufgaben, 

ii)  die vorzulegenden Erklärungen, Berichte und Aufzeichnungen, 

iii)  die bei der Durchführung dieser Aufgaben zu erfüllenden technischen Bedingungen, 

iv)  der damit zusammenhängende Haftpflicht-Versicherungsschutz, 

v)  der Schutz von Informationen, die bei der Durchführung dieser Aufgaben gewonnen werden. 

b) Die zuständige Behörde stellt sicher, dass von dem internen Auditverfahren und einem Verfahren für das Sicherheitsri­
sikomanagement gemäß Punkt CAMO.B.200(a)(5) alle in ihrem Namen durchgeführten Zertifizierungs- und 
fortlaufenden Aufsichtsaufgaben erfasst werden. 

CAMO.B.210 Änderungen am Managementsystem 

a)  Die zuständige Behörde verfügt über ein System, mit dem Änderungen ermittelt werden, die sich auf ihre Fähigkeit 
auswirken, ihre in der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihren delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten 
festgelegten Aufgaben und Verpflichtungen zu erfüllen. Dieses System ermöglicht es ihr, geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen, um sicherzustellen, dass ihr Managementsystem angemessen und effektiv bleibt. 

b)  Die zuständige Behörde aktualisiert ihr Managementsystem im Fall von Änderungen der Verordnung (EU) 2018/1139 
und ihren delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten zeitnah, um eine wirksame Umsetzung 
sicherzustellen. 

c)  Die zuständige Behörde informiert die Agentur über Änderungen, die sich auf ihre Fähigkeit auswirken, ihre in der 
Verordnung (EU) 2018/1139 und ihren delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten festgelegten Aufgaben 
und Verpflichtungen zu erfüllen. 

CAMO.B.220 Führung von Aufzeichnungen 

a)  Die zuständige Behörde richtet ein Aufzeichnungssystem für die angemessene Aufbewahrung, Zugänglichkeit und 
verlässliche Rückverfolgbarkeit von Folgendem ein:  

1. der dokumentierten Richtlinien und Verfahren des Managementsystems,  

2. der Ausbildung, Qualifikation und Autorisierung ihres Personals, 
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3. der Zuweisung von Aufgaben, wobei die in Punkt CAMO.B.205 genannten Elemente sowie die Einzelheiten der 
zugewiesenen Aufgaben erfasst werden,  

4. der Zulassungsverfahren und der fortlaufenden Aufsicht über zugelassene Organisationen, einschließlich: 

i)  des Antrags auf eine Organisationszulassung, 

ii)  der Aufzeichnungen über das fortdauernde Aufsichtsprogramm der zuständigen Behörde einschließlich aller 
Aufzeichnungen über Beurteilungen, Audits und Inspektionen, 

iii)  der Organisationszulassung einschließlich aller Änderungen, 

iv)  einer Kopie des Aufsichtsprogramms, das die Termine für fällige und bereits durchgeführte Audits enthält, 

v)  Kopien des offiziellen Schriftverkehrs, 

vi)  Einzelheiten zu den Beanstandungen, Abhilfemaßnahmen, dem Datum für den Abschluss von Maßnahmen, 
etwaige Freistellungs- und Durchsetzungsmaßnahmen, 

vii)  aller Aufzeichnungen über Beurteilungen, Audits und Inspektionen, die von einer anderen zuständigen 
Behörde gemäß Punkt CAMO.B.300(d) erstellt wurden, 

viii)  Kopien aller Handbücher zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit oder Handbücher der 
Organisation sowie deren Änderungen, 

ix)  Kopien sonstiger von der zuständigen Behörde genehmigter Dokumente,  

5. der Bewertung alternativer Nachweisverfahren, die von Organisationen vorgeschlagen wurden, und der 
Benachrichtigung der Agentur darüber sowie der Beurteilung alternativer Nachweisverfahren, die von der 
zuständigen Behörde selbst verwendet werden,  

6. der Sicherheitsinformationen und Folgemaßnahmen gemäß Punkt CAMO.B.125,  

7. der Anwendung von Flexibilitätsbestimmungen gemäß Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten 
Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte. 

b)  Die zuständige Behörde führt ein Verzeichnis aller von ihr ausgestellten Organisationszulassungen. 

c)  Alle in den Punkten (a) und (b) genannten Aufzeichnungen werden vorbehaltlich geltender datenschutzrechtlicher 
Bestimmungen mindestens fünf Jahre aufbewahrt. 

d)  Alle in den Punkten (a) und (b) genannten Aufzeichnungen sind auf Anfrage einer zuständigen Behörde eines anderen 
Mitgliedstaats oder der Agentur zur Verfügung zu stellen. 

CAMO.B.300 Aufsichtsgrundsätze 

a)  Die zuständige Behörde überprüft:  

1. die Einhaltung der geltenden Anforderungen an Organisationen vor Ausstellung einer Organisationszulassung,  

2. die fortlaufende Einhaltung der geltenden Anforderungen durch Organisationen, denen sie die Zulassung erteilt 
hat,  

3. die Umsetzung geeigneter, von der zuständigen Behörde auferlegter Sicherheitsmaßnahmen gemäß 
Punkt CAMO.B.135(c) und (d). 

b)  Diese Überprüfung muss  

1. durch Unterlagen gestützt sein, die speziell dazu bestimmt sind, den Personen, die für die Sicherheitsaufsicht 
verantwortlich sind, Anleitung für die Durchführung ihrer Aufgaben zu geben,  

2. für die betreffenden Organisationen die Ergebnisse der Sicherheitsaufsicht verfügbar machen,  

3. auf Beurteilungen, Audits und Inspektionen, einschließlich unangekündigter Inspektionsbesuche, beruhen,  

4. der zuständigen Behörde die erforderlichen Nachweise liefern, falls weitere Maßnahmen, einschließlich der in 
Punkt CAMO.B.350 „Beanstandungen und Abhilfemaßnahmen“ vorgesehenen Maßnahmen, erforderlich sind. 

c)  Der Umfang der Aufsicht gemäß den Punkten (a) und (b) wird auf der Grundlage der Ergebnisse der bisherigen 
Aufsichtstätigkeiten und der Sicherheitsprioritäten bestimmt. 
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d)  Befinden sich Einrichtungen der Organisation in mehr als einem Staat, kann die gemäß Punkt CAMO.A.105 
zuständige Behörde Vereinbarungen treffen, dass Aufsichtsaufgaben von der/den zuständigen Behörde(n) des 
Mitgliedstaats/der Mitgliedstaaten, in dem/denen sich die Einrichtungen befinden, oder bei in einem Drittland 
befindlichen Einrichtungen von der Agentur durchgeführt werden. Organisationen, die von einer solchen 
Vereinbarung betroffen sind, werden über ihr Bestehen und ihren Umfang informiert. 

e)  Für die Aufsicht von Einrichtungen in einem anderen Staat unterrichtet die gemäß Punkt CAMO.A.105 zuständige 
Behörde die zuständige Behörde dieses Staates oder im Fall von Einrichtungen von Organisationen, die ihren 
Hauptgeschäftssitz in einem Drittland haben, die Agentur, bevor sie selbst Vor-Ort-Audits oder -Inspektionen solcher 
Einrichtungen durchführt. 

f)  Die zuständige Behörde sammelt und verarbeitet alle Informationen, die als nützlich für die Aufsicht angesehen 
werden, einschließlich unangekündigter Inspektionen. 

CAMO.B.305 Aufsichtsprogramm 

a)  Die zuständige Behörde muss ein Aufsichtsprogramm einrichten und aufrechterhalten, das die Aufsichtstätigkeiten 
gemäß Punkt CAMO.B.300 umfasst. 

b)  Das Aufsichtsprogramm wird unter Berücksichtigung der spezifischen Natur der Organisation, der Komplexität ihrer 
Tätigkeiten und der Ergebnisse bisheriger Zertifizierungs- und/oder Aufsichtstätigkeiten erarbeitet, wobei eine 
Beurteilung der damit verbundenen Risiken zugrunde gelegt wird. Innerhalb eines jeden Aufsichtsplanungszyklus ist 
Folgendes enthalten:  

1. Beurteilungen, Audits und Inspektionen, einschließlich unangekündigter Inspektionen und gegebenenfalls 

i)  Beurteilungen des Managementsystems und Verfahrensaudits 

ii)  Produktprüfungen einer repräsentativen Stichprobe von Luftfahrzeugen, die von der Organisation geführt 
werden, 

iii)  Stichproben der durchgeführten Lufttüchtigkeitsprüfungen, 

iv)  Stichproben der ausgestellten Fluggenehmigungen,  

2. Besprechungen zwischen dem verantwortlichen Betriebsleiter und der zuständigen Behörde, um sicherzustellen, 
dass beide über wesentliche Aspekte auf dem Laufenden bleiben. 

c)  Auf Organisationen, die von der zuständigen Behörde zugelassen wurden, findet ein Aufsichtsplanungszyklus von 
längstens 24 Monaten Anwendung. 

d)  Ungeachtet Punkt (c) kann der Aufsichtsplanungszyklus auf 36 Monate verlängert werden, wenn die zuständige 
Behörde während der letzten 24 Monate festgestellt hat, dass  

1. die Organisation eine wirksame Feststellung von Gefahren für die Flugsicherheit und das Management damit 
verbundener Risiken nachgewiesen hat,  

2. die Organisation gemäß Punkt CAMO.A.130 laufend nachgewiesen hat, dass sie die vollständige Kontrolle über 
alle Änderungen hat,  

3. keine Beanstandungen der Stufe 1 festgestellt wurden,  

4. alle Abhilfemaßnahmen innerhalb des von der zuständigen Behörde nach Punkt CAMO.B.350 akzeptierten oder 
verlängerten Zeitraums ergriffen wurden. 

Ungeachtet Punkt (c) kann der Aufsichtsplanungszyklus weiter auf höchstens 48 Monate verlängert werden, wenn die 
Organisation zusätzlich zu den Bedingungen in den Punkten (1) bis (4) von Unterabsatz 1 ein wirksames, 
fortlaufendes System für Meldungen gegenüber der zuständigen Behörde über die Sicherheitsleistung und die 
Einhaltung aufsichtsrechtlicher Bestimmungen durch die Organisation selbst eingerichtet und die zuständige Behörde 
dieses genehmigt hat. 

e)  Der Aufsichtsplanungszyklus kann verkürzt werden, wenn es Hinweise darauf gibt, dass die Sicherheitsleistung der 
Organisation nachgelassen hat. 

f)  Das Aufsichtsprogramm muss Aufzeichnungen enthalten über die Zeitpunkte, zu denen Audits, Inspektionen und 
Besprechungen fällig sind, und wann solche Audits, Inspektionen und Besprechungen durchgeführt wurden. 

g)  Bei Abschluss jedes Aufsichtsplanungszyklus erstellt die zuständige Behörde einen Bericht mit Empfehlungen zur 
Aufrechterhaltung der Genehmigung, in den die Ergebnisse der Aufsicht einfließen. 
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CAMO.B.310 Erstzulassungsverfahren 

a)  Bei Eingang eines Antrags auf erstmalige Ausstellung einer Zulassung für eine Organisation prüft die zuständige 
Behörde die Erfüllung der einschlägigen Anforderungen durch die Organisation. 

b)  Während der Überprüfung zum Erwerb der Erstzulassung ist mindestens einmal eine Besprechung mit dem 
verantwortlichen Betriebsleiter der Organisation durchzuführen, um sicherzustellen, dass sich dieser voll bewusst ist, 
welche Bedeutung das Zulassungsverfahren hat und aus welchem Grund er die Verpflichtungserklärung der 
Organisation zur Einhaltung der in dem Handbuch festgelegten Verfahren unterzeichnet. 

c)  Die zuständige Behörde muss über alle Beanstandungen, Maßnahmen zur Behebung von Beanstandungen und 
Empfehlungen Aufzeichnungen führen. 

d)  Die zuständige Behörde bestätigt der Organisation schriftlich alle während der Überprüfung erhobenen 
Beanstandungen. Bei der Erstzulassung müssen alle Beanstandungen zur Zufriedenheit der zuständigen Behörde 
behoben werden, bevor die Zulassung ausgestellt werden kann. 

e)  Hat sich die zuständige Behörde vergewissert, dass die Organisation die einschlägigen Anforderungen erfüllt,  

(1) stellt sie die Zulassung gemäß Anlage I „EASA-Formblatt 14“ aus,  

(2) genehmigt sie formal das Handbuch zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit. 

f)  Auf der Zulassung (EASA-Formblatt 14) muss die Referenznummer der Zulassung in einem von der Agentur 
festgelegten Format angegeben werden. 

g)  Die Zulassung wird für eine unbegrenzte Dauer ausgestellt. Die Rechte, der Umfang der Tätigkeiten, deren 
Durchführung der Organisation gestattet ist, einschließlich eventueller Einschränkungen, werden in dem der 
Zulassung beigefügten Genehmigungsumfang aufgeführt. 

h)  Um es der Organisation zu ermöglichen, Änderungen ohne vorherige Genehmigung der gemäß 
Punkt CAMO.A.130(c) zuständigen Behörde durchzuführen, muss die zuständige Behörde das entsprechende 
Verfahren mit den Festlegungen zu Umfang, Verwaltung und Mitteilung der Änderungen des Handbuchs genehmigen. 

CAMO.B.330 Änderungen 

a)  Bei Eingang eines Antrags auf eine Änderung, die der vorherigen Genehmigung bedarf, überprüft die zuständige 
Behörde die Erfüllung der einschlägigen Anforderungen, bevor sie die Genehmigung erteilt. 

b)  Die zuständige Behörde legt die Bedingungen fest, unter denen die Organisation während der Änderung arbeiten darf, 
sofern sie nicht zu dem Ergebnis kommt, dass die Zulassung der Organisation ausgesetzt werden muss. 

c)  Hat sich die zuständige Behörde vergewissert, dass die Organisation die einschlägigen Anforderungen erfüllt, 
genehmigt sie die Änderung. 

d)  Unbeschadet weiterer Durchsetzungsmaßnahmen beschränkt oder widerruft die zuständige Behörde die Zulassung 
der Organisation oder setzt sie aus, wenn die Organisation Änderungen, die der vorherigen Genehmigung bedürfen, 
ohne die Genehmigung der zuständigen Behörde gemäß Punkt (c) durchführt. 

e)  Bei Änderungen, die keiner vorherigen Genehmigung bedürfen, überprüft die zuständige Behörde die Informationen 
in der von der Organisation gemäß Punkt CAMO.A.130(c) übersandten Benachrichtigung daraufhin, ob die 
einschlägigen Anforderungen erfüllt sind. Im Falle einer Nichteinhaltung  

1. teilt die zuständige Behörde der Organisation die Nichteinhaltung mit und verlangt weitere Änderungen,  

2. verfährt die zuständige Behörde bei Beanstandungen der Stufe 1 oder Stufe 2 gemäß Punkt CAMO.B.350. 

CAMO.B.350 Beanstandungen und Abhilfemaßnahmen 

a)  Die zuständige Behörde muss über ein System für die Analyse von Beanstandungen hinsichtlich ihrer Bedeutung für 
die Sicherheit verfügen. 

b)  Eine Beanstandung der Stufe 1 durch die zuständige Behörde liegt vor, wenn eine wesentliche Nichteinhaltung der 
einschlägigen Anforderungen der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungs­
rechtsakte, der Verfahren und Handbücher der Organisation oder der Bedingungen einer Genehmigung oder 
Zulassung festgestellt wird, die die Sicherheit herabsetzt oder die Flugsicherheit ernsthaft gefährdet. 

4.9.2019 L 228/85 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Beanstandungen der Stufe 1 schließen ein:  

1. Nichtgewährung des Zutritts der zuständigen Behörde zu Einrichtungen der Organisation, wie in 
Punkt CAMO.A.140 definiert, während der normalen Betriebszeiten und nach zweimaliger schriftlicher 
Aufforderung,  

2. Erlangung oder Aufrechterhaltung der Gültigkeit der Zulassung der Organisation durch Einreichung gefälschter 
Nachweise,  

3. festgestellte missbräuchliche oder betrügerische Verwendung der Organisationszulassung,  

4. Fehlen eines verantwortlichen Betriebsleiters. 

c)  Eine Beanstandung der Stufe 2 durch die zuständige Behörde liegt vor, wenn eine Nichteinhaltung der einschlägigen 
Anforderungen der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte, der 
Verfahren und Handbücher der Organisation oder der Bedingungen einer Genehmigung oder Zulassung festgestellt 
wird, die die Sicherheit herabsetzen oder die Flugsicherheit ernsthaft gefährden kann. 

d)  Liegt eine im Rahmen der Aufsichtstätigkeit oder auf sonstige Weise ermittelte Beanstandung vor, muss die 
zuständige Behörde, unbeschadet erforderlicher zusätzlicher Maßnahmen gemäß der Verordnung (EU) 2018/1139 
und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte, der Organisation die Beanstandung schriftlich 
mitteilen und Abhilfemaßnahmen bezüglich der festgestellten Nichteinhaltung(en) verlangen. Bezieht sich eine 
Beanstandung direkt auf ein Luftfahrzeug, hat die zuständige Behörde das Land, in dem das Luftfahrzeug registriert 
ist, zu informieren.  

1. Bei Beanstandungen der Stufe 1 muss die zuständige Behörde sofortige und angemessene Maßnahmen ergreifen, 
um Tätigkeiten zu untersagen oder einzuschränken und, falls angemessen, Maßnahmen zum Widerruf der 
Zulassung ergreifen oder diese ganz oder teilweise einschränken oder aussetzen, je nach Ausmaß der 
Beanstandung der Stufe 1, bis die Organisation erfolgreiche Abhilfemaßnahmen durchgeführt hat.  

2. Bei Beanstandungen der Stufe 2 muss die zuständige Behörde 

i)  der Organisation eine Frist für die Durchführung von Abhilfemaßnahmen einräumen, die der Art der 
Beanstandung angemessen ist, anfänglich jedoch nicht mehr als drei Monate beträgt. Sie beginnt an dem Tag, 
an dem der Organisation die Beanstandung schriftlich mitgeteilt und Abhilfemaßnahmen bezüglich der 
festgestellten Nichteinhaltung verlangt werden. Am Ende dieser Frist und unter Berücksichtigung der Art der 
Beanstandung und der vorangegangenen Sicherheitsleistung der Organisation kann die zuständige Behörde die 
Frist von drei Monaten verlängern, wenn ihr ein zufriedenstellender Abhilfeplan vorgelegt und dieser von ihr 
genehmigt wird, 

ii)  die Abhilfemaßnahmen und den von der Organisation vorgeschlagenen Umsetzungsplan bewerten und diese 
akzeptieren, wenn sie bei der Bewertung zu dem Ergebnis kommt, dass sie ausreichen, um der Nichteinhaltung 
abzuhelfen.  

3. Legt eine Organisation keinen annehmbaren Abhilfeplan vor oder führt sie innerhalb des von der zuständigen 
Behörde akzeptierten oder verlängerten Zeitraums die Abhilfemaßnahmen nicht durch, ist die Beanstandung auf 
Stufe 1 hochzustufen und sind die in Punkt (d)(1) festgelegten Maßnahmen zu ergreifen.  

4. Die zuständige Behörde muss Aufzeichnungen über alle gemäß Punkt (e) ermittelten oder ihr angezeigten 
Beanstandungen und, falls zutreffend, über die von ihr angewandten Durchsetzungsmaßnahmen sowie alle 
Abhilfemaßnahmen und das Datum der abschließenden Erledigung von Beanstandungen führen. 

e)  Unbeschadet weiterer Durchsetzungsmaßnahmen muss eine gemäß den Bestimmungen von Punkt CAMO.B.300(d) 
handelnde Behörde eines Mitgliedstaats, die eine Nichteinhaltung der einschlägigen Anforderungen der Verordnung 
(EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte seitens einer von einer zuständigen 
Behörde eines anderen Mitgliedstaats oder der Agentur zugelassenen Organisation feststellt, diese zuständige Behörde 
über diese Beanstandung und deren Stufe informieren. 

CAMO.B.355 Aussetzung, Einschränkung und Rücknahme 

Die zuständige Behörde muss 

a)  eine Zulassung aus triftigen Gründen bei einer potenziellen Gefährdung der Sicherheit aussetzen, 

b)  eine Zulassung gemäß Punkt CAMO.B.350 aussetzen, zurücknehmen oder einschränken, 

c)  eine Zulassung aussetzen, falls die Inspektoren der zuständigen Behörde aufgrund der Sicherheitslage in dem Staat, in 
dem sich die Einrichtungen befinden, über einen Zeitraum von 24 Monaten nicht in der Lage sind, ihren Aufsichts­
pflichten durch Vor-Ort-Audits nachzukommen.  
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Anlage I 

Zulassung als Unternehmen zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit - EASA- 
Formblatt 14 
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ANHANG VIII 

„ANHANG Vd 

(Teil-CAO) 

INHALTSVERZEICHNIS 

CAO.1 Allgemeines 

ABSCHNITT A — ANFORDERUNGEN AN DIE ORGANISATION 

CAO.A.010 Geltungsbereich 

CAO.A.015 Antrag 

CAO.A.017 Nachweisverfahren 

CAO.A.020 Genehmigungsbedingungen 

CAO.A.025 Kombiniertes Lufttüchtigkeitshandbuch 

CAO.A.030 Einrichtungen 

CAO.A.035 Anforderungen an das Personal 

CAO.A.040 Freigabeberechtigtes Personal 

CAO.A.045 Lufttüchtigkeitsprüfpersonal 

CAO.A.050 Komponenten, Ausrüstungen und Werkzeuge 

CAO.A.055 Instandhaltungsunterlagen und Arbeitsaufträge 

CAO.A.060 Instandhaltungsnormen 

CAO.A.065 Freigabebescheinigung für Luftfahrzeuge 

CAO.A.070 Freigabebescheinigung für Komponenten 

CAO.A.075 Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

CAO.A.080 Unterlagen für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

CAO.A.085 Prüfung der Lufttüchtigkeit 

CAO.A.090 Führung von Aufzeichnungen 

CAO.A.095 Rechte der Organisation 

CAO.A.100 Qualitätssicherungssystem und innerbetriebliche Prüfung 

CAO.A.105 Änderungen bei der Organisation 

CAO.A.110 Fortdauer der Gültigkeit 

CAO.A.115 Beanstandungen 

ABSCHNITT B — BEHÖRDLICHE ANFORDERUNGEN 

CAO.B.010 Geltungsbereich 

CAO.B.015 Zuständige Behörde 

CAO.B.017 Nachweisverfahren 

CAO.B.020 Führung von Aufzeichnungen 

CAO.B.025 Gegenseitiger Informationsaustausch 

CAO.B.030 Verantwortlichkeiten 

CAO.B.035 Ausnahmen 

CAO.B.040 Antrag 

CAO.B.045 Erstzulassungsverfahren 

CAO.B.050 Ausstellung der Erstzulassung 
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CAO.B.055 Fortdauernde Aufsicht 

CAO.B.060 Beanstandungen 

CAO.B.065 Änderungen 

CAO.B.070 Aussetzung, Beschränkung und Widerruf 

Anlage I – Zulassung als kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation  

CAO.1 Allgemeines 

Für die Zwecke dieses Anhangs (Teil-CAO) ist  

1. die „zuständige Behörde“ 

a)  für Organisationen, die ihren Hauptgeschäftssitz in einem Mitgliedstaat haben, die von diesem Mitgliedstaat 
benannte Behörde, 

b)  für Organisationen, die ihren Hauptgeschäftssitz in einem Drittland haben, die Agentur.  

2. der „Eigentümer“ die Person, die für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs zuständig ist, 
darunter folgende Personen: 

i)  der eingetragene Eigentümer des Luftfahrzeugs, 

ii)  der Mieter im Falle eines Mietvertrags, 

iii)  der Betreiber. 

ABSCHNITT A 

ANFORDERUNGEN AN DIE ORGANISATION 

CAO.A.010 Geltungsbereich 

In diesem Anhang werden die Anforderungen festgelegt, die von einer kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation (CAO) 
erfüllt werden müssen, um auf Antrag eine Genehmigung für die Instandhaltung und die Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen und der Komponenten für den Einbau darin zu erhalten und diese Tätigkeiten 
weiterhin durchführen zu können, wenn das Luftfahrzeug nicht als technisch kompliziertes motorgetriebenes 
Luftfahrzeug eingestuft ist und nicht im Luftverkehrsbetreiberzeugnis eines nach der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 
zugelassenen Luftfahrtunternehmens aufgelistet ist. 

CAO.A.015 Antrag 

Kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisationen beantragen die Erteilung einer Genehmigung oder die Änderung einer 
solchen Genehmigung in der von der zuständigen Behörde festgelegten Form und Weise. 

CAO.A.017 Nachweisverfahren 

a)  Eine Organisation kann alternative Nachweisverfahren zu den von der Agentur festgelegten Nachweisverfahren 
verwenden, um die Einhaltung der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchfüh­
rungsrechtsakte nachzuweisen. 

b)  Wenn eine Organisation alternative Nachweisverfahren verwenden möchte, legt sie der zuständigen Behörde vor ihrer 
Anwendung eine vollständige Beschreibung dieser alternativen Nachweisverfahren vor. Diese Beschreibung umfasst 
eine Bewertung, aus der hervorgeht, dass die alternativen Nachweisverfahren mit der Verordnung (EU) 2018/1139 
und ihren delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten in Einklang stehen. 

Die Organisation kann diese alternativen Nachweisverfahren vorbehaltlich der vorherigen Genehmigung durch die 
zuständige Behörde und nach Eingang der gemäß Punkt CAO.B.017 vorgesehenen Benachrichtigung anwenden. 

CAO.A.020 Genehmigungsbedingungen 

a)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation legt den genehmigten Arbeitsumfang in ihrem Handbuch für die 
kombinierte Lufttüchtigkeit (CAE) gemäß Punkt CAO.A.025 fest.  

1. Für Flugzeuge mit einer höchstzulässigen Startmasse (MTOM) von mehr als 2 730 kg und für Hubschrauber, die 
über eine höchstzulässige Startmasse von mehr als 1 200 kg verfügen oder für mehr als vier Insassen zugelassen 
sind, ist im Arbeitsumfang das jeweilige Luftfahrzeugmuster anzugeben. Änderungen an diesem Arbeitsumfang 
sind von der zuständigen Behörde gemäß Punkt CAO.A.105(a) und Punkt CAO.B.065(a) zu genehmigen. 
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2. Für vollständige Turbinentriebwerke sind im Arbeitsumfang der Motorhersteller oder die Flugzeuggruppe, die 
Flugzeugserie oder das Flugzeugmuster oder die Instandhaltungsaufgaben anzugeben. Änderungen an diesem 
Arbeitsumfang sind von der zuständigen Behörde gemäß Punkt CAO.A.105(a) und Punkt CAO.B.065(a) zu 
genehmigen.  

3. Eine kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation, bei der nur eine Person sowohl für die Planung als auch für die 
Ausführung aller Instandhaltungsaufgaben zuständig ist, darf keine Rechte innehaben für die Instandhaltung von: 

a)  Flugzeugen mit Turbinentriebwerk (im Fall von Organisationen mit Berechtigungen für Luftfahrzeuge), 

b)  Hubschraubern mit Turbinentriebwerk oder mehr als einem Kolbentriebwerk (im Fall von Organisationen mit 
Berechtigungen für Luftfahrzeuge), 

c)  vollständigen Kolbentriebwerken mit einer Leistung von 450 PS und mehr (bei Organisationen mit 
Berechtigungen für Triebwerke), und 

d)  vollständigen Turbinentriebwerken (bei Organisationen mit Berechtigungen für Triebwerke).  

4. Für andere als die in Punkt 1 genannten Luftfahrzeuge, für Komponenten, bei denen es sich nicht um vollständige 
Turbinentriebwerke handelt, und für spezielle Leistungen im Rahmen von zerstörungsfreien Prüfungen (NDT) wird 
der Arbeitsumfang gemäß dem Verfahren nach Punkt CAO.A.025(a)(11) von der kombinierten Lufttüchtigkeitsor­
ganisation kontrolliert. Bei der Instandhaltung von Komponenten, bei denen es sich nicht um vollständige 
Motoren handelt, ist der Arbeitsumfang nach folgenden Systemberechtigungen einzustufen: 

(i)  C1: Klimaanlagen und Druckbeaufschlagung, 

(ii)  C2: automatische Flugsteuerungssysteme, 

(iii)  C3: Kommunikation und Navigation, 

(iv)  C4: Türen und Luken/Klappen, 

(v)  C5: Stromversorgung und Beleuchtung, 

(vi)  C6: Ausrüstung, 

(vii)  C7: Motor, 

(viii)  C8: Flugsteuerung, 

(ix)  C9: Kraftstoffsystem, 

(x)  C10: Hubschrauber und Rotoren, 

(xi)  C11: Hubschraubergetriebe, 

(xii)  C12: Hydrauliksysteme, 

(xiii)  C13: Anzeige- und Aufzeichnungssystem, 

(xiv)  C14: Fahrwerk, 

(xv)  C15: Sauerstoff, 

(xvi)  C16: Propeller, 

(xvii)  C17: Pneumatik- und Unterdrucksysteme, 

(xviii)  C18: Vereisungs-/Regen-/Brandschutz, 

(xix)  C19: Fenster 

(xx)  C20: Strukturbauteile, 

(xxi)  C21: Wasserballast und 

(xxii)  C22: Antriebssteigerung. 

Organisationen, die gemäß diesem Anhang auf der Grundlage einer bestehenden Genehmigung als Organisation, die 
gemäß Anhang I (Teil-M) Unterabschnitt G oder Unterabschnitt F oder gemäß Anhang II (Teil-145) und in 
Übereinstimmung mit Artikel 4 Absatz 4 erteilt wurde, eine Genehmigung erhalten, nehmen in den Arbeitsumfang 
alle erforderlichen Einzelheiten auf, um zu gewährleisten, dass die Rechte mit denen übereinstimmen, die in der 
bestehenden Genehmigung enthalten sind. 

b)  Die Genehmigung als kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation wird unter Verwendung des in Anlage I zu diesem 
Anhang festgelegten Musters erteilt. 

c)  Eine kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation kann in Übereinstimmung mit den Instandhaltungsunterlagen eine 
beschränkte Anzahl von Teilen zur Verwendung bei laufenden Arbeiten in eigenen Einrichtungen herstellen, wie dies 
in ihrem kombinierten Lufttüchtigkeitshandbuch angegeben ist. 
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CAO.A.025 Kombiniertes Lufttüchtigkeitshandbuch 

a)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation muss ein Handbuch vorlegen, das mindestens die folgenden 
Informationen enthält:  

1. eine vom verantwortlichen Betriebsleiter unterzeichnete Erklärung zur Bestätigung, dass die Organisation ihre 
Tätigkeiten zu jedem Zeitpunkt in Übereinstimmung mit diesem Anhang und dem kombinierten Lufttüchtig­
keitshandbuch ausführt,  

2. den Arbeitsumfang des kombinierten Lufttüchtigkeitshandbuchs,  

3. Titel und Namen der Personen, auf die in Punkt CAO.A.035(a) und (b) Bezug genommen wird,  

4. ein Organigramm, aus dem die Verknüpfungen zwischen den Zuständigkeitsbereichen der Personen hervorgehen, 
auf die in Punkt CAO.A.035(a) und (b) Bezug genommen wird,  

5. eine Auflistung des freigabeberechtigten Personals mit Angabe des jeweiligen Genehmigungsumfangs, sofern 
solches Personal existiert, 

6. eine Auflistung des Personals, das für die Entwicklung und Genehmigung von Luftfahrzeug-Instandhaltungs­
programmen (AMP) zuständig ist, mit Angabe des jeweiligen Genehmigungsumfangs, sofern solches Personal 
existiert,  

7. eine Auflistung des Lufttüchtigkeitsprüfpersonals mit Angabe des jeweiligen Genehmigungsumfangs, sofern 
solches Personal existiert,  

8. eine Auflistung des für die Ausstellung von Fluggenehmigungen zuständigen Personals, sofern solches Personal 
existiert,  

9. eine allgemeine Beschreibung und den Standort der Einrichtungen,  

10. die Verfahren, aus denen hervorgeht, wie die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation die Einhaltung der 
Anforderungen dieses Anhangs sicherstellt,  

11. Das Verfahren zur Änderung des kombinierten Lufttüchtigkeitshandbuchs gemäß Punkt CAO.A.105(b). 

b)  Die erstmalige Ausgabe des kombinierten Lufttüchtigkeitshandbuchs bedarf der Genehmigung durch die zuständige 
Behörde. 

c)  Änderungen am kombinierten Lufttüchtigkeitshandbuch werden gemäß Punkt CAO.A.105 vorgenommen. 

CAO.A.030 Einrichtungen 

Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation stellt sicher, dass alle erforderlichen Einrichtungen, einschließlich geeigneter 
Büroräume, vorhanden sind, damit sie alle geplanten Arbeiten durchführen kann. 

Umfasst der Genehmigungsumfang der Organisation auch Instandhaltungstätigkeiten, stellt die kombinierte Lufttüchtig­
keitsorganisation zudem sicher, dass 

a)  spezialisierte Werkstätten, Hangars und Räume einen angemessenen Schutz vor Verschmutzungen und 
Umwelteinflüssen bieten, 

b)  für Komponenten, Ausrüstungen, Werkzeuge und Materialien sichere Lagereinrichtungen unter Bedingungen 
bereitgestellt werden, die gewährleisten, dass nicht betriebstüchtige Komponenten und Materialien von allen anderen 
Komponenten, Materialien, Ausrüstungen und Werkzeugen getrennt sind, die Anweisungen des Herstellers für die 
Lagerung eingehalten werden und der Zugang zu den Lagereinrichtungen auf befugtes Personal beschränkt ist. 

CAO.A.035 Anforderungen an das Personal 

a)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation ernennt einen verantwortlichen Betriebsleiter, der die Befugnis hat, 
sicherzustellen, dass alle Tätigkeiten der Organisation finanziert werden können, sodass diese Tätigkeiten gemäß den 
Anforderungen dieses Anhangs durchgeführt werden. 

b)  Der verantwortliche Betriebsleiter benennt eine Person oder eine Gruppe von Personen, die dafür verantwortlich ist, 
dass die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation stets den Anforderungen dieses Anhangs genügt. Diese Person(en) 
muss (müssen) dem verantwortlichen Betriebsleiter unterstellt sein. 

c)  Alle in Punkt b) genannten Personen müssen über die für ihre jeweilige Funktion einschlägigen Kenntnisse, das 
Hintergrundwissen und die Erfahrungen im Zusammenhang mit der Führung der Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit oder der Instandhaltung verfügen. 

d)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation muss über genügend ausreichend qualifiziertes Personal für die 
Durchführung der geplanten Arbeiten verfügen. Sie ist berechtigt, vorübergehend Personal von Unterauftragnehmern 
zu beschäftigen. 

e)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation bewertet und dokumentiert die Qualifikation des gesamten Personals. 

f)  Personal, das spezialisierte Aufgaben ausführt, wie zum Beispiel Schweißen oder zerstörungsfreie Tests (NDT), 
ausgenommen Prüfungen im Zusammenhang mit Farbeindringverfahren, muss gemäß einem offiziell anerkannten 
Standard qualifiziert sein. 
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CAO.A.040 Freigabeberechtigtes Personal 

a)  Das freigabeberechtigte Personal muss die Anforderungen des Artikels 5 erfüllen. Es darf seine Rechte zur Freigabe 
der Instandhaltung nur dann ausüben, wenn die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation gewährleistet hat, dass  

1. das freigabeberechtigte Personal die Anforderungen gemäß Punkt 66.A.20(b) des Anhangs III (Teil-66) erfüllt, es 
sei denn Artikel 5 Absatz 6 bezieht sich auf eine nationale Regelung eines Mitgliedstaats; in diesem Fall muss es 
die Anforderungen einer solchen Regelung erfüllen, 

2. das freigabeberechtigte Personal über angemessene Kenntnisse der betreffenden Luftfahrzeuge oder Luftfahrzeug­
komponenten, die instandgehalten werden sollen, sowie der für die Durchführung dieser Instandhaltung 
erforderlichen betrieblichen Verfahren verfügt. 

b)  Abweichend von Punkt (a) kann in den folgenden unvorhergesehenen Fällen, in denen ein Luftfahrzeug an einem 
anderen Ort als dem Hauptstandort außer Betrieb gesetzt ist und kein entsprechendes freigabeberechtigtes Personal 
zur Verfügung steht, die mit der Instandhaltung beauftragte kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation folgenden 
Personen eine einmalige Erlaubnis für die Freigabe erteilen, entweder:  

1. einem ihrer Beschäftigten, der Musterberechtigungen für Luftfahrzeuge mit ähnlicher Technologie, Bauweise und 
Systemen besitzt, oder  

2. Personen mit nicht weniger als drei Jahren Instandhaltungserfahrung, die eine gültige ICAO-Lizenz für die 
Instandhaltung von Luftfahrzeugen mit einer Berechtigung für das Muster besitzen, für das die Freigabe erteilt 
werden soll, sofern sich an dem betreffenden Ort keine gemäß diesem Anhang genehmigte Organisation befindet 
und die beauftragte kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation Nachweise über die Erfahrung und die Lizenz dieser 
Person besitzt und in den Akten aufbewahrt. 

Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation muss der zuständigen Behörde innerhalb von sieben Tagen die Erteilung 
einer einmaligen Erlaubnis für die Freigabe melden. Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation, die eine einmalige 
Erlaubnis für die Freigabe erteilt, muss gewährleisten, dass eine solche Instandhaltung, die die Flugsicherheit 
beeinflussen könnte, nochmals geprüft wird. 

c)  Abweichend von Punkt (a) kann die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation gemäß den folgenden Anforderungen 
qualifiziertes freigabeberechtigtes Personal einsetzen, wenn sie von Betreibern eines gewerblichen Flugbetriebs mit 
Instandhaltungsaufgaben beauftragt wird, sofern entsprechende Verfahren als Teil des kombinierten Lufttüchtigkeits­
handbuchs genehmigt sind:  

1. Im Fall einer Lufttüchtigkeitsanweisung, die wiederholte Vorflugkontrollen vorschreibt und ausdrücklich bestimmt, 
dass die Flugbesatzung eine solche Anweisung durchführen kann, kann die kombinierte Lufttüchtigkeitsorga­
nisation dem verantwortlichen Piloten eine begrenzte Freigabeberechtigung auf der Grundlage seiner Flugbesat­
zungslizenz erteilen, vorausgesetzt, die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation stellt sicher, dass der 
verantwortliche Pilot ausreichende praktische Schulungen absolviert hat, sodass er die Lufttüchtigkeitsanweisung 
gemäß dem geforderten Standard erfüllen kann. 

2. Wird ein Luftfahrzeug fern von einem unterstützten Ort eingesetzt, kann die kombinierte Lufttüchtigkeitsorga­
nisation dem verantwortlichen Piloten eine begrenzte Freigabeberechtigung auf der Grundlage seiner Flugbesat­
zungslizenz erteilen, vorausgesetzt, die Organisation stellt sicher, dass der verantwortliche Pilot ausreichende 
praktische Schulungen absolviert hat, sodass er die Aufgabe gemäß dem geforderten Standard erfüllen kann. 

d)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation muss alle Einzelheiten bezüglich des freigabeberechtigten Personals 
aufzeichnen und eine aktuelle Liste des gesamten freigabeberechtigten Personals zusammen mit dem jeweiligen 
Genehmigungsumfang als Teil des Handbuchs der Organisation führen. 

CAO.A.045 Lufttüchtigkeitsprüfpersonal 

a)  Um die Genehmigung zur Durchführung von Lufttüchtigkeitsprüfungen und gegebenenfalls zur Ausstellung von 
Fluggenehmigungen zu erhalten, muss die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation über geeignetes Personal zur 
Prüfung der Lufttüchtigkeit verfügen, das alle folgenden Anforderungen erfüllt:  

1. mindestens ein Jahr Erfahrung in der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit bei Segelflugzeugen und Ballonen und 
mindestens drei Jahre bei allen anderen Luftfahrzeugen,  

2. eine entsprechende gemäß Artikel 5 dieser Verordnung erteilte Lizenz oder einen luftfahrttechnischen Abschluss 
oder eine gleichwertige Qualifikation oder Erfahrungen in der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit, die über die 
in Punkt (1) genannte Erfahrung hinausgehen, von mindestens zwei Jahren bei Segelflugzeugen und Ballonen und 
mindestens vier Jahren bei allen anderen Luftfahrzeugen,  

3. eine angemessene Ausbildung in der luftfahrttechnischen Instandhaltung. 
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b)  Bevor die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation dem Lufttüchtigkeitsprüfpersonal eine Erlaubnis zur Prüfung der 
Lufttüchtigkeit erteilt, muss sie die Person benennen, die die Prüfung der Lufttüchtigkeit eines Luftfahrzeugs unter 
Aufsicht der zuständigen Behörde oder unter Aufsicht einer Person durchführen wird, die bereits als Lufttüchtigkeits­
prüfpersonal der kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation zugelassen ist. Verläuft diese Prüfung unter Aufsicht 
zufriedenstellend, erkennt die zuständige Behörde dieses Personal als Lufttüchtigkeitsprüfpersonal förmlich an. 

c)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation muss sicherstellen, dass ihr Lufttüchtigkeitsprüfpersonal nachweislich 
über aktuell erworbene einschlägige Erfahrung in der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit verfügt. 

d)  Jede einzelne Person des Lufttüchtigkeitsprüfpersonals muss zusammen mit der in Punkt (b) genannten Erlaubnis zur 
Prüfung der Lufttüchtigkeit im kombinierten Lufttüchtigkeitshandbuch aufgelistet sein. 

e)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation muss Aufzeichnungen über ihr gesamtes Lufttüchtigkeitsprüfpersonal 
führen, in denen Angaben über alle zutreffenden Qualifikationen sowie eine Zusammenfassung der einschlägigen 
Erfahrungen und Schulungen der betreffenden Person in der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit sowie eine Kopie 
ihrer Erlaubnis enthalten sind. Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation bewahrt diese Aufzeichnung für einen 
Zeitraum von mindestens zwei Jahren auf, nachdem die betreffende Person die Organisation verlassen hat. 

CAO.A.050 Komponenten, Ausrüstungen und Werkzeuge 

a)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation muss  

1. die in den in Punkt CAO.A.055 genannten Instandhaltungsunterlagen vorgeschriebenen Ausrüstungen und 
Werkzeuge oder die im kombinierten Lufttüchtigkeitshandbuch angegebenen Ausrüstungen und Werkzeuge von 
festgestellter Gleichwertigkeit für die Routine-Instandhaltung im Rahmen des Genehmigungsumfangs der 
Organisation wie erforderlich zur Verfügung stellen und  

2. über ein Verfahren verfügen, mit dem sichergestellt wird, dass sie Zugang zu allen sonstigen Ausrüstungen und 
Werkzeugen hat, die für die Durchführung ihrer Arbeit erforderlich sind und falls erforderlich nur gelegentlich 
verwendet werden. 

b)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation muss sicherstellen, dass die von ihr verwendeten Werkzeuge und 
Ausrüstungen mittels eines amtlich anerkannten Standards geprüft und kalibriert werden. Sie führt Aufzeichnungen 
über solche Kalibrierungen und die angewandten Standards und Normen und erfüllt die Bestimmungen in 
Punkt CAO.A.090. 

c)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation muss alle eingehenden Komponenten in Übereinstimmung mit den 
Punkten M.A.501 und M.A.504 des Anhangs I (Teil-M) bzw. den Punkten ML.A.501 und ML.A.504 des Anhangs Vb 
(Teil-ML) überprüfen, klassifizieren und ordnungsgemäß trennen. 

CAO.A.055 Instandhaltungsunterlagen und Arbeitsaufträge 

a)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation muss bei der Durchführung der Instandhaltung, einschließlich 
Änderungen und Reparaturen, über aktuelle anwendbare Instandhaltungsunterlagen nach Punkt M.A.401 des 
Anhangs I (Teil-M) oder nach Punkt ML.A.401 des Anhangs Vb (Teil-ML) verfügen und diese anwenden. Werden 
hingegen Instandhaltungsunterlagen vom Kunden zur Verfügung gestellt, muss die Organisation diese Unterlagen 
jedoch nur während der laufenden Arbeiten zur Verfügung haben. 

b)  Vor Beginn der Instandhaltung muss zwischen der kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation und der Person oder 
Organisation, die die Instandhaltung anfordert, ein schriftlicher Arbeitsauftrag vereinbart werden, aus dem deutlich 
hervorgeht, welche Instandhaltung durchzuführen ist. 

CAO.A.060 Instandhaltungsnormen 

Bei der Durchführung der Instandhaltung muss die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation alle folgenden 
Anforderungen erfüllen: 

a)  sicherstellen, dass jede Person, die die Instandhaltung durchführt, gemäß den Anforderungen dieses Anhangs 
qualifiziert ist, 

b)  sicherstellen, dass der Bereich, in dem die Instandhaltung durchgeführt wird, aufgeräumt und sauber (frei von 
Schmutz und Verunreinigung) ist, 

c)  die Methoden, Techniken, Standards und Anweisungen anwenden, die in den Instandhaltungsunterlagen und 
Arbeitsaufträgen nach Punkt CAO.A.055 festgelegt sind, 

d)  die Werkzeuge, Ausrüstungen und Materialien gemäß Punkt CAO.A.050 verwenden, 

e)  sicherstellen, dass die Instandhaltung unter Berücksichtigung jeglicher auf die Umgebung anzuwendender 
Beschränkungen durchgeführt wird, die in den Instandhaltungsunterlagen nach Punkt CAO.A.055 festgelegt sind, 

f)  sicherstellen, dass bei ungünstigen Witterungsverhältnissen oder einer langwierigen Instandhaltung geeignete 
Einrichtungen genutzt werden, 

g)  sicherstellen, dass das Risiko mehrfacher Fehler bei der Instandhaltung und das Risiko einer Wiederholung von 
Fehlern bei identischen Instandhaltungsaufgaben minimiert wird, 

h)  sicherstellen, dass nach der Durchführung kritischer Instandhaltungsaufgaben eine Methode zur Fehlererkennung 
angewandt wird, 
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i)  nach Beendigung der Instandhaltung eine generelle Prüfung vornehmen, um sicherzustellen, dass alle Werkzeuge, 
Ausrüstungen und überschüssigen Teile oder Materialien aus dem Luftfahrzeug oder von der Komponente entfernt 
und alle abgenommenen Abdeckplatten wieder angebracht wurden, 

j)  sicherstellen, dass die durchgeführte Instandhaltung insgesamt ordnungsgemäß aufgezeichnet und dokumentiert wird. 

CAO.A.065 Freigabebescheinigung für Luftfahrzeuge 

Nach Abschluss sämtlicher erforderlichen Instandhaltung an Luftfahrzeugen nach diesem Anhang muss eine Freigabebe­
scheinigung für Luftfahrzeuge in Übereinstimmung mit Punkt M.A.801 des Anhangs I (Teil-M) bzw. mit 
Punkt ML.A.801 des Anhangs Vb (Teil-ML) ausgestellt werden. 

CAO.A.070 Freigabebescheinigung für Komponenten 

a) Nach Abschluss sämtlicher erforderlichen Instandhaltung an Komponenten nach diesem Anhang muss eine Freigabe­
bescheinigung für Komponenten in Übereinstimmung mit Punkt M.A.802 des Anhangs I (Teil-M) bzw. mit 
Punkt ML.A.802 des Anhangs Vb (Teil-ML) ausgestellt werden. Hierfür ist das EASA-Formblatt 1 nach Anlage II des 
Anhangs I (Teil-M) auszustellen, vorbehaltlich der Bestimmungen in Punkt M.A.502(b) oder (d) des Anhangs I (Teil-M) 
und Punkt ML.A.502 des Anhangs Vb (Teil-ML) und ausgenommen Komponenten, die gemäß Punkt CAO.A.020(c) 
hergestellt wurden. 

b)  Das in Punkt (a) genannte EASA-Formblatt 1 kann aus einer elektronischen Datenbank generiert werden. 

CAO.A.075 Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

a)  Jegliche mit der Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit zusammenhängenden Tätigkeiten müssen in 
Übereinstimmung mit den Anforderungen in Unterabschnitt C des Anhangs I (Teil-M) bzw. in Unterabschnitt C des 
Anhangs Vb (Teil-ML) durchgeführt werden. 

b)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation muss bei jedem von ihr geführten Luftfahrzeug  

1. ein Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm für das Luftfahrzeug entwickeln und überwachen und 

i)  im Fall von Luftfahrzeugen, die Anhang Vb (Teil-ML) entsprechen, das Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm 
und seine Änderungen genehmigen oder 

ii)  im Fall von Luftfahrzeugen, die Anhang I (Teil-M) entsprechen, das Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm 
und seine Änderungen der zuständigen Behörde zur Genehmigung vorlegen, es sei denn, die Genehmigung ist 
durch ein indirektes Genehmigungsverfahren gemäß Punkt M.A.302(c) des Anhangs I (Teil-M) abgedeckt,  

2. dem Eigentümer eine Kopie des Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramms zur Verfügung stellen,  

3. sicherstellen, dass für alle Änderungen und Reparaturen verwendete Unterlagen den Anforderungen gemäß 
Punkt M.A.304 bzw. Punkt ML.A.304 entsprechen, 

4. sicherstellen, dass die gesamte Instandhaltung in Übereinstimmung mit dem Luftfahrzeug-Instandhaltungs­
programm durchgeführt und gemäß Abschnitt A Unterabschnitt H des Anhangs I (Teil-M), Abschnitt A des 
Anhangs II (Teil-145) bzw. Abschnitt A Unterabschnitt H des Anhangs Vb (Teil-ML) freigegeben wird,  

5. sicherstellen, dass alle anzuwendenden Lufttüchtigkeitsanweisungen und betrieblichen Anweisungen, die sich auf 
die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit auswirken, umgesetzt werden,  

6. sicherstellen, dass alle Mängel, die im Verlauf der Instandhaltung entdeckt oder mitgeteilt worden sind, von 
einem entsprechenden genehmigten Instandhaltungsbetrieb oder von freigabeberechtigtem Personal behoben 
werden,  

7. sicherstellen, dass das Luftfahrzeug, wann immer dies erforderlich ist, einer ordnungsgemäß genehmigten 
Organisation oder unabhängigem freigabeberechtigten Personal zur Instandhaltung übergeben wird,  

8. die planmäßige Instandhaltung, die Anwendung von Lufttüchtigkeitsanweisungen, den Austausch von 
lebensdauerbegrenzten Teilen und die Inspektion von Komponenten koordinieren, um sicherzustellen, dass die 
Arbeiten ordnungsgemäß durchgeführt werden,  

9. alle Aufzeichnungen über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit und gegebenenfalls das technische Bordbuch 
des Luftfahrzeugs verwalten und archivieren,  

10. sicherstellen, dass der Wägebericht den aktuellen Zustand des Luftfahrzeugs wiedergibt. 
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CAO.A.080 Unterlagen für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 

Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation muss bei der Durchführung der in Punkt CAMO.A.315 bzw. 
Punkt CAO.A.075 genannten Aufgaben zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit über aktuelle anwendbare 
Instandhaltungsunterlagen nach Punkt M.A.401 des Anhangs I (Teil-M) oder nach Punkt ML.A.401 des Anhangs Vb 
(Teil-ML) verfügen und diese anwenden. Diese Unterlagen können vom Eigentümer bereitgestellt werden, sofern kein 
Vertrag nach Punkt M.A.201(h)(2), (i)(1), (e) oder (f) geschlossen wurde; in diesem Fall muss die kombinierte Lufttüchtig­
keitsorganisation solche Unterlagen nur für die Laufzeit des Vertrags aufbewahren, es sei denn, die Unterlagen müssen 
gemäß Punkt CAO.A.090(b) aufbewahrt werden. 

CAO.A.085 Prüfung der Lufttüchtigkeit 

Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation führt alle Prüfungen der Lufttüchtigkeit gemäß Punkt M.A.903 des 
Anhangs I (Teil-M) bzw. Punkt ML.A.903 des Anhangs Vb (Teil-ML) durch. 

CAO.A.090 Führung von Aufzeichnungen 

a)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation muss folgende Aufzeichnungen aufbewahren:  

1. die Instandhaltungsaufzeichnungen, die erforderlich sind, um nachzuweisen, dass alle Anforderungen dieses 
Anhangs für die Ausstellung der Freigabebescheinigung erfüllt wurden, einschließlich der Freigabedokumente des 
Unterauftragnehmers; die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation stellt dem Eigentümer des Luftfahrzeugs eine 
Kopie jeder Freigabebescheinigung zusammen mit einer Kopie etwaiger spezifischer Reparatur- oder Änderungsun­
terlagen zur Verfügung, die für die durchgeführten Reparaturen oder Änderungen verwendet wurden,  

2. die Aufzeichnungen über die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit, die erforderlich sind 

i)  gemäß Punkt M.A.305 und gegebenenfalls gemäß Punkt M.A.306 des Anhangs I (Teil-M), 

ii)  gemäß Punkt ML.A.305 des Anhangs Vb (Teil-ML),  

3. falls die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation das Recht gemäß Punkt CAO.A.095(c) besitzt, muss sie eine 
Kopie einer jeden gemäß Punkt ML.A.901(a) des Anhangs Vb (Teil-ML) ausgestellten Bescheinigung über die 
Prüfung der Lufttüchtigkeit und jeder erteilten oder, falls zutreffend, verlängerten Empfehlung zusammen mit allen 
Belegunterlagen aufbewahren,  

4. falls die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation das Recht gemäß Punkt CAO.A.095(d) besitzt, muss sie eine 
Kopie einer jeden gemäß Punkt 21.A.729 des Anhangs I (Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 ausgestellten 
Fluggenehmigung aufbewahren. 

b)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation muss eine Kopie der in Punkt (a)(1) beschriebenen Aufzeichnungen und 
alle zugehörigen Instandhaltungsunterlagen für einen Zeitraum von drei Jahren ab dem Datum aufbewahren, an dem 
sie das Luftfahrzeug oder Luftfahrzeugkomponenten, auf die sich die Arbeiten beziehen, für den Betrieb freigegeben 
hat. 

c)  Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation muss eine Kopie der in Punkt (a)(2) bis (a)(4) beschriebenen 
Aufzeichnungen für einen Zeitraum von zwei Jahren ab dem Datum aufbewahren, an dem sie das Luftfahrzeug 
endgültig außer Betrieb genommen hat. 

d)  Alle Aufzeichnungen müssen so aufbewahrt werden, dass sie vor Beschädigung, Änderung und Diebstahl geschützt 
sind. 

e)  Sämtliche EDV-Hardware für die Sicherung von Instandhaltungsaufzeichnungen muss an einem anderen Ort als dem 
gelagert werden, an dem sich diese Unterlagen befinden, und zwar in einer Umgebung, in der sichergestellt ist, dass 
sie in einem guten Zustand erhalten bleiben. 

f)  Wird die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit eines Luftfahrzeugs an eine andere Organisation oder 
Person übertragen, müssen alle gemäß den Punkten (a)(2) bis (a)(4) aufbewahrten Aufzeichnungen an diese 
Organisation oder Person übergeben werden. Ab dem Zeitpunkt der Übergabe finden die Punkte (b) und (c) auf diese 
Organisation oder Person Anwendung. 

g)  Beendet die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation ihre Tätigkeit, müssen alle aufbewahrten Aufzeichnungen wie 
folgt übergeben werden:  

1. die Aufzeichnungen gemäß Punkt (a)(1) müssen dem letzten Eigentümer oder Kunden des betreffenden 
Luftfahrzeugs oder der Komponente übergeben oder nach Vorschrift der zuständigen Behörde aufbewahrt werden,  

2. die Aufzeichnungen gemäß den Punkten (a)(2) bis (a)(4) müssen dem Eigentümer des Luftfahrzeugs übergeben 
werden. 

CAO.A.095 Rechte der Organisation 

Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation besitzt die folgenden Rechte: 

a)  Instandhaltung  

1. Luftfahrzeuge oder Komponenten, auf die sich ihre Genehmigung erstreckt, an den in der Bescheinigung über die 
Genehmigung und im kombinierten Lufttüchtigkeitshandbuch angegebenen Orten instandzuhalten, 
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2. spezielle Leistungen durch andere Organisationen durchführen zu lassen, die entsprechend qualifiziert sind und 
der Kontrolle der kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation unterliegen, nach den im kombinierten Lufttüchtig­
keitshandbuch festgelegten und von der zuständigen Behörde genehmigten Verfahren,  

3. Luftfahrzeuge oder Komponenten, auf die sich ihre Genehmigung erstreckt, an jedem beliebigen Ort und zu den 
im kombiniertes Lufttüchtigkeitshandbuch angegebenen Bedingungen instandzuhalten, soweit sich die 
Notwendigkeit für diese Instandhaltung aus dem Umstand ergibt, dass die Luftfahrzeuge nicht einsatzfähig sind 
oder gelegentliche Instandhaltungsarbeiten unterstützt werden müssen,  

4. Freigabebescheinigungen nach Abschluss der Instandhaltungsarbeiten in Übereinstimmung mit Punkt CAO.A.065 
oder Punkt CAO.A.070 auszustellen. 

b)  Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit  

1. die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit der Luftfahrzeuge zu führen, auf die sich ihre Genehmigung erstreckt,  

2. das Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm in Übereinstimmung mit Punkt ML.A.302(b)(2) für Luftfahrzeuge, die 
gemäß Anhang Vb (Teil-ML) geführt werden, zu genehmigen,  

3. begrenzte Aufgaben zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit durch eine andere, als Unterauftragnehmer tätige 
und ihrem Qualitätssicherungssystem unterstehende Organisation ausführen zu lassen, wie in der Bescheinigung 
über die Genehmigung angegeben,  

4. eine von der zuständigen Behörde, einer anderen kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation oder einem 
Unternehmen zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit ausgestellte Bescheinigung über die Prüfung 
der Lufttüchtigkeit in Übereinstimmung mit Punkt M.A.901(f) des Anhangs I (Teil-M) oder Punkt ML.A.901(c) des 
Anhangs Vb (Teil-ML) zu verlängern. 

c)  Prüfung der Lufttüchtigkeit  

1. Einer kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation mit Hauptgeschäftssitz in einem Mitgliedstaat, deren 
Genehmigung die in Punkt (b) genannten Rechte umfasst, kann die Genehmigung erteilt werden, Prüfungen der 
Lufttüchtigkeit gemäß Punkt M.A.901 des Anhangs I (Teil-M) bzw. Punkt ML.A.903 des Anhangs Vb (Teil-ML) 
durchzuführen und 

i)  damit zusammenhängende Bescheinigungen über die Prüfung der Lufttüchtigkeit auszustellen oder 
Empfehlungen für die Ausstellung von Bescheinigungen über die Prüfung der Lufttüchtigkeit zu erteilen, 

ii)  die Gültigkeit einer bestehenden Bescheinigung über die Prüfung der Lufttüchtigkeit zu verlängern.  

2. Einer kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation mit Hauptgeschäftssitz in einem Mitgliedstaat, deren 
Genehmigung die in Punkt (a) genannten Rechte umfasst, kann die Genehmigung erteilt werden, Prüfungen der 
Lufttüchtigkeit gemäß Punkt ML.A.903 des Anhangs Vb (Teil-ML) durchzuführen und damit zusammenhängende 
Bescheinigungen über die Prüfung der Lufttüchtigkeit auszustellen. 

d)  Fluggenehmigung 

Einer kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation mit Hauptgeschäftssitz in einem Mitgliedstaat, deren Genehmigung 
die in Punkt (c) genannten Rechte umfasst, kann die Genehmigung erteilt werden, eine Fluggenehmigung gemäß 
Punkt 21.A.711(d) des Anhangs I (Teil-21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 für Luftfahrzeuge zu erteilen, für die 
sie auch Bescheinigungen über die Prüfung der Lufttüchtigkeit ausstellen kann, sofern sie die Übereinstimmung mit 
den genehmigten Flugbedingungen nach einem angemessenen im kombinierten Lufttüchtigkeitshandbuch 
vorgesehenen Verfahren bescheinigt. 

e)  Einer kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation können per Genehmigung ein oder mehrere Rechte gewährt werden. 

CAO.A.100 Qualitätssicherungssystem und innerbetriebliche Prüfung 

a)  Um sicherzustellen, dass die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation weiterhin die Anforderungen dieses Anhangs 
erfüllt, richtet diese Organisation ein Qualitätssicherungssystem ein und benennt einen Qualitätsmanager. 

b)  Mit dem Qualitätssicherungssystem wird die Durchführung der unter diesen Anhang fallenden Tätigkeiten der 
Organisation überwacht. Insbesondere wird überwacht,  

1. dass alle diese Tätigkeiten in Übereinstimmung mit den genehmigten Verfahren durchgeführt werden,  

2. dass sämtliche vertraglich vereinbarte Instandhaltung vertragsgemäß durchgeführt wird,  

3. dass die Organisation weiterhin die Anforderungen dieses Anhangs erfüllt. 

c)  Die Aufzeichnungen dieser Überwachung müssen mindestens für die Dauer von zwei Jahren aufbewahrt werden. 

d)  Erhält die als kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation genehmigte Organisation eine zusätzliche Genehmigung 
gemäß einem anderen als diesem Anhang, kann das Qualitätssicherungssystem mit dem in dem anderen Anhang 
geforderten System kombiniert werden. 
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e)  Eine kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation gilt als kleine kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation, wenn eine der 
folgenden Bedingungen erfüllt ist:  

(1) Der Geltungsumfang der kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation umfasst nur Luftfahrzeuge, die unter Teil-ML 
fallen.  

(2) Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation verfügt über höchstens zehn an der Instandhaltung beteiligte 
Mitarbeiter (Vollzeitäquivalente).  

(3) Die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation verfügt über höchstens fünf an der Führung der Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit beteiligte Mitarbeiter (Vollzeitäquivalente). 

f)  Im Fall einer kleinen kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation kann das Qualitätssicherungssystem vorbehaltlich der 
Genehmigung durch die zuständige Behörde durch regelmäßige innerbetriebliche Prüfungen ersetzt werden. In diesem 
Fall darf die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation keine Aufgaben im Zusammenhang mit der Führung der 
Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit an Unterauftragnehmer vergeben. 

CAO.A.105 Änderungen bei der Organisation 

a)  Um der zuständigen Behörde die Feststellung zu ermöglichen, dass die Bestimmungen dieses Teils weiterhin erfüllt 
werden, muss der genehmigte Instandhaltungsbetrieb die Behörde von Vorhaben zur Durchführung einer der 
folgenden Änderungen unterrichten, bevor solche Änderungen stattfinden:  

1. Änderungen, die sich auf die Angaben in der Bescheinigung über die Genehmigung gemäß Anlage I und die 
Genehmigungsbedingungen dieses Anhangs auswirken,  

2. Änderungen der in Punkt CAO.A.035(a) und (b) genannten Personen,  

3. Änderungen der Luftfahrzeugmuster, die in den in Punkt CAO.A.020(a)(1) genannten Arbeitsumfang fallen, bei 
Flugzeugen mit einer höchstzulässigen Startmasse (MTOM) von mehr als 2 730 kg und bei Hubschraubern, die 
über eine höchstzulässige Startmasse von mehr als 1 200 kg verfügen oder für mehr als vier Insassen zugelassen 
sind,  

4. Änderungen des Arbeitsumfangs gemäß Punkt CAO.A.020(a)(2) bei vollständigen Turbinentriebwerken,  

5. Änderungen des in Punkt (b) festgelegten Kontrollverfahrens. 

b)  Alle sonstigen Änderungen in Bezug auf Orte, Einrichtungen, Ausrüstungen, Werkzeuge, Material, Verfahren, 
Arbeitsumfang und Personal werden von der kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation auf der Grundlage des im 
kombinierten Lufttüchtigkeitshandbuch vorgesehenen Kontrollverfahrens beaufsichtigt. Die kombinierte Lufttüchtig­
keitsorganisation übermittelt der zuständigen Behörde innerhalb von 15 Tagen ab dem Tag, an dem die Änderungen 
vorgenommen wurden, eine Beschreibung dieser Änderungen und der entsprechenden Änderungen im kombinierten 
Lufttüchtigkeitshandbuch. 

CAO.A.110 Fortdauer der Gültigkeit 

a)  Eine Genehmigung wird für eine unbegrenzte Dauer erteilt und bleibt gültig, sofern  

1. die Organisation die Anforderungen dieses Anhangs erfüllt, insbesondere in Bezug auf den Umgang mit 
Beanstandungen gemäß Punkt CAO.A.115,  

2. der zuständigen Behörde zwecks Prüfung der Einhaltung dieses Anhangs Zugang zu der Organisation gewährt 
wird,  

3. die zuständige Behörde die Genehmigung nicht zurückgegeben oder widerrufen hat. 

b)  Bei Rückgabe oder Widerruf der Genehmigung muss die Organisation die Bescheinigung über die Genehmigung an 
die zuständige Behörde zurückgeben. 

CAO.A.115 Beanstandungen 

a)  Als Beanstandung der Stufe 1 gilt jede schwerwiegende Nichterfüllung der Anforderungen von Teil-CAO, die den 
Sicherheitsstandard des Luftfahrzeugs herabsetzt und die Flugsicherheit ernsthaft gefährdet. 

b)  Als Beanstandung der Stufe 2 gilt jede Nichterfüllung der Anforderungen von Teil-CAO, die den Sicherheitsstandard 
des Luftfahrzeugs herabsetzen und die Flugsicherheit gefährden kann. 

c) Nach Erhalt einer Mitteilung über eine Beanstandung gemäß Punkt CAO.B.060 muss die kombinierte Lufttüchtigkeits­
organisation einen Plan mit Abhilfemaßnahmen annehmen und der zuständigen Behörde glaubhaft nachweisen, dass 
sie die erforderlichen Abhilfemaßnahmen zur Behebung der Beanstandung innerhalb des von der zuständigen 
Behörde festgelegten Zeitraums ergriffen hat. 
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ABSCHNITT B 

BEHÖRDLICHE ANFORDERUNGEN 

CAO.B.010 Geltungsbereich 

In diesem Abschnitt werden die Verwaltungsvorschriften festgelegt, die von den zuständigen Behörden im 
Zusammenhang mit den in Abschnitt A festgelegten Anforderungen an die Organisationen einzuhalten sind. 

CAO.B.017 Nachweisverfahren 

a)  Die Agentur muss annehmbare Nachweisverfahren (Acceptable Means of Compliance, AMC) erarbeiten, die 
verwendet werden können, um die Einhaltung der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte nachzuweisen. 

b) Zum Nachweis der Einhaltung der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungs­
rechtsakte können alternative Nachweisverfahren verwendet werden. 

c) Die zuständige Behörde richtet ein System, mit dem sich konsistent überprüfen lässt, ob alle alternativen Nachweis­
verfahren, die die ihrer Aufsicht unterliegenden Organisationen anwenden, die Feststellung der Einhaltung der 
Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte ermöglichen. 

d)  Die zuständige Behörde überprüft alle alternativen Nachweisverfahren, die von einer Organisation gemäß 
Punkt CAO.A.017 vorgeschlagen werden, mittels einer Analyse der vorgelegten Unterlagen und, falls dies für 
notwendig erachtet wird, einer Inspektion der Organisation. 

Stellt die zuständige Behörde fest, dass die alternativen Nachweisverfahren den Bestimmungen der Verordnung 
(EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte entsprechen, wird sie unverzüglich:  

1. dem Antragsteller mitteilen, dass die alternativen Nachweisverfahren angewandt werden können und, falls 
zutreffend, die Genehmigung oder Zulassung des Antragstellers entsprechend ändern,  

2. die Agentur unter Beifügung von Kopien aller einschlägigen Unterlagen über den Inhalt informieren. 

CAO.B.020 Führung von Aufzeichnungen 

a)  Die zuständige Behörde muss ein System zur Führung von Aufzeichnungen einrichten, anhand dessen das Verfahren 
zur Führung von Aufzeichnungen über die Erteilung, Verlängerung, Änderung, Aussetzung oder den Widerruf jeder 
einzelnen Zulassung verfolgt werden kann. 

b)  Die Aufzeichnungen der zuständigen Behörde für die Aufsicht über gemäß diesem Anhang genehmigte 
Organisationen müssen mindestens umfassen:  

1. den Antrag auf Genehmigung der Organisation,  

2. die Bescheinigung über die Genehmigung der Organisation einschließlich aller Änderungen,  

3. eine Kopie des Audit-Programms der Organisation, das die Termine für fällige und bereits durchgeführte Audits 
enthält,  

4. die Aufzeichnungen über die fortlaufende Aufsicht, einschließlich aller Auditaufzeichnungen, wie in 
Punkt CAO.B.055 vorgesehen,  

5. alle Beanstandungen, Maßnahmen zur Behebung von Beanstandungen und Empfehlungen,  

6. Kopien der einschlägigen Korrespondenz mit der Organisation,  

7. Angaben zu allen Freistellungsmaßnahmen gemäß Punkt CAO.B.035 und allen Durchsetzungsmaßnahmen,  

8. alle Berichte anderer zuständiger Behörden in Bezug auf die Aufsicht über die Organisation,  

9. das kombinierte Lufttüchtigkeitshandbuch und seine Änderungen,  

10. Kopien aller sonstigen von der zuständigen Behörde genehmigten Dokumente. 

c)  Der Aufbewahrungszeitraum für die Aufzeichnungen nach Punkt (b) beträgt mindestens fünf Jahre. 

d)  Alle Aufzeichnungen sind auf Anfrage der zuständigen Behörde eines anderen Mitgliedstaats oder der Agentur zur 
Verfügung zu stellen. 
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CAO.B.025 Gegenseitiger Informationsaustausch 

a)  Sofern dies für die Durchführung ihrer Aufgaben im Rahmen dieser Verordnung erforderlich ist, tauschen die 
zuständigen Behörden Informationen aus. 

b)  Im Fall einer mehrere Mitgliedstaaten betreffenden potenziellen Gefährdung der Sicherheit müssen sich die 
betroffenen zuständigen Behörden bei den notwendigen Aufsichtstätigkeiten gegenseitig unterstützen. 

CAO.B.030 Verantwortlichkeiten 

Die zuständige Behörde führt die erforderlichen Inspektionen und Untersuchungen durch, um zu überprüfen und 
sicherzustellen, dass die Organisationen, für die sie gemäß Punkt CAO.1 zuständig ist, die Anforderungen von 
Abschnitt A dieses Anhangs erfüllen. 

CAO.B.035 Ausnahmen 

Gewährt ein Mitgliedstaat gemäß Artikel 71 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2018/1139 eine Ausnahme von den 
Anforderungen dieses Anhangs, so muss die zuständige Behörde die Ausnahme aufzeichnen. Sie muss diese 
Aufzeichnungen gemäß Punkt CAO.B.020(b)(6) aufbewahren. 

CAO.B.040 Antrag 

Befinden sich Einrichtungen der kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation in mehr als einem Mitgliedstaat, ist das 
Erstzulassungsverfahren und die fortdauernde Aufsicht im Rahmen der Genehmigung zusammen mit den zuständigen 
Behörden durchzuführen, die von den Mitgliedstaaten benannt wurden, auf deren Hoheitsgebiet sich die anderen 
Einrichtungen befinden. 

CAO.B.045 Erstzulassungsverfahren 

a)  Wurde festgestellt, dass die Organisation die Anforderungen gemäß Punkt CAO.A.035(a) und (b) erfüllt, teilt die 
zuständige Behörde dem Antragsteller förmlich die Anerkennung des Personals mit. 

b)  Die zuständige Behörde stellt sicher, dass die im kombinierten Lufttüchtigkeitshandbuch aufgeführten Verfahren den 
Bestimmungen von Abschnitt A entsprechen und dass der verantwortliche Betriebsleiter die Verpflichtungserklärung 
gemäß Punkt CAO.A.025(a)(1) unterzeichnet hat. 

c)  Die zuständige Behörde überprüft, ob die Organisation den Bestimmungen von Abschnitt A entspricht. 

d)  Während der Überprüfung beruft die zuständige Behörde mindestens einmal eine Sitzung mit dem verantwortlichen 
Betriebsleiter ein, um sicherzustellen, dass sich dieser der Bedeutung der Genehmigung und der in 
Punkt CAO.A.025(a)(1) genannten Erklärung in vollem Umfang bewusst ist. 

e)  Alle Beanstandungen gemäß Punkt CAO.B.060 müssen der antragstellenden Organisation schriftlich bestätigt werden. 

g)  Vor Erteilung der Genehmigung müssen alle Beanstandungen von der Organisation behoben und von der 
zuständigen Behörde endgültig abgenommen werden. 

h)  Abweichend von den Punkten (a) bis (g) und von Punkt CAO.B.50(a) muss die zuständige Behörde im Fall von 
Organisationen, die eine Genehmigung gemäß diesem Anhang auf der Grundlage einer bestehenden und gemäß 
Unterabschnitt F oder Unterabschnitt G des Anhangs I (Teil-M) oder gemäß Anhang II (Teil-145) erteilten 
Genehmigung als Organisation beantragen, gemäß Artikel 4 Absatz 4  

1. in Übereinstimmung mit diesem Anhang und unter Verwendung des in Anlage I dieses Anhangs festgelegten 
EASA-Formblatts 3-CAO eine Genehmigung erteilen,  

2. innerhalb von zwei Jahren ab dem Zeitpunkt, zu dem sie die in Punkt (1) genannte Genehmigung erteilt hat, 
überprüfen, ob die betreffende Organisation die Anforderungen dieses Anhangs in Bezug auf die gewährten 
Rechte erfüllt. 

CAO.B.050 Ausstellung der Erstzulassung 

a)  Kommt die zuständige Behörde zum dem Schluss, dass der Antragsteller die Anforderungen von Punkt CAO.B.45 
erfüllt, stellt sie unter Verwendung des in Anlage I festgelegten EASA-Formblatts 3-CAO und unter Angabe der 
Genehmigungsbedingungen die Zulassung aus. 

b)  Die zuständige Behörde muss die Referenznummer der kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation wie im 
EASA-Formblatt 3-CAO in Anlage I festgelegt, angeben. 
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CAO.B.055 Fortdauernde Aufsicht 

a)  Die zuständige Behörde muss ein Aufsichtsprogramm einrichten und auf dem neuesten Stand halten, in dem alle 
kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisationen angegeben werden, denen sie eine Zulassung ausgestellt hat, sowie die 
Termine für fällige und bereits durchgeführte Audits bei den kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisationen. 

b)  Die zuständige Behörde führt bei jeder kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation, der sie eine Genehmigung erteilt 
hat, in Abständen von höchstens 24 Monaten ein Audit durch. Diese Audits müssen sich insbesondere auf die 
Änderungen an der Organisation konzentrieren, die der zuständigen Behörde gemäß dem in Punkt CAO.A.105(b) 
festgelegten Verfahren mitgeteilt wurden. 

c)  Innerhalb von 24 Monaten ist anhand einer repräsentativen Stichprobe von Luftfahrzeugen, die von der kombinierten 
Lufttüchtigkeitsorganisation geführt werden, sofern die Organisation über eine Genehmigung dafür verfügt, eine 
Prüfung vorzunehmen. Die Größe der Stichprobe wird von der zuständigen Behörde festgelegt und basiert auf dem 
Ergebnis vorangegangener Audits und früherer Erzeugnisprüfungen. 

d)  Die zuständige Behörde bestätigt der kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation schriftlich alle während dieser Audits 
erhobenen Beanstandungen. 

e)  Die zuständige Behörde muss über alle bei diesen Audits erhobenen Beanstandungen, über alle Maßnahmen zur 
Behebung der Beanstandungen und alle erteilten Empfehlungen Aufzeichnungen führen. 

f)  Die zuständige Behörde beruft mindestens einmal innerhalb von 24 Monaten eine Sitzung mit dem verantwortlichen 
Betriebsleiter der kombinierten Lufttüchtigkeitsorganisation ein. 

CAO.B.060 Beanstandungen 

a)  Wird im Verlauf des Audits oder auf andere Weise nachgewiesen, dass die Anforderungen von Teil-CAO nicht erfüllt 
werden, muss die zuständige Behörde die folgenden Maßnahmen ergreifen:  

1. Bei Beanstandungen der Stufe 1 muss die zuständige Behörde umgehend Maßnahmen ergreifen, um die 
Genehmigung als kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation, je nach Umfang der Beanstandung der Stufe 1, ganz 
oder teilweise zurückzunehmen, zu beschränken oder auszusetzen, bis die Organisation erfolgreiche Maßnahmen 
zur Behebung der Beanstandung durchgeführt hat, und  

2. bei Beanstandungen der Stufe 2 muss die zuständige Behörde gemäß der Art der Beanstandung eine angemessene 
Frist von höchstens drei Monaten für Abhilfemaßnahmen setzen – unter gewissen Umständen kann die zuständige 
Behörde nach Ablauf der ersten Frist und in Abhängigkeit von der Art der Beanstandung die dreimonatige Frist 
vorbehaltlich eines zufriedenstellenden Plans mit Abhilfemaßnahmen verlängern. 

b)  Bei Nichteinhaltung der von der zuständigen Behörde gewährten Frist muss diese die Genehmigung ganz oder 
teilweise aussetzen. 

CAO.B.065 Änderungen 

a)  Bei Eingang eines Antrags auf eine Änderung gemäß Punkt CAO.A.105(a) überprüft die zuständige Behörde die 
Einhaltung der einschlägigen Anforderungen durch die Organisation, bevor sie die Genehmigung für die Änderung 
erteilt. 

b)  Die zuständige Behörde kann die Bedingungen angeben, unter denen die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation 
während der Änderung arbeiten darf, sofern sie nicht zu dem Ergebnis kommt, dass die Zulassung der Organisation 
aufgrund der Art oder des Umfangs der Änderungen ausgesetzt werden muss. 

c)  Bei Änderungen, die keiner vorherigen Genehmigung bedürfen, überprüft die zuständige Behörde während der 
Aufsichtstätigkeiten, ob die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation das genehmigte Kontrollverfahren nach 
Punkt CAO.A.105(b) einhält und die geltenden Anforderungen erfüllt. 

CAO.B.070 Aussetzung, Beschränkung und Widerruf 

Die zuständige Behörde muss 

a)  eine Genehmigung aus triftigen Gründen bei einer potenziellen Gefährdung der Sicherheit aussetzen oder 

b)  eine Genehmigung gemäß Punkt CAO.B.060 aussetzen, widerrufen oder einschränken.  

4.9.2019 L 228/101 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Anlage I 

Zulassung als kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation (CAO) – EASA-Formblatt 3-CAO 

a)  Innerhalb der von der zuständigen Behörde festgelegten Genehmigungsklasse(n) und -kategorie(n) werden die 
genauen Grenzen der Genehmigung durch den im kombinierten Lufttüchtigkeitshandbuch aufgeführten 
Arbeitsumfang festgelegt. Es ist daher unbedingt erforderlich, dass die Genehmigungsklasse(n) und -kategorie(n) und 
der Arbeitsumfang der Organisation miteinander vereinbar sind. 

b)  Eine Berechtigung für Luftfahrzeuge in Bezug auf die Instandhaltungsrechte bedeutet, dass die kombinierte 
Lufttüchtigkeitsorganisation die Instandhaltung am Luftfahrzeug und an jeglichen Komponenten (einschließlich 
Motoren) in Übereinstimmung mit den Instandhaltungsunterlagen des Luftfahrzeugs oder, wenn die zuständige 
Behörde dem zugestimmt hat, in Übereinstimmung mit den Instandhaltungsunterlagen für Komponenten, nur 
durchführen darf, solange diese Komponenten im Luftfahrzeug eingebaut sind. Dessen ungeachtet können 
kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisationen mit Berechtigung für Luftfahrzeuge eine Komponente vorübergehend 
für Instandhaltungszwecke ausbauen, um die Zugänglichkeit zu dieser Komponente zu erleichtern, sofern der Ausbau 
keine zusätzliche Instandhaltung erforderlich macht, die nicht unter die Anforderungen von Punkt (b) fällt. Dies 
unterliegt einem im kombinierten Lufttüchtigkeitshandbuch aufgeführten Kontrollverfahren, das von der zuständigen 
Behörde zu genehmigen ist. 

c)  Eine Berechtigung für Motoren (Turbinentriebwerke, Kolbentriebwerke und elektrische Motoren) bedeutet, 
dass die kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation Instandhaltungszwecke am nicht eingebauten Motor und an 
Komponenten des Motors in Übereinstimmung mit den Instandhaltungsunterlagen des Motors oder, wenn die 
zuständige Behörde dem zugestimmt hat, in Übereinstimmung mit den Instandhaltungsunterlagen für Komponenten, 
nur durchführen darf, solange diese Komponenten in den Motor eingebaut sind. Dessen ungeachtet können 
kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisationen mit Berechtigung für Motoren eine Komponente vorübergehend für 
Instandhaltungszwecke ausbauen, um die Zugänglichkeit zu dieser Komponente zu erleichtern, sofern der Ausbau 
keine zusätzliche Instandhaltung erforderlich macht, die nicht unter die Anforderungen von Punkt (c) fällt. Eine 
kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation mit Berechtigung für Motoren darf vorbehaltlich des im kombinierten 
Lufttüchtigkeitshandbuch aufgeführten und von der zuständigen Behörde zu genehmigenden Kontrollverfahrens eine 
Instandhaltung an einem eingebauten Motor während der „Base Maintenance“ und der „Line Maintenance“ 
durchführen. 

d)  Eine Berechtigung für Komponenten (ausgenommen vollständige Motoren) bedeutet, dass die kombinierte 
Lufttüchtigkeitsorganisation eine Instandhaltung an nicht eingebauten Komponenten (ausgenommen vollständige 
Motoren) durchführen darf, die für den Einbau in ein Luftfahrzeug oder einen Motor vorgesehen sind. Diese 
kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation darf vorbehaltlich des im kombinierten Lufttüchtigkeitshandbuch 
aufgeführten und von der zuständigen Behörde zu genehmigenden Kontrollverfahrens auch eine Instandhaltung an 
einem eingebauten Motor (ausgenommen vollständige Motoren) während der „Base Maintenance“ und der „Line 
Maintenance“ oder in einer Instandhaltungseinrichtung für Motoren durchführen. 

e)  Bei einer Berechtigung für zerstörungsfreie Prüfungen (NDT) handelt es sich um eine selbstständige 
Berechtigung, die nicht notwendigerweise mit einem bestimmten Luftfahrzeug, einem bestimmten Motor oder einer 
bestimmten sonstigen Komponente in Verbindung steht. Die Berechtigung für zerstörungsfreie Prüfungen ist nur für 
eine kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation erforderlich, die zerstörungsfreie Prüfungen als gesonderte Aufgabe für 
eine andere Organisation durchführt. Eine kombinierte Lufttüchtigkeitsorganisation mit einer Berechtigung für 
Luftfahrzeuge, Motoren oder Komponenten darf zerstörungsfreie Prüfungen an Erzeugnissen durchführen, die von ihr 
instandgehalten werden, sofern das kombinierte Lufttüchtigkeitshandbuch Verfahren für zerstörungsfreie Prüfungen 
enthält, ohne dass eine Berechtigung für zerstörungsfreie Prüfungen erforderlich ist.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/1384 DER KOMMISSION 

vom 24. Juli 2019 

zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 965/2012 und (EU) Nr. 1321/2014 in Bezug auf den 
Einsatz von in einem Luftverkehrsbetreiberzeugnis für den nichtgewerblichen Flugbetrieb und 
spezialisierten Flugbetrieb aufgeführten Luftfahrzeugen, die Festlegung betrieblicher Anforderungen 
an die Durchführung von Instandhaltungstestflügen, die Festlegung von Vorschriften für den 
nichtgewerblichen Flugbetrieb mit verringerter Kabinenbesatzung an Bord und redaktionelle 

Aktualisierungen in Bezug auf die Anforderungen an den Flugbetrieb 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2018 zur 
Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit sowie zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 2111/2005, (EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 996/2010, 
(EU) Nr. 376/2014 und der Richtlinien 2014/30/EU und 2014/53/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, und 
zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 552/2004 und (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des 
Rates und der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates (1), insbesondere auf Artikel 17 Absatz 1 und Artikel 31, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Verordnung (EU) Nr. 965/2012 der Kommission (2) enthält detaillierte Vorschriften für den gewerblichen 
Luftverkehr („CAT“), für den nichtgewerblichen Flugbetrieb mit technisch komplizierten motorgetriebenen 
Luftfahrzeugen und anderen als technisch komplizierten motorgetriebenen Luftfahrzeugen, für den gewerblichen 
spezialisierten und den nichtgewerblichen spezialisierten Flugbetrieb sowie für bestimmte gewerbliche 
spezialisierte Flugbetriebe mit hohem Risiko. In diesen Vorschriften wird nicht berücksichtigt, dass mit ein und 
demselben Luftfahrzeug während seiner Betriebszeit mehrere Flugbetriebsarten ausgeführt werden können. 

(2)  Wird die Betriebsart von Luftfahrzeugen vom CAT-Betrieb zum nichtgewerblichen Flugbetrieb oder spezialisierten 
Flugbetrieb geändert, sollten daher neue Vorschriften eingeführt werden, damit diese Luftfahrzeuge unterbre­
chungsfrei eingesetzt werden können. Diese Vorschriften sollten so flexibel sein, dass dasselbe Luftfahrzeug von 
Betreibern im nichtgewerblichen Flugbetrieb oder spezialisierten Flugbetrieb eingesetzt werden kann, ohne dass es 
aus dem Luftverkehrsbetreiberzeugnis („air operator certificate“, im Folgenden „AOC“) ausgetragen werden 
muss. Zudem sollte dieser neue operative Rahmen eine reibungslose Umsetzung und eine wirksame Aufsicht über 
diese Flugbetriebsarten ohne Beeinträchtigung der Sicherheit gewährleisten. 

(3)  Nach der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 muss ein AOC-Inhaber die verschiedenen Betriebsverfahren, die er auf 
das Spektrum seines nichtgewerblichen Flugbetriebs anwendet, von der zuständigen Behörde genehmigen lassen. 
Diese Anforderung stellt eine Ungleichbehandlung von AOC-Inhabern und nichtgewerblichen Betreibern für die 
gleiche Art von Flugbetrieb dar und sollte daher im Sinne einer kohärenten Regulierung aufgehoben werden. 

(4)  Angesichts von Sicherheitsempfehlungen und Rückmeldungen der Mitgliedstaaten und Interessenträger, 
einschließlich der Normungsinspektionen, ist die Kommission zu der Ansicht gelangt, dass die Verordnung (EU) 
Nr. 965/2012 aktualisiert werden sollte, um dem Stand der Technik und den bewährten Verfahren in Bezug auf 
verschiedene Anforderungen an den Flugbetrieb Rechnung zu tragen. Redaktionelle Änderungen sollten dort 
vorgenommen werden, wo Verweise auf aufgehobene Verordnungen, insbesondere auf die Verordnung (EG) 
Nr. 2042/2003 der Kommission (3) und die Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (4), aktualisiert werden müssen. Außerdem sollten zur Präzisierung mehrerer vorhandener Bestimmungen 
neue Formulierungen hinzugefügt werden. 
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(1) ABl. L 212 vom 22.8.2018, S. 1. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 965/2012 der Kommission vom 5. Oktober 2012 zur Festlegung technischer Vorschriften und von Verwaltungs­

verfahren in Bezug auf den Flugbetrieb gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 
(ABl. L 296 vom 25.10.2012, S. 1). 

(3) Verordnung (EG) Nr. 2042/2003 der Kommission vom 20. November 2003 über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von 
Luftfahrzeugen und luftfahrttechnischen Erzeugnissen, Teilen und Ausrüstungen und die Erteilung von Genehmigungen für 
Organisationen und Personen, die diese Tätigkeiten ausführen (ABl. L 315 vom 28.11.2003, S. 1). 

(4) Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Februar 2008 zur Festlegung gemeinsamer 
Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Europäischen Agentur für Flugsicherheit, zur Aufhebung der Richtlinie 
91/670/EWG des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 und der Richtlinie 2004/36/EG (ABl. L 79 vom 19.3.2008, S. 1). 



(5)  Bei Flügen, die mit Luftfahrzeugen durchgeführt wurden, die einer nur unvollständigen oder unzureichenden 
Instandhaltung unterzogen worden waren, oder bei Flügen, mit denen die Angemessenheit der Instandhaltung des 
Luftfahrzeugs überprüft werden sollte („Instandhaltungstestflüge“), kam es zu einer Reihe von Flugunfällen oder 
Störungen. Vor dem Hintergrund des Airbus-A320-232-Unfalls vom 27. November 2008 vor der Küste von 
Canet-Plage (Frankreich) sollte die Verordnung (EU) Nr. 965/2012 dahingehend geändert werden, dass eine 
genaue Begriffsbestimmung dieser Kategorie von Flügen aufgenommen wird und die von den Flugbesatzungen 
gegebenenfalls einzuhaltenden Mindestanforderungen sowie die bei der Vorbereitung und Durchführung dieser 
Flüge einzuhaltenden Verfahren festgelegt werden. 

(6)  Darüber hinaus sollten für Luftfahrzeuge mit einer höchstzulässigen betrieblichen Fluggastsitzanzahl („Maximum 
Operational Passenger Seating Configuration“, im Folgenden „MOPSC“) von über 19 Sitzplätzen und mit 
höchstens 19 Fluggästen, sofern bestimmte Bedingungen erfüllt sind, weniger strenge Anforderungen an den 
nichtgewerblichen Flugbetrieb ohne im Einsatz befindliche Kabinenbesatzung an Bord eingeführt werden. Den 
Betreibern sollte es gestattet sein, unter der Voraussetzung, dass sie geeignete Maßnahmen zur Minderung der 
Risiken ergreifen, einen solchen Betrieb auf der Grundlage dieser weniger strengen Anforderungen durchzuführen. 

(7)  Nach der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 sind gewerbliche Luftverkehrsbetreiber verpflichtet, den Fluggästen eine 
Sicherheitsunterweisung zu geben und ihnen eine Karte mit Sicherheitshinweisen zur Verfügung zu stellen' deren 
bildhaften Darstellungen die Fluggäste die Bedienung der Notfallausrüstung und die von ihnen zu benutzenden 
Notausgänge entnehmen können. In die Verordnung (EU) Nr. 965/2012 sollte eine neue Begriffsbestimmung für 
die Notausgänge aufgenommen werden. 

(8)  Die Verordnung (EU) Nr. 965/2012 sollte daher nach Maßgabe von Anhang I dieser Verordnung geändert 
werden. 

(9)  Nach einer Änderung der Nutzung eines Luftfahrzeugs vom gewerblichen Luftverkehrsbetrieb zum 
nichtgewerblichen Flugbetrieb oder spezialisierten Flugbetrieb sollte die Verantwortung für die Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit des dieser Änderung unterliegenden Luftfahrzeugs auf der Ebene der AOC-Inhaber verbleiben. 
Daher sollten die Anhänge I (Teil-M) und Vb (Teil-ML) der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 der Kommission (5) 
entsprechend geändert werden. 

(10)  Die Agentur hat Entwürfe für Durchführungsvorschriften ausgearbeitet und diese der Kommission als 
Stellungnahmen (6) gemäß den Artikeln 75 und 76 der Verordnung (EU) 2018/1139 übermittelt. 

(11)  Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen stehen in Einklang mit der Stellungnahme des 
gemäß Artikel 127 der Verordnung (EU) 2018/1139 eingesetzten Ausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Änderungen der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 

Die Verordnung (EU) Nr. 965/2012 wird wie folgt geändert:  

1. Artikel 2 Nummer 7 erhält folgende Fassung:  

„7. ‚Spezialisierter Flugbetrieb‘ (specialised operation) bezeichnet jeden Flugbetrieb mit Ausnahme des gewerblichen 
Luftverkehrsbetriebs, bei dem das Luftfahrzeug für spezialisierte Tätigkeiten, etwa für die Landwirtschaft, 
Bautätigkeiten, Luftaufnahmen, Vermessung, Beobachtung und Überwachung, Luftwerbung oder Instandhaltungs­
testflüge eingesetzt wird.“;  

2. Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b)  Flüge ohne Fluggäste oder Fracht, bei denen das Flugzeug oder der Hubschrauber für die Überholung, die 
Reparatur, Inspektionen, die Auslieferung, die Ausfuhr oder ähnliche Zwecke überführt wird, sofern das 
Luftfahrzeug nicht in einem Luftverkehrsbetreiberzeugnis oder in einer Erklärung aufgeführt ist.“; 
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(5) Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 der Kommission vom 26. November 2014 über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von 
Luftfahrzeugen und luftfahrttechnischen Erzeugnissen, Teilen und Ausrüstungen und die Erteilung von Genehmigungen für 
Organisationen und Personen, die diese Tätigkeiten ausführen (ABl. L 362 vom 17.12.2014, S. 1). 

(6) Stellungnahme Nr. 04/2017 der Europäischen Agentur für Flugsicherheit vom 29. Juni 2017 im Hinblick auf einen Entwurf einer 
Verordnung der Kommission zur Überarbeitung der Vorschriften für den Flugbetrieb und die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 
sowie Stellungnahme Nr. 01/2017 der Europäischen Agentur für Flugsicherheit vom 7. März 2017 im Hinblick auf einen Entwurf einer 
Verordnung der Kommission zur Überarbeitung der Vorschriften für den Flugbetrieb in Bezug auf Instandhaltungstestflüge. 



3. der folgende Artikel 9aa wird eingefügt: 

„Artikel 9aa 

Anforderungen an die Flugbesatzung bei Instandhaltungstestflügen 

Einem Piloten, der vor dem 20. August 2019 als verantwortlicher Pilot einen nach der Begriffsbestimmung in 
Anhang VIII Punkt SPO.SPEC.MCF.100 als Instandhaltungstestflug der Stufe A eingestuften Instandhaltungstestflug 
durchgeführt hat, wird dieses für die Zwecke der Erfüllung von Punkt SPO.SPEC.MCF.115(a)(1) jenes Anhangs 
angerechnet. In diesem Fall muss der Betreiber sicherstellen, dass der verantwortliche Pilot ein Briefing zu etwaigen 
Unterschieden erhält, die zwischen der vor dem 20. August 2019 geltenden betrieblichen Praxis und den 
Verpflichtungen aus Anhang VII Teilabschnitt E Abschnitte 5 und 6 dieser Verordnung bestehen, auch zu solchen, die 
sich aus den einschlägigen, vom Betreiber festgelegten Verfahren ergeben.“;  

4. Die Anhänge I, II, III, IV, V, VI, VII und VIII werden gemäß Anhang I dieser Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Änderungen der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 

Anhang I (Teil-M) und Anhang Vb (Teil-ML) der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 werden gemäß Anhang II der 
vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 3 

Inkrafttreten und Geltungsbeginn 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 24. Juli 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG I 

Die Anhänge I, II, III, IV, V, VI, VII und VIII der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 werden wie folgt geändert:  

1. Anhang I (Teil-DEF) wird wie folgt geändert: 

a)  Punkt 17 erhält folgende Fassung:  

„17. ‚Kategorie A in Bezug auf Hubschrauber‘ (category A with respect to helicopters): ein mehrmotoriger 
Hubschrauber, der gemäß den geltenden Zulassungsspezifikationen mit voneinander unabhängigen Motoren 
und Systemen ausgelegt und in der Lage ist, bei Ausfall eines kritischen Motors unter Anwendung der für 
diesen Fall festgelegten Werte für Start und Landung, welche die Anforderungen für die Eignung der 
Landefläche sowie die Daten für die notwendige Leistungsfähigkeit enthalten, den Flug sicher fortzusetzen 
oder einen sicheren Startabbruch durchzuführen;“ 

b)  der folgende Punkt 45a wird eingefügt:  

„45a. ‚Notausgang‘ (emergency exit): ein eingebauter ausgangsähnlicher Ausstieg aus dem Luftfahrzeug, der es in 
größtmöglichem Umfang gestattet, innerhalb eines angemessenen Zeitraums den Fluggastraum und das 
Cockpit zu räumen und der eine Tür in Fußbodenhöhe, einen Fensterausstieg oder eine andere Ausstiegsart, 
z. B. eine Luke im Cockpit und einen Ausstieg über den Heckkonus umfasst;“ 

c)  der folgende Punkt 48a wird eingefügt:  

„48a. ‚Flugbesatzungsmitglied‘ (flight crew member): ein zugelassenes Besatzungsmitglied, das während der 
Flugdienstzeit mit für den Betrieb eines Luftfahrzeugs wesentlichen Aufgaben betraut wurde;“ 

d)  der folgende Punkt 49a wird eingefügt:  

„49a. ‚Flugdienstberater‘ (flight operations officer, flight dispatcher): eine vom Betreiber benannte, ausreichend 
qualifizierte Person für die Kontrolle und Überwachung des Flugbetriebs, die für die Unterstützung, 
Einweisung und/oder Assistenz des verantwortlichen Piloten im Hinblick auf die sichere Durchführung des 
Flugs zuständig ist;“ 

e)  der folgende Punkt 76a wird eingefügt:  

„76a. ‚Instandhaltungstestflug‘ (Maintenance Check Flight, MCF): die Durchführung eines Flugs mit einem 
Luftfahrzeug, für das ein Lufttüchtigkeitszeugnis oder eine Fluggenehmigung vorliegt, zum Zweck der 
Fehlersuche oder zur Überprüfung der Funktionsfähigkeit eines oder mehrerer Systeme, Bau- oder 
Ausrüstungsteile nach der Instandhaltung, wenn deren Funktionsfähigkeit nicht während der 
Bodenkontrolle festgestellt werden kann und der Flug in einer der folgenden Situationen durchgeführt wird: 

a)  der Testflug ist laut Luftfahrzeug-Instandhaltungshandbuch (Aircraft Maintenance Manual, AMM) oder 
durch sonstige Instandhaltungsunterlagen vorgeschrieben, die vom Inhaber der Entwurfsgenehmigung, 
der für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs verantwortlich ist, herausgegeben 
werden; 

b)  der Testflug nach der Instandhaltung wird vom Betreiber vorgeschrieben oder von der Organisation 
vorgeschlagen, die für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrzeugs verantwortlich ist; 

c)  der Testflug wird vom Instandhaltungsbetrieb zur Überprüfung des Erfolgs einer Mängelbeseitigung 
gefordert; 

d)  der Testflug wird zur Unterstützung der Eingrenzung des Fehlers oder der Fehlersuche durchgeführt;“ 

f)  die folgenden Punkte 95a und 95b werden eingefügt:  

„95a. ‚Personentragmittelsystem‘ (Personnel-Carrying Device System, PCDS): ein System, das aus einer oder 
mehreren Vorrichtungen besteht, die während des Transports von Personen-Außenlasten am Hubschrauber 
(Human External Cargo, HEC) oder im Hubschrauberwindenbetrieb (Helicopter Hoist Operations, HHO) 
entweder an einer Seilwinde oder einem Lasthaken oder an der Drehflüglerzelle befestigt sind. Die 
Vorrichtungen haben die strukturelle Eigenschaft und Merkmale, die für den Transport von Personen- 
Außenlasten am Hubschrauber erforderlich sind, z. B. ein Sicherheitsgeschirr mit oder ohne 
Schnellverschluss und Stropp mit einem Anschlussring, einem starren Korb oder einem Käfig; 
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95b. ‚einfaches Personentragmittelsystem‘ (simple PCDS): ein PCDS, das die folgenden Bedingungen erfüllt: 

a)  es entspricht einer harmonisierten Norm gemäß der Verordnung (EU) 2016/425 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (*) oder der Richtlinie 2006/42/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates (**); 

b)  es ist zur Sicherung einer einzigen Person (z. B. die Person, die die Seilwinde oder den Lasthaken 
bedient, ein Aufgabenspezialist oder ein Fotograf) in der Kabine oder von höchstens zwei Personen 
außerhalb der Kabine ausgelegt; 

c)  es handelt sich um keine starre Struktur wie einen Käfig, eine Plattform oder einen Korb;“  

(*) Verordnung (EU) 2016/425 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 über persönliche 
Schutzausrüstungen und zur Aufhebung der Richtlinie 89/686/EWG des Rates (ABl. L 81 vom 31.3.2016, 
S. 51). 

(**) Richtlinie 2006/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 über Maschinen und 
zur Änderung der Richtlinie 95/16/EG (ABl. L 157 vom 9.6.2006, S. 24).“ 

g)  der folgende Punkt 103b wird eingefügt:  

„103b. ‚Luftverkehrsregeln‘ (rules of the air): die in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 923/2012 der 
Kommission (*) festgelegten Vorschriften;  

(*) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 923/2012 der Kommission vom 26. September 2012 zur Festlegung 
gemeinsamer Luftverkehrsregeln und Betriebsvorschriften für Dienste und Verfahren der Flugsicherung und zur 
Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1035/2011 sowie der Verordnungen (EG) Nr. 1265/2007, 
(EG) Nr. 1794/2006, (EG) Nr. 730/2006, (EG) Nr. 1033/2006 und (EU) Nr. 255/2010 (ABl. L 281 vom 
13.10.2012, S. 1).“  

2. Anhang II (Teil-ARO) wird wie folgt geändert: 

a)  Punkt ARO.GEN.120 wird wie folgt geändert: 

i)  Die Punkte (a), (b) und (c) erhalten folgende Fassung: 

„a)  Die Agentur hat annehmbare Nachweisverfahren (Acceptable Means of Compliance, AMC) zu erarbeiten, 
die zur Feststellung der Einhaltung der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte verwendet werden dürfen. 

b)  Alternative Nachweisverfahren dürfen angewandt werden, um die Einhaltung der Verordnung 
(EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte festzustellen. 

c)  Die zuständige Behörde muss ein System einrichten, mit dem sich konsequent überprüfen lässt, ob die 
alternativen Nachweisverfahren, die sie selbst oder Organisationen und Personen, die ihrer Aufsicht 
unterliegen, anwenden, der Verordnung (EU) 2018/1139 und ihren delegierten Rechtsakten und Durchfüh­
rungsrechtakten genügen. Dieses System muss Verfahren zur Begrenzung, zum Widerruf oder zur 
Änderung genehmigter alternativer Nachweisverfahren umfassen, die von der zuständigen Behörde 
nachweislich als mit der Verordnung (EU) 2018/1139 sowie den auf ihrer Grundlage erlassenen 
delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten nicht übereinstimmend befunden wurden.“ 

ii)  Punkt (d)(3) wird gestrichen. 

b)  Punkt ARO.GEN.135(a) erhält folgende Fassung: 

„a)  Unbeschadet der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates (*) muss die 
zuständige Behörde ein System für die angemessene Erfassung, Analyse und Weitergabe von Sicherheitsinfor­
mationen anwenden.  

(*) Verordnung (EU) Nr. 376/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 2014 über die 
Meldung, Analyse und Weiterverfolgung von Ereignissen in der Zivilluftfahrt, zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 996/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 
2003/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnungen (EG) Nr. 1321/2007 und 
(EG) Nr. 1330/2007 der Kommission (ABl. L 122 vom 24.4.2014, S. 18).“ 

c)  Punkt ARO.GEN.300(a)(2) erhält folgende Fassung: 

„2.  fortlaufende Einhaltung der anwendbaren Anforderungen durch von ihr genehmigte Organisationen, von ihr 
genehmigtem spezialisiertem Flugbetrieb und Organisationen, von denen sie eine Erklärung erhalten hat,“ 
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d)  Punkt ARO.GEN.350(d)(4) erhält folgende Fassung: 

„4.  Die zuständige Behörde hat über alle ermittelten oder ihr nach Punkt (e) angezeigten Beanstandungen 
Aufzeichnungen zu führen, auch gegebenenfalls über die von ihr angewandten Durchsetzungsmaßnahmen 
sowie über alle Abhilfemaßnahmen und das Datum der abschließenden Erledigung der Beanstandungen.“ 

e)  Punkt ARO.OPS.110 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (a)(3)erhält folgende Fassung: 

„3.  ORO.AOC.110(e) für das Vermieten eines Luftfahrzeugs ohne Besatzung an einen beliebigen Betreiber, 
ausgenommen in den in Anhang III Punkt ORO.GEN.310 genannten Fällen,“ 

ii)  Punkt (b) wird wie folgt geändert: 

—  Punkt (2) erhält folgende Fassung: 

„2.  gegen den Vermieter eine Betriebsuntersagung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (*) ergangen ist,  

(*) Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 
2005 über die Erstellung einer gemeinschaftlichen Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der 
Gemeinschaft eine Betriebsuntersagung ergangen ist, sowie über die Unterrichtung von Fluggästen 
über die Identität des ausführenden Luftfahrtunternehmens und zur Aufhebung des Artikels 9 der 
Richtlinie 2004/36/EG (ABl. L 344 vom 27.12.2005, S. 15).“ 

—  folgender Punkt (3) wird angefügt: 

„3.  die gemäß der Verordnung (EU) Nr. 452/2014 der Kommission (*) erteilte Genehmigung ausgesetzt, 
widerrufen oder zurückgegeben wurde.  

(*) Verordnung (EU) Nr. 452/2014 der Kommission vom 29. April 2014 zur Festlegung von technischen 
Vorschriften und Verwaltungsverfahren für den Flugbetrieb von Drittlandsbetreibern gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 133 vom 
6.5.2014, S. 12).“ 

iii)  Punkte (d)(1) und (2) erhalten folgende Fassung:  

„1. eine entsprechende Abstimmung mit der zuständigen Behörde, die gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 1321/2014 der Kommission (*) für die fortlaufende Aufsicht über das Luftfahrzeug oder für den 
Betrieb des Luftfahrzeugs verantwortlich ist, wenn dies nicht dieselbe Behörde ist,  

2. dass das Luftfahrzeug zeitnah aus dem Luftverkehrsbetreiberzeugnis des Betreibers ausgetragen wird, 
außer in den in Anhang III Punkt ORO.GEN.310 genannten Fällen.  

(*) Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 der Kommission vom 26. November 2014 über die Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen und luftfahrttechnischen Erzeugnissen, Teilen und Ausrüstungen 
und die Erteilung von Genehmigungen für Organisationen und Personen, die diese Tätigkeiten ausführen 
(ABl. L 362 vom 17.12.2014, S. 1).“ 

f)  Punkt ARO.OPS.150(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  Entsprechen die Risikobewertung und SOP den Anforderungen, erteilt die zuständige Behörde des Betreibers 
die Genehmigung gemäß Anlage IV. Die Genehmigung kann befristet oder unbefristet erteilt werden. Die 
Bedingungen, unter denen es einem Betreiber erlaubt ist, eine oder mehrere Arten von gewerblichem 
spezialisiertem Flugbetrieb mit hohem Risiko durchzuführen, sind in der Genehmigung anzugeben.“ 

g)  Punkt ARO.OPS.200(b)(2) erhält folgende Fassung: 

„2.  dem Verzeichnis der Sondergenehmigungen, wie in Anlage III festgelegt, für nichtgewerblichen Flugbetrieb 
und spezialisierten Flugbetrieb.“ 

h)  Punkt ARO.RAMP.105(b)(5) erhält folgende Fassung: 

„5.  Luftfahrzeuge, die von einem Drittland-Betreiber eingesetzt werden, der erstmalig auf Strecken in das, in dem 
oder aus dem Gebiet fliegt, auf das die Bestimmungen des Vertrags anwendbar sind, oder dessen gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 452/2014 ausgestellte Genehmigung nach einer Aussetzung oder einem Widerruf 
beschränkt oder wieder eingesetzt wurde.“ 
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i)  Punkt ARO.RAMP.115(b)(3) erhält folgende Fassung: 

„3.  die Gültigkeit ihrer Qualifikation durch Absolvierung einer wiederkehrenden Schulung und Durchführung 
von mindestens zwölf Inspektionen je Kalenderjahr aufrechterhalten.“ 

j)  Punkt ARO.RAMP.125 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (a) erhält folgende Fassung: 

„a)  Vorfeldinspektionen sind auf standardisierte Weise durchzuführen.“ 

ii)  Punkt (c) erhält folgende Fassung: 

„c)  Nach Abschluss der Vorfeldinspektion sind der verantwortliche Pilot oder in dessen Abwesenheit ein 
anderes Mitglied der Flugbesatzung oder ein Vertreter des Betreibers über die Ergebnisse der Vorfeldin­
spektion zu informieren.“ 

k)  Punkt ARO.RAMP.140(d)(2) erhält folgende Fassung: 

„2.  er eine Fluggenehmigung gemäß der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 der Kommission eingeholt hat, wenn das 
Luftfahrzeug in einem Mitgliedstaat eingetragen ist,“ 

l)  Punkt ARO.RAMP.150(a)(1) erhält folgende Fassung: 

„1.  der in ARO.RAMP.145 genannten Informationen,“ 

m)  die Anlagen I bis IV erhalten folgende Fassung: 

„Anlage I 

LUFTVERKEHRSBETREIBERZEUGNIS 
(Genehmigungsverzeichnis für Luftverkehrsbetreiber) 

Betriebsarten: Gewerblicher Luftverkehr (CAT) Fluggäste Fracht 

Sonstige (1):    

(4) Betreiberstaat (2) (5) 

Ausstellende Behörde (3) 

AOC-Nr.: (6): Name des Betreibers (7) 

Firmierend unter Handelsname (8) 

Anschrift des Betreibers (10): 

Telefon (11): 

Fax 

E-Mail: 

Betrieblicher Kontakt: (9) 

Kontaktdaten, unter denen das Betriebs­
management ohne unnötige Verzögerung 
zu erreichen ist, sind aufgeführt 
in   (12).    

Hiermit wird bescheinigt, dass   (13) berechtigt ist, gewerblichen Flugbetrieb gemäß den beige­
fügten, im Betriebshandbuch festgelegten Betriebsspezifikationen, sowie gemäß Anhang V der Verordnung (EU) 
2018/1139 und den dazugehörigen delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten durchzuführen. 

Datum der Ausstel­
lung (14): 

Name und Unterschrift (15): 

Titel:  

(1) Sonstige Transportart angeben.  
(2) Namen des Betreiberstaates einfügen.  
(3) Bezeichnung der ausstellenden zuständigen Behörde einfügen.  
(4) Zur Verwendung durch die zuständige Behörde.  
(5) Zur Verwendung durch die zuständige Behörde.  
(6) Von der zuständigen Behörde vergebene Nummer des Luftverkehrsbetreiberzeugnisses (AOC).  
(7) Den eingetragenen Namen des Betreibers einfügen.  
(8) Handelsname des Betreibers, falls abweichend. Vor dem Handelsnamen ‚firmierend unter‘ angeben (in EN ‚Dba‘ für 

‚Doing Business As‘).  
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(9) Die Kontaktdaten umfassen Telefon- und Fax-Nummern, einschließlich Ländervorwahl, und E-Mail-Adresse (falls vorhan­
den), unter der das Betriebsmanagement bei Problemen im Zusammenhang mit Flugbetrieb, Lufttüchtigkeit, Flugbesat­
zungs- und Flugbegleiterkompetenz, gefährlichen Gütern und sonstigen Angelegenheiten ohne unangemessene Verzöge­
rung erreichbar ist.  

(10) Anschrift des Hauptgeschäftssitzes des Betreibers.  
(11) Telefon- und Faxnummern des Hauptgeschäftssitzes des Betreibers, einschließlich Ländervorwahl. Angabe der E-Mail- 

Adresse, falls vorhanden.  
(12) Angabe des an Bord mitgeführten kontrollierten Dokuments, in dem die Kontaktdaten aufgeführt sind, unter Angabe 

des entsprechenden Absatzes oder der entsprechenden Seite. Beispiel: ‚Kontaktdaten... sind aufgeführt im Betriebshand­
buch, Allgemeines, Kapitel 1, 1.1‘; oder ‚… in den Betriebsspezifikationen, Seite 1‘; oder ‚… in einer Anlage zu diesem 
Dokument.‘  

(13) Eingetragener Name des Betreibers.  
(14) Datum der Ausstellung des AOC (TT.MM.JJJJ).  
(15) Titel, Name und Unterschrift des Vertreters der zuständigen Behörde. Zusätzlich kann das AOC mit einem amtlichen 

Stempel versehen werden.  
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Anlage II 

BETRIEBSSPEZIFIKATIONEN 
(vorbehaltlich der genehmigten Bedingungen im Betriebshandbuch) 

Kontaktdaten der ausstellenden Behörde 

Telefon (1):    ; Fax    ; 

E-Mail:   ; 

AOC (2): Name des Betreibers (3): Datum (4): Unterschrift:  

Firmierend unter Handelsname:   

Betriebsspezifikationen Nr.: 

Luftfahrzeugmuster (5): 

Eintragungskennzeichen (6): 

Art des Flugbetriebs: Gewerblicher Luftverkehr 

Fluggäste Fracht Sonstige (7):    

Betriebsbereich (8): 

Besondere Beschränkungen (9): 

Sondergenehmigungen: Ja Nein Spezifikation (10) Bemerkungen 

Gefährliche Güter 

Flugbetrieb bei geringer Sicht CAT (11) …  

Start   RVR (12): m 

Landeanflug und Landung   DA/H: ft RVR: m 

RVSM (13) n. a. 

ETOPS (14) n. a. Maximale Aus­
weichflugdauer (15): 
min.  

4.9.2019 L 228/113 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Navigationsspezifikationen für den komple­
xen PBN-Betrieb (16) 

(17) 

Mindestnavigationsleistungsanforderungen 

Flugbetrieb mit einmotorigen Turbinenflug­
zeugen bei Nacht oder unter Instrumenten­
wetterbedingungen (IMC) (SET-IMC) 

(18)  

Hubschrauberbetrieb mithilfe von Nacht­
flugsichtsystemen 

Hubschrauberwindenbetrieb 

Medizinische Hubschraubernotfalleinsätze 

Offshore-Hubschrauberbetrieb 

Flugbegleiterschulungen (19) 

Ausstellung von Flugbegleiterbescheinigun­
gen (20) 

Verwendung von EFB-Anwendungen Typ B (21)  

Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit (22)  

Sonstiges (23)      

(1) Telefon- und Faxnummern der zuständigen Behörde einschließlich der Ländervorwahl. Angabe der E-Mail-Adresse, falls 
vorhanden.  

(2) Angabe der Nummer des entsprechenden Luftverkehrsbetreiberzeugnisses (AOC). 
(3) Angabe des eingetragenen Namens des Betreibers und dessen Handelsnamens, falls abweichend. Ggf. vor dem Handels­

namen ‚firmierend als‘ angeben (in EN ‚Dba‘ für ‚Doing Business As‘).  
(4) Ausstellungsdatum der Betriebsspezifikationen (TT.MM.JJJJ) und Unterschrift des Vertreters der zuständigen Behörde.  
(5) Angabe der ICAO-Bezeichnung des Herstellers, der Bauart und der Serie des Luftfahrzeugs oder der Hauptserie, falls 

eine Serie festgelegt wurde (z. B. Boeing-737-3K2 oder Boeing-777-232).  
(6) Die Eintragungskennzeichen sind entweder in den Betriebsspezifikationen oder im Betriebshandbuch angegeben. Im 

letzteren Fall müssen die Betriebsspezifikationen einen Verweis auf die entsprechende Seite des Betriebshandbuchs ent­
halten. Falls nicht alle Sondergenehmigungen auf die Luftfahrzeugbauart Anwendung finden, können die Eintragungs­
kennzeichen des Luftfahrzeugs in der Spalte ‚Bemerkungen‘ der jeweiligen Sondergenehmigung angegeben werden.  

(7) Sonstige anzugebende Transportarten (z. B. medizinischer Notfalldienst).  
(8) Angabe der geografischen Bereiche, für die der Betrieb genehmigt wurde (Angabe der geografischen Koordinaten oder 

der einzelnen Flugstrecken, des Fluginformationsgebiets oder nationaler oder regionaler Grenzen).  
(9) Auflistung der geltenden besonderen Beschränkungen (z. B. nur VFR, nur bei Tage usw.).  

(10) In dieser Spalte sind die Mindestbedingungen für die Genehmigung oder den Genehmigungstyp anzugeben (mit den 
entsprechenden Kriterien).  

(11) Angabe der anwendbaren Präzisionsanflugkategorie: LTS CAT I, CAT II, OTS CAT II, CAT IIIA, CAT IIIB oder CAT IIIC. 
Angabe der Mindest-Pistensichtweite (RVR) in Metern und der Entscheidungshöhe (DA/H) in Fuß. Für jede aufgeführte 
Anflugkategorie bitte eine Zeile verwenden.  

(12) Angabe der genehmigten Mindest-Start-RVR in Metern. Es kann eine Zeile pro Genehmigung verwendet werden, falls 
mehrere Genehmigungen erteilt wurden.  

(13) Das Kästchen ‚Nicht anwendbar‘ (n. a.) darf nur angekreuzt werden, wenn die Dienstgipfelhöhe des Luftfahrzeugs unter 
FL290 liegt.  

(14) ETOPS (Extended Range Operations) bezieht sich derzeit nur auf zweimotorige Luftfahrzeuge. Daher kann das Kästchen 
‚Nicht anwendbar‘(n. a.) angekreuzt werden, wenn die Luftfahrzeugbauart mehr oder weniger als zwei Motoren hat.  

(15) Die Schwellenentfernung kann ebenfalls angegeben werden (in NM), ebenso der Motorentyp.  
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(16) Leistungsbasierte Navigation (Performance-based Navigation, PBN): Für jede Sondergenehmigung für den komplexen 
PBN-Betrieb (z. B. RNP AR APCH) ist eine Zeile zu verwenden, wobei in den Spalten ‚Spezifikation‘ und/oder ‚Bemer­
kungen‘ die jeweiligen Beschränkungen aufzuführen sind. Verfahrensspezifische Genehmigungen für einzelne Verfahren 
nach RNP AR APCH können in den Betriebsspezifikationen oder im Betriebshandbuch aufgeführt werden. Im letzteren 
Fall müssen die Betriebsspezifikationen einen Verweis auf die entsprechende Seite des Betriebshandbuchs enthalten.  

(17) Angabe, ob die Sondergenehmigung auf bestimmte Pistenenden und/oder Flugplätze beschränkt ist.  
(18) Angabe der jeweiligen Luftfahrzeugzelle/Motoren-Kombination. 
(19) Genehmigung für die Durchführung der Schulungslehrgänge und Prüfungen, die gemäß Anhang V (Teil-CC) der Verord­

nung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission von den Antragstellern für eine Flugbegleiterbescheinigung zu absolvieren 
sind.  

(20) Genehmigung für die Erteilung von Flugbegleiterbescheinigungen gemäß Anhang V (Teil-CC) der Verordnung (EU) 
Nr. 1178/2011 der Kommission.  

(21) Angabe der Liste der EFB-Anwendungen Typ B zusammen mit der Referenz der EFB-Hardware (für tragbare EFB). Diese 
Liste ist entweder in den Betriebsspezifikationen oder im Betriebshandbuch aufgeführt. Im letzteren Fall müssen die Be­
triebsspezifikationen einen Verweis auf die entsprechende Seite des Betriebshandbuchs enthalten.  

(22) Name der Person oder Organisation, die dafür verantwortlich ist, dass die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 erfolgt. 

(23) Sonstige Genehmigungen oder Daten können hier eingetragen werden; eine Zeile (oder einen Mehrzeilenblock) pro Ge­
nehmigung verwenden (z. B. Kurzlandeverfahren, Steilanflugverfahren, Hubschrauberbetrieb von/zu einer Örtlichkeit 
von öffentlichem Interesse, Hubschrauberbetrieb über einem Gebiet mit schwierigen Umgebungsbedingungen außerhalb 
eines dicht besiedelten Gebiets, Hubschrauberbetrieb ohne die Möglichkeit einer sicheren Notlandung, Betrieb mit grö­
ßeren Querneigungen, größte Entfernung von einem geeigneten Flugplatz für zweimotorige Flugzeuge ohne ETOPS-Ge­
nehmigung).  
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Anlage III 

Verzeichnis der Sondergenehmigungen 

Nichtgewerblicher Flugbetrieb  

Spezialisierter Flugbetrieb 

(vorbehaltlich der in der Genehmigung festgelegten Bedingungen und der Angaben im Betriebshandbuch oder 
Piloten-Betriebshandbuch)  

Ausstellende Behörde (1): 

Verzeichnis der Sondergenehmigungen Nr. (2): 

Name des Betreibers: 

Datum (3): 

Unterschrift: 

Luftfahrzeugmuster und Eintragungskennzeichen (4): 

Art des spezialisierten Flugbetriebs (SPO), falls anwendbar: 

(5) … 

Sondergenehmigungen (6): Spezifikation (7) Bemerkungen    

…   

…   
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…   

…    

(1) Angabe der Bezeichnung und Kontaktangaben.  
(2) Angabe der zugehörigen Nummer.  
(3) Angabe des Ausstellungsdatums der Sondergenehmigungen (TT.MM.JJJJ) und Unterschrift des Vertreters der zuständigen 

Behörde.  
(4) Angabe der Commercial Aviation Safety Team (CAST)/ICAO-Bezeichnung des Herstellers, der Bauart und der Serie des 

Luftfahrzeugs oder der Hauptserie, falls eine Serie festgelegt wurde (z. B. Boeing-737-3K2 oder Boeing-777-232). Die 
CAST/ICAO-Bezeichnungen sind abrufbar unter: http://www.intlaviationstandards.org/ 
Die Eintragungskennzeichen müssen entweder im Verzeichnis der Sondergenehmigungen oder im Betriebshandbuch 
aufgeführt werden. Im letzteren Fall muss das Verzeichnis der Sondergenehmigungen einen Verweis auf die entspre­
chende Seite des Betriebshandbuchs enthalten. 

(5) Angabe der Art des Betriebs, z. B. Landwirtschaft, Baugewerbe, Fotografie, Vermessung, Beobachtung und Überwa­
chung, Werbung aus der Luft, Instandhaltungstestflüge.  

(6) In dieser Spalte den genehmigten Flugbetrieb angeben, z. B. gefährliche Güter, LVO, RVSM, PBN, MNPS, HOFO. 
(7) In dieser Spalte die Mindestbedingungen für jede Genehmigung angeben, z. B. Entscheidungshöhe und RVR-Mindest­

werte für CAT II.  
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Anlage IV 

GENEHMIGUNG FÜR GEWERBLICHEN SPEZIALISIERTEN FLUGBETRIEB MIT HOHEM RISIKO 

Ausstellende Behörde: (1) 

Genehmigung Nr.: (2) 

Name des Betreibers: (3) 

Anschrift des Betreibers: (4) 

Telefon: (5) 

Fax 

E-Mail: 

Luftfahrzeugmuster und Eintragungskennzeichen: (6): 

Genehmigter spezialisierter Flugbetrieb: (7) 

Genehmigtes Gebiet oder Ort des Flugbetriebs: (8) 

Besondere Beschränkungen: (9) 

Hiermit wird bestätigt, dass    berechtigt ist, gewerblichen spezialisierten Flugbetrieb mit hohem 
Risiko gemäß dieser Genehmigung, den Standardbetriebsverfahren des Betreibers sowie gemäß Anhang V der 
Verordnung (EU) 2018/1139 und den dazugehörigen delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten 
durchzuführen. 

Datum der Ausstellung (10): Name und Unterschrift (11): 

Titel:  

(1) Name und Kontaktdaten der zuständigen Behörde.  
(2) Angabe der Nummer der zugehörigen Genehmigung. 
(3) Angabe des eingetragenen Namens des Betreibers und dessen Handelsnamens, falls abweichend. Ggf. vor dem Handels­

namen ‚firmierend als‘ angeben (in EN ‚Dba‘ für ‚Doing Business As‘).  
(4) Anschrift des Hauptgeschäftssitzes des Betreibers.  
(5) Telefon- und Faxnummern des Hauptgeschäftssitzes des Betreibers, einschließlich Ländervorwahl. Angabe der E-Mail- 

Adresse, falls vorhanden.  
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(6) Angabe der Commercial Aviation Safety Team (CAST)/ICAO-Bezeichnung des Herstellers, der Bauart und der Serie des 
Luftfahrzeugs oder der Hauptserie, falls eine Serie festgelegt wurde (z. B. Boeing-737-3K2 oder Boeing-777-232). Die 
CAST/ICAO-Bezeichnungen sind abrufbar unter: http://www.intlaviationstandards.org. Die Eintragungskennzeichen 
müssen entweder im Verzeichnis der Sondergenehmigungen oder im Betriebshandbuch aufgeführt werden. Im letzteren 
Fall muss das Verzeichnis der Sondergenehmigungen einen Verweis auf die entsprechende Seite des Betriebshandbuchs 
enthalten. 

(7) Angabe der Art des Betriebs, z. B. Landwirtschaft, Baugewerbe, Fotografie, Vermessung, Beobachtung und Überwa­
chung, Werbung aus der Luft, Instandhaltungstestflüge.  

(8) Auflistung der geografischen Gebiete oder Orte des genehmigten Betriebs (Angabe der geografischen Koordinaten, des 
Fluginformationsgebiets oder nationaler oder regionaler Grenzen).  

(9) Auflistung der geltenden besonderen Beschränkungen (z. B. nur VFR, nur bei Tage usw.).  
(10) Datum der Ausstellung der Genehmigung (TT.MM.JJJJ). 
(11) Titel, Name und Unterschrift des Vertreters der zuständigen Behörde. Zusätzlich kann die Genehmigung mit einem amt­

lichen Stempel versehen werden.  
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n)  Die Anlagen V und VI werden gestrichen.  

3. Anhang III (Teil-ORO) wird wie folgt geändert: 

a)  Punkt ORO.GEN.110(h) erhält folgende Fassung: 

„h)  Der Betreiber hat für jedes Luftfahrzeugmuster eine Klarliste zu erstellen, die von den Besatzungsmitgliedern 
in allen Flugphasen unter normalen und außergewöhnlichen Bedingungen sowie in Notfällen zu benutzen ist, 
um sicherzustellen, dass die im Betriebshandbuch festgelegten Betriebsverfahren befolgt werden. Bei der 
Erstellung und Verwendung von Klarlisten sind menschliche Faktoren zu beachten und die aktuellen 
einschlägigen Unterlagen des Inhabers der Entwurfsgenehmigung heranzuziehen.“ 

b)  Punkt ORO.GEN.135(a) erhält folgende Fassung: 

„a)  Das Zeugnis des Betreibers bleibt gültig, sofern alle nachstehenden Bedingungen erfüllt sind:  

1. Der Betreiber erfüllt weiterhin die einschlägigen Anforderungen der Verordnung (EU) 2018/1139 sowie 
ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte unter Berücksichtigung der Bestimmungen in 
Bezug auf die Behandlung von Beanstandungen nach Punkt ORO.GEN.150 dieses Anhangs.  

2. Die zuständige Behörde erhält Zugang zum Betreiber nach Punkt ORO.GEN.140 dieses Anhangs, damit 
sich diese von der fortgesetzten Einhaltung der einschlägigen Anforderungen der Verordnung 
(EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte überzeugen kann.  

3. Das Zeugnis wurde nicht zurückgegeben oder widerrufen.“ 

c)  Punkt ORO.GEN.140(a) erhält folgende Fassung: 

„a)  Für die Zwecke der Überprüfung der Einhaltung der einschlägigen Anforderungen der Verordnung (EU) 
2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte hat der Betreiber jederzeit Zugang 
zu allen Anlagen, Luftfahrzeugen, Dokumenten, Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und sonstigem für seine 
Tätigkeit relevantem Material, das einer Zulassung, SPO-Genehmigung oder Erklärung unterliegt, unabhängig 
davon, ob es sich um eine Vergabe an Dritte handelt oder nicht, allen Personen zu gewähren, die autorisiert 
wurden von  

1. der zuständigen Behörde nach Anhang III Punkt ORO.GEN.105 dieser Verordnung,  

2. der nach Anhang II Punkt ARO.GEN.300(d), ARO.GEN.300(e) oder Teilabschnitt RAMP dieser Verordnung 
handelnden Behörde.“ 
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d)  Punkt ORO.GEN.160 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (a) erhält folgende Fassung: 

„a)  Der Betreiber hat der zuständigen Behörde und jeder sonstigen Organisation, deren Benachrichtigung der 
Betreiberstaat verlangt, alle Unfälle, schweren Störungen und Ereignisse, wie in der Verordnung (EU) 
Nr. 996/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates (*) und der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 
definiert, zu melden.  

(*) Verordnung (EU) Nr. 996/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Oktober 2010 über 
die Untersuchung und Verhütung von Unfällen und Störungen in der Zivilluftfahrt und zur Aufhebung der 
Richtlinie 94/56/EG (ABl. L 295 vom 12.11.2010, S. 35).“ 

ii.  Punkt (c) erhält folgende Fassung: 

„c)  Unbeschadet der Verordnung (EU) Nr. 996/2010 und der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 sind die in den 
Punkten (a) und (b) genannten Berichte in der von der zuständigen Behörde festgelegten Form und Weise 
vorzulegen und müssen alle dem Betreiber bekannten Informationen über den Sachverhalt enthalten.“ 

e)  Punkt ORO.GEN.205(a) erhält folgende Fassung: 

„a)  Der Betreiber hat sicherzustellen, dass — wenn er einen Teil seiner Tätigkeiten extern vergibt oder einkauft — 
alle nachstehenden Bedingungen erfüllt sind:  

1. Die extern vergebenen oder eingekauften Dienste oder Erzeugnisse erfüllen die einschlägigen 
Anforderungen.  

2. Alle sich aus den extern vergebenen oder eingekauften Diensten oder Erzeugnissen ergebenden Risiken für 
die Flugsicherheit wurden vom Managementsystem des Betreibers berücksichtigt.“ 

f)  in Teilabschnitt GEN wird folgender Abschnitt 3 angefügt: 

„Abschnitt 3 

Zusätzliche Anforderungen an Organisationen 

ORO.GEN.310 Verwendung eines in einem Luftverkehrsbetreiberzeugnis (AOC) eingetragenen 
Luftfahrzeugs für den nichtgewerblichen Flugbetrieb und den spezialisierten Flugbetrieb 

a)  Die in einem Luftverkehrsbetreiberzeugnis (AOC) eingetragenen Luftfahrzeuge können in dem AOC 
eingetragen bleiben, wenn sie in einer der folgenden Situationen betrieben werden:  

1. durch den Inhaber des Luftverkehrsbetreiberzeugnisses im spezialisierten Flugbetrieb nach Anhang VIII 
(Teil-SPO);  

2. durch andere Betreiber im nichtgewerblichen Flugbetrieb mit motorgetriebenen Luftfahrzeugen oder im 
spezialisierten Flugbetrieb nach Anhang VI (Teil-NCC), Anhang VII (Teil-NCO) oder Anhang VIII (Teil-SPO), 
sofern das Luftfahrzeug für einen ununterbrochenen Zeitraum von höchstens 30 Tagen verwendet wird. 

b)  Wird das Luftfahrzeug nach Punkt (a)(2) verwendet, müssen der AOC-Inhaber, der das Luftfahrzeug 
bereitstellt, und der Betreiber, der das Luftfahrzeug nutzt, ein Verfahren festlegen:  

1. Sie müssen klare Angaben dazu machen, welcher Betreiber für die betriebliche Kontrolle des jeweiligen 
Flugs zuständig ist und erläutern, wie die betriebliche Kontrolle zwischen ihnen übergeben wird.  

2. Sie müssen das Verfahren für die Übergabe des Luftfahrzeugs nach Rückgabe an den AOC-Inhaber 
darlegen. 

Dieses Verfahren ist in das Betriebshandbuch jedes Betreibers einzutragen oder vertraglich zwischen dem 
AOC-Inhaber und dem Betreiber, der das Luftfahrzeug nach Punkt (a)(2) nutzt, festzulegen. Der AOC-Inhaber 
arbeitet einen Vordruck für diesen Vertrag aus. Für die Führung der Aufzeichnung dieser Verträge gilt Punkt 
ORO.GEN.220. 

Der AOC-Inhaber und der Betreiber, der das Luftfahrzeug nach Punkt (a)(2) nutzt, müssen dafür sorgen, dass 
das Verfahren dem zuständigen Personal mitgeteilt wird. 
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c)  Der AOC-Inhaber legt der zuständigen Behörde das in Punkt (b) genannte Verfahren zur vorherigen 
Genehmigung vor. 

Der AOC-Inhaber vereinbart mit der zuständigen Behörde die Art und Weise und die Häufigkeit, in der er sie 
von der Übergabe der betrieblichen Kontrolle nach Punkt ORO.GEN.130(c) unterrichtet. 

d)  Die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des nach Punkt (a) genutzten Luftfahrzeugs wird von der 
Organisation geführt, die nach der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 für die Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit des im Luftverkehrsbetreiberzeugnis eingetragenen Luftfahrzeugs verantwortlich ist. 

e)  Der AOC-Inhaber, der das Luftfahrzeug nach Punkt (a) bereitstellt, muss  

1. in seinem Betriebshandbuch die Eintragungskennzeichen des bereitgestellten Luftfahrzeugs und die Art der 
mit diesem Luftfahrzeug durchgeführten Flugbetriebe angeben;  

2. bis zu dem Zeitpunkt, zu dem das Luftfahrzeug an den AOC-Inhaber zurückgegeben wird, jederzeit 
darüber informiert sein, welcher Betreiber die betriebliche Kontrolle über das Luftfahrzeug zu einem 
beliebigen Zeitpunkt ausübt und Aufzeichnungen hierüber führen;  

3. sicherstellen, dass sich seine Maßnahmen zur Gefahrenermittlung, Risikobewertung und Risikominderung 
auf alle Flugbetriebe beziehen, die mit diesen Luftfahrzeugen durchgeführt werden. 

f)  Für Flugbetriebe nach Anhang VI (Teil-NCC) und Anhang VIII (Teil-SPO) stellt der Betreiber, der das 
Luftfahrzeug nach Punkt (a) nutzt, sicher, dass alle folgenden Bedingungen erfüllt sind:  

1. Jeder Flug, der unter seiner betrieblichen Kontrolle durchgeführt wird, wird im technischen Bordbuch 
erfasst.  

2. An den Luftfahrzeugsystemen oder -konfigurationen werden keine Änderungen vorgenommen.  

3. Jeder Mangel oder jede technische Fehlfunktion, die auftritt, während das Luftfahrzeug seiner betrieblichen 
Kontrolle unterliegt, ist dem CAMO oder AOC-Inhaber zu melden.  

4. Der AOC-Inhaber erhält ein Exemplar jeder Ereignismeldung im Zusammenhang mit den durchgeführten 
Flügen, das nach der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 und der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1018 
der Kommission (*) ausgefüllt ist.  

(*) Durchführungsverordnung (EU) 2015/1018 der Kommission vom 29. Juni 2015 zur Festlegung einer Liste 
zur Einstufung von Ereignissen in der Zivilluftfahrt, die gemäß der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates meldepflichtig sind (ABl. L 163 vom 30.6.2015, S. 1).“ 

g)  Punkt ORO.AOC.110(c) erhält folgende Fassung: 

„Anmieten mit Besatzung (Wet lease-in) 

c)  Der Antragsteller, der eine Genehmigung für das Anmieten eines Luftfahrzeugs mit Besatzung von einem 
Drittlandbetreiber beantragt, muss gegenüber der zuständigen Behörde Folgendes insgesamt nachweisen:  

1. Der Drittlandsbetreiber ist Inhaber eines gültigen Luftverkehrsbetreiberzeugnisses (AOC), das gemäß 
Anhang 6 des Abkommens über die Internationale Zivilluftfahrt ausgestellt wurde.  

2. Die Sicherheitsstandards des Drittlandbetreibers hinsichtlich der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit und 
des Flugbetriebs sind den einschlägigen Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 und dieser 
Verordnung gleichwertig.  

3. Für das Luftfahrzeug wurde das Standard-Lufttüchtigkeitszeugnis gemäß Anhang 8 des Abkommens über 
die Internationale Zivilluftfahrt ausgestellt.“ 

h)  Punkt ORO.AOC.125 erhält folgende Fassung: 

„ORO.AOC.125 Nichtgewerblicher Flugbetrieb eines AOC-Inhabers mit Luftfahrzeugen, die in seinem 
AOC eingetragen sind 

a)  Der AOC-Inhaber darf nichtgewerblichen Flugbetrieb nach Anhang VI (Teil-NCC) oder Anhang VII (Teil-NCO) 
mit Luftfahrzeugen durchführen, die in den Betriebsspezifikationen seines AOC oder in seinem Betriebs­
handbuch aufgeführt sind, sofern er diesen Flugbetrieb im Betriebshandbuch im Einzelnen erläutert und dabei 
folgende Angaben macht:  

1. Nennung der einschlägigen Anforderungen, 
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2. eine Darlegung etwaiger Unterschiede zwischen den im CAT-Betrieb und im nichtgewerblichen Flugbetrieb 
angewandten Betriebsverfahren,  

3. die Art und Weise, wie sichergestellt wird, dass das mit dem Flugbetrieb befasste Personal vollständig mit 
den entsprechenden Verfahren vertraut ist; 

b)  Ein AOC-Inhaber muss Folgendem genügen:  

1. Anhang VIII (Teil-SPO) bei der Durchführung von Instandhaltungstestflügen mit technisch komplizierten 
motorgetriebenen Luftfahrzeugen,  

2. Anhang VII (Teil-NCO) bei der Durchführung von Instandhaltungstestflügen mit anderen als technisch 
komplizierten motorgetriebenen Luftfahrzeugen. 

c)  Der AOC-Inhaber, der die in den Punkten (a) und (b) genannten Flugbetriebe durchführt, ist nicht verpflichtet, 
eine Erklärung gemäß diesem Anhang vorzulegen. 

d)  Der AOC-Inhaber muss die Art des Fluges angeben wie sie in seinem Betriebshandbuch und in den Unterlagen 
zu diesem Flug (Flugplan, Ladeplan und sonstige gleichwertige Unterlagen) aufgeführt ist.“ 

i)  Punkt ORO.AOC.135(a) erhält folgende Fassung: 

„a)  Gemäß Punkt ORO.GEN.210(b) hat der Betreiber die für die Verwaltung und Überwachung der folgenden 
Bereiche verantwortlichen Personen zu benennen:  

1. Flugbetrieb,  

2. Schulung der Besatzung,  

3. Bodenbetrieb,  

4. Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit oder — je nach Sachlage — des Vertrags über die Führung der 
Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014.“ 

j)  Punkt ORO.SPO.100(c) erhält folgende Fassung: 

„c)  Ein gewerblicher spezialisierter Betreiber hat in folgenden Fällen die vorherige Genehmigung der zuständigen 
Behörde einzuholen und zu gewährleisten, dass folgende Bedingungen erfüllt sind:  

1. bei der Anmietung eines Luftfahrzeugs mit Besatzung (Wet Lease-in) von einem Drittlandbetreiber: 

i)  Die Sicherheitsstandards des Drittlandbetreibers hinsichtlich der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 
und des Flugbetriebs sind den einschlägigen Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 (*) 
und dieser Verordnung gleichwertig. 

ii)  Für das Luftfahrzeug wurde das Standard-Lufttüchtigkeitszeugnis gemäß Anhang 8 des Abkommens 
über die Internationale Zivilluftfahrt ausgestellt. 

iii) Eine Anmietdauer mit Besatzung von sieben Monaten innerhalb eines Zeitraums von zwölf aufeinan­
derfolgenden Monaten wird nicht überschritten.  

2. Bei der Anmietung eines in einem Drittland eingetragenen Luftfahrzeugs ohne Besatzung (Dry Lease-in): 

i)  Der betriebliche Bedarf kann nicht durch das Anmieten eines in der Union eingetragenen 
Luftfahrzeugs gedeckt werden. 

ii) Die Anmietdauer ohne Besatzung von sieben Monaten innerhalb eines Zeitraums von zwölf aufeinan­
derfolgenden Monaten wird nicht überschritten. 

iii)  Die Sicherheitsstandards des Luftfahrzeugs aus dem Drittland hinsichtlich der Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit sind den einschlägigen Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 
gleichwertig. 

iv)  Das Luftfahrzeug ist gemäß Anhang VIII (Teil-SPO) ausgerüstet.  

(*) Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 der Kommission vom 26. November 2014 über die Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen und luftfahrttechnischen Erzeugnissen, Teilen und Ausrüstungen 
und die Erteilung von Genehmigungen für Organisationen und Personen, die diese Tätigkeiten ausführen 
(ABl. L 362 vom 17.12.2014, S. 1).“ 

k)  Punkt ORO.CC.100 erhält folgende Fassung: 

„ORO.CC.100 Anzahl und Zusammensetzung der Kabinenbesatzung 

a)  Für den Betrieb von Luftfahrzeugen mit einer höchstzulässigen betrieblichen Fluggastsitzanzahl (MOPSC) von 
mehr als 19 Sitzplätzen muss mindestens ein Flugbegleiter bei der Beförderung eines oder mehrerer Fluggäste 
eingesetzt werden. 
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b)  Für die Zwecke der Einhaltung von Punkt (a) gilt als Mindestanzahl an Flugbegleitern die größere der 
folgenden Anzahlen:  

1. die Anzahl an Flugbegleitern, die bei der Zulassung des Luftfahrzeugs in Übereinstimmung mit den 
entsprechenden Zulassungsspezifikationen für die vom Betreiber verwendete Kabinenkonfiguration 
festgelegt wurde,  

2. wenn die Anzahl nach Punkt (1) nicht festgelegt wurde, die Anzahl an Flugbegleitern, die bei der Zulassung 
des Luftfahrzeugs für die höchstzulässige Fluggastsitzanzahl festgelegt wurde, wobei sich die Anzahl an 
Flugbegleitern für jedes ganze Vielfache von 50 Fluggastsitzen, um das die höchstzulässige Fluggast­
sitzanzahl bei der vom Betreiber verwendeten Kabinenkonfiguration unterschritten wird, um jeweils einen 
Flugbegleiter verringert, oder  

3. ein Flugbegleiter für jeweils 50 oder einen Bruchteil von 50 auf demselben Fluggastdeck des zu 
betreibenden Luftfahrzeugs eingebaute Fluggastsitze. 

c)  Bei Flügen, bei denen die Kabinenbesatzung aus mehr als einer Person besteht, hat der Betreiber einen 
Flugbegleiter als dem verantwortlichen Piloten/Kommandanten gegenüber verantwortlichen Flugbegleiter zu 
bestimmen. 

d)  Abweichend von Punkt (a) dürfen nichtgewerbliche Flüge mit Luftfahrzeugen mit einer höchstzulässigen 
betrieblichen Fluggastsitzanzahl (MOPSC) von über 19 Sitzplätzen vorbehaltlich der vorherigen Genehmigung 
durch die zuständige Behörde ohne im Einsatz befindliche Flugbegleiter durchgeführt werden. Um die 
Genehmigung zu erhalten, muss der Betreiber sicherstellen, dass alle folgenden Bedingungen erfüllt sind:  

1. es sind höchstens 19 Fluggäste an Bord,  

2. der Betreiber hat für diesen Betrieb Verfahren entwickelt.“ 

l)  Punkt ORO.CC.205 erhält folgende Fassung: 

„ORO.CC.205 Verringerung der Anzahl an Flugbegleitern während des Bodenbetriebs und unter 
unvorhersehbaren Umständen 

a)  Befinden sich Fluggäste an Bord eines Luftfahrzeugs, muss die nach Punkt ORO.CC.100 erforderliche 
Mindestanzahl an Flugbegleitern im Luftfahrzeug vorhanden und handlungsbereit sein. 

b)  Abweichend von Punkt (a) darf die Mindestanzahl an Flugbegleitern in folgenden Fällen verringert werden:  

1. während des normalen Bodenbetriebs ohne Betanken oder Enttanken, wenn sich das Luftfahrzeug auf 
seiner Abstellposition befindet, oder  

2. unter unvorhergesehenen Umständen, wenn die Anzahl der auf dem Flug beförderten Fluggäste verringert 
ist. In diesem Fall wird der zuständigen Behörde nach Abschluss des Flugs ein Bericht vorgelegt; oder  

3. zur Gewährung von Ruhezeiten während des Flugs entweder nach Punkt ORO.FTL.205(e) oder als vom 
Betreiber festgelegte Maßnahme zum Ermüdungsmanagement. 

c)  Für die Zwecke von Punkt (b)(1) und (2) gewährleisten die vom Betreiber im Betriebshandbuch festgelegten 
Verfahren, dass  

1. mit der geringeren Anzahl von Flugbegleitern ein gleichwertiges Sicherheitsniveau, insbesondere bei der 
Evakuierung von Fluggästen, erreicht wird,  

2. trotz der geringeren Anzahl von Flugbegleitern ein leitender Flugbegleiter nach Punkt ORO.CC.200 
anwesend ist,  

3. mindestens ein Flugbegleiter für jeweils 50 oder einen Bruchteil von 50 auf demselben Fluggastdeck 
befindliche Fluggäste vorhanden ist,  

4. im Falle eines normalen Bodenbetriebs mit Luftfahrzeugen, für die mehr als ein Flugbegleiter erforderlich 
ist, die nach Punkt 3 ermittelte Anzahl um einen Flugbegleiter pro Notausgangspaar in Fußbodenhöhe 
erhöht wird. 

d)  Für die Zwecke von Punkt (b)(3) muss der Betreiber  

1. eine Risikobewertung durchführen, um die Anzahl der Flugbegleiter zu bestimmen, die während des Flugs 
jederzeit anwesend und handlungsbereit sein müssen,  

2. Maßnahmen zur Minderung der Auswirkungen einer geringeren Anzahl von Flugbegleitern, die während 
des Flugs vorhanden und handlungsbereit sind, festlegen, 
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3. im Betriebshandbuch spezifische Verfahren — auch für die Ruhezeiten des leitenden Flugbegleiters 
während des Flugs — festlegen, die zu jedem Zeitpunkt eine angemessene Fluggasthandhabung und eine 
effiziente Verwaltung von außergewöhnlichen Situationen oder Notfällen gewährleisten,  

4. im Rahmen der Flugzeitspezifikationspläne nach Punkt ORO.FTL.125 die Bedingungen festlegen, unter 
denen den Flugbegleitern Ruhezeiten während des Flugs gewährt werden können.“ 

m)  Anlage I erhält folgende Fassung: 

„Anlage I 

ERKLÄRUNG 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 der Kommission über den Flugbetrieb 

Betreiber 
Name: 

Ort, an dem der Betreiber seinen Hauptgeschäftssitz hat oder, falls der Betreiber keinen Hauptgeschäftssitz hat, 
der Ort, an dem der Betreiber niedergelassen oder wohnhaft ist, und der Ort, von dem aus der Flugbetrieb ge­
leitet wird, 

Name und Kontaktdaten des verantwortlichen Betriebsleiters: 

Flugbetrieb 

Beginn des Flugbetriebs/Anwendbarkeitsdatum der Änderung: 

Informationen zum Luftfahrzeug, dem Betrieb und der Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit (1): 

Seriennum­
mer des Her­
stellers des 
Luftfahrzeugs 

Flugzeugtyp Eintragungs­
kennzeichen 
des Luftfahr­
zeugs (2) 

Hauptbasis Betriebsart(en) (3) Organisation, die für die 
Führung der Aufrechter­
haltung der Lufttüchtig­
keit (4) verantwortlich ist                         

Gegebenenfalls Angaben zu den erteilten Genehmigungen (Liste der Sondergenehmigungen, einschließlich der 
Sondergenehmigungen, die ein Drittland erteilt hat, gegebenenfalls der Erklärung beifügen). 

Gegebenenfalls Angaben zu den erteilten Genehmigungen für spezialisierten Flugbetrieb (Genehmigungen bei­
fügen, falls zutreffend). 

Gegebenenfalls eine Liste alternativer Nachweisverfahren mit Verweisen auf die AMC, die sie ersetzen (alterna­
tive Nachweisverfahren beifügen). 

Einzelerklärungen 

Der Betreiber erfüllt die grundlegenden Anforderungen von Anhang V der Verordnung (EU) 2018/1139 des 
Europäischen Parlaments und des Rates und die Anforderungen von Verordnung (EU) Nr. 965/2012 und wird 
sie auch in Zukunft erfüllen. 

Das System für die Verwaltung der Unterlagen, auch des Betriebshandbuchs, genügt den Anforderungen 
von Anhang III (Teil-ORO), Anhang V (Teil-SPA), Anhang VI (Teil-NCC) oder Anhang VIII (Teil-SPO) der Ver­
ordnung (EU) Nr. 965/2012; alle Flüge werden gemäß den Bestimmungen des Betriebshandbuchs nach Punkt 
ORO.GEN.110(b) des Anhangs III dieser Verordnung durchgeführt. 
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Für alle in Betrieb befindlichen Luftfahrzeuge liegt ein Lufttüchtigkeitszeugnis nach der Verordnung (EU) 
Nr. 748/2012 der Kommission vor oder sie erfüllen die besonderen Lufttüchtigkeitsanforderungen, die für in 
Drittländern eingetragene Luftfahrzeuge gelten und die einem Mietvertrag unterliegen. 

Alle Mitglieder der Flugbesatzung sind in Besitz einer Lizenz nach Anhang I der Verordnung (EU) 
Nr. 1178/2011 der Kommission wie nach Punkt ORO.FC.100(c) von Anhang III der Verordnung (EU) 
Nr. 965/2012 gefordert; Mitglieder der Kabinenbesatzung sind gegebenenfalls nach Teilabschnitt CC von 
Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 geschult. 

(Falls zutreffend) 

Der Betreiber hat einen anerkannten Industriestandard umgesetzt und dessen Einhaltung nachgewiesen. 

Bezeichnung des Standards: 

Zertifizierungsstelle: 

Datum des letzten Konformitätsaudits: 

Der Betreiber unterrichtet die zuständige Behörde über jede Änderung der Umstände, die Auswirkungen hat 
auf die Einhaltung der wesentlichen Anforderungen nach Anhang V der Verordnung (EU) 2018/1139 und der 
Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 965/2012, wie durch diese Erklärung gegenüber der zuständigen Be­
hörde angegeben, sowie über jede Änderung der Informationen und der Listen der alternativen Nachweisver­
fahren (AltMoC) nach Punkt ORO.GEN.120(a) von Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 965/2012, die in dieser 
Erklärung oder ihrem Anhang aufgeführt sind. 

Der Betreiber bestätigt die Richtigkeit der in dieser Erklärung gemachten Angaben. 

Datum, Name und Unterschrift des verantwortlichen Betriebsleiters 

(1) Reicht der Platz in der Erklärung für die anzugebenden Informationen nicht aus, sind die Angaben in einem gesonder­
ten Anhang aufzuführen. Der Anhang muss datiert und unterschrieben werden.  

(2) Ist das Luftfahrzeug auch bei einem AOC-Inhaber eingetragen, bitte die ACO-Nummer des AOC-Inhabers angeben.  
(3) ‚Art(en) des Flugbetriebs‘ bezieht sich auf die Art des Flugbetriebs, der mit diesem Luftfahrzeug durchgeführt wird, z. B. 

nichtgewerblicher Flugbetrieb oder spezialisierter Flugbetrieb wie Flüge für Luftaufnahmen und Luftwerbung, Flüge von 
Nachrichtenmedien, Fernseh- und Film-Flüge, Absetzen von Fallschirmspringern und Instandhaltungstestflüge.  

(4) Die Angaben zu der für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit verantwortlichen Organisation müssen 
den Namen der Organisation, ihre Anschrift und das Aktenzeichen der Genehmigung umfassen.“;   

4. Anhang IV (Teil-CAT) wird wie folgt geändert: 

a)  Punkt CAT.GEN.MPA.105 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (a) wird wie folgt geändert: 

—  Die Punkte (12) und (13) erhalten folgende Fassung:  

„12. er hat sicherzustellen, dass die Vorflugkontrolle gemäß den Anforderungen von Anhang I (Teil-M) der 
Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 durchgeführt wurde,  

13. hat sich zu vergewissern, dass die erforderliche Notfallausrüstung für den sofortigen Gebrauch stets 
leicht zugänglich ist,“ 

—  folgender Punkt (14) wird angefügt: 

„14.  er muss bei Beendigung des Fluges die Nutzungsdaten sowie alle bekannten oder vermuteten Mängel 
des Luftfahrzeugs im technischen Bordbuch oder Bordbuch des Luftfahrzeugs aufzeichnen, um eine 
kontinuierliche Flugsicherheit zu gewährleisten.“ 

ii)  folgender Punkt (e) wird angefügt: 

„e)  Der Kommandant hat der zuständigen Flugverkehrsdienststelle (ATS) so bald wie möglich aufgetretene 
gefährliche Wetter- oder Flugbedingungen zu melden, von denen anzunehmen ist, dass sie die Sicherheit 
anderer Luftfahrzeuge beeinträchtigen können.“ 
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b)  Punkt CAT.GEN.MPA.150 erhält folgende Fassung: 

„CAT.GEN.MPA.150 Notwasserung — Flugzeuge 

Ist die Entfernung zu einer für eine Notlandung geeigneten Stelle an Land größer als die Strecke, die bei Reiseflug­
geschwindigkeit in 120 Minuten zurückgelegt werden kann, oder beträgt sie mehr als 400 NM (je nachdem, 
welche der beiden Strecken kürzer ist), darf der Betreiber ein Flugzeug mit einer Fluggastsitzkonfiguration von 
mehr als 30 Sitzplätzen nur dann für Flüge über Wasser einsetzen, wenn das Flugzeug die in den anzuwendenden 
Zulassungsspezifikationen enthaltenen Bestimmungen für die Notwasserung erfüllt.“ 

c)  Punkt CAT.GEN.MPA.180(a)(10) erhält folgende Fassung: 

„10.  das technische Bordbuch gemäß Anhang I (Teil-M) der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014,“ 

d)  Punkt CAT.GEN.MPA.210 erhält folgende Fassung: 

„CAT.GEN.MPA.210 Ortung eines Luftfahrzeugs in Not — Flugzeuge 

Folgende Flugzeuge müssen mit robusten und automatisierten Mitteln ausgerüstet sein, mit denen nach einem 
Unfall, bei dem das Flugzeug schwer beschädigt wird, der Ort genau bestimmt werden kann, an dem der Flug 
endete: 

1. alle Flugzeuge mit einer höchstzulässigen Startmasse (MCTOM) von mehr als 27 000 kg, mit einer höchstzu­
lässigen betrieblichen Fluggastsitzanzahl (MOPSC) von mehr als 19 Sitzplätzen, für die erstmals am oder nach 
dem 1. Januar 2023 ein individuelles Lufttüchtigkeitszeugnis ausgestellt wurde;  

2. alle Flugzeuge mit einer MCTOM von mehr als 45 500 kg, für die erstmals am oder nach dem 1. Januar 2023 
ein individuelles Lufttüchtigkeitszeugnis ausgestellt wurde.“ 

e)  Punkt CAT.OP.MPA.170(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  den Fluggästen Karten mit Sicherheitshinweisen zur Verfügung gestellt werden, deren bildhaften 
Darstellungen die Fluggäste die Bedienung der Sicherheits- und Notfallausrüstung und die von ihnen zu 
benutzenden Notausgänge entnehmen können.“ 

f)  Punkt CAT.OP.MPA.320 erhält folgende Fassung: 

„CAT.OP.MPA.320 Flugzeugkategorien 

a)  Grundlage der Flugzeugkategorien ist die über der Schwelle (VAT) angezeigte Fluggeschwindigkeit, die dem 
1,3-Fachen der Überziehgeschwindigkeit (VSO) oder dem 1,23-Fachen der 1-g-Überziehgeschwindigkeit (VS1g) in 
Landekonfiguration bei höchstzulässiger Landemasse entspricht. Liegen sowohl VSO als auch VS1g vor, ist die 
höhere sich ergebende VAT zu verwenden. 

b)  Es sind die in der nachfolgenden Tabelle festgelegten Flugzeugkategorien zu verwenden. 

Tabelle 1: Flugzeugkategorien entsprechend VAT-Werten 

Flugzeugkategorie VAT 

A weniger als 91 kt 

B von 91 bis 120 kt 

C von 121 bis 140 kt 

D von 141 bis 165 kt 

E von 166 bis 210 kt  

c)  Die zu berücksichtigende Landekonfiguration ist im Betriebshandbuch anzugeben. 

d)  Mit Genehmigung der zuständigen Behörde darf der Betreiber eine niedrigere Landemasse für die Ermittlung 
der VAT zugrunde legen. Ein solcher niedrigerer Wert für die Landemasse muss ein Festwert und damit 
unabhängig von den wechselnden Bedingungen des täglichen Flugbetriebs sein.“ 
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g)  Punkt CAT.IDE.A.100(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  Instrumente und Ausrüstung, die nach diesem Anhang (Teil-CAT) nicht vorgeschrieben sind, sowie alle 
anderen Ausrüstungen, die nach dieser Verordnung nicht erforderlich sind, jedoch auf einem Flug mitgeführt 
werden, müssen folgende Anforderungen erfüllen:  

1. Die von diesen Instrumenten, Ausrüstungen oder Zubehörteilen gelieferten Informationen dürfen von 
Mitgliedern der Flugbesatzung nicht zur Erfüllung von Anhang II der Verordnung (EU) 2018/1139 oder 
der Punkte CAT.IDE.A.330, CAT.IDE.A.335, CAT.IDE.A.340 und CAT.IDE.A.345 dieses Anhangs benutzt 
werden;  

2. die Instrumente und Ausrüstungen dürfen sich nicht auf die Lufttüchtigkeit des Flugzeugs auswirken, auch 
nicht bei Ausfall oder Fehlfunktion.“ 

h)  Punkt CAT.IDE.A.105(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  der Betreiber von der zuständigen Behörde die Genehmigung erhalten hat, das Flugzeug im Rahmen der 
Beschränkungen der Basis-Mindestausrüstungsliste (MMEL) nach Anhang III Punkt ORO.MLR.105(j) zu 
betreiben.“ 

i)  Punkt CAT.IDE.A.125 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt(a)(1)(iii) erhält folgende Fassung: 

„iii.  der barometrischen Höhe;“ 

ii)  Punkt (b)(1) erhält folgende Fassung: 

„1.  der barometrischen Höhe;“ 

j)  Punkt CAT.IDE.A.130 wird wie folgt geändert: 

i.  Punkt (b) erhält folgende Fassung: 

„b)  Zwei Einrichtungen zur Messung und Anzeige der barometrischen Höhe.“; 

ii.  Punkt (h)(1) erhält folgende Fassung: 

„1.  der barometrischen Höhe;“ 

k)  Punkt CAT.IDE.A.205 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (a)(3)erhält folgende Fassung: 

„3.  einem Anschnallgurt mit Oberkörper-Rückhaltesystem für jeden Fluggastsitz und Rückhaltegurten für jede 
Liege bei Flugzeugen mit einer MCTOM von 5 700 kg oder weniger und einer MOPSC von neun 
Sitzplätzen oder weniger, für die erstmals am oder nach dem 8. April 2015 ein Lufttüchtigkeitszeugnis 
ausgestellt wurde,“; 

ii)  Punkt (b)(3) erhält folgende Fassung: 

„3.  auf Flugbesatzungssitzen und auf jedem Sitz neben einem Pilotensitz 

i)  entweder mit zwei Schultergurten und einem Beckengurt, die einzeln angelegt werden können, 

ii.  oder, soweit es sich um eines der folgenden Flugzeuge handelt, mit einem diagonalen Schultergurt und 
einem Beckengurt, die einzeln angelegt werden können, ausgestattet sein: 

A)  Flugzeuge mit einer MCTOM von 5 700 kg oder weniger und einer MOPSC von neun Sitzplätzen 
oder weniger, die die Vorgaben der anwendbaren Zulassungsspezifikationen für dynamische 
Notlandungsbedingungen erfüllen; 

B)  Flugzeuge mit einer MCTOM von 5 700 kg oder weniger und einer MOPSC von neun Sitzplätzen 
oder weniger, die die Vorgaben der anwendbaren Zulassungsspezifikationen für dynamische 
Notlandungsbedingungen nicht erfüllen und für die erstmals vor dem 28. Oktober 2014 ein 
Lufttüchtigkeitszeugnis ausgestellt wurde; 

C)  gemäß CS-VLA (oder gleichwertig) und CS-LSA (oder gleichwertig) zugelassene Flugzeuge.“ 

l)  Punkt CAT.IDE.A.245(d) erhält folgende Fassung: 

„d)  Flugzeuge müssen mit einem zusätzlichen tragbaren Atemschutzgerät ausgerüstet sein, das neben dem in 
Punkt CAT.IDE.A.250(b) und (c) genannten Handfeuerlöscher oder, wenn sich der Handfeuerlöscher in einem 
Frachtraum befindet, am Eingang zum Frachtraum angebracht ist.“ 
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m)  Punkte CAT.IDE.A.275(c) und (d) erhalten folgende Fassung: 

„c)  Bei Flugzeugen mit einer MOPSC von 19 Sitzplätzen oder weniger, die eine Musterzulassung auf der 
Grundlage der Zulassungsspezifikationen der Agentur besitzen, muss die in Punkt (a) genannte Notbeleuch­
tungsanlage die in Punkt (b)(1), (2) und (3) genannte Ausrüstung umfassen. 

d)  Bei Flugzeugen mit einer MOPSC von 19 Sitzplätzen oder weniger, die keine Musterzulassung auf der 
Grundlage der Zulassungsspezifikationen der Agentur besitzen, muss die in Punkt (a) genannte Notbeleuch­
tungsanlage die in Punkt (b)(1), genannte Ausrüstung umfassen.“ 

n)  Punkt CAT.IDE.A.285(c) erhält folgende Fassung: 

„c)  Über Wasser betriebene Wasserflugzeuge müssen mit Folgendem ausgerüstet sein:  

(1) entsprechend ihrer Größe, ihrer Masse und ihren Bedienungseigenschaften mit einem Treibanker und 
weiterer Ausrüstung, die zum Festmachen, Verankern oder Manövrieren des Wasserflugzeugs auf dem 
Wasser erforderlich ist,  

(2) mit der nach den Internationalen Regeln zur Verhütung von Zusammenstößen auf See vorgeschriebenen 
Ausrüstung zur Erzeugung akustischer Signale, sofern anwendbar.“ 

o)  Punkt CAT.IDE.A.345(c) erhält folgende Fassung: 

„c)  Ungeachtet Punkt (b) müssen Flugzeuge, die auf Kurzstrecken im NAT-HLA-Luftraum (North Atlantic high- 
level airspace) ohne Überquerung des Nordatlantiks betrieben werden, mit mindestens einem Langstrecken- 
Kommunikationssystem ausgestattet sein, wenn alternative Kommunikationsverfahren für den betreffenden 
Luftraum veröffentlicht wurden.“ 

p)  Punkt CAT.IDE.H.100 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (a) erhält folgende Fassung: 

„a)  Die in diesem Teilabschnitt vorgesehenen Instrumente und Ausrüstungen müssen gemäß den 
entsprechenden Lufttüchtigkeitsanforderungen zugelassen sein, mit Ausnahme der folgenden 
Ausrüstungsteile:  

1. Taschenlampen;  

2. genau gehende Uhr;  

3. Kartenhalter,  

4. Bordapotheke;  

5. Megafone,  

6. Überlebensausrüstung und Signalmittel;  

7. Treibanker und Ausrüstung zum Festmachen  

8. Rückhaltesysteme für Kinder.“ 

ii)  Punkt (b) erhält folgende Fassung: 

„b)  Instrumente und Ausrüstung, die nach diesem Anhang (Teil-CAT) nicht vorgeschrieben sind, sowie alle 
anderen Ausrüstungen, die nach dieser Verordnung nicht erforderlich sind, jedoch auf einem Flug 
mitgeführt werden, müssen folgende Anforderungen erfüllen:  

1. Die von diesen Instrumenten, Ausrüstungen oder Zubehörteilen gelieferten Informationen dürfen von 
Mitgliedern der Flugbesatzung nicht zur Erfüllung von Anhang II der Verordnung (EU) 2018/1139 
oder der Punkte CAT.IDE.H.330, CAT.IDE.H.335, CAT.IDE.H.340 und CAT.IDE.H.345 dieses Anhangs 
benutzt werden;  

2. die Instrumente und Ausrüstungen dürfen sich nicht auf die Lufttüchtigkeit des Hubschraubers 
auswirken, auch nicht bei Ausfall oder Fehlfunktion.“ 

q)  Punkt CAT.IDE.H.105(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  der Betreiber von der zuständigen Behörde die Genehmigung erhalten hat, den Hubschrauber im Rahmen der 
Beschränkungen der Basis-Mindestausrüstungsliste (MMEL) nach Anhang III Punkt ORO.MLR.105(j) zu 
betreiben.“ 
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r)  Punkt CAT.IDE.H.125 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt(a)(1)(iii) erhält folgende Fassung: 

„iii.  der barometrischen Höhe;“; 

ii)  Punkt (b)(1) erhält folgende Fassung: 

„1.  der barometrischen Höhe;“ 

s)  Punkt CAT.IDE.H.130 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (b) erhält folgende Fassung: 

„b)  Zwei Einrichtungen zur Messung und Anzeige der barometrischen Höhe. Bei Betrieb mit nur einem 
Piloten nach Sichtflugregeln in der Nacht darf ein Druckhöhenmesser durch einen Funkhöhenmesser 
ersetzt werden.“ 

ii)  Punkt (h)(1) erhält folgende Fassung: 

„1.  der barometrischen Höhe;“ 

t)  Punkt CAT.IDE.H.315(a) erhält folgende Fassung: 

„a)  entsprechend ihrer Größe, ihrer Masse und ihren Bedienungseigenschaften mit einem Treibanker und weiterer 
Ausrüstung, die zum Festmachen, Verankern oder Manövrieren des Hubschraubers auf dem Wasser 
erforderlich ist, und“ 

u)  Punkt CAT.IDE.H.320 erhält folgende Fassung: 

„CAT.IDE.H.320 Alle Hubschrauber auf Flügen über Wasser — Notwasserung 

a)  Hubschrauber müssen für eine Landung auf dem Wasser ausgelegt oder für eine Notwasserung gemäß den 
einschlägigen Zulassungsspezifikationen zugelassen sein, wenn sie in Flugleistungsklasse 1 oder 2 bei einem 
Flug über Wasser in einem Gebiet mit schwierigen Umgebungsbedingungen in einer Entfernung zum Land 
betrieben werden, die einer Flugzeit von mehr als 10 Minuten bei normaler Reisefluggeschwindigkeit 
entspricht. 

b)  Hubschrauber müssen für eine Landung auf Wasser ausgelegt oder für eine Notwasserung gemäß den 
einschlägigen Zulassungsspezifikationen zugelassen oder mit einer Notwasserungsausrüstung ausgestattet sein, 
wenn sie wie folgt betrieben werden: 

1. in Flugleistungsklasse 1 oder 2 bei Flügen über Wasser in einem Gebiet ohne schwierige Umgebungsbe­
dingungen in einer Entfernung zum Land, die einer Flugzeit von mehr als 10 Minuten bei normaler 
Reisefluggeschwindigkeit entspricht,  

2. in Flugleistungsklasse 2 für Starts und Landungen über Wasser, außer für HEMS-Flugbetrieb, wo zum 
Zwecke der Gefährdungsminimierung die Landung oder der Start von einem HEMS-Einsatzort, der sich in 
einem dicht besiedelten Gebiet befindet, über Wasser durchgeführt wird,  

3. in Flugleistungsklasse 3 bei einem Flug über Wasser jenseits der Entfernung, in der das Land zu einer 
sicheren Notlandung erreicht werden kann.“  

5. Anhang V (Teil-SPA) wird wie folgt geändert: 

a)  Punkt SPA.GEN.100 erhält folgende Fassung: 

„SPA.GEN.100 Zuständige Behörde 

a)  Die zuständige Behörde für die Erteilung einer Sondergenehmigung ist:  

1. für einen gewerblichen Betreiber die Behörde des Mitgliedstaats, in dem der Betreiber seinen 
Hauptgeschäftssitz hat;  

2. für einen nichtgewerblichen Betreiber die Behörde des Staats, in dem der Betreiber seinen Hauptgeschäftssitz 
hat, niedergelassen oder wohnhaft ist. 
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b)  Unbeschadet Punkt (a)(2) gelten für einen nichtgewerblichen Betreiber, der in einem Drittland eingetragene 
Luftfahrzeuge einsetzt, die anwendbaren Anforderungen dieses Anhangs für die Genehmigung der folgenden 
Betriebsarten nicht, wenn diese Genehmigungen von einem Drittland-Eintragungsstaat erteilt werden:  

1. Flugbetrieb mit leistungsbasierter Navigation (Performance-based Navigation, PBN);  

2. Flugbetrieb mit Spezifikationen für Mindestnavigationsleistungen (Minimum Operational Performance 
Specifications, MNPS);  

3. Flugbetrieb in Lufträumen mit verringerter Höhenstaffelung (Reduced Vertical Separation Minima, RVSM).  

4. Flugbetrieb bei geringer Sicht (Low Visibility Operations, LVO).“ 

b)  Punkt SPA.DG.110(e) erhält folgende Fassung: 

„e)  sicherzustellen, dass eine Kopie der dem verantwortlichen Piloten oder Kommandanten gegebenen 
Informationen am Boden aufbewahrt wird und diese Kopie oder die darin enthaltenen Informationen dem 
Flugdienstberater oder dem für seinen Teil an dem Flugbetrieb verantwortlichen Bodenpersonal bis nach 
Beendigung des Flugs, auf den sich die Informationen beziehen, leicht zugänglich sind;“ 

c)  Punkt SPA.NVIS.110(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  Funkhöhenmesser. Der Hubschrauber muss mit einem Funkhöhenmesser ausgerüstet sein, der unterhalb einer 
voreingestellten Höhe eine akustische Warnung und auf einer vom Piloten zu wählenden Höhe eine akustische 
und optische Warnung ausgeben kann, die in allen Phasen des NVIS-Flugs sofort wahrnehmbar ist.“ 

d)  Punkt SPA.HHO.110 erhält folgende Fassung: 

„SPA.HHO.110 Ausrüstungsanforderungen für HHO 

a) Für den Einbau einer Hubschrauber-Windenausrüstung, bei der es sich nicht um ein einfaches Personen­
tragmittel handelt, einschließlich einer Funkausrüstung zur Erfüllung von Punkt SPA.HHO.115, sowie für alle 
späteren Änderungen hieran ist eine der beabsichtigten Funktion entsprechende Lufttüchtigkeitszulassung 
erforderlich. Zusatzausrüstung muss nach dem von der zuständigen Behörde geforderten Standard konzipiert 
und geprüft sein. 

b)  Der Betreiber hat in Zusammenarbeit mit dem Hersteller Instandhaltungsanweisungen für die HHO-Ausrüstung 
und -systeme zu erstellen und diese in sein nach der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 vorgeschriebenes 
Hubschrauber-Instandhaltungsprogramm aufzunehmen.“  

6. Anhang VI (Teil-NCC) wird wie folgt geändert: 

a)  Punkt NCC.GEN.100 erhält folgende Fassung: 

„NCC.GEN.100 Zuständige Behörde 

Die zuständige Behörde ist die von dem Mitgliedstaat benannte Behörde, in dem der Betreiber seinen 
Hauptgeschäftssitz hat, niedergelassen oder wohnhaft ist.“ 

b)  Punkt NCC.GEN.101 wird eingefügt: 

„NCC.GEN.101 Zusätzliche Anforderungen an Flugausbildungsorganisationen 

Zugelassene Ausbildungsorganisationen, die diesem Anhang genügen müssen, müssen — je nach Sachlage — 
auch Anhang III Punkt ORO.GEN.310 genügen.“ 

c)  Punkt NCC.IDE.A.100(c) erhält folgende Fassung: 

„c)  Instrumente, Ausrüstung oder Zubehörteile, die nach diesem Anhang nicht vorgeschrieben sind, sowie alle 
anderen Ausrüstungen, die nach dieser Verordnung nicht erforderlich sind, jedoch auf einem Flug mitgeführt 
werden, müssen folgende Anforderungen erfüllen:  

1. Die von diesen Instrumenten, Ausrüstungen oder Zubehörteilen gelieferten Informationen dürfen von 
Mitgliedern der Flugbesatzung nicht zur Erfüllung von Anhang II der Verordnung (EU) 2018/1139 oder 
der Punkte NCC.IDE.A.245 und NCC.IDE.A.250 dieses Anhangs benutzt werden;  

2. die Instrumente und Ausrüstungen dürfen sich nicht auf die Lufttüchtigkeit des Flugzeugs auswirken, auch 
nicht bei Ausfall oder Fehlfunktion.“ 
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d)  Punkt NCC.IDE.A.105(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  der Betreiber von der zuständigen Behörde die Genehmigung erhalten hat, das Flugzeug im Rahmen der 
Beschränkungen der Basis-Mindestausrüstungsliste (MMEL) nach Anhang III Punkt ORO.MLR.105(j) zu 
betreiben, oder“ 

e)  Punkt NCC.IDE.A.120 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (a)(3) erhält folgende Fassung: 

„3.  der barometrischen Höhe;“ 

ii)  Punkt (c)(1) erhält folgende Fassung: 

„1.  der barometrischen Höhe;“ 

f)  Punkt NCC.IDE.A.125 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (a)(3) erhält folgende Fassung: 

„3.  der barometrischen Höhe;“ 

ii)  Punkt (c)(1) erhält folgende Fassung: 

„1.  der barometrischen Höhe;“ 

iii)  Punkt (h) erhält folgende Fassung: 

„h) einer vom Haupt-Stromerzeugungssystem unabhängigen Notstromversorgung, mit der ein Fluglageanzei­
gesystem mindestens 30 Minuten betrieben und beleuchtet werden kann. Die Notstromversorgung muss 
nach einem Totalausfall des Haupt-Stromerzeugungssystems automatisch in Funktion treten, und auf dem 
Instrument oder dem Instrumentenpanel muss deutlich angezeigt werden, dass der Fluglageanzeiger mit 
Notstrom betrieben wird.“ 

g)  Punkt NCC.IDE.A.180(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  Ein Anschnallgurt mit einem Oberkörperrückhaltesystem muss  

1. mit einem zentralen Gurtschloss ausgestattet sein;  

2. auf den Sitzen für die mindestens erforderliche Anzahl von Flugbegleitern mit zwei Schultergurten und 
einem Beckengurt, die einzeln angelegt werden können, ausgestattet sein, und  

3. auf Flugbesatzungssitzen und auf jedem Sitz neben einem Pilotensitz 

i)  entweder mit zwei Schultergurten und einem Beckengurt, die einzeln angelegt werden können, 

ii)  oder, soweit es sich um eines der folgenden Flugzeuge handelt, mit einem diagonalen Schultergurt und 
einem Beckengurt, die einzeln angelegt werden können, ausgestattet sein: 

A)  Flugzeuge mit einer MCTOM von 5 700 kg oder weniger und einer MOPSC von neun Sitzplätzen 
oder weniger, die die Vorgaben der anwendbaren Zulassungsspezifikationen für dynamische 
Notlandungsbedingungen erfüllen; 

B)  Flugzeuge mit einer MCTOM von 5 700 kg oder weniger und einer MOPSC von neun Sitzplätzen 
oder weniger, die die Vorgaben der anwendbaren Zulassungsspezifikationen für dynamische 
Notlandungsbedingungen nicht erfüllen und für die erstmals vor dem 25. August 2016 ein 
Lufttüchtigkeitszeugnis ausgestellt wurde.“ 

h)  in Punkt NCC.IDE.A.250 wird der folgende Punkt (e) angefügt: 

„e)  Flugzeuge müssen mit einer Überwachungsausrüstung gemäß den geltenden Luftraumanforderungen 
ausgestattet sein.“ 

i)  Punkt NCC.IDE.H.100(c) erhält folgende Fassung: 

„c)  Instrumente, Ausrüstung oder Zubehörteile, die nach diesem Anhang nicht vorgeschrieben sind, sowie alle 
anderen Ausrüstungen, die nach dieser Verordnung nicht erforderlich sind, jedoch auf einem Flug mitgeführt 
werden, müssen folgende Anforderungen erfüllen:  

1. Die von diesen Instrumenten, Ausrüstungen oder Zubehörteilen gelieferten Informationen dürfen von 
Mitgliedern der Flugbesatzung nicht zur Erfüllung von Anhang II der Verordnung (EU) 2018/1139 oder 
der Punkte NCC.IDE.H.245 und NCC.IDE.H.250 dieses Anhangs benutzt werden;  

2. die Instrumente und Ausrüstungen dürfen sich nicht auf die Lufttüchtigkeit des Hubschraubers auswirken, 
auch nicht bei Ausfall oder Fehlfunktion.“ 
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j)  Punkt NCC.IDE.H.105(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  der Betreiber von der zuständigen Behörde die Genehmigung erhalten hat, den Hubschrauber im Rahmen der 
Beschränkungen der Basis-Mindestausrüstungsliste (MMEL) nach Anhang III Punkt ORO.MLR.105(j) zu 
betreiben, oder“ 

k)  Punkt NCC.IDE.H.120 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (a)(3) erhält folgende Fassung: 

„3.  der barometrischen Höhe;“ 

ii)  Punkt (c)(1) erhält folgende Fassung: 

„1.  der barometrischen Höhe;“ 

l)  Punkt NCC.IDE.H.125 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (a)(3) erhält folgende Fassung: 

„3.  der barometrischen Höhe;“ 

ii)  Punkt (c)(1) erhält folgende Fassung: 

„1.  der barometrischen Höhe;“ 

m)  Punkt NCC.IDE.H.235 erhält folgende Fassung: 

„NCC.IDE.H.235 Alle Hubschrauber auf Flügen über Wasser — Notwasserung 

Hubschrauber müssen für eine Landung auf dem Wasser ausgelegt oder für eine Notwasserung gemäß den 
einschlägigen Zulassungsspezifikationen zugelassen oder mit einer Notwasserungsausrüstung ausgestattet sein, 
wenn sie bei einem Flug über Wasser in einem Gebiet mit schwierigen Umgebungsbedingungen in einer 
Entfernung zum Land betrieben werden, die einer Flugzeit von mehr als 10 Minuten bei normaler Reiseflugge­
schwindigkeit entspricht.“ 

n)  in Punkt NCC.IDE.H.250 wird der folgende Punkt (e) angefügt: 

„e)  Hubschrauber müssen mit einer Überwachungsausrüstung gemäß den geltenden Luftraumanforderungen 
ausgestattet sein.“  

7. Anhang VII (Teil-NCO) wird wie folgt geändert: 

a)  Punkt NCO.GEN.100(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  Ist das Luftfahrzeug in einem Drittland eingetragen, ist die zuständige Behörde die von dem Mitgliedstaat 
benannte Behörde, in dem der Betreiber seinen Hauptgeschäftssitz hat, niedergelassen oder wohnhaft ist.“ 

b)  Punkt NCO.GEN.104 wird eingefügt: 

„NCO.GEN.104 Verwendung eines in einem AOC eingetragenen Luftfahrzeugs durch einen NCO- 
Betreiber 

a)  Ein NCO-Betreiber darf mit einem anderen als technisch komplizierten motorgetriebenen Luftfahrzeug, das im 
AOC eines Betreibers eingetragen ist, einen nichtgewerblichen Flugbetrieb gemäß diesem Anhang durchführen. 

b)  Der NCO-Betreiber, der das Luftfahrzeug nach Punkt (a) einsetzt, muss ein Verfahren festlegen und  

1. darin klar darlegen, wie die Übergabe der betrieblichen Kontrolle über das Luftfahrzeug zwischen dem 
AOC-Inhaber und dem NCO-Betreiber nach Anhang III Punkt ORO.GEN.310 erfolgt;  

2. darin das Verfahren für die Übergabe des Luftfahrzeugs bei Rückgabe an den AOC-Inhaber darlegen. 

Dieses Verfahren ist in den Vertrag zwischen dem AOC-Inhaber und dem NCO-Betreiber aufzunehmen. 

Der NCO-Betreiber stellt sicher, dass das Verfahren dem zuständigen Personal mitgeteilt wird. 

c)  Die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des nach Punkt (a) eingesetzten Luftfahrzeugs wird von der 
Organisation geführt, die nach der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 für die Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit des im Luftverkehrsbetreiberzeugnis eingetragenen Luftfahrzeugs verantwortlich ist. 

d)  Der NCO-Betreiber, der das Luftfahrzeug nach Punkt (a) einsetzt, muss Folgendes gewährleisten:  

1. Jeder Flug, der unter seiner betrieblichen Kontrolle durchgeführt wird, wird im technischen Bordbuch 
erfasst.  

2. An den Luftfahrzeugsystemen oder -konfigurationen werden keine Änderungen vorgenommen. 
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3. Jeder Mangel oder jede technische Fehlfunktion, die auftritt, während das Luftfahrzeug seiner betrieblichen 
Kontrolle unterliegt, ist der in Punkt (c) genannten Organisation unmittelbar nach dem Flug zu melden.  

4. Der AOC-Inhaber erhält ein Exemplar jeder Ereignismeldung im Zusammenhang mit den durchgeführten 
Flügen, das nach der Verordnung (EU) Nr. 376/2014 und der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1018 
der Kommission auszufüllen ist.“ 

d)  Punkte NCO.IDE.A.100(b) und c erhalten folgende Fassung: 

„b) Die folgenden Positionen bedürfen, soweit in diesem Teilabschnitt vorgeschrieben, keiner Ausrüstungs­
zulassung:  

1. Ersatzsicherungen,  

2. Taschenlampen,  

3. genau gehende Uhr,  

4. Bordapotheke,  

5. Überlebensausrüstung und Signalmittel,  

6. Treibanker und Ausrüstung zum Festmachen,  

7. Rückhaltesysteme für Kinder.  

8. einfache Personentragmittel (PCD), die von einem Aufgabenspezialisten als Rückhaltesystem verwendet 
werden. 

c)  Instrumente und Ausrüstung, die nach Anhang VII (Teil-NCO) nicht vorgeschrieben sind, sowie alle anderen 
Ausrüstungen, die nach dieser Verordnung nicht erforderlich sind, jedoch auf einem Flug mitgeführt werden, 
müssen folgende Anforderungen erfüllen:  

1. Die von diesen Instrumenten oder Ausrüstungen gelieferten Informationen dürfen von Mitgliedern der 
Flugbesatzung nicht zur Erfüllung von Anhang II der Verordnung (EU) 2018/1139 oder der 
Punkte NCO.IDE.A.190 und NCO.IDE.A.195 des Anhangs VII benutzt werden;  

2. die Instrumente und Ausrüstungen dürfen sich nicht auf die Lufttüchtigkeit des Flugzeugs auswirken, auch 
nicht bei Ausfall oder Fehlfunktion.“ 

e)  Punkt NCO.IDE.A.120(a)(3) erhält folgende Fassung: 

„3.  der barometrischen Höhe;“ 

f)  Punkt NCO.IDE.A.125(a)(3) erhält folgende Fassung: 

„3.  der barometrischen Höhe;“ 

g)  Punkt NCO.IDE.A.140(a)(2) erhält folgende Fassung: 

„2.  einem Anschnallgurt an jedem Sitz und Rückhaltegurten für jede Liege,“ 

h)  in Punkt NCO.IDE.A.195 wird der folgende Punkt (e) angefügt: 

„e)  Flugzeuge müssen mit einer Überwachungsausrüstung gemäß den geltenden Luftraumanforderungen 
ausgestattet sein.“ 

i)  Punkte NCO.IDE.H.100(b) und (c) erhalten folgende Fassung: 

„b) Die folgenden Positionen bedürfen, soweit in diesem Teilabschnitt vorgeschrieben, keiner Ausrüstungs­
zulassung:  

1. Taschenlampen,  

2. genau gehende Uhr,  

3. Bordapotheke,  

4. Überlebensausrüstung und Signalmittel,  

5. Treibanker und Ausrüstung zum Festmachen,  

6. Rückhaltesysteme für Kinder.  

7. einfache Personentragmittel (PCD), die von einem Aufgabenspezialisten als Rückhaltesystem verwendet 
werden. 
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c)  Instrumente, Ausrüstung, oder Zubehörteile, die nach Anhang VII (Teil-NCO) nicht vorgeschrieben sind, 
sowie alle anderen Ausrüstungen, die nach dieser Verordnung nicht erforderlich sind, jedoch auf einem Flug 
mitgeführt werden, müssen folgende Anforderungen erfüllen:  

1. Die von diesen Instrumenten, Ausrüstungen oder Zubehörteilen gelieferten Informationen dürfen von 
Mitgliedern der Flugbesatzung nicht zur Erfüllung von Anhang II der Verordnung (EU) 2018/1139 oder 
der Punkte NCO.IDE.H.190 und NCO.IDE.H.195 des Anhangs VII benutzt werden;  

2. die Instrumente, Ausrüstungen oder Zubehörteile dürfen sich nicht auf die Lufttüchtigkeit des 
Hubschraubers auswirken, auch nicht bei Ausfall oder Fehlfunktion.“ 

j)  Punkt NCO.IDE.H.120(a)(3) erhält folgende Fassung: 

„3.  der barometrischen Höhe;“ 

k)  Punkt NCO.IDE.H.125(a)(3) erhält folgende Fassung: 

„3.  der barometrischen Höhe;“ 

l)  Punkte NCO.IDE.H.140(a)(1) und (2) erhalten folgende Fassung:  

„1. einem Sitz oder einer Liege für jede an Bord befindliche Person mit einem Alter ab 24 Monaten oder einer 
Station für jedes Besatzungsmitglied oder jeden Aufgabenspezialisten, die sich an Bord befinden;  

2. einem Anschnallgurt an jedem Fluggastsitz und Rückhaltegurten für jede Liege und Rückhalteeinrichtungen 
für jede Station;“ 

m)  Punkt NCO.IDE.H.185 erhält folgende Fassung: 

„NCO.IDE.H.185 Alle Hubschrauber auf Flügen über Wasser — Notwasserung 

Hubschrauber, die in einem Gebiet mit schwierigen Umgebungsbedingungen über eine Entfernung von 50 NM 
von Land hinaus fliegen, müssen entweder 

a)  für eine Landung auf Wasser gemäß den einschlägigen Zulassungspezifikationen ausgelegt sein, oder 

b)  für eine Notwasserung gemäß den einschlägigen Zulassungspezifikationen zugelassen sein, oder 

c)  mit einer Notwasserungsausrüstung ausgestattet sein.“ 

n)  in Punkt NCO.IDE.H.195 wird der folgende Punkt (e) angefügt: 

„e)  Hubschrauber müssen mit einer Überwachungsausrüstung gemäß den geltenden Luftraumanforderungen 
ausgestattet sein.“ 

o)  Punkt NCO.SPEC.HEC.105(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  Für den Einbau sämtlicher Winden- und Lasthakenausrüstung, bei der es sich nicht um ein einfaches 
Personentragmittel handelt, und für alle späteren Änderungen hieran ist eine der beabsichtigten Funktion 
entsprechende Lufttüchtigkeitszulassung erforderlich.“ 

p)  Punkt NCO.SPEC.PAR.120 erhält folgende Fassung: 

„NCO.SPEC.PAR.120 Beförderung und Freisetzen gefährlicher Güter 

Ungeachtet Punkt NCO.SPEC.160 dürfen Fallschirmspringer das Luftfahrzeug zum Zweck von Schausprüngen 
über dicht besiedelten Gebieten oder Menschenansammlungen im Freien verlassen und dabei Rauchsignalerzeuger 
tragen, sofern diese für diesen Verwendungszweck hergestellt sind.“ 

q)  in Teilabschnitt E wird folgender Abschnitt 6 angefügt: 

„ABSCHNITT 6 

Instandhaltungstestflüge (MCF) 

NCO.SPEC.MCF.100 Instandhaltungstestflugstufen 

Vor der Durchführung eines Instandhaltungstestflugs muss der Betreiber die jeweilige Stufe des Instandhaltungs­
testflugs wie folgt bestimmen: 

a)  Ein Instandhaltungstestflug der Stufe A liegt bei Flügen vor, bei denen die Anwendung von anormalen 
Verfahren oder Notverfahren gemäß Definition im Flughandbuch zu erwarten ist oder die erforderlich sind, 
um die Funktionsweise eines Backup-Systems oder sonstiger Sicherheitsgeräte zu überprüfen. 
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b) Ein Instandhaltungstestflug der Stufe B liegt bei allen Flügen vor, bei denen es sich nicht um einen Instandhal­
tungstestflug der Stufe A handelt. 

NCO.SPEC.MCF.105 Betriebsbeschränkungen 

a)  Abweichend von Punkt NCO.GEN.105(a)(4) dieses Anhangs darf ein Instandhaltungstestflug mit einem 
Luftfahrzeug durchgeführt werden, das nach Anhang I Punkt M.A.801(g) oder Punkt 145.A.50(e) der 
Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 der Kommission mit unvollständiger Instandhaltung für den Betrieb 
freigegeben wurde. 

b)  Abweichend von Punkt NCO.IDE.A.105 oder Punkt NCO.IDE.H.105 darf der verantwortliche Pilot einen Flug 
mit nicht betriebsfähigen oder fehlenden Ausrüstungen oder Funktionen durchführen, die für den Flug 
erforderlich sind, wenn diese nicht betriebsfähigen oder fehlenden Ausrüstungen oder Funktionen in der in 
Punkt NCO.SPEC.MCF.110 genannten Checkliste aufgeführt sind. 

NCO.SPEC.MCF.110 Checkliste und Sicherheitsunterweisung 

a)  Die in Punkt NCO.SPEC.105 genannte Checkliste muss erforderlichenfalls vor jedem Instandhaltungstestflug 
aktualisiert werden und die Betriebsverfahren berücksichtigen, die während des betreffenden Instandhaltungs­
testflugs zu befolgen sind. 

b)  Unbeschadet Punkt NCO.SPEC.125(b) ist vor jedem Instandhaltungstestflug eine Sicherheitsunterweisung des 
Aufgabenspezialisten erforderlich. 

NCO.SPEC.MCF.120 Anforderungen an die Flugbesatzung 

Bei der Auswahl eines Flugbesatzungsmitglieds für einen Instandhaltungstestflug muss der Betreiber die 
Komplexität des Luftfahrzeugs und die Stufe des Instandhaltungstestflugs nach Punkt NCO.SPEC.MCF.100 
berücksichtigen. 

NCO.SPEC.MCF.125 Zusammensetzung der Besatzung und Personen an Bord 

a)  Vor jedem geplanten Instandhaltungstestflug muss der verantwortliche Pilot den Bedarf an zusätzlichen 
Besatzungsmitgliedern oder Aufgabenspezialisten oder beiden unter Berücksichtigung der zu erwartenden 
Arbeitsbelastung für die Flugbesatzung oder die Aufgabenspezialisten und der Risikobewertung ermitteln. 

b)  Der verantwortliche Pilot darf während eines Instandhaltungstestflugs der Stufe A nur Personen an Bord 
zulassen, die nach Punkt (a) vorgeschrieben sind. 

NCO.SPEC.MCF.130 Simulierte anormale Verfahren oder Notverfahren im Flug 

Abweichend von Punkt NCO.SPEC.145 darf ein verantwortlicher Pilot Situationen simulieren, die anormale 
Verfahren oder Notverfahren mit einem Aufgabenspezialisten an Bord erforderlich machen, sofern die Simulation 
notwendig ist, um den Zweck des Fluges zu erfüllen und wenn sie in der unter Punkt NCO.SPEC.MCF.110 
genannten Checkliste oder in den Betriebsverfahren aufgeführt ist. 

NCO.SPEC.MCF.140 Systeme und Ausrüstung 

Soll bei einem Instandhaltungstestflug das ordnungsgemäße Funktionieren eines Systems oder einer Ausrüstung 
überprüft werden, ist dieses System oder diese Ausrüstung als potenziell unzuverlässig zu kennzeichnen und vor 
dem Flug sind geeignete Abhilfemaßnahmen zu vereinbaren, um die Risiken für die Flugsicherheit möglichst 
gering zu halten.“  

8. Anhang VIII (Teil-SPO) wird wie folgt geändert: 

a)  Punkt SPO.GEN.005(a) erhält folgende Fassung: 

„a)  Dieser Anhang gilt für jeden spezialisierten Flugbetrieb, bei dem das Luftfahrzeug für spezialisierte 
Tätigkeiten, etwa in der Landwirtschaft, der Bauwirtschaft, zur Fotografie, Vermessung, Beobachtung und 
Überwachung, Luftwerbung oder für Instandhaltungstestflüge eingesetzt wird.“ 
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b)  Punkt SPO.GEN.100 erhält folgende Fassung: 

„SPO.GEN.100 Zuständige Behörde 

Die zuständige Behörde ist die von dem Mitgliedstaat benannte Behörde, in dem der Betreiber seinen 
Hauptgeschäftssitz hat, niedergelassen oder wohnhaft ist.“ 

c)  Punkt SPO.POL.110(a) erhält folgende Fassung: 

„a)  Der Betreiber hat ein System zur Berechnung der Masse und Schwerpunktlage festzulegen und für jeden Flug 
oder jede Reihe von Flügen Folgendes zu bestimmen:  

1. Betriebsleermasse des Luftfahrzeugs,  

2. Nutzlast,  

3. Kraftstoffmasse,  

4. Luftfahrzeugbeladung und Ladungsverteilung,  

5. Startmasse, Landemasse und Leertankmasse,  

6. entsprechende Lage des Luftfahrzeugschwerpunktes.“ 

d)  Punkte SPO.IDE.A.100(b) und (c) erhalten folgende Fassung: 

„b) Die folgenden Positionen bedürfen, soweit in diesem Teilabschnitt vorgeschrieben, keiner Ausrüstungs­
zulassung:  

1. Ersatzsicherungen,  

2. Taschenlampen,  

3. genau gehende Uhr,  

4. Kartenhalter,  

5. Bordapotheken,  

6. Überlebensausrüstung und Signalmittel,  

7. Treibanker und Ausrüstung zum Festmachen,  

8. einfache Personentragmittel (PCD), die von einem Aufgabenspezialisten als Rückhaltesystem verwendet 
werden. 

c)  Instrumente, Ausrüstung oder Zubehörteile, die nach diesem Anhang (Teil-SPO) nicht vorgeschrieben sind, 
sowie alle anderen Ausrüstungen, die nach dieser Verordnung nicht erforderlich sind, jedoch auf einem Flug 
mitgeführt werden, müssen folgende Anforderungen erfüllen:  

1. Die von diesen Instrumenten, Ausrüstungen oder Zubehörteilen gelieferten Informationen dürfen von 
Mitgliedern der Flugbesatzung nicht zur Erfüllung von Anhang II der Verordnung (EU) 2018/1139 oder 
der Punkte SPO.IDE.A.215 und SPO.IDE.A.220 dieses Anhangs benutzt werden;  

2. die Instrumente, Ausrüstungen oder Zubehörteile dürfen sich nicht auf die Lufttüchtigkeit des Flugzeugs 
auswirken, auch nicht bei Ausfall oder Fehlfunktion.“ 

e)  Punkt SPO.IDE.A.105 erhält folgende Fassung: 

„SPO.IDE.A.105 Mindestausrüstung für den Flug 

Ein Flug darf nicht begonnen werden, wenn die für den vorgesehenen Flug erforderlichen Instrumente, 
Ausrüstungsteile oder Funktionen des Flugzeugs nicht betriebsbereit sind oder fehlen, es sei denn, eine der 
folgenden Bedingungen ist erfüllt: 

a)  das Flugzeug wird in Übereinstimmung mit der Mindestausrüstungsliste (MEL) betrieben; 

b)  der Betreiber hat von der zuständigen Behörde die Genehmigung erhalten, das Flugzeug im Rahmen der 
Beschränkungen der Basis-Mindestausrüstungsliste (MMEL) nach Anhang III Punkt ORO.MLR.105(j) zu 
betreiben, sofern es sich um technisch komplizierte motorgetriebene Flugzeuge und um Flugzeuge im 
gewerblichen Flugbetrieb handelt; 

c)  das Flugzeug unterliegt einer Fluggenehmigung, die gemäß den geltenden Lufttüchtigkeitsanforderungen erteilt 
wurde.“ 
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f)  Punkt SPO.IDE.A.120 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (a)(3) erhält folgende Fassung: 

„3.  der barometrischen Höhe;“ 

ii)  Punkt (e)(1) erhält folgende Fassung: 

„1.  der barometrischen Höhe;“ 

g)  Punkt SPO.IDE.A.125 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (a)(3) erhält folgende Fassung: 

„3.  der barometrischen Höhe;“ 

ii)  Punkt (c)(1) erhält folgende Fassung: 

„1.  der barometrischen Höhe;“ 

iii)  Punkt (e)(4) erhält folgende Fassung: 

„4. einer vom Haupt-Stromerzeugungssystem unabhängigen Notstromversorgung, mit der ein Fluglageanzei­
gesystem mindestens 30 Minuten betrieben und beleuchtet werden kann. Die Notstromversorgung muss 
nach einem Totalausfall des Haupt-Stromerzeugungssystems automatisch in Funktion treten, und auf dem 
Instrument oder dem Instrumentenpanel muss deutlich angezeigt werden, dass der Fluglageanzeiger mit 
Notstrom betrieben wird.“ 

h)  Punkt SPO.IDE.A.160(e) erhält folgende Fassung: 

„e)  Der Anschnallgurt mit Oberkörperrückhaltesystem gemäß Punkt (d) muss  

1. mit einem zentralen Gurtschloss ausgestattet sein;  

2. auf Flugbesatzungssitzen und auf jedem Sitz neben einem Pilotensitz 

i)  entweder mit zwei Schultergurten und einem Beckengurt, die einzeln angelegt werden können, 

ii)  oder, soweit es sich um eines der folgenden Flugzeuge handelt, mit einem diagonalen Schultergurt und 
einem Beckengurt, die einzeln angelegt werden können, ausgestattet sein: 

A)  Flugzeuge mit einer MCTOM von 5 700 kg oder weniger und einer MOPSC von neun Sitzplätzen 
oder weniger, die die Vorgaben der anwendbaren Zulassungsspezifikationen für dynamische 
Notlandungsbedingungen erfüllen; 

B)  Flugzeuge mit einer MCTOM von 5 700 kg oder weniger und einer MOPSC von neun Sitzplätzen 
oder weniger, die die Vorgaben der anwendbaren Zulassungsspezifikationen für dynamische 
Notlandungsbedingungen nicht erfüllen und für die erstmals vor dem 25. August 2016 ein 
Lufttüchtigkeitszeugnis ausgestellt wurde.“ 

i)  in Punkt SPO.IDE.A.220 wird der folgende Punkt (e) angefügt: 

„e)  Flugzeuge müssen mit einer Überwachungsausrüstung gemäß den geltenden Luftraumanforderungen 
ausgestattet sein.“ 

j)  Punkt SPO.IDE.H.100 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (b) erhält folgende Fassung: 

„b) Die folgenden Positionen bedürfen, soweit in diesem Teilabschnitt vorgeschrieben, keiner Ausrüstungs­
zulassung:  

1. Taschenlampen,  

2. genau gehende Uhr,  

3. Bordapotheke,  

4. Überlebensausrüstung und Signalmittel,  

5. Treibanker und Ausrüstung zum Festmachen,  

6. Rückhaltesysteme für Kinder,  

7. einfache Personentragmittel (PCD), die von einem Aufgabenspezialisten als Rückhaltesystem verwendet 
werden.“ 
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ii)  Punkt c erhält folgende Fassung: 

„c)  Instrumente, Ausrüstung oder Zubehörteile, die nach diesem Anhang (Teil-SPO) nicht vorgeschrieben sind, 
sowie alle anderen Ausrüstungen, die nach dieser Verordnung nicht erforderlich sind, jedoch auf einem 
Flug mitgeführt werden, müssen folgende Anforderungen erfüllen:  

1. Die von diesen Instrumenten, Ausrüstungen oder Zubehörteilen gelieferten Informationen dürfen von 
Mitgliedern der Flugbesatzung nicht zur Erfüllung von Anhang II der Verordnung (EU) 2018/1139 oder 
der Punkte SPO.IDE.H.215 und SPO.IDE.H.220 dieses Anhangs benutzt werden;  

2. die Instrumente, Ausrüstungen oder Zubehörteile dürfen sich nicht auf die Lufttüchtigkeit des 
Hubschraubers auswirken, auch nicht bei Ausfall oder Fehlfunktion.“ 

k)  Punkt SPO.IDE.H.105 erhält folgende Fassung: 

„SPO.IDE.H.105 Mindestausrüstung für den Flug 

Ein Flug darf nicht begonnen werden, wenn die für den vorgesehenen Flug erforderlichen Instrumente, 
Ausrüstungsteile oder Funktionen des Hubschraubers nicht betriebsbereit sind oder fehlen, es sei denn, eine der 
folgenden Bedingungen ist erfüllt: 

a)  der Hubschrauber wird in Übereinstimmung mit der Mindestausrüstungsliste (MEL) betrieben; 

b)  der Betreiber hat von der zuständigen Behörde die Genehmigung erhalten, den Hubschrauber im Rahmen der 
Beschränkungen der Basis-Mindestausrüstungsliste (MMEL) nach Anhang III Punkt ORO.MLR.105(j) zu 
betreiben, sofern es sich um technisch komplizierte motorgetriebene Hubschrauber und um Hubschrauber im 
gewerblichen Flugbetrieb handelt; 

c) der Hubschrauber unterliegt einer Fluggenehmigung, die gemäß den entsprechenden Lufttüchtigkeitsanfor­
derungen erteilt wurde.“ 

l)  Punkt SPO.IDE.H.120 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (a)(3) erhält folgende Fassung: 

„3.  der barometrischen Höhe;“ 

ii)  Punkt (d)(1) erhält folgende Fassung: 

„1.  der barometrischen Höhe;“ 

m)  Punkt SPO.IDE.H.125 wird wie folgt geändert: 

i)  Punkt (a)(3) erhält folgende Fassung: 

„3.  der barometrischen Höhe;“ 

ii)  Punkt (c)(1) erhält folgende Fassung: 

„1.  der barometrischen Höhe;“ 

n)  in Punkt SPO.IDE.H.220 wird der folgende Punkt (e) angefügt: 

„e)  Hubschrauber müssen mit einer Überwachungsausrüstung gemäß den geltenden Luftraumanforderungen 
ausgestattet sein.“ 

o)  Punkt SPO.SPEC.HESLO.100 erhält folgende Fassung: 

„SPO.SPEC.HESLO.100 Standardbetriebsverfahren 

Die Standardbetriebsverfahren für HESLO müssen Folgendes festlegen: 

a)  die mitzuführende Ausrüstung, einschließlich deren Betriebsbeschränkungen und entsprechender Einträge in 
die MEL, soweit zutreffend; 

b)  Zusammensetzung der Besatzung und Anforderungen an die Erfahrung der Besatzungsmitglieder und 
Aufgabenspezialisten; 

c)  die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben relevante Theorie- und Praxisschulung für Besatzungsmitglieder 
bzw. Schulung für Aufgabenspezialisten sowie die Qualifikation und Benennung von Personen, die diese 
Schulungen für Besatzungsmitglieder und Aufgabenspezialisten durchführen; 

d)  Pflichten und Aufgaben der Besatzungsmitglieder und Aufgabenspezialisten; 

e)  Leistungskriterien des Hubschraubers, die für die Durchführung des HESLO-Betriebs erfüllt werden müssen; 

f)  Normale, anormale und Notverfahren.“ 
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p)  Punkt SPO.SPEC.HEC.100 erhält folgende Fassung: 

„SPO.SPEC.HEC.100 Standardbetriebsverfahren 

Die Standardbetriebsverfahren für HEC müssen Folgendes festlegen: 

a)  die mitzuführende Ausrüstung, einschließlich deren Betriebsbeschränkungen und entsprechender Einträge in 
die MEL, soweit zutreffend; 

b)  Zusammensetzung der Besatzung und Anforderungen an die Erfahrung der Besatzungsmitglieder und 
Aufgabenspezialisten; 

c)  die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben relevante Theorie- und Praxisschulung für Besatzungsmitglieder 
bzw. Schulung für Aufgabenspezialisten sowie die Qualifikation und Benennung von Personen, die diese 
Schulungen für Besatzungsmitglieder und Aufgabenspezialisten durchführen; 

d)  Pflichten und Aufgaben der Besatzungsmitglieder und Aufgabenspezialisten; 

e)  Leistungskriterien des Hubschraubers, die für die Durchführung des HEC-Betriebs erfüllt werden müssen; 

f)  Normale, anormale und Notverfahren.“ 

q)  Punkt SPO.SPEC.HEC.105(b) erhält folgende Fassung: 

„b)  Für den Einbau sämtlicher Winden- und Lasthakenausrüstung, bei der es sich nicht um ein einfaches 
Personentragmittel handelt, und für alle späteren Änderungen hieran ist eine der beabsichtigten Funktion 
entsprechende Lufttüchtigkeitszulassung erforderlich.“ 

r)  Punkt SPO.SPEC.PAR.125 erhält folgende Fassung: 

„SPO.SPEC.PAR.125 Freisetzung gefährlicher Güter 

Ungeachtet Punkt SPO.GEN.155 dürfen Fallschirmspringer das Luftfahrzeug zum Zweck von Schausprüngen über 
dicht besiedelten Gebieten oder Menschenansammlungen im Freien verlassen und dabei Rauchsignalerzeuger 
tragen, sofern diese für diesen Verwendungszweck hergestellt sind.“ 

s)  in Teilabschnitt E wird folgender Abschnitt 5 angefügt: 

„ABSCHNITT 5 

Instandhaltungstestflüge (MCF) 

SPO.SPEC.MCF.100 Instandhaltungstestflugstufen 

Vor der Durchführung eines Instandhaltungstestflugs muss der Luftfahrtunternehmer die jeweilige Stufe des 
Instandhaltungstestflugs wie folgt bestimmen: 

a)  Ein Instandhaltungstestflug der Stufe A liegt bei Flügen vor, bei denen die Anwendung von anormalen 
Verfahren oder Notverfahren gemäß Definition im Flughandbuch zu erwarten ist oder die erforderlich sind, 
um die Funktionsweise eines Backup-Systems oder sonstiger Sicherheitsgeräte zu überprüfen. 

b) Ein Instandhaltungstestflug der Stufe B liegt bei allen Flügen vor, bei denen es sich nicht um einen Instandhal­
tungstestflug der Stufe A handelt. 

SPO.SPEC.MCF.105 Flugprogramm für einen Instandhaltungstestflug der Stufe A 

Vor der Durchführung eines Instandhaltungstestflugs der Stufe A mit einem technisch komplizierten 
motorgetriebenen Luftfahrzeug muss der Betreiber ein Flugprogramm erstellen und dokumentieren. 

SPO.SPEC.MCF.110 Handbuch für Instandhaltungstestf lüge der Stufe A 

Der Betreiber, der einen Instandhaltungstestflug der Stufe A durchführt, muss 

a)  diesen Betrieb und die damit verbundenen Verfahren im Betriebshandbuch nach Anhang III 
Punkt ORO.MLR.100 oder in einem eigens für Instandhaltungstestflüge vorgesehenen Handbuch darlegen; 

b)  das Handbuch bei Bedarf aktualisieren; 
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c)  alle betroffenen Mitarbeiter über das Handbuch und dessen Änderungen, die für ihre Aufgaben relevant sind, 
informieren; 

d)  der zuständigen Behörde das Handbuch und seine Aktualisierungen zur Verfügung stellen. 

SPO.SPEC.MCF.115 Anforderungen an die Flugbesatzung für Instandhaltungstestflüge der Stufe A 

a) Der Betreiber hat unter Berücksichtigung der Komplexität des Luftfahrzeugs und der Stufe der Instandhaltungs­
testflüge geeignete Flugbesatzungsmitglieder auszuwählen. Bei der Auswahl der Flugbesatzungsmitglieder für 
Instandhaltungstestflüge der Stufe A mit einem technisch komplizierten motorgetriebenen Luftfahrzeug muss 
der Betreiber sicherstellen, dass alle nachstehenden Bedingungen erfüllt sind:  

1. der verantwortliche Pilot hat eine Schulung nach Punkt SPO.SPEC.MCF.120 absolviert; wurde die Schulung 
in einem Simulator durchgeführt, muss der Pilot mindestens einen Instandhaltungstestflug der Stufe A als 
überwachender Pilot oder als Beobachter durchführen, bevor er als verantwortlicher Pilot einen Instandhal­
tungstestflug der Stufe A durchführt;  

2. der verantwortliche Pilot hat mit einem Luftfahrzeug derselben Luftfahrzeugkategorie wie das zu fliegende 
Luftfahrzeug mindestens 1 000 Flugstunden, davon mindestens 400 Stunden als verantwortlicher Pilot in 
einem technisch komplizierten motorgetriebenen Luftfahrzeug und mindestens 50 Stunden mit konkret 
dem betreffenden Luftfahrzeugmuster absolviert. 

Ungeachtet Punkt (a)(2) darf der Betreiber einen Piloten mit weniger als 50 Stunden Erfahrung mit konkret 
dem betreffenden Luftfahrzeugmuster auswählen, wenn er ein neues Luftfahrzeugmuster in Betrieb nimmt und 
die Qualifikation des Piloten entsprechend einem festgelegten Verfahren bewertet hat. 

b)  Piloten, die im Besitz einer Testflugberechtigung gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 sind, wird dies in 
vollem Umfang für die in Punkt (a)(1) genannte Schulung angerechnet, sofern die Piloten, die eine Testflugbe­
rechtigung besitzen, die erforderliche CRM-Grund- und Wiederholungsschulung nach Anhang III 
Punkt ORO.FC.115 und Punkt ORO.FC.215 absolviert haben. 

c)  Der verantwortliche Pilot darf mit einem technisch komplizierten motorgetriebenen Luftfahrzeug keinen 
Instandhaltungstestflug der Stufe A durchführen, es sei denn, er hat innerhalb der letzten 36 Monate einen 
Instandhaltungstestflug der Stufe A durchgeführt. 

d)  Die Flugerfahrung als verantwortlicher Pilot bei einem Instandhaltungstestflug der Stufe A wird 
zurückgewonnen, sobald ein Instandhaltungstestflug der Stufe A als Beobachter oder überwachender Pilot 
durchgeführt wurde oder sobald er als verantwortlicher Pilot in einem Simulator einen Instandhaltungstestflug 
der Stufe A durchgeführt hat. 

SPO.SPEC.MCF.120 Anforderungen an die Flugbesatzung für Instandhaltungstestflüge der Stufe A 

a)  Die für einen Instandhaltungstestflug der Stufe A erforderliche Schulung muss einem detaillierten Lehrplan 
folgen. 

b)  Die Flugausbildung für die Schulung muss auf einer der folgenden Arten durchgeführt werden:  

1. in einem Simulator, der für Ausbildungszwecke die Reaktion des Luftfahrzeugs und seiner Systeme auf die 
durchgeführten Kontrollen angemessen widerspiegelt;  

2. während eines Fluges in einem Luftfahrzeug, bei dem Instandhaltungstestflugtechniken demonstriert 
werden. 

c)  Die Schulung in einer Luftfahrzeugkategorie gilt für alle Luftfahrzeugmuster dieser Kategorie. 

d)  Der Betreiber muss festlegen, ob eine Unterschiedsschulung oder ein Vertrautmachen im Hinblick auf das für 
die Schulung eingesetzte Luftfahrzeug und das Luftfahrzeug, das für den Instandhaltungstestflug eingesetzt 
werden soll, notwendig ist, und den Inhalt einer solchen Schulung darlegen. 

SPO.SPEC.MCF.125 Zusammensetzung der Besatzung und Personen an Bord 

a)  Der Betreiber hat Verfahren festzulegen, mit denen der Bedarf an zusätzlichen Aufgabenspezialisten festgestellt 
werden kann. 

b)  Für Instandhaltungstestflüge der Stufe A muss der Betreiber in seinem Handbuch festlegen, nach welchen 
Gesichtspunkten die Anwesenheit sonstiger Personen an Bord erlaubt ist. 
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c)  Für einen Instandhaltungstestflug der Stufe A müssen sich ein Aufgabenspezialist oder ein zusätzlicher Pilot 
im Cockpit befinden, um die Mitglieder der Flugbesatzung zu unterstützen, es sei denn, die Konfiguration des 
Luftfahrzeugs lässt dies nicht zu oder der Betreiber kann angesichts der Arbeitsbelastung für die Flugbesatzung 
laut Flugprogramm rechtfertigen, dass diese keine zusätzliche Hilfe benötigt. 

SPO.SPEC.MCF.130 Simulierte anormale Verfahren oder Notverfahren im Flug 

Abweichend von Punkt SPO.OP.185 darf sich ein Aufgabenspezialist auf einem Instandhaltungstestflug der Stufe 
A an Bord befinden, wenn dies für den Zweck des Flugs erforderlich und im Flugprogramm angegeben ist. 

SPO.SPEC.MCF.135 Flugzeitbeschränkungen und Ruhezeiten 

Werden Besatzungsmitglieder für Instandhaltungstestflüge eingeteilt, müssen Betreiber, die Anhang III (Teil-ORO) 
Teilabschnitt FTL unterliegen, die Bestimmungen jenes Teilabschnitts anwenden. 

SPO.SPEC.MCF.140 Systeme und Ausrüstung 

Soll bei einem Instandhaltungstestflug das ordnungsgemäße Funktionieren eines Systems oder einer Ausrüstung 
überprüft werden, ist dieses System oder diese Ausrüstung als potenziell unzuverlässig zu kennzeichnen und vor 
dem Flug sind geeignete Abhilfemaßnahmen zu vereinbaren, um die Risiken für die Flugsicherheit möglichst 
gering zu halten. 

SPO.SPEC.MCF.145 Anforderungen an Tonaufzeichnungsanlagen für das Cockpit, Flugdatenschreiber 
und Datenverbindungsaufzeichnungen für AOC-Inhaber 

Für einen Instandhaltungstestflug mit einem Luftfahrzeug, das sonst im CAT-Betrieb eingesetzt wird, gelten die 
Bestimmungen von Anhang IV (Teil-CAT) für Tonaufzeichnungsanlagen für das Cockpit (CVR), für Flugdaten­
schreiber (FDR) und die Datenverbindungsaufzeichnung (DLR) weiter.“  
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ANHANG II 

Die Anhänge I und Vb der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 werden wie folgt geändert:  

1. In Anhang I (Teil-M) Punkt M.A.201 wird folgender Punkt (k) angefügt: 

„k)  Wird ein in ein Luftverkehrsbetreiberzeugnis eingetragenes Luftfahrzeug im nichtgewerblichen Flugbetrieb oder 
im spezialisierten Flugbetrieb nach Punkt ORO.GEN.310 von Anhang III oder Punkt NCO.GEN.104 von 
Anhang VII der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 eingesetzt, muss der Betreiber sicherstellen, dass die im 
Zusammenhang mit der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit anfallenden Aufgaben durch ein nach Anhang Vc 
(Teil-CAMO) zugelassenes Unternehmen zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit (CAMO) des 
AOC-Inhabers bzw. durch eine nach Anhang Vd (Teil-CAO) zugelassene kombinierte Lufttüchtigkeitsorgani­
sationen (CAO) wahrgenommen werden.“  

2. In Anhang Vb (Teil-ML) Punkt ML.A.201 wird folgender Punkt (h) angefügt: 

„h)  Wird ein in ein Luftverkehrsbetreiberzeugnis eingetragenes Luftfahrzeug im nichtgewerblichen Flugbetrieb oder 
im spezialisierten Flugbetrieb nach Punkt ORO.GEN.310 von Anhang III oder Punkt NCO.GEN.104 von 
Anhang VII der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 eingesetzt, muss der Betreiber sicherstellen, dass die im 
Zusammenhang mit der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit anfallenden Aufgaben durch ein nach Anhang Vc 
(Teil-CAMO) zugelassenes Unternehmen zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit (CAMO) des 
AOC-Inhabers bzw. durch eine nach Anhang Vd (Teil-CAO) zugelassene kombinierte Lufttüchtigkeitsorgani­
sationen (CAO) wahrgenommen werden.“  
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BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/1385 DER KOMMISSION 

vom 3. September 2019 

zur Änderung des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU mit tierseuchenrechtlichen 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten Mitgliedstaaten 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2019) 6432) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom 11. Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen 
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt (1), insbesondere auf 
Artikel 9 Absatz 4, 

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen Kontrollen 
im Handel mit lebenden Tieren und Erzeugnissen innerhalb der Union im Hinblick auf den Binnenmarkt (2), 
insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4, 

gestützt auf die Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung von tierseuchenrechtlichen 
Vorschriften für das Herstellen, die Verarbeitung, den Vertrieb und die Einfuhr von Lebensmitteln tierischen 
Ursprungs (3), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit dem Durchführungsbeschluss 2014/709/EU der Kommission (4) werden tierseuchenrechtliche Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten Mitgliedstaaten festgelegt, in denen Fälle dieser 
Seuche bei Haus- oder Wildschweinen bestätigt wurden (im Folgenden „betroffene Mitgliedstaaten“). Im Anhang 
des genannten Durchführungsbeschlusses sind in den Teilen I bis IV bestimmte Gebiete der betroffenen 
Mitgliedstaaten abgegrenzt und nach ihrem Risikoniveau entsprechend der Lage in Bezug auf die genannte Seuche 
eingestuft. Der Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU ist unter Berücksichtigung der geänderten 
Lage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union, die sich in diesem Anhang widerspiegeln muss, 
mehrmals geändert worden. Nach Ausbrüchen der Afrikanischen Schweinepest in Bulgarien, Polen und der 
Slowakei wurde der Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU zuletzt durch den Durchführungs­
beschluss (EU) 2019/1373 der Kommission (5) geändert. 

(2)  Seit dem Erlass des Durchführungsbeschlusses (EU) 2019/1373 sind weitere Fälle der Afrikanischen Schweinepest 
bei Wild- und Hausschweinen in Polen, Litauen, Rumänien, Bulgarien und Ungarn aufgetreten. Nach den jüngsten 
Ausbrüchen dieser Seuche und unter Berücksichtigung der derzeitigen Seuchenlage in der Union wurde die 
Regionalisierung in diesen fünf Mitgliedstaaten neu bewertet und aktualisiert. Darüber hinaus wurden auch die 
bestehenden Risikomanagementmaßnahmen neu bewertet und aktualisiert. Diese Änderungen sollten sich im 
Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU widerspiegeln. 

(3)  Im August 2019 wurden drei Fälle der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen in den Powiaten Elblaski, 
Giżycki und Radomski in Polen festgestellt; diese Gebiete sind derzeit in Teil I des Anhangs des Durchführungsbe­
schlusses 2014/709/EU aufgeführt. Durch diese Fälle der Afrikanischen Schweinepest erhöht sich das Risiko, was 
sich in dem genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollten diese Gebiete in Polen, die von der 
Afrikanischen Schweinepest betroffen sind, statt in Teil I nun in Teil II des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 
2014/709/EU aufgeführt werden. 
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(4)  Im August 2019 wurde ein Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei Hausschweinen im Powiat Olsztyński 
in Polen festgestellt; dieses Gebiet ist derzeit in Teil II des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU 
aufgeführt. Durch diesen Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest erhöht sich das Risiko, was sich in dem 
genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollte dieses Gebiet in Polen, das von der 
Afrikanischen Schweinepest betroffen ist, statt in Teil II nun in Teil III des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 
2014/709/EU aufgeführt werden. 

(5)  Im August 2019 wurde ein Fall der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen in der Gemeinde Rietavas in 
Litauen festgestellt; dieses Gebiet ist derzeit in Teil I des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU 
aufgeführt. Durch diesen Fall der Afrikanischen Schweinepest erhöht sich das Risiko, was sich in dem genannten 
Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollte dieses Gebiet in Litauen, das von der Afrikanischen 
Schweinepest betroffen ist, statt in Teil I nun in Teil II des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU 
aufgeführt werden. 

(6)  Im August 2019 wurde ein Fall der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen in der Gemeinde Šilutė in 
Litauen außerhalb der Gebiete festgestellt, die derzeit im Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU 
aufgeführt sind. Durch diesen Fall der Afrikanischen Schweinepest erhöht sich das Risiko, was sich in dem 
genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollte dieses Gebiet in Litauen, das von der 
Afrikanischen Schweinepest betroffen ist, nun in Teil II des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU 
aufgeführt werden. 

(7)  Im August 2019 wurde ein Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei Hausschweinen im Kreis Hunedoara in 
Rumänien festgestellt; dieses Gebiet ist derzeit in Teil I des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU 
aufgeführt. Durch diesen Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest erhöht sich das Risiko, was sich in dem 
genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollte dieses Gebiet in Rumänien, das von der 
Afrikanischen Schweinepest betroffen ist, statt in Teil I nun in Teil III des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 
2014/709/EU aufgeführt werden. 

(8)  Im August 2019 wurde ein Fall der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen in der Region des Bezirks 
Sofia in Bulgarien in einem in Teil III aufgeführten Gebiet festgestellt, das sich in unmittelbarer Nähe zu einem in 
Teil I des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU aufgeführten Gebiet befindet. Durch diesen Fall 
der Afrikanischen Schweinepest erhöht sich das Risiko, was sich in dem genannten Anhang widerspiegeln sollte. 
Dementsprechend sollte dieses Gebiet in Bulgarien, das von der Afrikanischen Schweinepest betroffen ist, statt in 
Teil I nun in Teil II des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU aufgeführt werden. 

(9)  Im August 2019 wurden fünf Fälle der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen in den Komitaten Borsod- 
Abaúj-Zemplén und Heves in Ungarn festgestellt; diese Gebiete sind derzeit in Teil I des Anhangs des Durchfüh­
rungsbeschlusses 2014/709/EU aufgeführt. Durch diese Fälle der Afrikanischen Schweinepest erhöht sich das 
Risiko, was sich in dem genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollten diese Gebiete in 
Ungarn, die von der Afrikanischen Schweinepest betroffen sind, statt in Teil I nun in Teil II des Anhangs des 
Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU aufgeführt werden. 

(10)  Um den jüngsten epidemiologischen Entwicklungen in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union 
Rechnung zu tragen und die mit der Ausbreitung dieser Seuche verbundenen Risiken proaktiv anzugehen, sollten 
in Polen, Litauen, Rumänien, Bulgarien und Ungarn neue, ausreichend große Gebiete mit hohem Risiko festgelegt 
und ordnungsgemäß in die Teile I, II und III des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU 
aufgenommen werden. Der Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU sollte daher entsprechend 
geändert werden. 

(11)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU erhält die Fassung des Anhangs des vorliegenden Beschlusses. 
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Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 3. September 2019 

Für die Kommission 
Vytenis ANDRIUKAITIS 

Mitglied der Kommission  
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ANHANG 

Der Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU erhält folgende Fassung: 

„ANHANG 

TEIL I 

1.  Belgien 

Die folgenden Gebiete in Belgien: 

In der Provinz Luxemburg: 

—  das Gebiet wird im Uhrzeigersinn begrenzt durch: 

—  die Grenze zu Frankreich, 

—  Rue Mersinhat, 

—  die N818 bis zur Kreuzung mit der N83, 

—  die N83 bis zur Kreuzung mit der N884, 

—  die N884 bis zur Kreuzung mit der N824, 

—  die N824 bis zur Kreuzung mit Le Routeux, 

—  Le Routeux, 

—  Rue d'Orgéo, 

—  Rue de la Vierre, 

—  Rue du Bout-d'en-Bas, 

—  Rue Sous l'Eglise, 

—  Rue Notre-Dame, 

—  Rue du Centre, 

—  die N845 bis zur Kreuzung mit der N85, 

—  die N85 bis zur Kreuzung mit der N40, 

—  die N40 bis zur Kreuzung mit der N802, 

—  die N802 bis zur Kreuzung mit der N825, 

—  die N825 bis zur Kreuzung mit der E25-E411, 

—  die E25-E411 bis zur Kreuzung mit der N40, 

—  N40: Burnaimont, Rue de Luxembourg, Rue Ranci, Rue de la Chapelle, 

—  Rue du Tombois, 

—  Rue Du Pierroy, 

—  Rue Saint-Orban, 

—  Rue Saint-Aubain, 

—  Rue des Cottages, 

—  Rue de Relune, 

—  Rue de Rulune, 

—  Route de l'Ermitage, 

—  N87: Route de Habay, 

—  Chemin des Ecoliers, 

—  Le Routy, 

—  Rue Burgknapp, 

—  Rue de la Halte, 

—  Rue du Centre, 

—  Rue de l'Eglise, 

—  Rue du Marquisat, 

—  Rue de la Carrière, 

—  Rue de la Lorraine, 
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—  Rue du Beynert, 

—  Millewée, 

—  Rue du Tram, 

—  Millewée, 

—  N4: Route de Bastogne, Avenue de Longwy, Route de Luxembourg, 

—  Grenze zum Großherzogtum Luxemburg, 

—  Grenze zu Frankreich, 

—  die N87 bis zur Kreuzung mit der N871 auf der Höhe von Rouvroy, 

—  die N871 bis zur Kreuzung mit der N88, 

—  die N88 bis zur Kreuzung mit der rue Baillet Latour, 

—  die rue Baillet Latour bis zur Kreuzung mit der N811, 

—  die N811 bis zur Kreuzung mit der N88, 

—  die N88 bis zur Kreuzung mit der N883 auf der Höhe von Aubange, 

—  die N883 bis zur Kreuzung mit der N81 auf der Höhe von Aubange, 

—  die N81 bis zur Kreuzung mit der E25-E411, 

—  die E25-E411 bis zur Kreuzung mit der N40, 

—  die N40 bis zur Kreuzung mit der rue du Fet, 

—  Rue du Fet, 

—  Rue de l'Accord bis zur Kreuzung mit der rue de la Gaume, 

—  Rue de la Gaume bis zur Kreuzung mit der rue des Bruyères, 

—  Rue des Bruyères, 

—  Rue de Neufchâteau, 

—  Rue de la Motte, 

—  die N894 bis zur Kreuzung mit der N85, 

—  die N85 bis zur Kreuzung mit der Grenze zu Frankreich. 

2.  Bulgarien 

Die folgenden Gebiete in Bulgarien: 

—  the whole region of Gabrovo, 

—  the whole region of Haskovo, 

—  the whole region of Kardzhali, 

—  the whole region of Sliven, 

—  the whole region of Stara Zagora. 

3.  Estland 

Die folgenden Gebiete in Estland: 

—  Hiiu maakond. 

4.  Ungarn 

Die folgenden Gebiete in Ungarn: 

—  Békés megye 950150, 950250, 950350, 950450, 950750, 950850, 951460, 951550, 951650, 951750, 
956250, 956350 és 956450 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 

—  Hajdú-Bihar megye 900750, 901250, 901260, 901270, 901350, 901551, 901560, 901570, 901580, 901590, 
901650, 901660, 902450, 902550, 902650, 902660, 902670, 902750, 903250, 903650, 903750, 903850, 
903950, 903960, 904050, 904060, 904150, 904250, 904350, 904750, 904760, 904850, 904860, 904950, 
904960, 905050, 905060, 905070, 905080, 905150, 905250, 905260, 905350, 905360, 905450 és 
905550 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 

—  Heves megye 702550, 703360, 704150, 704250, 704350, 704450, 704550, 704650, 704750 és 
705350 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 
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—  Jász-Nagykun-Szolnok megye 750150, 750160, 750250, 750260, 750350, 750450, 750460, 750550, 750750, 
750850, 751250, 751260,751850, 751950, 752850, 753550, 753650, 753660, 753750, 753850, 753950, 
753960, 754050, 754150, 754250, 754360, 754370, 754450, 754550, 754560, 754570, 754650, 754750, 
754850, 754950 és 755650 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 

—  Nógrád megye 552010, 552150, 552250, 552350, 552450, 552460, 552520, 552550, 552610, 552620, 
552710, 552850, 552860, 552950, 552970, 553050, 553110, 553250, 553260, 553350, 553650, 553750, 
553850, 553910 és 554050 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 

—  Pest megye 571250, 571350, 571550, 571610, 571750, 571760, 572250, 572350, 572550, 572850, 572950, 
573360, 573450, 575050, 576050, 577150, 577250, 579750, 580050 és 580450 kódszámú vadgazdálkodási 
egységeinek teljes területe, 

—  Szabolcs-Szatmár-Bereg megye 851950, 852350, 852450, 852550, 852750, 853560, 853650, 853751, 
853850, 853950, 853960, 854050, 854150, 854250, 854350, 855350, 855450, 855550, 855650, 855660 és 
855850 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe. 

5.  Lettland 

Die folgenden Gebiete in Lettland: 

—  Aizputes novada Cīravas pagasta daļa uz ziemeļiem no autoceļa 1192, Lažas pagasta daļa uz ziemeļrietumiem no 
autoceļa 1199 un uz ziemeļiem no Padures autoceļa, 

—  Alsungas novads, 

—  Durbes novada Dunalkas pagasta daļa uz rietumiem no autoceļiem P112, 1193 un 1192, un Tadaiķu pagasts, 

—  Kuldīgas novada Gudenieku pagasts, 

—  Pāvilostas novads, 

—  Stopiņu novada daļa, kas atrodas uz rietumiem no autoceļa V36, P4 un P5, Acones ielas, Dauguļupes ielas un 
Dauguļupītes, 

—  Ventspils novada Jūrkalnes pagasts, 

—  Grobiņas novads, 

—  Rucavas novada Dunikas pagasts. 

6.  Litauen 

Die folgenden Gebiete in Litauen: 

—  Klaipėdos rajono savivaldybės: Agluonėnų, Priekulės, Veiviržėnų, Judrėnų, Endriejavo ir Vėžaičių seniūnijos, 

—  Plungės rajono savivaldybės: Alsėdžių, Babrungo, Kulių, Nausodžio, Paukštakių, Platelių, Plungės miesto, Šateikių 
ir Žemaičių Kalvarijos seniūnijos, 

—  Skuodo rajono savivaldybė, 

7.  Polen 

Die folgenden Gebiete in Polen: 

w województwie warmińsko-mazurskim: 

—  powiat szczycieński, 

—  powiat nidzicki, 

—  powiat działdowski, 

—  gminy Gietrzwałd, Purda, Stawiguda, Jonkowo, Olsztynek i miasto Olsztyn w powiecie olsztyńskim, 

—  gminy Łukta, Miłomłyn, Dąbrówno, Grunwald i Ostróda z miastem Ostróda w powiecie ostródzkim, 

—  gminy Kisielice, Susz, Iława z miastem Iława, Lubawa z miastem Lubawa, w powiecie iławskim, 

w województwie podlaskim: 

—  gminy Rudka, Wyszki, część gminy Brańsk położona na północ od linii od linii wyznaczonej przez drogę nr 66 
biegnącą od wschodniej granicy gminy do granicy miasta Brańsk i miasto Brańsk w powiecie bielskim, 

—  gmina Poświętne w powiecie białostockim, 

—  gminy Kulesze Kościelne, Nowe Piekuty, Szepietowo, Wysokie Mazowieckie z miastem Wysokie Mazowieckie, 
Czyżew w powiecie wysokomazowieckim, 
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—  gminy Miastkowo, Nowogród, Śniadowo i Zbójna w powiecie łomżyńskim, 

—  powiat zambrowski, 

w województwie mazowieckim: 

—  powiat ostrołęcki, 

—  powiat miejski Ostrołęka, 

—  gminy Bielsk, Brudzeń Duży, Drobin, Gąbin, Łąck, Nowy Duninów, Radzanowo, Słupno i Stara Biaław powiecie 
płockim, 

—  powiat miejski Płock, 

—  powiat sierpecki, 

—  powiat żuromiński, 

—  gminy Andrzejewo, Brok, Małkinia Górna, Stary Lubotyń, Szulborze Wielkie, Wąsewo, Zaręby Kościelne i Ostrów 
Mazowiecka z miastem Ostrów Mazowiecka w powiecie ostrowskim, 

—  gminy Dzierzgowo, Lipowiec Kościelny, miasto Mława, Radzanów, Szreńsk, Szydłowo i Wieczfnia Kościelna, 
w powiecie mławskim, 

—  powiat przasnyski, 

—  powiat makowski, 

—  gminy Gzy, Obryte, Zatory, Pułtusk i część gminy Winnica położona na wschód od linii wyznaczonej przez 
drogę łączącą miejscowości Bielany, Winnica i Pokrzywnica w powiecie pułtuskim, 

—  gminy Brańszczyk, Długosiodło, Rząśnik, Wyszków, Zabrodzie i część gminy Somianka położona na północ od 
linii wyznaczonej przez drogę nr 62 w powiecie wyszkowskim, 

—  gminy Puszcza Mariańska, Wiskitki i miasto Żyrardów w powiecie żyrardowskim, 

—  gminy Błędów, Nowe Miasto nad Pilicą i Mogielnica w powiecie grójeckim, 

—  gminy Stara Błotnica, Wyśmierzyce i Radzanów w powiecie białobrzeskim, 

—  gminy Iłża, Jedlińsk, Kowala, Przytyk, Skaryszew, Wierzbica, Wolanów i Zakrzew w powiecie radomskim, 

—  powiat miejski Radom, 

—  powiat szydłowiecki, 

—  powiat przysuski, 

—  gminy Kazanów i Przyłęk w powiecie zwoleńskim, 

—  gminy Ciepielów, Chotcza, Lipsko, Rzeczniów i Sienno w powiecie lipskim, 

—  powiat gostyniński, 

w województwie lubelskim: 

—  gminy Bełżyce, Borzechów, Bychawa, Niedrzwica Duża, Konopnica, Strzyżewice, Wysokie, Wojciechów i Zakrzew 
w powiecie lubelskim, 

—  gminy Kraśnik z miastem Kraśnik, Szastarka, Trzydnik Duży, Wilkołaz, Zakrzówek i część gminy Urzędów 
położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 833 w powiecie kraśnickim, 

—  gminy Batorz, Godziszów, Janów Lubelski, Modliborzyce i Potok Wielki w powiecie janowskim, 

—  gmina Potok Górny w powiecie biłgorajskim, 

w województwie podkarpackim: 

—  gminy Wielkie Oczy i Lubaczów z miastem Lubaczów w powiecie lubaczowskim, 

—  gminy Laszki, Wiązownica, Radymno z miastem Radymno i gmina wiejska Jarosław w powiecie jarosławskim, 

—  gminy Bojanów, Pysznica, Zaleszany i miasto Stalowa Wola w powiecie stalowowolskim, 

—  powiat tarnobrzeski, 

—  gmina Sieniawa i Tryńcza w powiecie przeworskim, 

—  powiat leżajski, 

—  powiat niżański, 

w województwie świętokrzyskim: 

—  gminy Lipnik, Opatów, Wojciechowice, Sadowie i część gminy Ożarów położona na południe od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 74 w powiecie opatowskim, 

—  powiat sandomierski, 
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—  gmina Brody w powiecie starachowickim, 

—  powiat ostrowiecki, 

w województwie łódzkim: 

—  gminy Kocierzew Południowy, Kiernozia, Chąśno, część gminy wiejskiej Łowicz położona na północ od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 92 i Nieborów w powiecie łowickim, 

—  gminy Biała Rawska, Regnów i Sadowice w powiecie rawskim 

—  gminy Bolimów, Kowiesy, Nowy Kawęczyn i Skierniewice w powiecie skierniewickim, 

—  powiat miejski Skierniewice, 

w województwie pomorskim: 

—  powiat nowodworski, 

—  gminy Lichnowy, Miłoradz, Nowy Staw, Malbork z miastem Malbork w powiecie malborskim, 

—  gminy Mikołajki Pomorskie, Stary Targ i Sztum w powiecie sztumskim, 

—  powiat gdański, 

—  Miasto Gdańsk, 

—  powiat tczewski, 

—  powiat kwidzyński. 

8.  Rumänien 

Die folgenden Gebiete in Rumänien: 

—  Județul Alba, 

—  Județul Cluj, 

—  Județul Harghita, 

—  Județul Iași cu restul comunelor care nu sunt incluse in partea II, 

—  Județul Neamț, 

—  Județul Suceava, 

—  Județul Mureș, 

—  Județul Sibiu, 

—  Județul Caraș-Severin. 

9.  Slowakei 

Die folgenden Gebiete in der Slowakei: 

—  the whole district of Kosice-okolie (including its urban areas), 

—  the whole district of Vrenov nad Toplou, 

—  the whole district of Humenné, 

—  the whole district of Snina, 

—  the whole district of Sobrance, 

—  in the district of Michalovce, the whole municipalities of Tušice, Moravany, Pozdišovce, Michalovce, Zalužice, 
Lúčky,Závadka, Hnojné,, Poruba pod Vihorlatom, Jovsa, Kusín, Klokočov, Kaluža, Vinné, Trnava pri Laborci, 
Oreské, Staré, Zbudza, Petrovce nad Laborcom, Lesné, Suché, Rakovec nad Ondavou, Nacina Ves, Voľa, Pusté 
Čemerné and Strážske. 

TEIL II 

1.  Belgien 

Die folgenden Gebiete in Belgien: 

In der Provinz Luxemburg: 

—  das Gebiet wird im Uhrzeigersinn begrenzt durch: 

—  die Grenze zu Frankreich auf der Höhe von Florenville, 
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—  die N85 bis zur Kreuzung mit der N894 auf der Höhe von Florenville, 

—  die N894 bis zur Kreuzung mit der rue de la Motte, 

—  rue de la Motte bis zur Kreuzung mit der rue de Neufchâteau, 

—  rue de Neufchâteau, 

—  rue des Bruyères bis zur Kreuzung mit der rue de la Gaume, 

—  rue de la Gaume bis zur Kreuzung mit der rue de l'Accord, 

—  rue de l'Accord, 

—  rue du Fet, 

—  die N40 bis zur Kreuzung mit der E25-E411, 

—  die E25-E411 bis zur Kreuzung mit der N81 auf der Höhe von Weyler, 

—  die N81 bis zur Kreuzung mit der N883 auf der Höhe von Aubange, 

—  die N883 bis zur Kreuzung mit der N88 auf der Höhe von Aubange, 

—  die N88 bis zur Kreuzung mit der N811, 

—  die N811 bis zur Kreuzung mit der rue Baillet Latour, 

—  die rue Baillet Latour bis zur Kreuzung mit der N88, 

—  die N88 bis zur Kreuzung mit der N871, 

—  die N871 bis zur Kreuzung mit der N87 auf der Höhe von Rouvroy, 

—  die N87 bis zur Kreuzung mit der Grenze zu Frankreich. 

2.  Bulgarien 

Die folgenden Gebiete in Bulgarien: 

—  the whole region of Pernik, 

—  the whole region of Kyustendil, 

—  the whole region of Dobrich, 

—  the whole region of Plovdiv, 

—  the whole region of Pazardzhik, 

—  the whole region of Shumen, 

—  the whole region of Smolyan, 

—  the whole region of Varna, 

—  the whole region of Burgas excluding the areas in Part III, 

—  the whole region of Veliko Tarnovo excluding the areas in Part III. 

3.  Estland 

Die folgenden Gebiete in Estland: 

—  Eesti Vabariik (välja arvatud Hiiu maakond). 

4.  Ungarn 

Die folgenden Gebiete in Ungarn: 

—  Borsod-Abaúj-Zemplén megye 650100, 650200, 650300, 650400, 650500, 650600, 650700, 650800, 
650900, 651000, 651100, 651200, 651300, 651400, 651500, 651610, 651700, 651801, 651802, 651803, 
651900, 652000, 652100, 652200, 652300, 652601, 652602, 652603, 652700, 652900, 653000, 
653100,653200, 653300, 653401, 653403, 653500, 653600, 653700, 653800, 653900, 654000, 654201, 
654202, 654301, 654302, 654400, 654501, 654502, 654600, 654700, 654800, 654900, 655000, 655100, 
655200, 655300, 655400, 655500, 655600, 655700, 655800, 655901, 655902, 656000, 656100, 656200, 
656300, 656400, 656600, 656701, 656702, 656800, 656900, 657010, 657100, 657300, 657400, 657500, 
657600, 657700, 657800, 657900, 658000, 658100, 658201, 658202, 658310, 658401, 658402, 658403, 
658404, 658500, 658600, 658700, 658801, 658802, 658901, 658902, 659000, 659100, 659210, 659220, 
659300, 659400, 659500, 659601, 659602, 659701, 659800, 659901, 660000, 660100, 660200, 660400, 
660501, 660502, 660600 és 660800, valamint 652400, 652500 és 652800 kódszámú vadgazdálkodási 
egységeinek teljes területe, 
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—  Hajdú-Bihar megye 900150, 900250, 900350, 900450, 900550, 900650, 900660, 900670, 901850,900850, 
900860, 900930, 900950, 901050, 901150, 901450, 901750, 901950, 902050, 902150, 902250, 902350, 
902850, 902860, 902950, 902960, 903050, 903150, 903350, 903360, 903370, 903450, 903550, 904450, 
904460, 904550 és 904650 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 

—  Heves megye 700150, 700250, 700260, 700350, 700450, 700460, 700550, 700650, 700750, 700850, 
700860, 700950, 701050, 701111, 701150, 701250, 701350, 701550, 701560, 701650, 701750, 701850, 
701950, 702050, 702150, 702250, 702260, 702350, 702450, 702750, 702850, 702950, 703050, 703150, 
703250, 703350, 703370, 703450, 703550, 703610, 703750, 703850, 703950, 704050, 704850, 704950, 
705050, 705150,705250, 705450, 705510 és 705610 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 

—  Jász-Nagykun-Szolnok megye 750650, 750950, 751050, 751150, 751160, 751350, 751360, 751450, 751460, 
751470, 751550, 751650, 751750, 752150, 752250, 752350, 752450, 752460, 752550, 752560, 752650, 
752750, 752950, 753060, 753070, 753150, 753250, 753310, 753450, 755550 és 755750 kódszámú 
vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 

—  Nógrád megye 550110, 550120, 550130, 550210, 550310, 550320, 550450, 550460, 550510, 550610, 
550710, 550810, 550950, 551010, 551150, 551160, 551250, 551350, 551360, 551450, 551460, 551550, 
551650, 551710, 551810, 551821, 552360 és 552960 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 

—  Szabolcs-Szatmár-Bereg megye 850950, 851050, 851150, 851250, 851350, 851450, 851550, 851560, 
851650, 851660, 851751, 851752, 852850, 852860, 852950, 852960, 853050, 853150, 853160, 853250, 
853260, 853350, 853360, 853450, 853550, 854450, 854550, 854560, 854650, 854660, 854750, 854850, 
854860, 854870, 854950, 855050, 855150, 855250, 855460, 855750, 855950, 855960, 856051, 856150, 
856250, 856260, 856350, 856360, 856450, 856550, 856650, 856750, 856760, 856850, 856950, 857050, 
857150, 857350, 857450, 857650, valamint 850150, 850250, 850260, 850350, 850450, 850550, 852050, 
852150, 852250, 857550, 850650, 850850, 851851 és 851852 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes 
területe. 

5.  Lettland 

Die folgenden Gebiete in Lettland: 

—  Ādažu novads, 

—  Aizputes novada Kalvenes pagasts pagasta daļa uz dienvidiem no autoceļa A9, 

—  Aglonas novads, 

—  Aizkraukles novads, 

—  Aknīstes novads, 

—  Alojas novads, 

—  Alūksnes novads, 

—  Amatas novads, 

—  Apes novads, 

—  Auces novads, 

—  Babītes novads, 

—  Baldones novads, 

—  Baltinavas novads, 

—  Balvu novads, 

—  Bauskas novads, 

—  Beverīnas novads, 

—  Brocēnu novada Blīdenes pagasts, Remtes pagasta daļa uz austrumiem no autoceļa 1154 un P109, 

—  Burtnieku novads, 

—  Carnikavas novads, 

—  Cēsu novads, 

—  Cesvaines novads, 

—  Ciblas novads, 

—  Dagdas novads, 

—  Daugavpils novads, 

—  Dobeles novads, 
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—  Dundagas novads, 

—  Durbes novada Durbes pagasta daļa uz dienvidiem no dzelzceļa līnijas Jelgava-Liepāja, 

—  Engures novads, 

—  Ērgļu novads, 

—  Garkalnes novads, 

—  Gulbenes novads, 

—  Iecavas novads, 

—  Ikšķiles novads, 

—  Ilūkstes novads, 

—  Inčukalna novads, 

—  Jaunjelgavas novads, 

—  Jaunpiebalgas novads, 

—  Jaunpils novads, 

—  Jēkabpils novads, 

—  Jelgavas novads, 

—  Kandavas novads, 

—  Kārsavas novads, 

—  Ķeguma novads, 

—  Ķekavas novads, 

—  Kocēnu novads, 

—  Kokneses novads, 

—  Krāslavas novads, 

—  Krimuldas novads, 

—  Krustpils novads, 

—  Kuldīgas novada Ēdoles, Īvandes, Padures, Rendas, Kabiles, Rumbas, Kurmāles, Pelču, Snēpeles, Turlavas, Laidu un 
Vārmes pagasts, Kuldīgas pilsēta, 

—  Lielvārdes novads, 

—  Līgatnes novads, 

—  Limbažu novads, 

—  Līvānu novads, 

—  Lubānas novads, 

—  Ludzas novads, 

—  Madonas novads, 

—  Mālpils novads, 

—  Mārupes novads, 

—  Mazsalacas novads, 

—  Mērsraga novads, 

—  Naukšēnu novads, 

—  Neretas novads, 

—  Ogres novads, 

—  Olaines novads, 

—  Ozolnieku novads, 

—  Pārgaujas novads, 

—  Pļaviņu novads, 

—  Preiļu novads, 

—  Priekules novads, 
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—  Priekuļu novads, 

—  Raunas novads, 

—  republikas pilsēta Daugavpils, 

—  republikas pilsēta Jelgava, 

—  republikas pilsēta Jēkabpils, 

—  republikas pilsēta Jūrmala, 

—  republikas pilsēta Rēzekne, 

—  republikas pilsēta Valmiera, 

—  Rēzeknes novads, 

—  Riebiņu novads, 

—  Rojas novads, 

—  Ropažu novads, 

—  Rugāju novads, 

—  Rundāles novads, 

—  Rūjienas novads, 

—  Salacgrīvas novads, 

—  Salas novads, 

—  Salaspils novads, 

—  Saldus novada Novadnieku, Kursīšu, Zvārdes, Pampāļu, Šķēdes, Nīgrandes, Zaņas, Ezeres, Rubas, Jaunauces un 
Vadakstes pagasts, 

—  Saulkrastu novads, 

—  Sējas novads, 

—  Siguldas novads, 

—  Skrīveru novads, 

—  Skrundas novads, 

—  Smiltenes novads, 

—  Stopiņu novada daļa, kas atrodas uz austrumiem no autoceļa V36, P4 un P5, Acones ielas, Dauguļupes ielas un 
Dauguļupītes, 

—  Strenču novads, 

—  Talsu novads, 

—  Tērvetes novads, 

—  Tukuma novads, 

—  Vaiņodes novads, 

—  Valkas novads, 

—  Varakļānu novads, 

—  Vārkavas novads, 

—  Vecpiebalgas novads, 

—  Vecumnieku novads, 

—  Ventspils novada Ances, Tārgales, Popes, Vārves, Užavas, Piltenes, Puzes, Ziru, Ugāles, Usmas un Zlēku pagasts, 
Piltenes pilsēta, 

—  Viesītes novads, 

—  Viļakas novads, 

—  Viļānu novads, 

—  Zilupes novads. 

4.9.2019 L 228/152 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



6.  Litauen 

Die folgenden Gebiete in Litauen: 

—  Alytaus miesto savivaldybė, 

—  Alytaus rajono savivaldybė: Alytaus, Alovės, Butrimonių, Daugų, Nemunaičio, Pivašiūnų, Punios, Raitininkų 
seniūnijos, 

—  Anykščių rajono savivaldybė, 

—  Akmenės rajono savivaldybė: Ventos ir Papilės seniūnijos, 

—  Biržų miesto savivaldybė, 

—  Biržų rajono savivaldybė, 

—  Druskininkų savivaldybė, 

—  Elektrėnų savivaldybė, 

—  Ignalinos rajono savivaldybė, 

—  Jonavos rajono savivaldybė, 

—  Joniškio rajono savivaldybė: Kepalių, Kriukų, Saugėlaukio ir Satkūnų seniūnijos, 

—  Jurbarko rajono savivaldybė, 

—  Kaišiadorių rajono savivaldybė, 

—  Kalvarijos savivaldybė: Akmenynų, Liubavo, Kalvarijos seniūnijos dalis į pietus nuo kelio Nr. 131 ir į pietus nuo 
kelio Nr. 200 ir Sangrūdos seniūnijos, 

—  Kauno miesto savivaldybė, 

—  Kauno rajono savivaldybė: Babtų, Batniavos, Čekiškės, Domeikavos, Garliavos, Garliavos apylinkių, Karmėlavos, 
Kulautuvos, Lapių, Linksmakalnio, Neveronių, Raudondvario, Rokų, Samylų, Taurakiemio, Užliedžių, 
Vandžiogalos, Vilkijos ir Vilkijos apylinkių seniūnijos, 

—  Kelmės rajono savivaldybė, Kėdainių rajono savivaldybė, 

—  Kupiškio rajono savivaldybė, 

—  Lazdijų rajono savivaldybė: Būdviečio, Kapčiamieščio, Kučiūnų ir Noragėlių seniūnijos, 

—  Marijampolės savivaldybė: Degučių, Mokolų ir Narto seniūnijos, 

—  Mažeikių rajono savivaldybė: Šerkšnėnų, Sedos ir Židikų seniūnijos, 

—  Molėtų rajono savivaldybė, 

—  Pagėgių savivaldybė, 

—  Pakruojo rajono savivaldybė, 

—  Panevėžio rajono savivaldybė, 

—  Panevėžio miesto savivaldybė, 

—  Pasvalio rajono savivaldybė, 

—  Radviliškio rajono savivaldybė, 

—  Rietavo savivaldybė, 

—  Prienų rajono savivaldybė: Stakliškių ir Veiverių seniūnijos, 

—  Plungės rajono savivaldybė: Žlibinų ir Stalgėnų seniūnijos, 

—  Raseinių rajono savivaldybė, 

—  Rokiškio rajono savivaldybė, 

—  Šakių rajono savivaldybė: Barzdų, Griškabūdžio, Kidulių, Kudirkos Naumiesčio, Lekėčių, Sintautų, Slavikų. 
Sudargo, Žvirgždaičių seniūnijos ir Kriūkų seniūnijos dalis į rytus nuo kelio Nr. 3804, Lukšių seniūnijos dalis į 
rytus nuo kelio Nr. 3804, Šakių seniūnijos dalis į pietus nuo kelio Nr. 140 ir į pietvakarius nuo kelio Nr. 137 

—  Šalčininkų rajono savivaldybė, 

—  Šiaulių miesto savivaldybė, 

—  Šiaulių rajono savivaldybė: Šiaulių kaimiškoji seniūnija, 

—  Šilutės rajono savivaldybė, 

—  Širvintų rajono savivaldybė, 
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—  Šilalės rajono savivaldybė, 

—  Švenčionių rajono savivaldybė, 

—  Tauragės rajono savivaldybė, 

—  Telšių rajono savivaldybė, 

—  Trakų rajono savivaldybė, 

—  Ukmergės rajono savivaldybė, 

—  Utenos rajono savivaldybė, 

—  Varėnos rajono savivaldybė, 

—  Vilniaus miesto savivaldybė, 

—  Vilniaus rajono savivaldybė, 

—  Vilkaviškio rajono savivaldybė: Bartninkų, Gražiškių, Keturvalakių, Kybartų, Klausučių, Pajevonio, Šeimenos, 
Vilkaviškio miesto, Virbalio, Vištyčio seniūnijos, 

—  Visagino savivaldybė, 

—  Zarasų rajono savivaldybė. 

7.  Polen 

Die folgenden Gebiete in Polen: 

w województwie warmińsko-mazurskim: 

—  gminy Kalinowo, Prostki i gmina wiejska Ełk w powiecie ełckim, 

—  gminy Elbląg, Gronowo Elbląskie, Milejewo, Młynary, Markusy, Rychliki i Tolkmicko w powiecie elbląskim, 

—  powiat miejski Elbląg, 

—  powiat gołdapski, 

—  gmina Wieliczki w powiecie oleckim, 

—  powiat piski, 

—  gmina Górowo Iławeckie z miastem Górowo Iławeckie w powiecie bartoszyckim, 

—  gminy Biskupiec, Świątki i część gminy Barczewo położona na południe od linii wyznaczonej przez linię 
kolejową w powiecie olsztyńskim, 

—  gmina Miłakowo, część gminy Małdyty położona na południowy – zachód od linii wyznaczonej przez linię 
kolejową biegnącą od Olsztyna do Elbląga i część gminy Morąg położona na południe od linii wyznaczonej przez 
linię kolejową biegnącą od Olsztyna do Elbląga w powiecie ostródzkim, 

—  część gminy Ryn położona na południe od linii wyznaczonej przez linię kolejową łączącą miejscowości Giżycko 
i Kętrzyn w powiecie giżyckim, 

—  gminy Braniewo i miasto Braniewo, Frombork, Lelkowo, Pieniężno, Płoskinia oraz część gminy Wilczęta 
położona na pólnoc od linii wyznaczonej przez drogę nr 509 w powiecie braniewskim, 

—  gmina Reszel, część gminy Kętrzyn położona na południe od linii kolejowej łączącej miejscowości Giżycko 
i Kętrzyn biegnącej do granicy miasta Kętrzyn, na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 591 biegnącą od 
miasta Kętrzyn do północnej granicy gminy oraz na zachód i na południe od zachodniej i południowej granicy 
miasta Kętrzyn, miasto Kętrzyn i część gminy Korsze położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę 
biegnącą od wschodniej granicy łączącą miejscowości Krelikiejmy i Sątoczno i na wschód od linii wyznaczonej 
przez drogę łączącą miejscowości Sątoczno, Sajna Wielka biegnącą do skrzyżowania z drogą nr 590 
w miejscowości Glitajny, a następnie na wschód od drogi nr 590 do skrzyżowania z drogą nr 592 i na południe 
od linii wyznaczonej przez drogę nr 592 biegnącą od zachodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 590 
w powiecie kętrzyńskim, 

—  gminy Lubomino, Orneta część gminy Lidzbark Warmiński położona na północ od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 51 i miasto Lidzbark Warmiński w powiecie lidzbarskim, 

—  powiat mrągowski, 

—  gmina Zalewo w powiecie iławskim, 

w województwie podlaskim: 

—  powiat grajewski, 

—  powiat moniecki, 
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—  powiat sejneński, 

—  gminy Łomża, Piątnica, Jedwabne, Przytuły i Wiznaw powiecie łomżyńskim, 

—  powiat miejski Łomża, 

—  gminy Dziadkowice, Grodzisk, Mielnik, Nurzec-Stacja i Siemiatycze z miastem Siemiatycze w powiecie 
siemiatyckim, 

—  gminy Białowieża, Czyże, Narew, Narewka, Hajnówka z miastem Hajnówka i część gminy Dubicze Cerkiewne 
położona na północny wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 1654B w powiecie hajnowskim, 

—  gminy Klukowo, Kobylin-Borzymy i Sokoły w powiecie wysokomazowieckim, 

—  powiat kolneński z miastem Kolno, 

—  gminy Czarna Białostocka, Dobrzyniewo Duże, Gródek, Juchnowiec Kościelny, Łapy, Michałowo, Supraśl, Suraż, 
Turośń Kościelna, Tykocin, Wasilków, Zabłudów, Zawady i Choroszcz w powiecie białostockim, 

—  miasto Bielsk Podlaski, część gminy Bielsk Podlaski położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 19 
biegnącą od południowo-zachodniej granicy gminy do granicy miasta Bielsk Podlaski, na północ od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 689 biegnącą od wschodniej granicy gminy do wschodniej granicy miasta Bielsk 
Podlaski oraz na północ i północny zachód od granicy miasta Bielsk Podlaski, część gminy Boćki położona na 
zachód od linii od linii wyznaczonej przez drogę nr 19 i część gminy Brańsk położona na południe od linii od 
linii wyznaczonej przez drogę nr 66 biegnącą od wschodniej granicy gminy do granicy miasta Brańsk w powiecie 
bielskim, 

—  powiat suwalski, 

—  powiat miejski Suwałki, 

—  powiat augustowski, 

—  powiat sokólski, 

—  powiat miejski Białystok, 

w województwie mazowieckim: 

—  gminy Korczew, Kotuń, Paprotnia, Przesmyki, Wodynie, Skórzec, Mokobody, Mordy, Siedlce, Suchożebry 
i Zbuczyn w powiecie siedleckim, 

—  powiat miejski Siedlce, 

—  gminy Bielany, Ceranów, Kosów Lacki, Repki i gmina wiejska Sokołów Podlaski w powiecie sokołowskim, 

—  powiat węgrowski, 

—  powiat łosicki, 

—  gminy Grudusk, Opinogóra Górna, Gołymin-Ośrodek i część gminy Glinojeck położona na zachód od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 7 w powiecie ciechanowskim, 

—  powiat sochaczewski, 

—  gminy Policzna, Tczów i Zwoleń w powiecie zwoleńskim, 

—  gminy Garbatka – Letnisko, Gniewoszów i Sieciechów w powiecie kozienickim, 

—  gmina Solec nad Wisłą w powiecie lipskim, 

—  gminy Gózd, Jastrzębia, Jedlnia Letnisko i Pionki z miastem Pionki w powiecie radomskim, 

—  gminy Bodzanów, Bulkowo, Staroźreby i Słubice w powiecie płockim, 

—  powiat nowodworski, 

—  powiat płoński, 

—  gminy Pokrzywnica, Świercze i część gminy Winnica położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę 
łączącą miejscowości Bielany, Winnica i Pokrzywnica w powiecie pułtuskim, 

—  powiat wołomiński, 

—  część gminy Somianka położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 62 w powiecie wyszkowskim, 

—  gminy Borowie, Garwolin z miastem Garwolin, Górzno, Miastków Kościelny, Parysów, Pilawa, Trojanów, 
Żelechów, część gminy Wilga położona na północ od linii wyznaczonej przez rzekę Wilga biegnącą od 
wschodniej granicy gminy do ujścia do rzeki Wisły w powiecie garwolińskim, 

—  gmina Boguty – Pianki w powiecie ostrowskim, 

—  gminy Stupsk, Wiśniewo i część gminy Strzegowo położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 7 
w powiecie mławskim, 
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—  powiat otwocki, 

—  powiat warszawski zachodni, 

—  powiat legionowski, 

—  powiat piaseczyński, 

—  powiat pruszkowski, 

—  gminy Belsk Duży, Goszczyn, Chynów, Grójec, Jasieniec, Pniewy i Warka w powiecie grójeckim, 

—  powiat grodziski, 

—  gminy Mszczonów i Radziejowice w powiecie żyrardowskim, 

—  gminy Białobrzegi i Promna w powiecie białobrzeskim, 

—  powiat miejski Warszawa, 

w województwie lubelskim: 

—  gminy Janów Podlaski, Kodeń, Tuczna, Leśna Podlaska, Rossosz, Łomazy, Konstantynów, Piszczac, Rokitno, Biała 
Podlaska, Zalesie, Terespol z miastem Terespol, Drelów, Międzyrzec Podlaski z miastem Międzyrzec Podlaski 
w powiecie bialskim, 

—  powiat miejski Biała Podlaska, 

—  gminy Aleksandrów, Biłgoraj z miastem Biłgoraj, Biszcza, Józefów, Księżpol, Łukowa, Obsza i Tarnogród część 
gminy Frampol położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 74, część gminy Goraj położona na 
zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 835, część gminy Tereszpol położona na południe od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 858, część gminy Turobin położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę 
nr 835 w powiecie biłgorajskim, 

—  gminy Chrzanów i Dzwola w powiecie janowskim, 

—  powiat puławski, 

—  powiat rycki, 

—  gminy Stoczek Łukowski z miastem Stoczek Łukowski, Wola Mysłowska, Trzebieszów, Stanin, część gminy 
wiejskiej Łuków położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 63 biegnącą od północnej granicy 
gminy do granicy miasta Łuków i na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 806 biegnącą od wschodniej 
granicy miasta Łuków do wschodniej granicy gminy wiejskiej Łuków i miasto Łuków w powiecie łukowskim, 

—  gminy Jabłonna, Krzczonów i Garbów w powiecie lubelskim, 

—  gminy Rybczewice i Piaski w powiecie świdnickim, 

—  gmina Fajsławice, część gminy Żółkiewka położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 842 i część 
gminy Łopiennik Górny położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 17 w powiecie 
krasnostawskim, 

—  gminy Dołhobyczów, Mircze, Trzeszczany, Werbkowice i część gminy wiejskiej Hrubieszów położona na 
południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 844 oraz na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 74 
i miasto Hrubieszów w powiecie hrubieszowskim, 

—  gminy Krynice, Rachanie, Tarnawatka, Łaszczów, Telatyn, Tyszowce i Ulhówek w powiecie tomaszowskim, 

—  część gminy Wojsławice położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od północnej granicy 
gminy przez miejscowość Wojsławice do południowej granicy gminy w powiecie chełmskim, 

—  gmina Adamów, Miączyn, Sitno, Komarów-Osada, Krasnobród, Łabunie, Zamość, Grabowiec, część gminy 
Zwierzyniec położona na południowy-wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 858 i część gminy 
Skierbieszów położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 843 w powiecie zamojskim, 

—  powiat miejski Zamość, 

—  gminy Annopol, Dzierzkowice, Gościeradów i część gminy Urzędów położona na zachód od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 833 w powiecie kraśnickim, 

—  powiat opolski, 

w województwie podkarpackim: 

—  gminy Radomyśl nad Sanem i Zaklików w powiecie stalowowolskim, 

—  gminy Horyniec-Zdrój, Cieszanów, Oleszyce i Stary Dzików w powiecie lubaczowskim, 

—  gmina Adamówka w powiecie przeworskim, 
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w województwie pomorskim: 

—  gminy Dzierzgoń i Stary Dzierzgoń w powiecie sztumskim, 

—  gmina Stare Pole w powiecie malborskim, 

w województwie świętokrzyskim: 

—  gmina Tarłów i część gminy Ożarów polożona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 74 w powiecie 
opatowskim. 

8.  Rumänien 

Die folgenden Gebiete in Rumänien: 

—  Restul județului Maramureș care nu a fost inclus în Partea III cu următoarele comune: 

—  Comuna Vișeu de Sus, 

—  Comuna Moisei, 

—  Comuna Borșa, 

—  Comuna Oarța de Jos, 

—  Comuna Suciu de Sus, 

—  Comuna Coroieni, 

—  Comuna Târgu Lăpuș, 

—  Comuna Vima Mică, 

—  Comuna Boiu Mare, 

—  Comuna Valea Chioarului, 

—  Comuna Ulmeni, 

—  Comuna Băsești, 

—  Comuna Baia Mare, 

—  Comuna Tăuții Magherăuș, 

—  Comuna Cicărlău, 

—  Comuna Seini, 

—  Comuna Ardusat, 

—  Comuna Farcasa, 

—  Comuna Salsig, 

—  Comuna Asuaju de Sus, 

—  Comuna Băița de sub Codru, 

—  Comuna Bicaz, 

—  Comuna Grosi, 

—  Comuna Recea, 

—  Comuna Baia Sprie, 

—  Comuna Sisesti, 

—  Comuna Cernesti, 

—  Copalnic Mănăstur, 

—  Comuna Dumbrăvița, 

—  Comuna Cupseni, 

—  Comuna Șomcuța Mare, 

—  Comuna Sacaleșeni, 

—  Comuna Remetea Chioarului, 

—  Comuna Mireșu Mare, 

—  Comuna Ariniș, 

—  Județul Bistrița-Năsăud, 
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—  Județul Iași cu următoarele comune: 

—  Bivolari, 

—  Trifești, 

—  Probota, 

—  Movileni, 

—  Țigănași, 

—  Popricani, 

—  Victoria, 

—  Golăești, 

—  Aroneanu, 

—  Iași, 

—  Rediu, 

—  Miroslava, 

—  Bârnova, 

—  Ciurea, 

—  Mogosești, 

—  Grajduri, 

—  Scânteia, 

—  Scheia, 

—  Dobrovăț, 

—  Schitu Duca, 

—  Tuțora, 

—  Tomești, 

—  Bosia, 

—  Prisăcani, 

—  Osoi, 

—  Costuleni, 

—  Răducăneni, 

—  Dolhești, 

—  Gorban, 

—  Ciortești, 

—  Moșna, 

—  Cozmești, 

—  Grozești, 

—  Holboca. 

TEIL III 

1.  Bulgarien 

Die folgenden Gebiete in Bulgarien: 

the whole region of Blagoevgrad, 

the whole region of Montana, 

the whole region of Ruse, 

the whole region of Razgrad, 

the whole region of Silistra, 

the whole region of Pleven, 

the whole region of Vratza, 
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the whole region of Vidin, 

the whole region of Targovishte, 

the whole region of Lovech, 

the whole region of Sofia city, 

the whole region of Sofia Province, 

in the region of Veliko Tarnovo: 

—  the whole municipality of Svishtov, 

—  the whole municipality of Pavlikeni 

—  the whole municipality of Polski Trambesh 

—  the whole municipality of Strajitsa, 

in Burgas region: 

—  the whole municipality of Burgas, 

—  the whole municipality of Kameno, 

—  the whole municipality of Malko Tarnovo, 

—  the whole municipality of Primorsko, 

—  the whole municipality of Sozopol, 

—  the whole municipality of Sredets, 

—  the whole municipality of Tsarevo. 

2.  Lettland 

Die folgenden Gebiete in Lettland: 

—  Aizputes novada Aizputes pagasts, Cīravas pagasta daļa uz dienvidiem no autoceļa 1192, Kazdangas pagasts, 
Kalvenes pagasta daļa uz ziemeļiem no autoceļa A9, Lažas pagasta dienvidaustrumu daļa un pagasta daļa uz 
dienvidaustrumiem no autoceļa 1199 un uz dienvidiem no Padures autoceļa, Aizputes pilsēta, 

—  Durbes novada Vecpils pagasts, Durbes pagasta daļa uz ziemeļiem no dzelzceļa līnijas Jelgava-Liepāja, Dunalkas 
pagasta daļa uz austrumiem no autoceļiem P112, 1193 un 1192, Durbes pilsēta, 

—  Brocēnu novada Cieceres un Gaiķu pagasts, Remtes pagasta daļa uz rietumiem no autoceļa 1154 un P109, 
Brocēnu pilsēta, 

—  Saldus novada Saldus, Zirņu, Lutriņu un Jaunlutriņu pagasts, Saldus pilsēta. 

3.  Litauen 

Die folgenden Gebiete in Litauen: 

—  Akmenės rajono savivaldybė: Akmenės, Kruopių, Naujosios Akmenės kaimiškoji ir Naujosios Akmenės miesto 
seniūnijos, 

—  Alytaus rajono savivaldybė: Simno sen, Krokialaukio ir Miroslavo seniūnijos, 

—  Birštono savivaldybė, 

—  Joniškio rajono savivaldybė:Gaižaičių, Gataučių, Joniškio, Rudiškių, Skaistgirio, Žagarės seniūnijos, 

—  Kalvarijos savivaldybė: Kalvarijos seniūnijos dalis į šiaurę nuo kelio Nr. 131 ir į šiaurę nuo kelio Nr. 200, 

—  Kauno rajono savivaldybė: Akademijos, Alšėnų, Ežerėlio, Kačerginės, Ringaudų ir Zapyškio seniūnijos, 

—  Kazlų Rudos savivaldybė: Antanavo, Kazlų Rudos, Jankų ir Plutiškių seniūnijos, 

—  Lazdijų rajono savivaldybė: Krosnos, Lazdijų miesto, Lazdijų, Seirijų, Šeštokų, Šventežerio ir Veisiejų seniūnijos, 

—  Marijampolės savivaldybė: Gudelių, Igliaukos, Liudvinavo, Marijampolės,Sasnavos ir Šunskų seniūnijos, 

—  Mažeikių rajono savivaldybės: Laižuvos, Mažeikių apylinkės, Mažeikių, Reivyčių, Tirkšlių ir Viekšnių seniūnijos, 

—  Prienų rajono savivaldybė: Ašmintos, Balbieriškio, Išlaužo, Jiezno, Naujosios Ūtos, Pakuonio, Prienų ir Šilavotos 
seniūnijos, 

—  Šakių rajono savivaldybė: Gelgaudiškio ir Plokščių seniūnijos ir Kriūkų seniūnijos dalis į vakarus nuo kelio 
Nr. 3804, Lukšių seniūnijos dalis į vakarus nuo kelio Nr. 3804, Šakių seniūnijos dalis į šiaurę nuo kelio Nr. 140 ir 
į šiaurės rytus nuo kelio Nr. 137, 

—  Šiaulių rajono savivaldybės: Bubių, Ginkūnų, Gruzdžių, Kairių, Kuršėnų kaimiškoji, Kuršėnų miesto, Kužių, 
Meškuičių, Raudėnų ir Šakynos seniūnijos, 
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—  Šakių rajono savivaldybė: Gelgaudiškio ir Plokščių seniūnijos ir Kriūkų seniūnijos dalis į vakarus nuo kelio 
Nr. 3804, Lukšių seniūnijos dalis į vakarus nuo kelio Nr. 3804, Šakių seniūnijos dalis į šiaurę nuo kelio Nr. 140 ir 
į šiaurės rytus nuo kelio Nr. 137, 

—  Vilkaviškio rajono savivaldybės: Gižų ir Pilviškių seniūnijos. 

4.  Polen 

Die folgenden Gebiete in Polen: 

w województwie warmińsko-mazurskim: 

—  Gminy Bisztynek, Sępopol i Bartoszyce z miastem Bartoszyce w powiecie bartoszyckim, 

—  gmina Kiwity i część gminy Lidzbark Warmiński położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 51 
w powiecie lidzbarskim, 

—  gminy Srokowo, Barciany, część gminy Kętrzyn położona na północ od linii kolejowej łączącej miejscowości 
Giżycko i Kętrzyn biegnącej do granicy miasta Kętrzyn oraz na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 591 
biegnącą od miasta Kętrzyn do północnej granicy gminy i część gminy Korsze położona na północ od linii 
wyznaczonej przez drogę biegnącą od wschodniej granicy łączącą miejscowości Krelikiejmy i Sątoczno i na 
zachód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Sątoczno, Sajna Wielka biegnącą do skrzyżowania 
z drogą nr 590 w miejscowości Glitajny, a następnie na zachód od drogi nr 590 do skrzyżowania z drogą nr 592 
i na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 592 biegnącą od zachodniej granicy gminy do skrzyżowania 
z drogą nr 590 w powiecie kętrzyńskim, 

—  gmina Stare Juchy w powiecie ełckim, 

—  część gminy Wilczęta położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 509 w powiecie braniewskim, 

—  część gminy Morąg położona na północ od linii wyznaczonej przez linię kolejową biegnącą od Olsztyna do 
Elbląga, część gminy Małdyty położona na północny – wschód od linii wyznaczonej przez linię kolejową 
biegnącą od Olsztyna do Elbląga w powiecie ostródzkim, 

—  gminy Godkowo i Pasłęk w powiecie elbląskim, 

—  gminy Kowale Oleckie, Olecko i Świętajno w powiecie oleckim, 

—  powiat węgorzewski, 

—  gminy Kruklanki, Wydminy, Miłki, Giżycko z miastem Giżycko i część gminy Ryn położona na północ od linii 
kolejowej łączącej miejscowości Giżycko i Kętrzyn w powiecie giżyckim, 

—  gminy Jeziorany, Kolno, Dywity, Dobre Miasto i część gminy Barczewo położona na północ od linii wyznaczonej 
przez linię kolejową w powiecie olsztyńskim, 

w województwie podlaskim: 

—  gmina Orla, część gminy Bielsk Podlaski położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 19 biegnącą 
od południowo-zachodniej granicy gminy do granicy miasta Bielsk Podlaski i na południe od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 689 biegnącą od wschodniej granicy gminy do wschodniej granicy miasta Bielsk Podlaski i część 
gminy Boćki położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 19 w powiecie bielskim, 

—  gminy Kleszczele, Czeremcha i część gminy Dubicze Cerkiewne położona na południowy zachód od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 1654B w powiecie hajnowskim, 

—  gminy Perlejewo, Drohiczyn i Milejczyce w powiecie siemiatyckim, 

—  gmina Ciechanowiec w powiecie wysokomazowieckim, 

w województwie mazowieckim: 

—  gminy Domanice i Wiśniew w powiecie siedleckim, 

—  gminy Łaskarzew z miastem Łaskarzew, Maciejowice, Sobolew i część gminy Wilga położona na południe od linii 
wyznaczonej przez rzekę Wilga biegnącą od wschodniej granicy gminy do ujścia dorzeki Wisły w powiecie 
garwolińskim, 

—  powiat miński, 

—  gminy Jabłonna Lacka, Sabnie i Sterdyń w powiecie sokołowskim, 

—  gminy Ojrzeń, Sońsk, Regimin, Ciechanów z miastem Ciechanów i część gminy Glinojeck położona na wschód 
od linii wyznaczonej przez drogę nr 7 w powiecie ciechanowskim, 

—  część gminy Strzegowo położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 7 w powiecie mławskim, 

—  gmina Nur w powiecie ostrowskim, 

—  gminy Grabów nad Pilicą, Magnuszew, Głowaczów, Kozienice w powiecie kozienickim, 
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—  gmina Stromiec w powiecie białobrzeskim, 

—  gminy Czerwińsk nad Wisłą i Naruszewo w powiecie płońskim, 

—  gminy Wyszogród i Mała Wieś w powiecie płockim, 

w województwie lubelskim: 

—  gminy Bełżec, Jarczów, Lubycza Królewska, Susiec, Tomaszów Lubelski i miasto Tomaszów Lubelski w powiecie 
tomaszowskim, 

—  gminy Białopole, Dubienka, Chełm, Leśniowice, Wierzbica, Sawin, Ruda Huta, Dorohusk, Kamień, Rejowiec, 
Rejowiec Fabryczny z miastem Rejowiec Fabryczny, Siedliszcze, Żmudź i część gminy Wojsławice położona na 
wschód od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od północnej granicy gminy do miejscowości Wojsławice do 
południowej granicy gminy w powiecie chełmskim, 

—  powiat miejski Chełm, 

—  gminy Izbica, Gorzków, Rudnik, Kraśniczyn, Krasnystaw z miastem Krasnystaw, Siennica Różana i część gminy 
Łopiennik Górny położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 17, część gminy Żółkiewka położona 
na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 842 w powiecie krasnostawskim, 

—  gmina Stary Zamość, Radecznica, Szczebrzeszyn, Sułów, Nielisz, część gminy Skierbieszów położona na zachód 
od linii wyznaczonej przez drogę nr 843, część gminy Zwierzyniec położona na północny-zachód od linii 
wyznaczonej przez droge nr 858 powiecie zamojskim, 

—  część gminy Frampol położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 74, część gminy Goraj położona 
na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 835, część gminy Tereszpol położona na północ od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 858, część gminy Turobin położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę 
nr 835 w powiecie biłgorajskim, 

—  gminy Hanna, Hańsk, Wola Uhruska, Urszulin, Stary Brus, Wyryki i gmina wiejska Włodawa w powiecie 
włodawskim, 

—  powiat łęczyński, 

—  gmina Trawniki w powiecie świdnickim, 

—  gminy Sławatycze, Sosnówka i Wisznice w powiecie bialskim, 

—  gminy Adamów, Krzywda, Serokomla, Wojcieszków i część gminy wiejskiej Łuków położona na zachód od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 63 biegnącą od północnej granicy gminy do granicy miasta Łuków, a następnie na 
północ, zachód, południe i wschód od linii stanowiącej północną, zachodnią, południową i wschodnią granicę 
miasta Łuków do jej przecięcia się z drogą nr 806 i na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 806 
biegnącą od wschodniej granicy miasta Łuków do wschodniej granicy gminy wiejskiej Łuków w powiecie 
łukowskim, 

—  powiat parczewski, 

—  powiat radzyński, 

—  powiat lubartowski, 

—  gminy Horodło, Uchanie, Niedźwiada i część gminy wiejskiej Hrubieszów położona na północ od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 844 biegnącą od zachodniej granicy gminy wiejskiej Hrubieszów do granicy miasta 
Hrubieszów oraz na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 74 biegnącą od wschodniej granicy miasta 
Hrubieszów do wschodniej granicy gminy wiejskiej Hrubieszów w powiecie hrubieszowskim, 

—  gminy Głusk, Jastków, Niemce i Wólka w powiecie lubelskim, 

—  gminy Mełgiew i miasto Świdnik w powiecie świdnickim, 

—  powiat miejski Lublin, 

w województwie podkarpackim: 

—  gmina Narol w powiecie lubaczowskim. 

5.  Rumänien 

Die folgenden Gebiete in Rumänien: 

—  Zona orașului București, 

—  Județul Constanța, 

—  Județul Satu Mare, 

—  Județul Tulcea, 

—  Județul Bacău, 
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—  Județul Bihor, 

—  Județul Brăila, 

—  Județul Buzău, 

—  Județul Călărași, 

—  Județul Dâmbovița, 

—  Județul Galați, 

—  Județul Giurgiu, 

—  Județul Ialomița, 

—  Județul Ilfov, 

—  Județul Prahova, 

—  Județul Sălaj, 

—  Județul Vaslui, 

—  Județul Vrancea, 

—  Județul Teleorman, 

—  Partea din județul Maramureș cu următoarele delimitări: 

—  Comuna Petrova, 

—  Comuna Bistra, 

—  Comuna Repedea, 

—  Comuna Poienile de sub Munte, 

—  Comuna Vișeu e Jos, 

—  Comuna Ruscova, 

—  Comuna Leordina, 

—  Comuna Rozavlea, 

—  Comuna Strâmtura, 

—  Comuna Bârsana, 

—  Comuna Rona de Sus, 

—  Comuna Rona de Jos, 

—  Comuna Bocoiu Mare, 

—  Comuna Sighetu Marmației, 

—  Comuna Sarasau, 

—  Comuna Câmpulung la Tisa, 

—  Comuna Săpânța, 

—  Comuna Remeti, 

—  Comuna Giulești, 

—  Comuna Ocna Șugatag, 

—  Comuna Desești, 

—  Comuna Budești, 

—  Comuna Băiuț, 

—  Comuna Cavnic, 

—  Comuna Lăpuș, 

—  Comuna Dragomirești, 

—  Comuna Ieud, 

—  Comuna Saliștea de Sus, 

—  Comuna Săcel, 

—  Comuna Călinești, 
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—  Comuna Vadu Izei, 

—  Comuna Botiza, 

—  Comuna Bogdan Vodă, 

—  Localitatea Groșii Țibileșului, comuna Suciu de Sus, 

—  Localitatea Vișeu de Mijloc, comuna Vișeu de Sus, 

—  Localitatea Vișeu de Sus, comuna Vișeu de Sus. 

—  Județul Mehedinți, 

—  Județul Gorj, 

—  Județul Argeș, 

—  Județul Olt, 

—  Județul Dolj, 

—  Județul Arad, 

—  Județul Timiș, 

—  Județul Covasna, 

—  Județul Brașov, 

—  Județul Botoșani, 

—  Județul Vâlcea, 

—  Județul Hunedoara. 

6.  Slowakei 

Die folgenden Gebiete in der Slowakei: 

—  the whole district of Trebisov, 

—  in the district of Michalovce, the whole municipalities of the district not already included in Part I. 

TEIL IV 

Italien 

Die folgenden Gebiete in Italien: 

—  tutto il territorio della Sardegna.“  
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Regelung Nr. 51 der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa 
(UNECE) — Einheitliche Bedingungen für die Genehmigung der Kraftfahrzeuge mit mindestens 

vier Rädern hinsichtlich ihrer Geräuschemissionen [2018/798] 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 138 vom 4. Juni 2018) 

Seite 17, Absatz 11.3.3: 

Anstatt:  „11.3.3.  Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, verweigern bis zum 30. Juni 2022 im Fall 
von anderen Fahrzeugtypen als solchen der Klasse N2 und bis zum 30. Juni 2023 im Fall von 
Fahrzeugtypen der Klasse N2 nationale oder regionale Typgenehmigungen für ein Fahrzeug, 
das gemäß der Phase 1 (siehe Absatz 6.2.2) oder nach der Änderungsserie 02 zu dieser 
Regelung typgenehmigt wurde.“ 

muss es heißen:  „11.3.3.  Keine Vertragspartei, die diese Regelung anwendet, darf bis zum 30. Juni 2022 im Fall von 
anderen Fahrzeugtypen als solchen der Klasse N2 und bis zum 30. Juni 2023 im Fall von 
Fahrzeugtypen der Klasse N2 nationale oder regionale Typgenehmigungen für ein Fahrzeug, 
das gemäß der Phase 1 (siehe Absatz 6.2.2) oder nach der Änderungsserie 02 zu dieser 
Regelung typgenehmigt wurde, verweigern.“  
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